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I. 

Die Bedeutttng des altgriechischen Rechtes für 
cUe vörgleichende Bechtswissenschaft. 

Vortrag, gelialteii am 20. Oktober 1905*) in Berlin. 

Von 

Br. H. F. Hitzig, 

ordentlichen Professor der Rechte an der üniversit&t Zfliioh. 

Wenn der Bearbeiter, der vergleichenden Bechtswissen- 
Schaft sich nicht begnügt, mit der Erforschung des heutigen 
RechtszüBtandes bei verschiedenen Völkern^ wenn er zurück- 
blickt in die Vergangenheit und Bausteine sammelt für eine 
Universalgeschichte des Rechts, dann wird er auch Halt machen 
bei dem Volk der Hellenen und sich die Frage vorlegen , ob 
nicht dieses Volk, das auf anderen Gebieten menschlicher 
Oeistesarbeit so Hervorragendes geschaffen und politische Denker 
wie Plato und Aristoteles hervorgebracht hat, — ob nicht dieses 
Land auch auf dem Gebiete des Rechts, im besonderen des 
Privatrechts, die höchste Stufe der Entwicklung erklommen 
habe. Wer dieser Frage näher tritt und sich über Wesen 

^) Die Abhandlung . enthält einen Vortrag, den der Verfasser in 
der internationalen Vereinigung fGLr vergleichende Rechtswissenschaft in 
Berlin gehalten hat, and der im Organ dieses Vereins (Blätter für ver- 
gleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre 1 8. 879 ff.) er- 
schienen ist. Ich habe den Verfasser gebeten, die Arbeit mit den wert- 
vollen Noten, welche im Vereinsorgane fehlen, in unserer Zeitschrift 
zu bringen. Redaktion und Verlag der Vereinszeitschrift haben freund- 
lichst ihre Zustimmung erteilt. Kohle r. 

Zaitschrift für Tergleiohende Beohtiwlssenschsft XIX. Band. 1 



2 Hitzigr. 

und Art des griechischen Rechts erkundigen will, der stannt 
Zunächst darüber, wie wenig erforscht dieses Gebiet ist, wie 
klein die Zahl der wissenschaftlichen Abbandinngen, wie selten 
in rechtsvergleichenden Schriften die Verweisung auf das 
griechische Recht; während das Recht der Römer in aller 
Mund ist, scheint das Recht der Griechen durchaus als quan 
titä n^gligeable behandelt zu werden. 

Es gibt mancherlei Gründe, die diese stiefmütterliche Be- 
handlung des griechischen Rechts verschuldet haben; der 
Hauptgrund aber liegt darin, daß der Rechtshistoriker bis in 
die jüngste Zeit hinein die wissenschaftliche Behandlung und 
Erforschung des griechischen Rechts dem Philologen über- 
lassen hat, der in den griechischen Privataltertümem auch das 
griechische Privatrecht darstellte ^). So verdienstlich diese 
Arbeiten waren: dem Philologen fehlte das juristische Rüstzeug 
und damit die Möglichkeit, die griechischen Institute mit den- 
jenigen anderer Rechte zu vergleichen, bereits Bekanntes von 
noch nicht Dagewesenem zu trennen; er konnte nicht unterschei- 
den, was dem griechischen Recht und seiner Entwicklung mit 
anderen Rechten gemeinsam ist, und was sich als griechisches 
Sondergut erweist; und so entfiel mit der Möglichkeit der 
Vergleichung auch die Möglichkeit einer gerechten Kritik des 
griechischen Rechts. — In neuester Zeit vollzieht sich hier 
eine Wendung zum Besseren. Die wissenschaftlichen Dar- 
stellungen des griechischen Rechts mehren sich; wir besitzen 
eine umfassende Darstellung des athenischeo Privatrechts 
(Beauchet)'); Juristen und Philologen vereinigen sich zu ge 
meinsamer Arbeit; rechtsvergleichende Zeitschriften bringen 
Aufsätze über griechisches Recht; es ergeht sogar der Ruf 
nach einer antiken Rechtsgeschichte, die die Fäden freilegen 
soll, die Orient und Okzident, das Einst und das Jetzt ver- 

') Näheres hierüber in meiner Rezension des Baches von Beaachet 
in der Zeitschrift der Savigny-Stiftnng Roman. Abt. XVIII, 8. 147. 

*) L. Beaachet^ Histoire da droit privö de la r^pnbliqne Ath6- 
nienne, 4 B&nde, 1897. 
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binden^). In der jüngsten Zeit waren es neben Inschriften- 
funden besonders die ägyptischen Papyrusfunde, die den Blick 
des Forschers auf das griechische Recht lenkten; hier beob- 
achtete man griechische Einflüsse^ Kampf zwischen griechischer 
und römischer Kultur; und wenn auch bisher die mächtig 
aufblühende Papyrusforschung sich im wesentlichen mit dem 
griechischen Recht in den Papyri beschäftigt hat^ so wird sie 
doch mehr und mehr über die Papyri hinaus in das eigent- 
liche Gebiet des griechischen Rechts gedrängt werden. 

Mit dem eben Gesagten sind wir bereits der Quellenfrage 
nahe gekommen; auch hierüber muß kurz gesprochen werden. 
Die Komposition unseres Quellenmaterials für das griechische 
Recht ist — im besondern, wenn man das römische Recht zum 
Vergleich heranzieht — eigenartig. Die Hauptquellen für 
unsere Kenntnis des griechischen Privatrechts bilden die Ge- 
richtsreden der attischen Redner und die in über tausend 
loschriften überlieferten Geschäftsurkunden. Neben diesen 
Quellen tritt die direkte Ueberlieferung von Gesetzestexten 
— wenn wir etwa von dem großen Fund von Gortyn absehen — 
durchaus zurück; eine eigentliche Rechtsliteratur (Schriften 
griechischer Juristen) fehlt ganz. Diese eigenartige Zusammen- 
setzung unseres Quellenmaterials ergibt zweierlei: eine be- 
sondere Schwierigkeit der Forschung und eine eigenartige 
Unbestimmtheit des Forschungsresultats. Die Schwierigkeit 
der Forschung liegt wesentlich darin^ daß die sich immer ver- 
mehrenden Inschriften in vielen Sammlungen zerstreut sind und 
da in der Regel nur im Urtext (ohne Uebersetzung) zu lesen 
sind; zudem enthalten die Inschriftenwerke nicht immer ge- 
nügende Wortindices; die Arbeit wird heute zum Teil er- 
leichtert durch ein sehr verdienstliches Unternehmen, zu dem 
sich drei französische Forscher vereinigt haben ^ ich meine 
den Recueil des inscriptions juridiques grecques von Dareste, 



') L. Wenger, Römische und antike Rechtsgeschichte, Akademische 
Antrittsvorlesung, Wien 1905. 
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Reinaeh und Haussoullier^), eine Sammlang^ in welcher — nach 
Materien geordnet — besonders interessante Inschriften mit 
üebersetsnng und Kommentar abgedruckt sind. Die Un- 
bestimmtheit des Forschnngsresnltates liegt darin, daß wir 
nicht oder doch ntir selten die abstrakte Rechtsnorm kennen 
lernen, sondern nur die Ausgestaltung konkreter Lebensver- 
hältnisse; wir er£Eihren nicht ^ wie die dispositive Rechtsnorm 
lautet, sondern sehen nur, wie auf Grund des objektiven Rechts 
und im Rahmen der von ihm gewährten Vertragsfreiheit die 
Parteien ihre Rechtslage gestalten; wir hOren nicht, was gelten 
soll, wenn sie nichts abmachen, wir hören aber, was sie ab- 
machen^*). Liegt in dieser Verdunkelung der abstrakten Norm 
vielleicht ein Manko unseres Wissens, so gewinnen wir ander- 
seits ein lebensvolles plastisches Bild, wir vernehmen in Reden 
und Urkunden die viva vox juris civilis und erhalten ein 
Material, wie wir es für moderne Rechte nicht besitzen und 
auch nur schwer herstellen kOnnen ^). Die Urkunden sind viel- 
gestaltig; oftmals gelingt es aber doch, übereinstimmende Züge 
im Inhalt und Redaktion zu entdecken; wir erfahren wohl auch, 
daß einzelne Verträge auf eine gemeinsame Vorlage, einen 
durch Gesetz oder Reglement geschaffenen Normaltjpus zu- 
rückgehen; so erfahren wir von solchen Vorlagen in den Pacht- 
verträgen von Delos, in den delphischen Baurechnungen ^). 
Da viele dieser Verträge unmittelbar oder mittelbar mit der 
Tempelverwaltung zusammenhängen, liegt die Annahme nahe, 

^) Von diesem Werk sind bisher zwei Bände erschienen, 1891—1905. 

^) Oelegentlich wird freilich aach in Oeschäftsurkunden auf Ge^ 
setze Terwiesen, vgl. z. B. die Verweisung aaf den ica>Xir}Tix6{ vofio^ in den 
Pachtvertiägen von Hylasa und Olymos (s. u. Anm. 25), «oivö^ v6fi.oc der 
Boiotier über Elxpropriation (s. u. Anm. 27). 

*) Ueber das Bedärfnis nach der Sammlung solchen Materials anch 
für das moderne Recht s. besonders Ehrlich, Freie Rechtsfindung und 
freie Rechtswissenschaft (1908) S. 85 ff. 

') Ueber die Upä ooYYpa<piQ für die Pacht- und Werkverträge in Delos 
s. Bull, de correspond, hell^niq. XIV, 8. 480, VI, 8. 64; ein vaoicoux&{ 
yo)iO( wird für Lebadeia erwähnt C. J. Graec. 8ept. 8078, ein «o(y& 
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daß — ähnlich wie in Rom und anderwärts — diese Aus- 
bildung der Kautelarjurisprudenz durch die Priester besorgt 
und damit auch ein disziplinierender Einfluß auf die Entwick* 
lung des Rechts ausgeübt wurde. 

Wir haben bisher angenommen, daß es ein griechisches, 
ein gemeines griechisches Recht gegeben habe. Bis in die 
jüngste Zeit wurde, die Einheitlichkeit des griechischen Rechts 
geleugnet; man erklärte, es gäbe wohl attisches, spartanisches, 
tfaebanisches, kretisches Recht u. s. w., aber kein griechisches 
Reefat; so stellt^ man wohl das attische Recht dar^ wie es 
in Reden und attischen Inschriften zu Tage trat, verzichtete 
aber bei solcher Darstellung auf die Heranziehung anderer 
griechischer Rechte. In neuerer Zeit haben aber neue In- 
schriften, insbesondere der Fund von Gortjn, in die Frage 
neüe»Xicht gebracht; man beobachtete, wie Institutionen, die 
wir als attische aus den attischen Rednern kennen^ sich wieder- 
finden in dem kretischen Gesetzbuch, in den ägyptischen Papyri, 
im syrisch-römischen Rechtsbuch; man entdeckte, wie in der 
römischen Eaiserzeit die ganze Ostliche Reichshälfte ein einziges 
von übereinstimmenden Anschauungen beherrschtes Rechtsgebiet 
darstellt. Bahnbrechend hat hier namentlich das klassische 
Werk von L. Mitteis ^Reichsrecht und Yolksrecht in dea 
östlichen Provinzen, des römischen Kaiserreichs^ (1891) gewirkt. 
Hier wurde zum erstenmal die Existenz des gemeingriechischen 
Rechts erkannt und in den verschiedensten Materien nächge- 
wiesen; hier wurde auch gezeigt, welche äußere Einrichtungen 
des griechischen Staatslebens die Ausbildung eines einheitlichen 
Rechts ermöglichten und förderten (Koloniegründung, Rechts^ 
bewidmung, Entlehnung von Richtern aus fremden Städten ; Aus- 
bildung eines jus gentium in den Fremdengerichten, Verdrängung 
des Personalitätsprinzips durch das Territorialitätsprinzip)* — 

ooifYpa^o^ für Tegea 8. Le Bas-Foacart, Voy. arch. 840 e; vgl. noch 
B. Keil, Die Rechnungen über den epidanrischen Tholoebau (1896) 
8. 51; Beauchet, Droit priv. Ath^D. IV 8. 210; £. Bonrguet, Admini- 
stration financiers du sanctuaire pythique (1905) 8. 28, Anm. 
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Za den eigenartigsten ErBcheinungen des griechischen 
Rechtslebens, die der Ausbildung eines panhellenischen Rechts 
günstig waren, aber ebenso die Einheitlichkeit des Rechts- 
bewußiseins bereits voraussetzen, gehört die weit verbreitete 
griechische Sitte, zur Schlichtung von Streitigkeiten Richter 
ans dem Auslande kommen zu lassen (Stxaoral ^zoltcb^tcxoC). 
üeber diese „arbitri extemi' hat schon im Jahre 1888 Erich 
Sonne in einer OOttinger Dissertation gehandelt und damals 
bereits gegen 150 Beispiele nachgewiesen; seither ist eine 
stattliche Zahl weiterer Fälle hinzugekommen; insbesondere 
haben die Inschriften von Pergamon und von Magnesia am 
Mäander neues Material ergeben "^^ Die Fälle sind sehr viel- 
gestaltig. Ich sehe zunächst ganz ab von den Fällen, wo 
zwei streitende Oemeinwesen zur Schlichtung ihres Streites 
ein drittes Gemeinwesen auffordern, sei es auf Orund eines 
bereits bestehenden Staatsvertrages, sei es durch ein compro- 
missum ad hoc. Noch interessanter vielleicht sind die ziem- 
lich zahlreichen Fälle, wo ein Gemeinwesen interne Angelegen- 
heiten, Streitigkeiten der eigenen Bürger nicht durch die 
eigenen, sondern durch fremde Richter entscheiden läßt. Es 
kommt dies namentlich zur Zeit politischer Wirren vor und 
bedeutet ein Mißtrauen gegenüber der einheimischen Recht- 
sprechung. Das Vorgehen ist hier in der Regel folgendes: 
Das Gemeinwesen a beschließt durch seine kompetenten Or- 
gane, das Gemeinwesen b um Entsendung von Richtern zu 
bitten. Die Bestimmung der Zahl der Richter, die Auswahl 
der Persönlichkeiten wird dem angegangenen Gemeinwesen 



Man vergleiche aas den neaeren Fanden etwa folgende: Bull, 
de corr. hell. XXIY, S. 75 (Richter aas Hegara in Akraephia), Athen. 
Mitteilg. XXIV, S. 411 (Richter aus Kios bei den Magneten an Sipy- 
los), Corp. Inscr. Graec. Sept III, 1073 (Richter aas Heloe in 
Pergai), Michel, Recneil d'inscriptions grecqaes N. 508 (Richter ans 
Prione in Erythrai), Inschriften von Magnesia am Mäander 
(ed. Kern) 15, 101 (Richter aas Magnesia in Enidos and bei den Lar- 
benem). 
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überlassen. Das Gemeinwesen b tritt anf das Gesuch ein, 
normiert die Zahl der Richter nnd wählt aus seinen Bürgern 
die geeigneten Persönlichkeiten aus, in der Regel mehrere 
Richter (meist drei) und einen Schreiber. Diese Personen be- 
geben sich nun, begleitet von einem Sendboten des einladen- 
den Gemeinwesens (8»ca(KaYa>YÖ^), zu diesem letzteren; dort 
bleiben sie in der Regel längere Zeit (icapticiSri^ia), da sie 
immer eine größere Zahl von Streitigkeiten erledigen; sie tun 
dies zum Teil durch Herbeiführung eines Vergleichs, zum Teil 
durch Fällung eines Urteils (oovdXoaav — ISCxaoav). Nach 
Vollendung ihres Werks kehren sie in die Heimat zurück; 
das Gemeinwesen, dem sie ihre Dienste geleistet haben, be- 
schließt dann einen besonderen Dank und besondere Ehrungen 
für die Richter und den Schreiber, sowie für das Gemeinwesen, 
das sie gesandt hat. Dieses Ehrendekret wird dann in beiden 
Gemeinwesen publiziert; es kommt auch vor, daß das Gemein- 
wesen, dem die Richter angehört hatten, seinerseits am Ende 
nochmals einen Beschluß faßt über Annahme der Ehrungen, 
Empfang und Rückgeleitung der Dankgesandtschaft u. s. w.^). 
Wir sind über diese Vorgänge besonders durch die eben er- 
wähnten auf Säulen eingegrabenen Dankdekrete unterrichtet. 

Bei dieser ganzen Einrichtung erhebt sich die Frage, nach 
welchem Recht denn die auswärtigen Richter urteilten; die In- 
schriften erklären hier nur, daß die Richter gerecht und ge- 
mäß den Gesetzen geurteilt haben. Das ist nur verständlich, 
wenn eine weitgehende Uebereinstimmung zwischen inländischem 
und ausländischem Recht vorausgesetzt wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf eine eigen- 
artige Urkunde aufmerksam machen, die bisher von den Be- 
arbeitern des griechischen Rechts übersehen wurde: ich meine 
den Freundschaftsvertrag zwischen Ephesos und Sardes aus 

*) N. 101 der Inschriften aus Magnesia am Mäander leigt auf einer 
Marmorstele das Dankdekret der Larbener nnd das Dankannahmedekret 
der Magneten. Am Kopf der Inschrift stehen die Namen der Geehrten 
(drei Richter nnd ein Schreiber). 
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der Zeit des Prokonsulata des jüngeren Scaevola, Q. MucioB 
Scaevola P. Fil., aus dem Jahre 98 v. Chr. Vielleicht auf 
Veranlassung des Scaevola hatte die Stadt Pergamon ver- 
mittelt in einem Streit zwischen Sardes und Ephesos. Die in 
den Altertümern von Pergamon (VIII, 2, S. 196 ff.) veröffent- 
lichte Inschrift enthält am Ende einen Teil des Vertrages, den 
die streitenden Parteien unter Vermittlung von Pergamon ab- 
geschlossen haben. Von besonderem Interesse sind in diesem 
Vertrag zwei Stellen. Zunächst finden wir ein Stück inter- 
nationales Strafrecht: wenn ein Ephesier einen Sardianer be- 
schädigt (oder umgekehrt), so soll der Beschädigte den Prozeß 
einleiten in der Stadt des Uebeltäters (forum rei); Wird ein 
Sardianer oder Epbesier von einem Angehörigen eines dritten 
Gemeinwesens verletzt, so kann der Ephesier in Sardes, der 
Sardianer in Ephesus klagen nAch dem Gesetz der Stadt, in 
der der Uebeltäter ergriffen worden ist (forum comprehensionis), 
sofern nicht mit dem Gemeinwesen, dem der Uebieltäter an- 
gehört, ein besonderer Staatsvertrag abgeschlossen ist; in 
letzterem Fall entscheidet über die Kompetenz der Staatsver- 
trag ^). Die Vergünstigung würde also darin bestehen, daß 
überall da, wo der Ephesier wegen &Six(a in Ephesus klagen 
kann, auch der Sardianer in Ephesus zur Klage zugelassen 
wird (und umgekehrt). Solche Vergünstigungen begegnen auch 
in anderen griechischen Staatsverträgen ^^) und erinnern an 
die Fälle, wo in Rom der Praetor die im Zivilrecht auf den 
Bürger. zugeschnittene Klage ficta civitate den Peregrinen zu- 
gesteht ^^). — Wegen ihrer besonderen Bedeutung für die 

*) Wortlaut : napa'^kvrixai , Ivmiiodui xhv &di[Ho]6{i8yo[v xata 

SapSiavdJy ^'E^pjsaiütv bnb too p.*)] BvtO( ^iy^ts SapSiavoo ^L-rft *E<p8a(ou l^satco 
tü> ^Eff[9Q(ij^ iv SdipSsoi x]al T<|> Sap8iav(j> Iv ^E^koip xb Sixftiov Xajjißdveiv 
%axä xob^ xr^q' k6\{jhoq v6{iod( Iv ji &]v Xfjf ^ b &dix*r|oa( icX^v tl tivi^ 
naiv ix xGiv ic6Xsu»v, icpo< Sl^ sloiv ODy^x[at l^tai y tot«] Si^^dYsodai xatdc täte 
tSia^. aovdv^xa^. 

") CJ.A n, 32; 115, IV, 22 d. 

") Gai. IV, 37. 
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RechtsvergleichuDg — insbesondere flir die Vergleichnng mit 
dem römischen Prozeß — noch interessanter sind andere Be- 
stimmungen des Vertrages, welche sich auf die Streitigkeiten 
beziehen, die etwa später zwischen den vertragschließenden 
Gemeinwesen entstehen sollten ; hier wird in ganz eigenartiger 
Weise das Vermittleramt der Stadt Pergamon perpetuiert. 
Die klägeriische Stadt soll zunächst durch eine Gesandtschaft 
vorstellig werden bei der Gegnerin und dieser ein ^iitpio^ciL zu- 
stellen «poX^'fsiv Sia npeoßslac t6 SpcXYjiia; von diesem Zeitpunkt 
an läuft eine SOtägige Frist; am 30. Tag sollen die beiden 
Parteien, Klägerin und Beklagte, in Pergamoji vor dem S'^fioc 
|jL6aiTs&<ov erscheinen; nach weiteren 5 Tagen sollen die Parteien 
das Los ziehen zur Ermittlung der urteilenden Stadt (S'^fioc 
xptvcöv), wobei wohl die Auswahl der zur Auslosung zu 
bringenden Städte der Vereinbarung der Parteien unterlag; von 
dieser Losziehung an läuft eine Frist von 60 Tagen; dann 
sollen die Vertreter der Parteien in der urteilenden Stadt er- 
scheinen und mit Vorweisung eines Schreibens der Partei die 
Einsetzung des Gerichtshofes (Sdoig too SixaotTjptoo) erbitten ^^). 
Beidemal wird f&r die Verhandlung der Parteien der Ausdruck 
SiafiixaoCa verwendet; erscheint zu der einen oder anderen 
Verhandlung eine der beiden Parteien nicht, so soll zu Gunsten 
der erschienenen Partei entschieden werden (loro) xat& t6v 
«apövta)^'). 



^'3 Wortlaut: (ircäi B& %hv «X^pov Iv £XXai( 4j)jipai( ft^-yjxovta icapa- 
Ytv6[JL«voi Kph^ xhv bIXyjx^^^ ^(lov SiaSixa iko^iaoav, «pipovra^ icap& Twv 
ISEcov icaTp(Bu>y '^p&\i.[i,axaL icp6( r^v tlXiQx^^^v icoXiv 6icip r?)( Booecug xob 
dtxaanr]p[ou. 

*Ö l^as Verfahren ist kompliziert und nicht in allem klar; es fragt 
sich besonders, wie die Städte bezeichnet warden, von denen eine durch 
das Los gewählt ^irdi Die fünftägige JBVist zwischen Erscheinen in Perga- 
mon und Losziehang (ebenda) soll wohl den Abschluß eines Vergleiches 
erleichtem. Die Ladung auf den dreißigsten Tag ad capessendum judi- 
cem erinnert an Erscheinungen und Probleme des römischen Zivilpro- 
zesses (comperendinatio, denuntiatio, condictio« status und condictus 
dies). Die Annahme Eiseies, daß die condictio ein außergerichtlicher 



10 Hiteig. 

Wenden wir uns nun nach diesen einleitenden Bemer- 
kungen zu dem griechiBchen Recht^ wie es uns in den Quellen 
entgegentritt. Ein vollständiges Bild läßt sich hier nicht geben; 
ich scheide das Gebiet des öffentlichen Rechtes aus und be- 
schränke mich im Gebiete des Privatrechts auf das eigent- 
liche Verkehrsrecht^ das in den Inschriftenfnnden die erste 
Stelle einnimmt. Gerade in der Entwicklung des Verkehrs- 
rechts zeigt sich die Bedeutung des griechischen Rechts; hier 
ist mancherlei Arbeit noch nicht getan^ da die Philologen ihre 
Aufmerksamkeit mehr dem — besonders in den attischen Ge- 
richtsreden hervortretenden — Familien- und Erbrecht zu- 
gewendet haben; ich werde im besonderen zu zeigen suchen, 
wie dieses griechische Verkehrsrecht einzelne moderne Rechts- 
ideen bereits kennt, von denen wir selbst im römischen Recht 
keine oder nur spärliche Spuren finden. — 

Eine allgemeine Bemerkung über dieses griechische Ver- 
kehrsrecht mag vorausgeschickt sein. Man hat früher vielfach 
angenommen, das griechische Recht sei ausgegangen vom 
Prinzip des formlosen Vertrages, und hat wohl gelegentlich 
in der Entwicklung des römischen Rechts vom jus civile zum 
freieren jus gentium Einflüsse des griechischen Rechts erblickt. 
Dem gegenüber ist festzuhalten, daß das griechische Recht im 
Verkehrsrecht eine Reihe von Formen gekannt hat, die dem 
römischen Recht fehlten, und daß es im besonderen im Im- 
mobiliarsachenrecht in verschiedener Weise für die Publizität 
der Rechtsgeschäfte gesorgt hat. Wir finden da einmal die 
Anbringung von Zeichen auf dem Grundstück selbst (Aufstel- 



Akt sei und ans dem Fremdenprozeß stamme, erhält durch unsere In- 
schrift Unterstützung; freUich folgt auf den ersten Termin (in Perga- 
mon) und nach Ablauf der zweiten Frist (60 Tage) nicht sofort das Ver- 
fahren in jadicio, sondern die ausgeloste Stadt, in der die Parteien nun 
erscheinen, muß erst noch einen Gerichtshof bestellen (8001^ SixaotiQpioo). 
— Zu der Schlußbestimmung Icoto) %axk t6v icapovta vgl. die Parallelen 
aus dem römischen Recht bei Wlassak, Ztschr. der Saviguy-Stiftung 
XXV, S. 94, Anm. 1. 



Die Bedeutung des altgriech. Rechtes ffir die vergL Rechtswissensch« 1 1 

luDg des Pachtvertrages ^^)^ Setzen von Hypothekensteinen^^); 
wir erfahren von Grund- und Hjpothekenbüchem, Registern, 
aus denen man entnehmen konnte, ob ein Grundstück frei 
und unbeschwert sei^*); wir hören von städtischen Archiven 
(XpeofDXdxiov)^''), bei denen Verträge der verschiedensten Art 
(nicht nur Verträge über Immobilien) deponiert werden, und 
können feststellen, wie aus dieser Sitte, die Urkunde über den 
Vertrag bei dem Archivbeamten zu hinterlegen, die andere 
Sitte sich entwickelte, den Vertrag direkt vor dem Archiv- 
beamten abzuschließen. Zeigt diese Institution des xpsof oXdxiov, 
wie sachlich (Art der beurkundeten Rechtsgeschäfte), so auch 
lokal die größte Verbreitung, so ist die Institution des Grund- 
buchs nur verhältnismäßig selten nachweisbar, sie erscheint 
als die Weiterentwicklung des Gedankens des xpso7t>Xdxiov und 
bildet die höchste Stufe der Entwicklung; aus den Inschriften 
kommt hier besonders das sogen. Eaufregister aus Tenos^^) 
in Frage; die Inschrift trägt den Titel „Register der Grund- 
stückkäufe und der Dosbestellungen^ ; erhalten ist nur ein 
Stück des Katalogs der Grundstückkäufe; wir finden da 
47 Kaufverträge in chronologischer Reihenfolge mit genauer 
Bezeichnung des Tages des Eintrags; neben den Vertrags- 



^^) Siehe z. B. den Pachtvertrag ans Attika G J A II, 600 (= Rec. inscr. 
jur. I, 264 ff.) (iiva'^p&^at Ss tyjv (xiodcooiv tou)tv}v iv oxr^ti Xi^tvti . . %oX 
arvjoat i«l t6 x^P^^^) ^^^ ^i^ Ansschreibang der Pachtbedingungen in 
Ephesos Jahreshefte des öst. arch. Inst. II, 1899, Beiblatt S. 27. 

^^) üeber die Horoi s. u. S. 25. 

") üeber diese Bücher s. Hof mann, Beitriige znr Geschichte des 
griech. n. röm. Rechts S. 94 ff. — Lip sins, Von der Beden tnng des 
griechischen Rechts. S. 12 ff. — Hitzig, Griechisches Pfandrecht 6. 51 ff. 
— Beanchet, Droit priv6 Ath6nien. III, S. 845 ff. — Swoboda, Ar- 
ch&ol. epigr. Mitteilnngen ans Oesterreichüngam XX (1897), S. 127 ff. 

'0 Siehe hierüber bes. Mitteis, Reichsrecht nnd Volksrecht 6.95 ff., 
173 ff. — Beanchet, Droit priv^ Ath^nien IV, 6. 64 ff. — Dareste, 
Nonvelles ^ndes d'histoire dn droit (1902), S. 105 ff. 

^*) CIGr. 2388; abgedmckt, übersetzt und mit Kommentar versehen 
im Recneil des inscriptions jnridiqnes grecqnes I, 8. 63 ff. 
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Parteien (Käufer und Verkäufer) werden auch weitere mit- 
wirkende Personen im Eintrag genannt : Vormünder^ Beispruchs- 
berecbtlgte^ Kauf bürgen. — 

Versuchen wir nun im folgenden namentlich an Hand der 
Inschriften ein Bild von deki wichtigsten Verkehrsgeschäften 
2U geben; irgend welche Vollständigkeit ist dabei nicht an- 
gestrebt. 

An dieser Stelle mßchte ich im besonderen von folgen- 
den Instituten sprechen: Pacht, Kauf und Verwandtes, Frei- 
lassung, Werkvertrag, Darlehns- und Kreditgeschäfte, Pfand- 
bestellung und Pf&ndong. — 

1. Pachtverträge^^). Die in den Inschriften begegnen- 
den Pachtverträge zeigen meistens Gemeinden und Tempel 
als Verpächter; nur selten erscheinen Private als Verpächter. 
Wir finden da eigentliche fertige Pachtverträge, daneben aber 
auch Ausschreibung von Pachtbedingungen durch den Ver- 
pächter; in beiden Fällen wird gelegentlich auf Reglemente und 
Formulare verwiesen, in denen die Pachtbedingungen ein fUr 
allemal vorgezeichnet sind, so z. B. die Upa oo^Ypa^iij in Delos. 
Die Bezeichnung des Pachtobjekts gibt häufig Auskunft über 
den Eigentumserwerb des Verpächters; z. Bi ein Tempel er- 
klärt, das Grundstück zu verpachten, das bisher dem X gehört 
habe. Die Dauer der Pachtverträge ist sehr verschieden; in 
der Regel wird der Vertrag auf 10 Jahre abgeschlossen, es 
begegnen aber auch längere und kürzere Fristen (5, 14^'), 20, 
40 Jahre). Das Land, das in Pacht gegeben wird, ist bald 
Rottland, bald bereits bebautes Land; im ersteren Fall wird 
dem Pächter häufig Air die ersten Jahre der Pachtzins er- 
mäßigt oder ganz erlassen ^^. Die merces des Pächters be- 



^'■) Siehe besonders Recueil des inscriptions jnridiqnes 
greoques I, 8. 198 ff. Beanchet 1. c. IV, S. 167 ff. nnd dasu Hitzig, 
Ztschr. d. Savigny-Stiffcung XVUI^ S. 187 ff. i 

^') Siehe Pachtvertrag aas Thespiai in Rev. d. 6tnd. grecq. X, S. 26 ff. 

'*) Aehnliches findet eich bekanntlich auch anderwärts; ans den 
römischen Quellen die ara legis Hadrianae s. Girard, Textes de droit 
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steht in Geld und wird jährlich in der Regel in zwei Raten 
entrichtet; auch das Institat des remissio inercedis kommt vor. 
Neben dem zu bebauenden Land werden häufig die auf dem 
Land stehenden Gebäude besonders erwähnt (Reparaturen, 
Mitbenutzung des Verpächters, Aenderungen am Bau). Von 
den sehr zahlreichen besonderen Klauseln, die da begegnen, 
seien etwa folgende hervorgehoben: der Pächter muß abziehen, 
wenn er den Pachtzins nicht rechtzeitig zahlt; er darf nicht 
den zweiten Zins entrichten, bevor er den ersten entrichtet 
hat; er erhält nach Ablauf der Pachtzeit ein jus tollendi be- 
züglich dessen, was er mit dem Pachtobjekt verbunden hat, 
sowie anderseits dem Pächter mehrmals gewisse Eingriffe auf 
das Pachtobjekt während der Dauer des Vertrages zugestanden 
werden >^). Den Uebergang zur eigentlichen Erbpacht bilden 
Verträge mit zeitlicher Begrenzung, in denen dem Zeitpächter 
für eine spätere Pachfperiode bestimmte Vorrechte eingeräumt 
werden, etwa so, daß nach Beendigung des laufenden Ver- 
trages der Pächter ohne weiteres wieder zugelassen ist, wenn 
er bereit ist, den bisher bezahlten Pachtzins um einen im 
voraus fixierten Betrag zu erhöhen; bei solcher Wiederemeue- 
rung des Vertrages tritt dann auch eine Vereinfachung der 
Förmlichkeiten der Vertragsschließang ein'^); neben solcher 



romain (2. Aufl.) S. 186 ff.; indisches Recht bei Kohler, Ztschr. f. vgl. 
Rechtswissenschaft Bd. VIII, 96, X, 189, lU, 178. 

'0 Siehe z. B. den athenischen Pachtvertrag im Americ. Jonm. of 
Archäol. 1899, S. 44 ff. (= Michel, Recueil Nr. 1856); hier wird der 
Pilchter verpflichtet, das aaf dem gepachteten Grands tück stehende Hans 
ftir Opferhandlangen an bestimmten Tagen offen zu halten. 

**) Delos Ball. corr. hell. XIV, S. 431 ; Thespiai ebd. XXI, S. 553 ff; 
in Delos ist ein Zuschlag von einem Zehntel vorgesehen; ob auch in 
Thespiai das Vorrecht des bisherigen Pächters an eine solche Erhöhung 
des Pachtzinses gebunden war, ist aus der Inschrift nicht ersichtlich. 
Nebenbei sei bemerkt, dass in der letztgenannten Inschrift die minder- 
jährigen und die unverheirateten Frauen — bei verheirateten wirkt der 
Ehemann mit — von einem Familienrat (drei Freunde) verbeist&ndet 
werden. 
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Verabredung eines Vorpachtrechts kommt auch die Einräumung 
eines Vorkaufsrechts (zu Gunsten des Pächters) vor'^). 

Eigentliche Erbpachtverträge haben sich mehrere gefun- 
den ; eine besonders wichtige TTrkunde ist der Erbpachtvertrag 
von Thespiai, in welchem nicht nur der technische Ausdruck 
fot£6eiv (Emphyteusis) begegnet, sondern auch die Rechts- 
stellung der Emphjteuta genau mit denselben Worten wie im 
römischen Recht bezeichnet wird'^). Eine Sonderstellung unter 
den Pachtverträgen nehmen die inschriftlich überlieferten 
Pachtverträge von Mjlasa und Oljmos (Städte in Karlen in 
Kleinasien) ^^) ein; hier fand man eine ganze Reihe gleichgearteter 
Inschriften oder Inschriftenkomplexe; es handelt sich darin im 
Endresultat um Verkauf eines Grundstücks mit Konstituierung 
eines Erbpachtrechts für die bisherigen Eigentümer (Verkäufer). 
Dieser einfache Vorgang spielt sich in vier getrennten Ge- 
schäften ab: 1. Beschluß ((|)iijf io|ia) der Gemeinde, das Grundstück 
zu kaufen; die Gemeinde beschließt auf Antrag der Gemeinde- 
gutsverwalter (zai^iiai), das Grundstück, das ihr der Private X 
angeboten hat, für die Gottheit zu kaufen; gleichzeitig 
werden für den Abschluß des Geschäftes besondere Vertreter 
(xTTjiiat&vai) bezeichnet; 2. Kaufvertrag zwischen den xtnjitatcovai 
und dem Privaten X (als Verkäufer); 3. Besitzeinweisungsakt, 
S|ißaGic, Einweisung der Käuferin in den Besitz; 4. Pachtver- 
trag zwischen der Käuferin und dem bisherigen Eigentümer; 
dieser Pachtvertrag ist ein Erbpachtvertrag, er wird geschlossen 
elc t& 9catptx&, der Pächter pachtet für sich und für seine ge- 

*') C. J. A. U 500. — Der Pächter zahlt einen Jahreszins von 
600 Drachmen und erhält nach 10 Jahren das Recht, das Grundstück zu 
kaufen für 5000 Drachmen. 

") Näheres s. Ztschr. d. Savigny- Stiftung XVIII, 8. 176. 

^^) S. Lebas-Waddington, Inscriptions d'Asie mineure 823 ff., 
404 ff.; Jude ich. Athenische Mitteilungen XIV, S. 873 ff., XXI, S. 119 ff.; 
Recueil des inscr. jur. grecq. I, 8. 242 ff., 272 ff.*, Lipsius, Von der 
Bedeutung des griechisch. Rechts 8. 81, N. 82; Bill et er, Geschichte des 
Zinsfußes (1898), 8. 85 ff.; Mitteis, Gesch. d. Erbpacht im Altertum 
(1901), 8. 8 ff. 
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setzlichen oder testamentarischen Erben. Wie üblich solche 
Verträge waren, ergibt sich daraus, daß auf ein besonderes^ 
Rechte und Pflichten der Parteien regelndes Gesetz (iCfioXYjtixbc 
y6|ioc) verwiesen wird. — Besonders interessant ist vom juristi- 
schen Standpunkt aus der (dritte) Akt der Sfißaoic; dieses 
deutliche Markieren des Uebergangs des juristischen Besitzes 
erinnert an die Bedenken, die anderwärts gegen das consti- 
tutum possessorium erhoben werden^ und an die Bestrebungen 
modemer Oesetzgebungen ^ den Moment des Besitzübergangs 
in solchen Fällen zu fixieren. Wirtschaftlich handelt es sich 
um die Konstituierung einer Rente, die durch das Eigentum 
des Gläubigers am Pachtobjekt sichergestellt ist; die Ver- 
gleichung des Kaufpreises (den der X erhält) und des Pacht- 
zinses (den der X zahlt) ergibt, daß dieser für den Kredit 
gewährenden besonders sicheren Geldanlage ein — mit dem üb- 
lichen Zinsfuß verglichen — sehr mäßiger Zins entspricht; es 
scheint^ daß gerade Tempel Verwaltungen solch sichere^ wenn 
auch wenig rentable Geldanlagen bevorzugten. 

2. Kaufverträge erscheinen in den Inschriften — ab- 
gesehen von den nachher zu erwähnenden — in Kaufform auf- 
tretenden Freilassungsgeschäften und abgesehen von dem oben 
erwähnten Kaufregister von Tenos verhältnismäßig selten. Da- 
gegen hat in dieser Materie eine neu aufgefundene Rede^ die 
Rede des Hjpereides gegen Athenogenes, neue Aufschlüsse ge- 
bracht, im besonderen in Bezug auf die Haftung des Ver- 
käufers"). 

Bei den Kaufverträgen mag, da ja häufig die Enteignung 
als eine Abart des Kaufes angesehen wird, auch eine In- 
schrift Platz finden, die von Expropriationen spricht'^). Die 
Stadt Tanagra beschließt, das Heiligtum der Demeter und der 
Kora, das bisher außerhalb der Stadtmauern sich befand, in 



*«) Näheres 8. Ztschr. d. Savigny-StiftuDg. XVIII, S. 186 ff. 
*0 Veröffentlicht in der Revue des Stades grecques XII, 8. 58 ff. 
und neuerdings Recueil des inscr. jarid. grecq. II, 8. 854 ff. 
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die Stadt zu verlegen; sie ernennt auf 3 Jahre eine EotnoEus- 
8ion von drei Männern im Alter von mindestens 30 Jahren, 
die zusammen mit den Polemarchen und dem Architekten den 
Bau leiten sollen. Wenn fbr den Bau das Grundstück oder 
Haus eines Privaten nötig ist, so sollen die Polemarchen das 
Volk zusammenrufen und elf Sch&tzer bezeichnen lassen nach 
dem gemeinsamen Gesetz der Boiotier. Zu bemerken ist dabei, 
daß die boiotischen Gemeinden einen Städtebund bildeten, und 
daß die Gesamtheit der Abgeordneten auch Gesetze mit Ver- 
bindlichkeit für alle Städte des Bundes erlassen konnten. 

Unter diesen Bundesgeisetzen befand sich, wie wir aus 
unserer Inschrift erfahren, auch ein Expropriationsgesetz, das 
die Einsetzung einer Schätzungskommission vorsah; über 
die Zusammensetzung der Kommission erfahren wir nichts 
Näheres ^^), Die Inschrift zeigt auch etwas anderes: zur Auf- 
bringung der nötigen Mittel für den Bau wird eine Subskrip- 
tion unter den Bürgerinnen der Gemeinde, eröffnet und dabei 
ein Höchstbetrag für die einzelne Zeichnung fixiert nach einem 
verbreiteten und wesentlich demokratischen Brauch (Reinach); 
die Inschrift sieht auch vor, daß im Fall einer Ueberzeichnung 
die Kommission den Mehrbetrag einziehen und den Gemeinde- 
gutsveiwaltem abliefern solle, die das Geld für spätere Be- 
dürfnisse in Reserve halten, . Der Bericht über die Sammlung 
ergibt, daß von 98 zeichnenden Bürgerinnen 92 mit dem 
— allerdings niedrigen — Maxinium von 5 Drachmen sich 
beteiligt haben. 

3. Freilassungen'^). Zu den Kaufverträgen gehören 
ihrer äußeren Form nach auch die meisten Freilassungs- 



'^) Reinach (rev. d. et. grec XÜ, S. 58 ff.) vermutet , der Zweck 
des Gesetzes sei gewesen^ prot^er les int^r^ts des membres d^sne cit^ 
propri^taires fonciers dans Tautre cit6. Das würde die Annahme nahe 
legen, daß auf das Bürgerrecht des Ezpropriaten bei der Zosammen- 
setzung der Kommission Rücksicht genommen werden maßte. 

*') S. bes. die Zusammenstellung im Recueil des inscr. jurid. 
grecq. II, S. 233 ff. 
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gescbäfte; von den über tausend Freilassungsnrkunden alle die- 
jenigen^ in denen die Freilassang die äußere Form des Ver- 
kaufs des Sklaven an die Oottheit annimmt. Neben Frei- 
lassungsformen ohne religiösen Charakter'^) begegnet im 
griechischen Recht eine sakrale Form^ von der sich wesentlich 
zwei Typen finden: die einfache Devotion an die Gottheit mit 
der Formel (6 8e7va &v£d7)X8 töv SoöXov T(p 9^C^ oder ivd^njxe — 
&C ispöv elvai) und der Verkauf des Sklaven an die Gottheit 
um einen bestimmten Preis (6 Seiva &ic^8oto tcp deep Tt(idc . . .)• 
Beide Typen der sakralen Freilassung faßt man wohl unter 
der Bezeichnung Hierodulismus'^) zusammen. Der Verkauf 
an die Gottheit hat sich besonders in delphischen Freilassung»- 
urkunden gefunden; hier gestattet auch die große Zahl der 
Urkunden aus verschiedenen Jahrhunderten und ihre genaue 
Datierung einen Einblick in die geschichtliche Entwicklung 
des eigenartigen Instituts. Der Vertrag spielt sich folgender- 
maßen ab: der Eigentümer des Sklaven (Freilasser) schließt 
formell einen Kaufvertrag mit dem Gotte ab, in Delphi mit 
dem pythischen Apollon; Kaufobjekt und Kaufpreis werden 
genau bezeichnet; der Verkäufer erklärt, er habe den Kauf- 
preis erhalten (Ix^i '^^l^'^^i tt(i7]v icötoav); formell wird dieser 
Kaufpreis von der Gottheit bezahlt, in Wahrheit zahlt ihn der 
Sklave aus seinen Ersparnissen, ganz ausnahmsweise wird auch 
ausdrücklich gesagt, der Sklave zahle. Der Zweck des Kaufes 
ist Freilassung des Sklaven, Stellung des Freigelassenen unter 
sakralen Schutz ''). Die äußere Form des Kaufvertrags bot 

^^) Hier haben sich besonders Formen gefangen, die im römischen 
Recht zn den , formlosen" Freilassnngen gerechnet werden, z. B. die 
Kanumissio per conyivii adhibitionem ; siehe Corp. Inscr. Graec. Sept. 
UI 63. 

'0 üeber den Hierodulismas s. bes. F one art, Memoire sur Taf- 
franchissement des esclaves par forme de vente k une divinity (1867). 
Mittels, Reichsrecht and Volksrecht S. 374 ff., G. Colin, Bull, de 
corr. hell. XXII, 1 ff. (Texte), 184 ff. (Kommentar). 

'*) Hierin erinnert die Freilassung durch Hierodulismas an das Asyl- 
recht der Sklaven and Verwandtes; über dieses Asylrecht im Altertum 
Zeltechrlft ffir Terglelobende BeohtswlHsenaobaft. ZIX. Band. 2 
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praktisch die Möglichkeit^ dem Freilasser- Verkäufer auch die 
bei Kaufverträgen üblichen Verkäuferpflichten aufzulegen^ so 
begegnen denn auch^ ähnlich wie bei dem Kauf, Bürgen des 
Freilassers, denen aufgegeben wird, dem Freigelassenen bei 
Antastung seiner Freiheit beizustehen; erfüllen sie diese Pflicht 
nicht, so verfallen sie in eine Konventionalstrafe, die gewöhn» 
lieh in der FreUassungsurkunde fixiert und in Proportion mit 
dem Kaufpreis gebracht wird; die Strafe kann von jedermann 
eingetrieben werden. 

Besonders interessant ist in diesen Freilassungsurkunden 
zweierlei, einmal die weitgehende Vertragsfreiheit und sodann 
die allmählich fortschreitende Zivilisierung, Verweltlichung der 
sakralen Institution. Bezüglich des ersten Punktes (Vertrags- 
freiheit) sei erwähnt, daß die Parteien durch Klauseln des 
Vertrages das MaB der verliehenen Freiheit bestimmen können, 
für den Freigelassenen selbst, wie für seine Abkömmlinge; da 
wird in der Regel ausgemacht, daß der Freigelassene noch 
eine bestimmte Zeit bei dem Freilasser verbleiben napa[iiveiv 
solle (etwa bis zum Tod des Freilassers), und solange nicht 
vollfrei sein solle; auch darüber hinaus werden noch weiter- 
gehende Auflagen den Freigelassenen gemacht, etwa daß der 
Freigelassene auch nach dem Tod des Freilassers noch nicht 
vollfrei wird, sondern vorerst noch gewisse Zuwendungen an 
die Hinterbliebenen machen muß (Geldleistung, Sklavenstellung 
des zu gebärenden Eandes). — Bezüglich der Verweltlichung 
der ursprünglichen Formalität ergibt eine geschichtliche Be- 
trachtung der delphischen Urkunden, daß der eigentliche 
Kaufvertrag und die Ausbezahlung des Kaufpreises nicht mehr 
im Tempel oder vor dem Tempel erfolgt, sondern in der 
Volksversammlung (lxxX'y}GCa); neben der Urkunde, die im 
Tempelarchiv verwahrt wird, findet sich eine zweite Urkunde, 
die in das Gemeindearchiv gelangt. So nähern sich diese 



0. Pernice^ Ztscbr. d. 6avigny-Stiftang XVII, S. 178; vgl. etwa das 
Recht der Azteken bei Kohler, Ztschr, f. vgl. R.-W. X 1, S. 45. 
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sakralen FreilassüDgen mehr und mehr den nicht sakralen, 
bürgerlichen Freilassungen; ganz ausgeschaltet ist das sakrale 
Element freilich auch jetzt noch nicht; es zeigt sich im sakralen 
Schutz, im Verfall von Strafgeldern zu Gunsten der Tempel- 
kasse, in der Anbringung von Freilassungsinschriften an der 
Tempelmauer. An dieses eigenartige griechische Institut 
scheint sich in ihrer geschichtlichen Entwicklung die römische 
manumissio in ecclesia angelehnt zu haben. 

4. Werkverträge geben die Inschriften in ziemlich 
großer Zahl; meist handelt es sich dabei um Bauten, die von 
Tempeln oder Gemeinden vergeben werden; der Vertrag wird 
bald unmittelbar zwischen Besteller und einem einzelnen Unter- 
nehmer geschlossen, bald auf Grund einer vorausgehenden 
öffentlichen Bewerbung^'*); ähnlich wie im römischen Recht 
wird der Unternehmer auch als Werkkäufer, Werknehmer 
(IpYcl^VYjc, IpifoXaßcov), der Besteller als Vergeber (SxSooic, 
i^Sotfip) bezeichnet; überdies wird wie im römischen Recht der 
Ausdruck (iCGdcooic, sowohl fUr Sachmiete, wie für Dienst- und 
Werkmiete verwendet. An mehreren Orten verweisen die 
einzelnen erhaltenen Verträge auf eine Vorlage, ein Regle- 
ment der Tempelverwaltung u. s. w., dem die einzelnen Ver- 
träge angepaßt werden. Wir sind über diese Dinge besonders 
durch einzelne Baurechnungen unterrichtet^'), die über die 
Ausgaben (Materialien, Arbeitslöhne) Auskunft erteilen; wir 



'^) Eine ünterscheidang zwischen Fällen anmittelbarer Vergebung 
der Arbeit und F&llen von Vergebung auf Grand einer Sabmission be- 
gegnet in der Inschrift von Epidaaros im Corp. Inscr. Pelop. 1484; im 
ersteren Fall (6 Sslva eTXsto) stellt der Unternehmer in der Regel Bürgen, 
im zweiten (t^ SbIvi) nicht. 

'0 Udber die delphischen Rechnungen s. jetzt zusammenfassend 
K Boargaet, L'administration financiere du sanctaaire pythiqae (1905) ; 
über .die Rechnungen über den epidaurischen Tholosbau" s. B. Keil, 
in den athen. Mitteilungen XXXI 895) ; vgl. weiter Fabricius, Hermes XVII 
(Bankontrakt aus Delos) and C h|o i s y, Ball. Gorr. hell. XX, 8. 818 ff. 
(Devis de Livadie), 
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gewinnen da im besonderen auch einen Einblick in Maß nnd 
Art der Löhnung. Besonders hervorheben möchte ich aus 
dieser Vertragspraxis folgendes: die notwendigen Arbeiten 
werden nicht einem Unternehmer übergeben, sondern verteilt 
unter mehrere; der Unternehmer erhält seine merces nicht 
auf einmal ausbezahlt| der Besteller behält vielmehr zunächst 
ein Zehntel (t6 iirifiixatov) zurück als Qarantie für Ersatzforde- 
rungen^ Konventionalstrafansprüche u. s. w.; nur die übrigen 
neun Zehntel gelangen zur Auszahlung; auch hier begegnet in 
der Regel wieder eine Teilung^ etwa so, daß die Hälfte (nenn 
Zwanzigstel) in einem früheren Zeitpunkt (z. B. sobald die 
Bürgen gestellt sind), die andere Hälfte erst später (bei Ab- 
lieferung des Werks) bezahlt werden. 

Einen breiten Raum nehmen die Fristbestimmungen ein, 
die Verabredungen über Ablieferung und Abnahme des Werks, 
Konventionalstrafen und Rücktrittsrechte für den Fall un- 
gehöriger oder verspäteter Erfüllung. Der Unternehmer stellt 
Bürgen; diese haften im besonderen für die Konventional- 
strafen; in den Baurechnungen findet sich gelegentlich, daß 
eine Person bezahlt habe als Bürge eines Unternehmers'^); 
an anderen Stellen wird ab ausgegeben gebucht ein Betrag 
Reisespesen, der an eine Vertrauensperson bezahlt wurde, 
welche die Bürgen eines Unternehmers aufsuchen sollte'^); 
mit dem Regreß des zahlenden Bürgen hängt es wohl zu- 
sammen, wenn gelegentlich der Besteller die merces nicht dem 
Unternehmer, sondern dem Bürgen des Unternehmers aus- 
zahlt'^. — Eine besondere Bedeutung kommt den Verdingungen 
zu, die das Nichtleisten eines in erster Linie Arbeitspflichtigen 
zur Voraussetzung haben: X ist — ex contractu oder Kraft 
öffentlich-rechtlicher allgemeiner Bürgerpflicht — zur Arbeits- 
leistung verpflichtet; er leistet die Arbeit nicht; nun wird die 



»*) BuU. corr. hell XIV, S. 393 Pclos). 

>») Ball. corr. hell. XX, S. 201, Z. 48. 56 (Delphi). 

«•J Corp. inscr. Pclop. 1496. I 
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Arbeit von dem Berechtigten ausgeboten und dem Y vergeben; 
dann haftet X (und sein Bürge) für die Auslage^ die dem 
Berechtigten nun dem Y gegenüber erwächst und überdies 
auf die Hälfte dieses Betrages (i^|iidXiov); solche Bestimmungen 
finden sich nicht nur in Werkverträgen ^^)y sondern auch in 
Polizeiordnungen; die die Verpflichtung der Bürger bezüglich 
der Instandhaltung der öffentlichen Straßen regeln; besonders 
eingehende Bestimmungen hierüber enthält die Astjnomen- 
inschrifl'^) von Pergamon, die in vielem an eine verwandte 
römische Städteordnung (lex Julia municipalis) erinnert. 

5. Aus dem Gebiete der Darlehens- und Kreditgeschäfte 
besitzen wir verschiedene Schuldurkunden; wir hören von 
solchen Kreditgeschäften auch in Tempelrechnungen und finden 
etwa in Stiftungsurkunden Bestimmungen darüber ^ wie das 
Stiftungsgut verwaltet und zinstragend angelegt werden solle. 
Ich will hier nicht reden von der äußeren Form der Schuld- 
urkonde, von den Zinsen und den Sicherungsmitteln^ sondern 
nur zwei auch für die Rechtsvergleichung besonders inter- 
essante Probleme herausgreifen: Exekutivklausel und Ordre- 
papier, deren Beantwortung wesentlich zusammenhängt mit 
der Würdigung einiger inschriftlich erhaltener Schuldnrkunden; 
die wichtigsten dieser Urkunden sind das sogen. Nikareta- 
darlehen ^^) (ein Schuldvertrag zwischen der Stadt Orchomenos 
als Schuldnerin und einer gewissen Nikareta aus Thespiai als 
Glänbigerin) und einige Urkunden aus der Insel Amorgos^^); 
in allen Fällen erscheinen Stadtgemeinden als Schuldnerinnen. 

'0 Bull. corr. hell. XX^ 818 ff., Corp. inscr. Graec. Sept. I, 3073 und 
3074 (Lebadea) ; über ähnliche Bestimmungen in Pachtverträgen s. mein 
griech. Pfandrecht S. 40, N. 5. 

'*) üeber diese Inschrift s. meinen Anfsats in der Zeitschrift der 
Sarigny-Stiftnng XXVI, S. 432 ff., zu dem im Text Gesagten vgl. be- 
sonders S. 434. 

") S. Recneil des inscriptions jnridiques I, S. 275 ff. Dazu meine 
Bemerkungen Ztschr. d. Sarigny-Stiftang XVIII, S. 185 ff. und die dort 
zitierten. 

^^) 8. Reeneil des inscriptions juridiques I^ 8. 312 ff. 
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Von den beiden erwähnten Fragen ist durch die erwähnte 
Urkunde die eine (Exekutivklausel) zur Abklärung gelangt; 
wir wissen heute ; daß das griechische Recht eine Exekutiv- 
oder Pfandungsklausel in dem Sinn kennt, daß im Schuldver- 
trag bestimmt werden konnte, der Gläubiger dürfe ohne Urteil 
bei Fälligkeit und Nichtzahlung gegen den Schuldner im Wege 
der Pfändung vorgehen, wie wenn er ein obsiegendes Urteil 
gegen ihn erstritten hätte; der Gläubiger pfändet dann wie 
auf Grund eines Urteils (xa^diicep §x Sixtjc). Die Existenz 
dieser Pfändungsklausel ist zuerst von Mitteis erkannt worden; 
man hat sie wiedergefunden in den ägyptischen Papyrusurkun- 
den; auch in der justinianischen Kompilation finden sich die 
Spuren dieser griechischen Rechtssitte; Funde und Forschungen 
der letzten Jahre haben die Entdeckung von Mitteis durchaus 
bestätigt. — 

Viel weniger Einigkeit herrscht bezüglich des zweiten 
Problems, i. e. in der Frage, ob das griechische Schuldrecht 
ein Inhaber- oder Ordrepapier, gekannt habe. Die Quellen- 
stellen, auf die man sich dabei stützt, sind folgende: in der 
Inschrift von Orchomenos findet sich der Passus: wenn der 
Schuldner nicht rechtzeitig zahle, dürfe die Gläubigerin pfänden, 
wie sie wolle; dabei soll die Schuldurkunde auch dann gelten, 
wenn ein anderer [sie] an Stelle der Nikareta (Gläubigerin) 
überbringe; in ganz ähnlicher Weise wird in der Schuld- 
urkunde aus Amorgos der Fall vorgesehen, wo ein anderer 
^an Stelle des Gläubigers (6ff&p)', ^auf Qeheiß des Gläubigers 
(xeXe&ovToc)', ^geschickt vom Gläubiger (ici(ji9C8iv elaicpdaastv)^ 
pfändet. Man hat mit Recht in dem Ueberbringen (licif öpeiv) 
ein Ueberbringen und Vorweisen der Schuldurkunde gefunden 
und weiter dann in dem ^Befehl' des Gläubigers etwas unserer 
jgOrdre^ entsprechendes; aber es fehlt der Beweis dafbr, daß 
auf der Urkunde selbst der Befehl des Gläubigers vermerkt 
war, und daß überhaupt die Vorweisung der Urkunde erfor- 
derlich war; jedenfalls war es voreilig anzunehmen, es handle 
sich hier um eine eigentliche Zession des Forderungsrechts 
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oder um eine von der Uebertragung des Forderungsrechta ver- 
schiedene Kreation eines selbständigen Forderungsrechts in der 
Person des BefehlsempfangerS; es ist kaum mehr nachgewiesen 
als dies, daß der Gläubiger — wenn die Schuldurkunde es so 
bestimmte — nicht in eigener Person pfänden mußte^ sondern 
die Pfändung einem freigewählten Vertreter überlassen konnte; 
dieser fordert und pfändet dann für den Vertretenen (bicip, 
nicht &vt[). Daß die erwähnten Klauseln mit dem Vertretungs- 
gedanken zusammenhängen^ wird auch durch ein Fragment 
eines gortjnischen Gesetzes^ ^) wahrscheinlich gemacht: da wird 
bestimmt; der Gläubiger müsse persönlich pfänden ^ er könne 
aber durch einen Vertreter pfänden lassen ^ wenn er alt und 
außer stände sei, an den Ort der Pfändung zu gehen; der Ver- 
treter müsse dann aber vor Zeugen den Namen des Vertretenen 
angeben. Wenn man ursprünglich die Idee der Höchstpersön- 
lichkeit im Prinzip festhielt , so wäre in den oben erwähnten 
Schuldurkunden die Neuerung, daß der Schuldner im Schuld- 
vertrage selbst auf die persönliche Ausübung des Pfändungs- 
rechts durch den Gläubiger verzichten und sich auch der 
Pfändung durch einen Vertreter unterwerfen konnte. — 

Man ist noch weiter gegangen und hat im griechischen 
Recht auch die Anfänge des heutigen Wechselrechts finden 
wollen. Während man sich früher fUr diese Behauptung auf 
Stellen der Redner und z. B. auch auf die ebenerwähnten 
Schuldurkunden berief, ist man in jüngster Zeit auf eigenartige 
Erscheinungen in delphischen Tempelrechnungen aufmerksam 
geworden; die in Betracht kommenden Inschriften sind besonders 
von französischen Forschem untersucht worden^'). Homolle 
findet in diesen Urkunden einen gezogenen Wechsel, er spricht 
von einer traite en action, von Ausstellung und Indossierung 



*^) Publiziert Ton F. Halbherr im Americ. Joarn. of ArchücL 
2. Ser. I (1897), S. 225; abgedruckt auch Recneil inscr. jarid. grecq. II, 
8. 828. 

^*) Bonrgnet (zaBamenfasBend jetzt): L'adminiBtration financidre 
da sanctaaire pythique (1905) *, Homolle, Ball. corr. hell. XX, S. 602 ff. 
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eines billet k ordre und davon ^ daß der Bezogene zahle k 
presentation k la personne d^sign^e^^). Die tatsächlichen Ver- 
hältnisse sind folgende: die Tempelbaubehörde (vaoicoioL) hat 
bei der städtischen Kasse in Delphi ein großes Gelddepot 
(85000 Drachmen); über dieses Guthaben verfbgt sie in der 
Weise y daß sie durch Beschluß (der Gesamtheit der vaoicoiot) 
ihre Schuldnerin, die Stadt, anweist, bestimmte Beträge an 
Drittpersonen auszuzahlen; diese Drittpersonen sind Gläubiger 
der Tempelbaubehörde^ Unternehmer u. s. w. ; die Stadt zahlt 
diese Summen und trägt dies in ihre Rechnungen so ein: 
zurückgegeben den vaoicoiot so und soviel. Dieser Betrag 
wurde gegeben dem und dem ftbr die und die Leistung oder 
Lieferung (&it6S(&xa{t6V tolc vaoicoioic toöxo ISö^ t^ Sebfi). In 
der Schlußabrechnung werden diese Auszahlungen der Stadt 
belastet^ d. h. von dem ursprünglichen Guthaben der Tempel- 
baubehörde in Abzug gebracht, sowie anderseits gewisse Ein- 
nahmen der Tempelbaubehörde gutgeschrieben werden. Man 
kann mit Homolle dieses ganze Rechnungs Verhältnis zwischen 
Stadt und Tempelbehörde als ein Eontokorrentverhältnis be- 
zeichnen und in den Zahlungen an Drittpersonen einen An- 
weisungsverkehr erblicken: die Stadt in der Rolle des An- 
gewiesenen , die Lieferanten in der Rolle des Anweisungs- 
empf&ngers, der Tempel in der Rolle des Anweisenden. Ein 
Vergleich mit dem Wechsel ist aber schon deswegen aus- 
geschlossen, weil wir nichts von einer schriftlichen Anweisung 
erfahren, nichts von Präsentation einer Urkunde und weiter, 
weil die Zahlung nicht unmittelbar vom Bezogenen an den 
Remittenten erfolgt; die Zahlung erfolgt vielmehr in Gegen- 
wart aller drei Beteiligten; das Geld gelangt erst durch die Hand 
des Anweisenden in die Hand des Anweisungsempfängers; man 
betrachtete dies wohl als nötig, um den Zahlnngsvorgang gleich- 
zeitig ebenso als eine Zahlung (der Stadt) an die Baubehörde, 
wie als eine solche (der Baubehörde) an die Drittpersonen wirken 



^O Homolle a. a. 0. 8. 604. 
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zu lassen. Man sieht: wir haben ein unentwickeltes Anweisnngs* 
system vor uns ; der Gedanke der indirekten Vermögensleistung 
ist noch nicht vollständig erfaßt; aber man scheint sich dem 
Gedanken ssu nähern; er erscheint mehr in der Art der Buchung 
als in der Art der Zahlung; wir gewinnen einen Einblick in 
das geschichtliche Werden des Anweisungsrechts. — 

6. Schließlich noch ein Wort über Pfandrecht und 
Pfändungsrecht. Da wir heute noch daran gewöhnt sind, 
im Pfandrecht mit griechischen Wörtern zu operieren (Hypo- 
thek, Hjperocha, Antichrese) liegt die Vermutung nahe, daß 
die Griechen bereits ein entwickeltes Pfandrecht besessen 
haben, das auch für die Römer vorbildlich werden konnte. 

Gerade hier liefern uns in allererster Linie die Inschriften 
wertvolles Material; in Attika und auf den zur attischen 
Machtsphäre gehörenden Inseln treffen wir sogen. Horoi^^)^ 
Pfandsteine und Pfandsäulen, die auf dem verpföndeten Grund- 
stück aufgestellt sind und Schuldbetrag und Namen des Pfand- 
gläubigers angeben; meist wird auch gesagt, wo die über das 
Schuldverhältnis ausgestellte Urkunde verwahrt sei. Die Zu- 
sammenstellung der Horoi, die ich vor 10 Jahren in meinem 
griechischen Pfandrecht gegeben habe, ist seither durch neue 
Funde, besonders durch attische Horoi, vermehrt worden. In 
diesen Horoi finden wir auch Fälle mehrfacher Verpfändung; 
wir begegnen der Formel, daß das Objekt dem posterior 
creditor verpfändet sei, soweit als der Wert des Pfandes den 
Betrag der Forderung des prior creditor übersteigt; wir finden 
für diese Differenz auch bereits den technischen Namen 
Hjperocha^^). Ein Pfandstein aus der Insel Lemnos^^), der erst 
kürzlich gefunden wurde, zeigt uns, wie bei einem Nachtrags- 
kredit desselben Gläubigers die neue Zusatzforderung auf dem 
bereits für die erste Forderung errichteten Horos nachgetragen 

^') Siehe mein griechisches Pfandrecht (1895), 6. 67 ff. 
'*) Siehe ebd. S. 125 ff.; der Ausdruck 6irtpox'r) jetzt in dem Gesets 
▼on Samos. Siehe Anm. 48. 

^') ReTae des Stades grecqaes XV, S. 140. 
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Die auf den Horoi yermerkten und so pabliiierten 
Pfandrechte sind bald eigentliche Hypotheken, bald Fälle Ton 
Bogen, xpaoic Ixl Xooei (Verkauf auf Wiederveikaitf) ; genauere 
Untersuchungen haben ergeben, daß diese «pdtot? kiA Xoost die 
ältere und auch später noch die normale Erscheinungsform 
des Sichernngsgeschäftes war, neben der sich die Hypothek 
erst allmählich und zunächst nur für einzelne Fälle (Pacht, 
Restitution der Dos) entwickelte. Auch die Entwicklung vom 
VerfaUspfand zum Verkaufspfand begegnet im griechischen 
Recht; die Annahme, daß das griechische KonventionalpfSEmd 
von Anfimg an Verkau&pfand gewesen sei, ist irrig. — Inter- 
essante AufschltLsse über das Verhältnis Ton P&ndrecht und 
Bärgschaft hat neuerdings das Gesetz von Samos über Ge- 
treideverkauf und -Verteilung gebracht^ ^. Hier begegnet 
durchweg bei Geldanlagen eine Sicherung durch Hypothek 
und Bürgschaft^®); handelt es sich um langfristige Anlagen, 
so muß der von der Tausendschaft (xtXiaorog) bestellte Pfleger 
die von den Schuldnern angebotenen Bürgen und Pfänder 
durch die Versammlung der Tausendschaft prüfen lassen 
(2oxi|idC6tv); bei kürzeren Anlagen kann der Pfleger selbständig 
über die Tauglichkeit der angebotenen Sicherheit entscheiden. 
Zahlt der Schuldner nicht, so wird zuerst das Pfand verkauft 
(tö b7c6^B\L0L &iro86o&(o ^ ^iXtacst6c); ist der ErlGs größer als 
der Forderungsbetrag, so wird der Ueberschuß (oitepoxij) dem 
Verpftlnder herausgegeben; ist der Erlös kleiner als der 
Forderungsbetrag, so wird gegen den Bürgen im Wege der 
Pfi&ndung vorgegangen (l&v S& ti ivXtirg, rjjv icpa^tv iconpiobfA 
hü toö Iyy^oo). 

Neben dem Eonventionalpfand steht auch im griechischen 
Recht das Pfändungspfand, welches mit dem — auch für das 

^0 Siebe die Pnblikatioii (mit Kommentar) Ton Thalheim in Hermes 
XXXIX (1904), S. 604 ff. 

^^ Siehe über das Zusammentreffen Ton Bürgschaft and Pfandrecht 
mein griech. Pfandrecht 6. 145 ff. n. bes. das dort erwähnte Dekret der 
Delphier Über die Verwendung der Schenkung des Königs Attalos IL 
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Vertragspfand an Mobilien verwendeten — Ausdruck Iv^opov 
bezeichnet wird. Die P&ndung (lye/opaaCa, Ivex^P^Cstv) erfolgt 
bald auf Grund eines Urteils^ bald ohne ein solches auf Grund 
eines Urteilssurrogates (PßLndungsklauseil s. o.) Unsere Nach- 
richten über das griechische Pföndungsverfahren haben in der 
neuen Zeit Ergänzung erfahren durch wichtige Inschriften- 
funde, insbesondere aus Gortjn und Pergamon. Neben der 
PftLndung des Gläubigers um Schuld sehen wir da die admini- 
strative Pfändung (pignoris capio); bei der letzteren treffen wir 
in weiter Verbreitung den Satz, daß wenn der Magistrat den 
Kontravenienten nicht büßt und pfändet, dann er selbst (der 
Magistrat) von einem übergeordneten Magistrat gebüßt und 
gepfändet werden solle. Ueber die Stellvertretung bei Pfän- 
dungen s. 0.; eine andere Entwicklung zeigt uns die allmäh- 
liche Beschränkung des Alleinhandelns des Gläubigers bei der 
Pfändung, die obrigkeitliche EontroUierung des Pfändungsaktes. 
Nur zwei Dinge möchte ich hier herausheben. Eine neue 
gortjnische Urkunde gibt uns einen Katalog unpfändbarer 
Sachen^'), es werden da als unpfändbar erklärt: die Waffen 
des Mannes, das Werkzeug, die Wolle, Geräte für die Weberei, 
die eisernen Sachen, der Pflug, das Joch, die beiden Mühl- 
steine, das Ehebett; dagegen werden als pfändbar erklärt der 
Mantel und Schmucksachen. Einige weitere Nummern des 
Katalogs sind nicht zu entziffern. Es gehört zu den eigen- 
artigen Zufällen wissenschaftlicher Forschung, daß beinahe 
gleichzeitig mit diesem Fund auch eine ägyptische Papyrus- 
Urkunde aufgefunden wurde, die einen ähnlichen Katalog ent- 
hält und im besonderen auch Handwerkszeug und Webstühle 
erwähnt 50). 

Eine andere ebenfalls erst jetzt durch verschiedene Funde 
gleichzeitig bekannt gewordene Besonderheit des griechischen 

^') Publiziert von F. Halbherr im Americ. Journ. of ArchaeoU 
2 Sen I. (1897), 8. 222. 

'^) S. L. Wenger, Römische und antike Rechtsgeschichte (1905), 
8. 22 ff. 
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PftnduDgsyer&hrena bezieht sich auf die PfandwehruDg; 
wir hören y daß gegenüber der Pftndnng Einsprache erfolgen 
kann^ dafi diese Einsprache yon staatlichen Organen gepräft 
wird, nnd daß der Einsprecher dnrch seinen Eid die genom- 
menen Pfander aasschwört nnd so ans dem Pfandnexus befreit. 
Auch hierfür finden sich Analogien in anderen Rechten ^^). 

Mit den vorstehenden Ansfährungen wollte ich ein Bild 
▼on der Reichhaltigkeit des griechischen Rechtes geben nnd 
damit gleichzeitig den Beweis erbringen^ daß dieses Recht eine 
größere Beachtung verdient als es bisher gefunden hat, und 
daß es den Vergleich mit anderen Rechten durchaus nicht 
zu scheuen hat. Nur in diesem Sinn wollte ich von der Be- 
deutung des griechischen Rechts für die vergleichende Rechts- 
wissenschaft reden. Man kann freilich unter dieser Frage 
auch etwas ganz anderes verstehen , nämlich die Frage des 
Abhängigkeitsverhältnisses: welche Rechte haben auf das 
griechische eingewirkt und welche andere sind von ihm beein- 
flußt worden? Diese Frage, die man oftmals in den Vorder- 
grund schob, ist heute durchaus verfrüht; eine Antwort ist da 
erst möglich, wenn wir einmal das griechische Recht selbst 
genau kennen gelernt haben, nach jeder Richtung; dazu ist 
aber noch viel Arbeit nötig und zwar ernste, sorgftlltige, tief- 
gründige Arbeit, nicht ein oberflächliches Antippen, dilettan- 
tisches Vermuten, Verwertung tralatizischer Bücherweisheit. 

Ich bin damit am Schluß meiner Ausführungen angelangt; 
sie haben ihren Zweck erreicht, wenn es mir gelungen ist, 
einiges Interesse für das griechische Recht zu erwecken. 

'^) S. meinen AuflBatx in der Ztechr. d. Savigny-Stiftang (roman. 
Abt.) XXVI, S. 432 ff. und Nachtrag 8. 488. 



n. 

lieber das Eecht der Herero. 

(Zusätze za XIV, S. 294 f.) 

Von 

Josef Köhler. 

§ 1. 

Ueber das Recht der Ovaherero sind mir neuerdings neue 
wichtige Mitteilungen geworden^ teils in einigen Heften der 
Zeitschrift der südafrikanischen Folk Lore Societj, die 
allerdings älteren Datums sind; aber früher wohl kaum in unsere 
Gegend gelangten^ teils in der Darstellung von Felix Meyer 
über Recht und Wirtschaft der Herero, die deshalb zu gleicher 
Zeit als Quellenmaterial dienen kann, weil der Verfasser in 
dankenswerter Weise durch eingehende Befragung von Missio- 
naren uns neue Kunde herbeigeholt hat Dazu kommt der 
Fortgang der sprachlichen Forschung und Darstellungen von 
Brincker nnd Viehe^), die ebenfalls manches klarlegen 
konnten. Auf diese Weise bleiben zwar die Grundlagen des 
ehemals in der Zeitschrift XIV, S. 294 f. Entwickelten be- 
stehen, es kann aber manches weiter ausgearbeitet werden, 
und manches, was damals noch unsicher oder dunkel war, 
tritt jetzt in klares Licht. 

Brincker in den Mitteil, des Seminars für orientalische Sprachen 
in, 3, 8. 66 f., Vi ehe ebenda V, 8, S. 109 f. Im folgenden ist die Schrift 
▼on F.Meyer einfach mit der Seitenzahl angegeben ohne weitere Be- 
nennnng; Folk Lore I, 8 ist mit F. L, die Anfs&tse von Brinker und 
Vi ehe sind mit dem Namen der Verfasser bezeichnet. 
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§2. 

So Tor allem das Verhältnis zwischen den Omaanda 
(Plural yon Eanda) nnd den Otozo (Plmal von Onuso). Wie 
alle Bantus^ sind auch die Hereros offensichtlich Tom Matter- 
recht ausgegangen, haben teilweise das Vaterrecht ange- 
nommen, teilweise noch wesentliche mutterrechtliche Züge be- 
halten. Daher die eigentümliche Verknüpfung einer Mutter- 
rechtsfamilie und einer Vaterrechtsfamilie, welche Verknüpfung 
zwar nicht unerhört ist, aber bei den sonst bekannten Völ- 
kern sich selten in solcher Schärfe durchgebildet hat Eanda 
ist die Mutterrechts-, Oruzo die Vaterrechtsfamilie *). 

Das Verhältnis der Omaanda zu den Otuzo ist folgendes : 
Eanda ist die mutterrechtliche Familie, welche noch für die 
Erbfolge im großen ganzen maßgebend ist, namentlich f&r die 
Erbfolge in die Ehefrau des verstorbenen Mannes : denn diese 
wird nach mutterrechtlichen Grundsätzen vererbt, ebenso auch 
das angestammte Gkit. Außerdem gilt eine Unterhaltspflicht 
der Eandagenossen , Brincker, 73 und ein Vormundschafts- 
recht des Avunculus, Meyer, 33. Dagegen vererbt sich der 
Totemgeist nicht mehr mutterrechtlich, sondern vaterrechtlich, 
indem die Söhne den Totem ihres Vaters annehmen. Die 
Gesamtheit dieser nach Vaterrecht sich gruppierenden Totem- 
genossen nun heißt Oruzo: sie sind vaterrechtliche Verwandte, 
und ihre Verbindung ist umso bedeutungsvoller, als das Zu- 
sammenleben ebenso wie bei sonstigen afrikanischen Stämmen 
ein vaterrechtliches ist, d. h. Vater, Mutter und Kind leben 
gemeinsam, auch Bruder und Bruder, und es besteht eine ge- 
wisse Gemeinsamkeit in Bezug auf den Erwerb. Auf diese 
Weise bildet sich neben dem angestammten Erbgut die Er- 
rungenschaft, und diese Errungenschaft ist den Oruzogenossen 
verfangen, weshalb sie nach vaterrechtlichen Grundsätzen ver- 



*) Vgl. auch Viehe, Grammatik des Otjiherero (1897), Wörtsrbacli 
ODter eanda und omzo. 
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erbt wird; denn sie ist gewissermafien schon Gemeingut der 
vaterrechtlichen Genossenschaft. Vgl. darüber S. 32 f. 

Der Zng nach dem Vaterrecht zeigt sich auch darin, daß 
man die Eandaerben möglichst beschränken will. Der Erb- 
lasser bestimmt mitunter in seinem letzten Willen ^ den man 
mehr oder minder anzuerkennen pflegt, daß das Vermögen 
tunlichst an die Söhne fallen solle , daß der Schwestersohn 
nach dem Tod nicht in die Hütte kommen dürfe, daß der 
Geist des Toten ihn sonst verderben werde u. s. w. Alles 
die» sind die bekannten Züge^ womit das Vaterrecht allmählich 
das Mutterrecht verdrängt; und dazu kommt auch noch der 
Brauch; daß; wenn das Vermögen erbweise an die mutter- 
rechtliche Gruppe gelangt und damit den Oruzo wechselt; be- 
sondere sühnende Vorkehrungen getroffen werden; die man 
mit jambera bezeichnet; S. 34. Und was die Häuptlings- 
schaft betrifft; so wird zwar sonst auch mutterrechtliche Folge 
erwähnt; Vi ehe aber S. 110 erklärt ausdrücklich; daß sich 
Priestertum und Häuptlingsrecht in dem Oruzo ; also vater- 
rechtlich vererbt. 

Ueber die Speiseverbote dieser Otuzo werden einige neue 
Mitteilungen gegeben; S. 30, und es wird beigefügt; daß das 
Verbot durch gewisse Zeremonien; Besprengen mit Wasser 
u. 8« w. gehoben und dadurch eine an sich verbotene Speise 
genießbar gemacht werden kann. Was ein Fremdling mit- 
bringt; muß zuerst von der Familie beschmeckt werden; 
S. 30 f.; 80; ebenso findet ein Beschmecken (makera) der Milch 
durch den Hausvater statt; ehe sie genossen wird; Brincker; 
S. 75^); auch die Braut; die in den Oruzo des Mannes ein- 
tritt, wird (an unmaßgeblicher Stelle) beschmeckt. 

Entsprechend ist auch die Entsühnung des mit fremdem 
Blute benetzten Kriegers ; bevor er wieder in den Lebens ver- 
kehr eintritt: sie geschieht ebenfalls durch Besprengen mit 
geweihtem Wasser; Brincker; 76. 



Ueber makera Tgl. Viehe, Grammatik 8. 102. 
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§3. 

Viehe in den Mitteilungen des Seminars fiür orientaliBche 
Sprachen V^ 8, S. 110 f. zählt folgende 16 Otuzo anf (die ich 
mit den in Zeitschrift XIV, S. 296, 297 erwähnten vergleiche): 

1. Oronguahonge, 

2. Orondjiva (ongandjiva XIV, 296), 
8. OrojatjiruDgu, 

4. Orojahorongo (ojahorongo, omhoronjo XIV, 296), 

5. Orotjisamatjinge, 

6. Oronguejuva (oonguejuva, ovaknenejuYa XTV, 296), 

7. Orongnatjindn, 

8. Orokanene (ojakanene, omkanene XIV, 296), 

9. Orosembi (ojaesembi, omesembi XIV, 296), 

10. Orotjiporo (oruotyipora XIV, 297), 

11. Oronguatjija (onjiiatjja, ovakaatyija XIV, 296), 

12. Orojatjitjindua (oonguenjandje, ovakuenjandje XIV, 

296, 297), 

13. Oronguangoro (ojombonjova, om ombongora XIV, 

296, 297), 

14. Orojarutun, 

^r rk I.* ) (1& ^^^ 16 entsprechen den ovehin- 

15. üromunmaruzo 1 ^ n , , -, 

tß r\ ' ^. 2. } oruzo, den kastenlosen, den outcasts, 

16.0rojakoto j XIV, 297). 

Von Omaanda gibt er 8 Namen an: 

1. Ekuejuya (benannt nach der Sonne), 

2. Ekuenombura (benannt nach den Regen), 

3. Ekuendjata (benannt nach der Quelle), 

4. Ekuauti (benannt nach Bäumchen, Strauch), 

5. Ekuatjiti (benannt nach Baum)^), 

6. Ekuahere (benannt nach Felsenkaninchen), 

7. Ekuenjandje (?), 

8. Ekuatjivi (?). 

*) 4 imd 5 haben denflelben Ursprung, 4 nach kleinem, 5 nach 
großem Banme. 
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Diese Omaanda sind wieder in Unteromaanda geteilt und 
zwar: Ekuejuva in 8 (Ekuejuva der Pfeilspitze^ des Scbarrens 
und des Omutati). Die 2. Eanda^ Ekuenombura^ wird, wie es 
scheint; in 5 Unterschichten geteilt, die 3., Eknendjata, in 4, 
die des großen Hauses, des kleinen Hauses, der Schweine- 
höhle und des Mastdarms, Die Ekuauti und Ekuatjiti werden 
wohl nicht weiter eiDgeteilt, ebensowenig die Ekuahere, da- 
gegen die Ekuenjandje in 2 Abteilungen, die der Dunkelheit 
und die der Röte, ebenso die Ekuatjivi in 2 Abteilungen, die 
des uomungambu-Baumes, und die des Morgens. 

§4. 

Von Spuren der Gruppenehe sind noch folgende zu nennen: 

1. Es wird uns mitgeteilt, daß in dieser Sprache die 
Schwester der Mutter = Mutter und der Sohn der Schwester 
= Sohn ist; es wird hervorgehoben, daß Kinder zweier Brüder 
und Kinder zweier Schwestern einander nicht heiraten dürfen, 
daß dagegen die Cousinehe in der Art, daß Kinder eines 
Bruders und einer Schwester sich heiraten, sogar sehr häufig 
ist, S. 51. 

2. Ueber die oupanga erhalten wir sichere Erklärungen. 
Sie ist, wie wir wissen, eine Gemeinsamkeit von Gütern und 
Frauen. Wie sie sich jetzt gestaltet hat, ist sie eine Art 
Blutsbruderschaft, und es ist bezeichnend, daß sie auch in der 
Art eingegangen werden kann, daß die eine oder andere Frau 
ausgenommen wird, so daß die Gemeinschaft sich auf die übrigen 
beschränkt, S. 57. Höchst wahrscheinlich aber ist, daß die 
Oupanga-Gemeinschaft in der Gruppenehe ihren Ursprung hat 
und ebenso eine künstliche Nachbildung dieser ist, wie die 
Erwerbsgesellschaft des deutschen Rechts eine Nachbildung 
der Familie^). Sie findet sich auch bei den Ovambos als 
unkumme, Brincker, 86. 

') Sie ist jetzt auch unter Frauen üblich. Vie he, Grammatik 
8. 122. 

Zeltflohrlft fclr vergleichende ReohtswlMexuohAffc. XIX. Band. g 
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Von der oupanga ist die Jünglingsgemeinschaft als G^ 
meinschaft der BeschneidongsgenoBsen^ kurandje, und die 
entsprechende Mädchengemeinschaft wohl zu unterscheiden; 
darüber s. Brincker 80; 86. 

3. Auf gruppeneheliche Verhältnisse deutet der kräftig aus- 
geprägte TotemismuB und die Sqhöpftingssage voddi heiligen Bauni, 
dem orumborombonga; von welchem Menschen und Großvieh 
stammen (Kleinvieh stammt von Felsen^ vgh Brincker^ 73); 
die Verehrung eines gewissen Baumes ^ mit dessen Zweigen 
man das Wasser weiht^ und die Verehrung des heiligen Feuers^ 
das von der Vestalin, der ondangere (der ältesten Haupt- 
lingatochter) ständig gehütet werden mnfi, Brincker, 75. 

4, Von dem Bräuche , daß bei der Eheschließung die 
Brautleute sich möglichst verbergen müssen, bekommen wir 
neue Belege. Vgl. namentlich F. L. 49. Ich möchte der Sache 
nunmehr die Wendung geben: die Entstehung der Eiuzelehe 
ah Stelle des gemeinsamen Zusammenlebens ist eine Verletzung 
der Götter und der alten Bräuche; die Ehe gilt als fluchbeladene 
Einrichtung, welche Furcht uud Scham des Volkes aufs höchste 
erregt: darum die Heimlichkeiten, darum auch die Schwieger- 
scheu, welche sich während der Zeit der Verlobung auch auf 
die Brautleute bezieht, F. L. 46, in Bezug auf die Schwieger? 
eitern beständig ist: der Schwiegersohn ist der Schwieger- 
mutter ein omuhenendu, Brincker, 84* 

§5. 

Im übrigen erfahren wir, daß die Einderverlobung sehr 
häufig ist, F. L, 46; wir erfahren weiteres vom Frauenpreis: 
dieser heißt otjitunja, Brincker, 82.: 

§ 6, 

Von Zwillingen wurde 2ieit8chrift S. 814 entwickelt, daß 
auf ihnen kein Fluch laste, sondern sie eher eine gewisse ge-. 
heiligte Stellung haben; so auch Brincker, 70: Zwillinge 
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und ihre Matter sind geweiht (zera)^). Nach weiteren Mittei- 
lungen, namentlich von Dannert im Folk Lore Journal^ No- 
vember 1880 (erwähnt von Junod^ Baronga^ S. 415 f.) scheint 
die Sache sich so zu verhalten^ daß der Flach auf dem ganzen 
Stamm liegt and der ganze Stamm eine Entsühnung mit- 
machen muß: es ist die epaha- Zeremonie^), wovon auch bei 
Brincker, 77 f. und bei Meyer, S. 61, die Rede ist. Sie 
besteht darin, daß 1. tiefes Stillschweigen gewahrt wird, 2. die 
Eltern mit den Zwillingen and einigen Geführten in eine be- 
sondere HüttCi ondanda, gehen müssen (ausgesondert werden), 
3. eine scheinbare Bewerfang mit Elrde, Mist a. dergl, statt- 
findet (Brincker, 77 f). Hierauf bekommt der Vater reich- 
liche Geschenke vom Stamme, der seinen Fluch damit aus- 
kauft. Dann tritt der Weihezustand ein^). 

Die Namengebung ist vaterrechtlich, sie erfolgt durch den 
Vater, Folk Lore-Journal, Nr.41, oder denHäuptling, Brincker, 
77. Für die Beschneidung wird das 4. — 7.^), für die Zahnfeilung 
das 8. — 10. Lebensjahr angegeben. Folk Lore Journal Nr. 41, 44. 

Bei den Mädchen wird zur Feier der eintretenden Menses 
eine Feier veranstaltet, sie selbst werden als unrein einge- 
schlossen, Brincker, 80 f. 

Bei den O v a m b o s finden vor der Eheschließung die 
efundula- Tänze statt; vorher soll (trotz des geschlechtlichen 
Umgangs) kein Mädchen ein Eind bekommen ; daher die häufige 
Abtreibung, die allerdings mit Sühnungen verbunden ist, 
Brincker, 82. 

') üeber das Wort Tgl. Yiehe, Orammatik S. 140. 

^ Epaba = Zwillinge (der einzelne Zwilling = oaepaha), Viehe<) 
Grammatik S. 89. 

*) Ueber die Tötung der Zwillinge bei den Bantas Tgl. Negerrecht S. 15, 
Zeitschr. XV, S. 5; nach Brinker 79 töten die Ovambos beide Zwillinge, 
die Zulu den einen ; die Wasagara töten beide (Jonm. Anthr. Inst. Qr. Brit. 
XZXII,p.808). Sfifannngen finden statt bei den Barongas (Zeitschr JS:iV,S.469). 

*) üeber die Beschneidang bei Bantnetämmen Tgl. Negerrecht 
S. 17 f. und Zeitschr. XV, S. 87 f. Sie kommt Tielfach aiifier üebung; 
darüber siehe Zeitschr. XY, S. 327, XIV, 8. 469, auch X, 8. 43 (Rehme). 
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§7. 

Die Blutrache geschieht yon Stamm zu Stamm, Ton 
Familie zu Familie, S. 80. Sie wird auch dann geübt, wenn 
jemand sich selbst nmbringt, indem daf&r der Veranlasser des 
Selbstmordes haftet, S. 83. Namentlich aber wütet auch hier 
der Wahn, daß jemand nicht von selbst stirbt, sondern nur 
infolge eines bösen Zaubers. Das Bahrrecht scheint schon zu 
Lebzeiten ausgeübt zu werden, indem der Sterbende jemanden 
als seinen Feind bezeichnet, weshalb dieser, abgesehen von 
der Blutrache der Hinterbliebenen, die Verfolgung durch den 
Oeist des Verstorbenen fürchtet: er pflegt deswegen sofort 
eine andere Tracht anzunehmen, um sich vor dem Toten 
zu bergen, Folk Lore Journal, 51 f. Die Toten fürchtet man 
überhaupt sehr; man glaubt, daß sie die üeberlebenden schwer 
bedrängen können, Folk Lore Journal II, 5, p. 91 ; auch nimmt 
man an, daß sie sich in eine besondere Art von Tieren in der 
Form von Katzen verwandeln, Folk Lore Journal p. 65. 

Sie werden darum auch verehrt, und ihre Verehrung ist 
bereits zu einem wahren Ahnenkult geworden: als Vertreter 
der Ahnen gelten Stäbe aus geweihtem Holz mit Farren- 
genital umwickelt, ozohongue, die bei Festen am heiligen 
Feuer, dem okuruo ^®), niedergelegt werden — offenbar als 
phallisches Zeichen, Brincker, 74. 

§8. 

Von der Gerichtsverhandlung erfahren wir, daß neben 
dem Häuptling etwa sechs Beisitzer tätig zu sein pflegen, daß 
jedermann in der Versammlung für die Parteien als Sprecher 
auftreten kann; und von dem Eid wird uns noch einiges nähere 
geschildert, daß er z. B. auf die Oebeine des Vaters, auf die 
Tranermütze, auf den Begräbnisplatz der Eltern, auf Himmel 
und auf Gift geschworen wird, S. 93, Brincker, 70. 

1') Okurao = Opferstätte, Yiehe, Grammatik S. 107. 



m. 

Zum islamischen ProzeBrecIit. 

Von 

Josef Eohler. 

Zu meiner Darstellung des islamischen Prozeßrechts in 
den Rechtsvergleichenden Studien^ S. 146 kann ich noch einige 
Zusätze geben, da uns neuerdings durch Vas sei in den Mit- 
teilungen des Seminars für orientalische Sprachen V^ 2, S. 170 f., 
über die marokkanische Prozeßübung weitere Kunde geworden 
ist. Zunächst ist hervorzuheben, daß entgegen der Annahme 
▼on y ass el die Grundzüge des Islamprozesses festgehalten 
worden sind. Es besteht nach wie vor Einlassungs- und Ant- 
wortspflicht im Prozeß in der Art, daß, wenn der Beklagte 
seine Mitwirkung verweigert, er in Haft genommen wird. 
Und ebenso ist es nicht etwa, wie Vassel, S. 173 sagt, 
auffallend, sondern vollkommen dem Zuge des Islamrechts 
entsprechend, daß das einzige Zwangsmittel gegen den Be- 
klagten die Haft ist: er ist ungehorsam gegen das Gericht, 
und gegen den Ungehorsam schreitet man durch Verhaftung 
ein. Vgl. Vassel, S. 173 in Verbindung mit Rechtsverglei- 
chende Studien, S. 148, 158, 159, Zeitschr. XII, S. 82, femer 
Ebn acem, 266^). Ebenso besteht der islamische Grundsatz, 
wonach die Zeugen nicht nur auf die sinnliche Wahrnehmung 
beschränkt sind, sondern nach ihrer Ueberzeugung dasjenige 



Ein andalusischer Jurist 1859—1426, fibersetst in Houdas et 
Martel, TraiU de droit Hnsnlman (1882—1893). 
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auBziuageii haben , was ihnen in der Sache als Rechtens er- 
scheint. Dies ergibt sich aus den beiVassel gegebenen Bei- 
spielen, so S. 199. Ferner besteht noch heute die Beweis- 
theorie in der Art, daß eine bestimmte Anzahl von Zeugen 
den Richter binden. Vgl. hierzu Rechtsvergleichende Studien, 
S. 153 f. Auch über die Eideszuschiebung gilt das seinerzeit 
Entwickelte, wonach der Eid regelmäßig nicht ein Tatsachen- 
eid, sondern ein Anspruchseid ist und der Kläger den Eid dem 
leugnenden Beklagten zuschiebt; während, wenn der Beklagte 
tatsächliche Einwendungen maxsht, darüber der Eid vom ELläger 
zu leisten ist Vgl. Studien, S. 150, Zeitschr. XII, S. 83, 
Vassel, S. 185 f.'). Ebenso gilt das, was von Vindikation 
und Eontravindikation in den Studien S. 152 gesagt wurde, wie 
sich aus dem angeführten Beispiel bei Vassel, S. 197 ergibt; 
und daß Bevollmächtigte aufgestellt werden können (Studien, 
S. 147), wird gleichfalls durch Vassel bestätigt, so S. 173 
und die dortigen Beispiele: es hat sich in Marokko sogar eine Art 
von Anwaltstand entwickelt und der Eadi übt die Aufsicht 

Ueber diese Bevollmächtigten ist auch noch beizufügen, 
was Ebn aceim, 282, 283 sagt, daß niemand zwei Bevoll- 
mächtigte ernennen dürfe und daß die Vollmacht zugleich eine 
Vollmacht zum Geständnis sein muß; ferner daß im Notfall 
auch ein Geschäftsführer einstwdlen ohne Vollmacht zuzulassen 
ist, Ebn acem, S. 296 f. 

Was die Entwicklung in Marokko neues gebracht, bt vor 
allem das Aufkommen eines Standes der Notare (Adul), die 
unter Aufsicht des Eadi stehen und als eine besonders hervor- 
ragende Art von gerechten und wirksamen Zeugen gelten, so 
daß das Zeugnis zweier Aduls für deti Eadi bindend ist. Seit 
neuerer Zeit werden alle gerichtlichen Akte durch solche Aduls 
urkundlich festgestellt — diese weilen in Läden in der Nähe der 



') Daneben gibt es einen Erfüllnngseid (Rechtsvefgl. Stadien S. 156)^ 
2. B. des Verwalters über richtige Yerwendnng der Erträgnisse, vgl. 
Krcsmarik, Z. morgenl. Gesellsch. 45, S. 571. 
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Gerichtastätte — , aber aach die Beweisaufnahme geschieht 
dorcli sie^ allerdings regelmäßig in der Art, daß sie selber 
das Zeugnis geben, da ja das Zeugnis aach eine üeberzeugungs- 
erklärung enthalten kann. Nar ausnahmsweise seheinen sie noch 
auf andere Zeugen zurückzukommen, in welchem Falle aber 
daä Zeugnis ein Mengezeugnis sein muß, d. h. es müssen be- 
züglich jedes der Notare sechs Zeugen die Sache bestätigen. 
Offenbar handelt es sich hier ebenfalls um Ueberzeugungs- 
aussagen oder um Aussagen über mehr oder minder notorische 
Erscheinungen wie z« B. Feststellung der Mündigkeit, Fest- 
stellung des Erbeseins, Feststellung des Besitzes u. s. w« 
. Hiernach entwickeln sich die Prozesäe regelmäßig in der Art, 
daß entweder auf den Eid zurückgegriffen wird oder daß die 
Partei eine Zeugnisurkunde beibringt; was nicht schwer ist^ 
da ja zwei Notare leicht zu haben sind, die auf Grund irgend 
einer summarischen Prüfung der Sache das von der Partei zu 
Beweisende als ihre Ueberzeugung eidlich aussagen, wodurch 
die Beweisfrage erledigt ist. Daneben gibt es auch noch 
Sachverständigengutachten: der Sachverständige wird von dem 
Kadi bestimmt und erklärt sodann sein Gutachten ebenfalls zwei 
Notaren zu Protokoll. Daraus erklärt sich von selbst, daß die 
Tätigkeit des Richters eine ziemlich formale bleibt und daß 
jedenfalls für ein genaueres Eingeben auf Tatfragen kein 
Baum gegeben ist; und was die Rechtsfragen betrifft, so 
pflegen, die Parteien, häufig Rechtsgutachten einzuholen und 
zwar nicht nur ein einzelnes, sondern vielfach mehrere, worauf 
auch der Gegner Gutachten einbringt u. s. w. 

Bemerkenswert ist noch, daß auch, was S. 146 der Stu- 
dien bezüglich der Selbsthilfe gesagt ist, seine Bestätigung 
findet: dem Kläger ist bei besonderen Schwierigkeiten der 
Rechtsverfolgung die Pfandnahme, Eefafa, gestattet (V as sei, 
S. 191). 

Uebrigens gibt es in Marokko neben diesem offiziellen Rechte 
auch noch alte einheimische Arten der Rechtsverfolgung, und zwar 
einmal die Rechtsverfolgung durch Blutrache, sobald die Be- 
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teiligten verschiedenen Gemeinden angehören; welche Blutrache 
dann durch Verbrüderung^ tata, beschwichtigt wird, S. 187 f. 
Bei Streitigkeiten innerhalb derselben Gemeinde kommt es zur 
Entscheidung des Dorfgerichts in altertümlicher Weise: es 
werden die Anwesenden als Zeugen aufgerufen, also litis 
contestatio; sodann findet noch die Hinterlegung eines ünter- 
liegungsgeldes statt, und die Einleitung des Prosesses erfolgt 
durch Gebet mit offener Hand, indem die Hände nach oben 
auseinandergelegt werden und sodann die Anwesenden eich 
dreimal mit der rechten Hand von oben über das Gesicht £Ekhren; 
endlich gilt der Satz, daß der unterliegende vertragsweise die 
Entscheidung anerkennen muß, ansonst er ftlr friedlos erklärt 
wird (Vassel, S. 188). Das sind alles ursprüngliche, dem 
Islam unbekannte Formen, die an ähnliche Prozeßübungen 
anderer Völker gemahnen und wohl in gewissen Stufen der 
Kultur allüberall auftauchen: Litiscontestation Prozeßwette, An* 
rufung Gottes und Urteilsversprechen! 



IV. 

Nachtr&ge zum Asylrecht in Ozeanien. 

Von 

Dr. Albert Hellwig. 

Jahre sind verflossen; seit der erste Band meines Asjl- 
rechts, mein Erstlingswerk^ als erstes Heft der von Professor 
Köhler herausgegebenen , Berliner juristischen Beiträge^ er- 
schien. Schon damals konnte ich das Erscheinen weiterer 
Forschungen über die Universalgeschichte des Asylrechts in 
bestimmte Aussicht stellen. Allerdings dachte ich damals nichts 
daß es so lange dauern würde, bis ich den nächsten Band ver- 
öffentlichen könnte. 

Es freut mich, dafi ich an dieser Stelle für die im all- 
gemeinen sehr wohlwollende Kritik des ersten Bandes danken 
kann. Insbesondere möchte ich Herrn Prof. Dr. Steinmetz^), 
Oberlandesgerichtsrat Wi 1 n t z k y *) , Prof. Dr. O e t k e r '), 
Dr. Mazzarella*) Prof. Dr. Hafter*), Dr. Max Schmidt«), 
Prof. v.Salis^ und Prof. Dr. Dürkheim^) meinen Dank 



.Globiu% Bd. 84 Nr. 18 6. 292. 

*) «JnriBtischeB Literatarblatt% Bd. XV, 1808> Nr. 150 8. 289 f. 

*) .Der Gericht88aal% Bd. LXIV, 1904, 8. 475 ff. 

«Biyista Italiana di Sociolog^a", IX, 1905. 

>) »Bebweiserische Zeitschrift für Strafrecht''; Jhg. 17 p. 94 ff. 

*) .Zeitschrift für Ethnologie', 1904, p. 823 f. 

.Zentralblatt für Rechtswissenschaft', Bd. XXXIII, 1903, p. 66 ff. 

*) „L'ann^e sociolog^que", 1904. 
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aussprechen ')• Die letztgemuinte Bezensibn ist zwar im all- 
gemeinen dorchans nicht anerkennend^ aber teils enthält sie 
berechtigte Aussetzungen, teüs beruht sie auf einem Mißver- 
ständnis und teils geht sie zurück auf die methodologischen Ver- 
schiedenheiten der juristischen Ethnologen der Post sehen Schule 
und der Soziologenschule Dürkheims. Hierauf kann icli hier 
nicht näher eingehen. 

Auf einem Mißverständnisse beruht es, wenn Dürkheim 
und andere, dem von Kohler in seiner Vorrede gegebenen 
Beispiele folgend, behaupten, ich erkenne den Begriff eines 
„zeitlichen Asjls' nicht an und habe die unter ihn 
fallenden Tatsachen ausgeschieden. Dies ist aber durchaus 
unzutreffend. Zwar war ich und bin ich noch der Ueber- 
Zeugung, daß die Unterscheidung in zeitliches, (kiliches und 
persönliches Asjlrecht keine das Wesen der Sache berührende 
Einteilung ist, da alle drei Arten im Grrunde auf das persön- 
liche Asjlrecht zurückgeführt werden müssen, aber dennoch 
kann man diese Terminologie weitergebrauchen, wie ich S. 5 
klar ausgesprochen habe und S. 4 habe ich ebenso unzwei- 
deutig gesagt, daß sich gegen die Ausdehnung des Asyl- 
rechtsbegriffis auf die von Köhler unter dem Begriff des 
zeitlichen Asyls zusammengefaßten Tatsachen nichts Prin- 
zipielles einwenden lasse. Wenn Kohler trotzdem glaubte, 
ich erkenne den von ihm geschaffenen Begriff nicht an, so 
erklärt sich dieser Irrtum daraus, daß ich allerdings zu Beginn 
meiner Asylrechtsstudien mich dieser Auffassung zuneigte und 
ihr auch Kohler gegenüber in den Referaten bei den semi- 
naristischen Uebungen Ausdruck gab. Daß ich aber im Laufe 
der Zeit meine Ansicht geändert habe, ergibt sich auch daraus 
mit Gewißheit^, daß ich die, allerdings spärlichen Notizen über 
ein zeitliches Asylrecht, die mir aufstießen, mitverwertet habe, 



*} Die Rezension von Prof. J. van Gennep in der „Reme de 
rhistoire des religions*^ 1904, p. 80 ff. ist mir noch nicht zu Gesicht 
gekommen. 
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00 z* B. S. 43 f. bezüglich Ostafirika. Der vorliegende and die 
weiteren Bände werden fernere Belege bringen. Außerdem 
gedenke ich Begriff und Verbreitung des zeitlichen Asjlrechts 
demnächst gesondert darzustellen. 

Was dagegen meine Stellungnahme zum Tierasjlrecht 
betrifil; so hat Dürkheim vollkommen recht, wenn er dagegen 
polemisiert; wenigstens insofern, als ich mich sehr unklar aus- 
gedrückt habe. Ich erkannte zwar das Tierasjlrecht als In- 
stitut des objektiven Rechts an, lehnte es aber ab, es in den 
Kreis meiner Betrachtungen zu ziehen, ^da Tiere im Gegen- 
satz zu Menschen nie als Bechtssubjekte in Betracht kommen^. 
Das ist natürlich für das primitive Recht nicht richtig. Ich 
hatte diesen Satz auch nur geschrieben, weil ich den ganz 
richtigen, mir nur damals noch nicht klar zum Bewußtsein 
gekommenen Gedanken hatte ^ daß in der Tat Menschenasjl- 
recht und Tierasjlrecht ganz andersartige Rechtsinstitute sind, 
zwar nicht ihrer Entstehung nach, wohl aber in ihren sozialen 
Wirkungen. Und auf diese kulturgeschichtliche Betrachtungs- 
weise des Asjlrechtsinstitutes kam es mir überall bei meinen 
Forschungen an: Von diesem Gesichtspunkte aus kam ich zu 
einer Verwerfung der rein äußerlichen Einteilung in person« 
liches, örtliches und zeitliches Asylrecht und zur Einführung 
der neuen Begriffe des Fremdenasjhrechts und Sklavenasjl- 
rechts, des absoluten und relativen Asjlrechts, und von diesem 
Gesichtspunkte aus mußte ich auch mit Notwendigkeit dazu 
kommen, es abzulehnen, das Tierasjlrecht hier zu behandeln: 
denn die sozialen Wirkungen des Schutzes, der Einfluß, den 
das Asjlinstitut auf die kulturelle Entwicklung in der mannig- 
fachsten Art ausgeübt hat, sind selbstverständlich in ihrer 
Tragweite fUr die Entwicklung der menschlichen Gesellschaft 
gänzlich anders, je nachdem, ob einerseits Tiere, deren Er- 
haltung fUr die menschliche Gesellschaft von keiner Be- 
deutung war, vor dem Tode gerettet wurden, oder ob ander- 
seits das Verbrecherasjlrecht die Umwandlung der Blutrache 
in staatliches Strafrecht sowie die Milderung des Straf- 
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rechts mit herbeigeftlhrt^ das Fremdenasylrecht die feindliche 
iBolienmg der Völkerschaften durchbrochen nnd einen friedlich 
internationalen Verkehr angebahnt^ sowie endlich das Sklaven- 
asjlrecht zu einer Milderung des Loses der Sklaven^ sowie 
zu ihrer Befreiung und dadurch zur Bildung eines freien 
Arbeiterstandes mit beigetragen hat. Deshalb werde ich 
auch in den künftigen Bänden das Tierasjlrecht nicht be- 
handeln; wohl aber gedenke ich die zahlreichen und sehr 
interessanten Materialien, die ich mittlerweile über dies eigen- 
artige Institut gesammelt habe, in einem besondem Aufsätze 
zu verarbeiten. 

Besonders freut es mich, daß das eigentlich Neue meiner 
Asylrechtsforschungen, die Schaffung der Begriffe Verbrecher- 
asylrecht, Fremdenasylrecht und Sklavenasylrecht und 
ihre Snbsumiernng unter einen einheitlichen Gedanken von 
kompetenten Forschern wie Köhler, Wilutzky, Steinmetz, 
Mazzarella, Hafter u. a. als durchaus berechtigt, ja not- 
wendig anerkannt worden ist. 

Auch die kulturgeschichtliche Behandlung des 
Stoffes hat wider Erwarten überall Beifall gefunden. Ich 
muß sagen wider Erwarten: Denn die rein formale Behand- 
lungsweise entwicklungsgeschichtlicher Probleme herrscht leider 
auch noch in der ethnologischen Jurisprudenz vor. Zwar ist 
vielfach schon auf die innigen Beziehungen zwischen Kultur- 
entwicklung und Rechtsentwicklung in allgemeinen Aufsätzen 
hingewiesen worden, so insbesondere bekanntlich von Kohl er: 
Aber so recht Ernst gemacht bei Spezialabhandlungen haben 
doch nur recht wenige. Es ist das auch leicht erklärlich: Die 
Rechtssitten eines Volkes auf Grund einiger Reiseberichte oder 
Monographien darzustellen ist eine Kleinigkeit« Bei weitem 
schwieriger ist es dagegen, ein Rechtsinstitut in seiner uni- 
versalen Entwicklung und in seinen kulturellen Wechselbezie- 
hungen zu verfolgen. Ja, es muß als heutzutage unmöglich 
bezeichnet werden, dieses Problem unter Berücksichtigung der 
Lücken und teilweisen ünverläßlichkeit unseres Materials^ 
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relativ vollkommen zu lösen. Denn dann müßte man die sämt- 
liche rechtsgeschichtliche, knltorgeschichtliche, ethnologische 
und folkloristische Literatar über alle Länder and Zeiten 
dorcharbeiten, was aber wohl ein Unding sein dürfte, selbst 
wenn man die Arbeit eines MeDschenlebens daran wenden 
wollte. Je weiter ich in meinen Forschungen fortgeschritten 
l>in, desto mehr empfinde ich es, wie unvollkommen alle 
unsere Arbeiten sind, die sich nur auf die Ausnutzung 
einiger weniger Quellen stützen. Bei großer Vorsicht und 
etwas Glück kann man allerdings auch hierbei zu einigermaßen 
gesicherten Ergebnissen und Hypothesen kommen. Ebenso 
kann man aber auch zu bOsen Fehlschlüssen gelangen. Um 
den höchst erreichbaren Orad von relativer Sicherheit der Re- 
sultate zu erlangen, müßte man nicht nur die Quellen, aus 
denen sich unmittelbare Notizen für das behandelte Rechts- 
problem ergeben, hieraufhin durchforschen, also Gesetze, Reise- 
beschreibungen u. s. w. und dann die sich hierbei ergebenden 
Verschiedenheiten in der Auffassung des Rechtsproblems er- 
klären entweder durch die zeitliche oder Ortliche E^ntwicklung 
oder anderseits durch Quellenkritik, sondern man müßte ander- 
seits auch erstens die sämtlichen anderen Rechtsinstitutionen 
mit dem behandelten in Beziehung zu bringen suchen und 
dann noch weiter auch selbst die Wechselbeziehungen zwi- 
flehen dem behandelten Rechtsinstitut und den übrigen Kultur- 
faktoren prüfen. In dieser Beziehung kann man nie zu weit 
gehen* Oft findet man zwischen den verschiedensten Gegen- 
atänden Beziehungen, wo man sie gar nicht vermuten sollte. 
Dies habe ich unzählige Male bei meinen Studien über ethno- 
logisch-juristische Materien einerseits , über kriminalistische 
Probleme, besonders über den kriminellen Aberglauben, ander- 
seits erfahren. So habe ich, um nur ein Beispiel anzuführen, 
aus spiritistischen Zeitschriften nicht nur eine Unmasse Stoff 
für Aberglaube und Strafrecht gesammelt, sondern durch Be- 
merkungen über den bösen Blick und dadurch angeregte weitere 
^Nachforschungen ein wichtiges Erklärungsmoment für die ur- 
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sprüngliche vielfach vorhandene Rechtlosigkeit der Fremden 
sowie für die Auffassung mancher Zeremonien beim Asjlrecht, 
so für das Speien erhalten. Gerade der Einfloß mystischer 
Vorstellungen ist, wie ich glaube, für das ganze Rechts- und 
Kulturleben der Naturvölker und der unteren Schichten der 
Kulturvölker in bei weitem noch nicht genügender Weise er* 
kannt. Bei eingehender Kenntnis abergläubischer Gebräuche 
und Vorstellungen und ihrer realen Kraft im Volksleben wird 
man, glaube ich, gar manches Kapitel der Universalrechts- 
geschichte bedeutend vertiefen können, so z. B. Gottesurteile, 
Couvade, Pflanzenehe, Tötung der Kranken und alten Leuten, s. w. 
Aber selbst wenn wir alle diese folkloristischen Disziplinen, 
soweit nur möglich, mitverwerten, werden wir doch nie ein 
abschließendes Urteil über die universale Entwicklungsgeschichte 
eines Rechtsinstitutes f&llen können, bevor wir nicht eingehende 
Monographien über die Gesamtentwicklung des Rechtslebens 
aller Völker haben, die von dem oben dargelegten kultur- 
geschichtlichen Standpunkt aus geschrieben sind. Diese Rechts- 
geschichten zu schreiben muß ich als nächste Aufgabe der 
ethnologischen Jurisprudenz bezeichnen. Auf ihrer Grundlage 
werden spätere Forscher bedeutend leichter und bedeutend 
sicherer die universalgeschichtliche Entwicklung der einzelnen 
Rechtsinstitute verfolgen und so schließlich zur Erkenntnis der 
Grundprinzipien der Gesamtrechtsentwicklung kommen können»* 
Damit will ich denjenigen ethnologisch -juristischen Arbeiten, 
die schon heute ein derartiges Ziel verfolgen, nicht allen» Wert 
absprechen — dann dürfte ich ja konsequenterweise auch 
meine Asjlrechtsstndien nicht fortsetzen — vielmehr gestehe 
ich ihnen ohne weiteres auch für heute einen gewissen Wert 
zu, da die durch sie gewonnenen relativen Ergebnisse wieder 
neue Schlaglichter auch auf die Entwicklungsgeschichte dea 
Rechts- und Kulturlebens eines einzelnen Volkes werfen und 
oft eigenartige, bisher nicht beachtete Gesichtspunkte ergeben : 
aber dieser Relativität der Ergebnisse muß man sich eben be- 
wußt bleiben. 
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Daß man leicht zu anzulässigen Yerallgemeinerangen 
kommt^ wenn man nicht das ganze Material beherrscht^ habe 
ich selbst oft genug erfahren. Es herrscht vielfach^ glaube 
ich, noch eine Art natnrrechtlicher Zug in der ethnologischen 
Jurisprudenz. Wir übersehen die Schranken, die unserer For- 
schung einstweilig noch gestellt sind, und kommen dadurch zu 
übereilten Fehlschlüssen: Universale Entwicklungsgeschichte 
zu konstatieren, dazu sind wir noch längst nicht in der Lage. 
Da wir die für eine gesicherte universalgeschichtliche Forschung 
unerläßliche Vorarbeit der nationalen Entwicklungsgeschichten 
des Rechts und der Sitte noch nicht getan haben, kommen 
wir gar leicht dazu, äußerlich analoge Rechtsinstitute auch für 
innerlich gleich zu halten, oder wie Lei st es einmal irgendwo 
ausdrückt, Identität des Rechtsschemas mit Identität der Rechts- 
institution zu verwechseln, während in Wirklichkeit äußerlich 
ganz gleichartige Rechtsschemata ihren Gedanken, Entstehungs- 
ursachen und ihrer sozialen Bedeutung nach ganz verschiedenartig 
sein können. So geht zweifellos die Rechtlosigkeit der Frem- 
den bei vielen Naturvölkern auf die verschiedensten Gründe 
zurück, ebenso die Tötung der Kranken und alten Leute, die 
Couvade, manche Hochzeitssitten, wie das Schießen, die viel- 
fach eigenartige Stellung der Schmiede u. Si w. Alle diese 
Rechtsschemata von einem Gedankengting aus interpretieren 
zu wollen, ist durchaus verkehrt. Die Frage, ob wir über- 
haupt berechtigt sind, von wirklich universalen Rec^htsinstituten 
zu sprechen, kann ich hier nur andeuten. 

Alle diese Fragen und noch viele andere methodologische 
Probleme ho£fe ich binnen kurzem eingehender behandeln zu 
können. Aber schon hier glaubte ich kurz auf sie hinweisen 
zu müssen, um keinen Zweifel zu lassen, in welchem Sinne 
ich selber meine Asylrechtsforschungen auffasse. 

Das Nachfolgende enthält Nachträge und neue Beiträge 
zu dem Asylrecht von Ozeanien. Daß es keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit macht, brauche ich nach den obigen Aus- 
führungen kaum erst besonders zu betonen. Die Methode ist 
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im weBentlichen dieselbe geblieben; insbesondere habe ich mich 
«nch hier immer bemüht, die verbindenden Fäden sswischen 
dem Asjirechtsinstitnt und den übrigen fUnrichtung^n des 
Rechts und der Sitte aufzufinden. Durch zweierlei unter- 
scheidet er sich aber doch von dem ersten Band. Einmal 
habe ich öfter als früher meine Gewährsmänner selber sprechen 
lassen. Ich halte das methodologisch insofern für zuver- 
lässiger^ als sich nun die Leser selber ein Urteil darüber 
bilden können, auf Orund welcher Daten die einzelnen Züge 
für die partikuläre Entwicklungsgeschichte des Asjlrechts ge- 
Wonnen sind und ob meine Schlußfolgerungen zutreffen. Femer 
habe ich öfter als früher Gelegenheit genommen, an den 
einzelnen Fall allgemeine Bemerkungen anzuknüpfen, also 
einige Punkte aus der Philosophie des Asjlrechts schon zu 
antizipieren. Ich bin mir wohl bewußt, daß diese Neuerung 
dazu führen kann, mich unzulässiger Verallgemeinerungen zu 
bezichtigen. Ich hoffe aber gleichfalls, daß man mir glauben 
wird, daß ich diese Bemerkungen immer nur scheinbar einzig 
und allein auf Grund der einzelnen konkreten Tatsache getan 
habe, an die ich gerade anknüpfe, in Wirklichkeit aber auf 
Grund des äußerst umfangreichen weiteren Materials, das ich 
schon längst gesammelt habe. Ich habe derartige Bemerkungen 
ab und zu eingeflochten, um die Darstellung zu beleben und 
um dem Leser schon jetzt ab und zu einen Ausblick auf die 
Probleme zu gewähren, die ich späterhin in der Philosophie 
des Asjlrechts zu behandeln gedenke. Ob diese beiden metho- 
dologischen Aenderungen auch Verbesserungen sind oder nicht, 
das zu beurteilen muß ich anderen überlassen. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich wohl darauf hinweisen, 
daß ich im vorigen Jahr schon ausführlich gehandelt habe über 
^Die jüdischen Freistädte in ethnologischer Beleuchtung^^)'. 
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§ 1. 

Australiens^). 

Meine Beiträge muß ich gleich mit einer Berichtigung 
beginnen^ zum Glück ist dies aber auch die einzige Berich- 
tigung der im ersten Bande dargestellten Tatsachen^ zu der 
ich mich gezwungen sehe. 

Ich sprach es dort als sehr wahrscheinlich aus, daß es 
Verbrecherasjlrecht in Australien nicht geben könne und 
folgerte dies daraus, daß die Rechts- und Kulturordnung zur 
Bildung eines solchen Institutes noch nicht reif sei. 

Kaum aber hatte ich meine Materialsammlungen einige 
Monate nach Vollendung des ersten Bandes wieder aufgenommen, 
da stieß ich auf ein Institut, das man als voll ausgebildetes 
Verbrecherasjlrecht ansprechen muß, aufmerksam gemacht 
durch eine Notiz im Register eines der Bände der „L'ann^e 
sociologique^. 

Es handelt sich um das interessante Ertnatulunga-Institut 
bei den A runt a in Zentralaustralien, das von Spencer und 
Gillen in ihrem klassischen Werke eingehend folgendermaßen 
beschrieben wird: ^The Elrtnatulunga maj be regarded as the 
earlj rudiment of a citj or house of refuge. Everything in 
its immediate vicinity is sacred and must on no account be hurt; 
a man who was being pursued by others would not be touched 
so long as he remained at this spot.^ 

j^In each Oknanikilla or local totem centre, there is a spot 
called by the natives the Ertnatnlunga. This is, in reality, 
a sacred storehouse, which usually has the form of a small 
care or crevice in some unfrequented spot amongst the rough 
hills and ranges which abound in the area occupied by the 
tribe. The entrance is carefully blocked up with stones so 
naturally arranged as not to arouse suspicion of the fact that 



") Vgl. Bd. I, 73. 

Zoltsolirlfl tux vergleichende Beohtswlnenioliaft. XIX. Band. 
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they coDceal from view the most sacred possessions of the tribe. 
In this often carefully tied np in bundles, are numbers of the 
Churinga, and in one or other of these storehouses every 
member of the tribe, men and women alike, is represented by 
his or her Churinga nanja.' 

„The immediate surroundings of one of these Ertnatulonga 
is a kind of haven of refuge for wild animals; once they come 
close to one of these they are safe, because any animal — ema 
or kangaroo or wallaby — which, when pursued, ran by in- 
stinct or by chance towards the Ertnatulnnga was, when once 
it came close to it, tabu and safe from the spear of the pur- 
suing native. Even the plants in the immediate vicinity of 
the spot are never touched or interfered with in any way^*)^'). 

Ueber die Begierungsorganisation, insbesondere das fast 
vOUige Fehlen jeder Staatsgewalt, vergleiche noch Vierkandt^^}, 
über das Strafrecht auch Letoumeau ^'). 

Obiger trefflichen Schilderung des Ertnatulunga- Institutes 
ist wenig hinzuzufügen. Es ergibt sich die unzweifelhaft reli- 
giöse Grundlage des Asylinstitutes. Interessant ist die gleich- 
zeitige Verwendung als Tierasyl und — wenn man so sagen 
darf — als Pflanzenasyl: die Idee dieses allgemeinen Äsylea 
scheint hier so entstanden zu sein, daß man annimmt, ebenso 
wie der einzelne Mensch sich rächt, wenn er oder irgend etwas 
von seinem Eigentum oder den unter seinem Schutz Stehenden 



^') B. Spencer and F. J. Gillen, ,The native tribes of Central 
Anstralia' (London 1899), p. 135, 133, 134, IM f. Vgl. anßerdem p. 128, 
182 f., 648. 

^*) Bemerken möchte ich, daß Prof. Kohle r nach seiner Rückkehr 
▼on der Reise nach Amerika mir eines Tages hocherfreut mitteilte, anch 
bei den Anstralnegern habe er Asylrecht gefunden : Wie sich dann heraas- 
stellte, hatten wir beide unabhängig voneinander dieselbe Entdeckung 
gemacht. 

^^) Vierkandt, .Die politischen Verhältnisse der Naturvölker*, 
Zeitschrift f. Sozialwissenschaft lY (1901), p. 418 f. 

^>) Letonrnean, .U^volntion jaridique" (Paris 1891X p. 27, 28 ff. 
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von einem Dritten verletzt wird, ebenso würde auch die Qoit- 
heit, d. fa. wohl die Gesamtheit der Schntzgeister (Chnringas) 
aller lebenden and toten Stammesangehörigen; über jede 
Verletzung ihrer Interessensphäre ergrimmt sein, möge diese 
nun im Abhauen eines Baumes, im Töten eines Tieres oder in 
der Verwundung eines Menschen bestehen. Wir haben es hier 
also mit einem Asylrecht auf rein religiöser Grundlage zu tun, 
bei dessen Entstehung egoistische Triebe irgendwelcher Art 
nicht mitgewirkt zu haben scheinen, das vielmehr lediglich der 
Furcht vor dem Zorn Gottes seine Wirksamkeit verdankt. 
Uebrigens begegnen wir auch dem Pflanzenasjl sonst vielfach. 

Zu bemerken wäre noch, daß es zweifelhaft erscheint, ob 
auch Frauen und Kinder — die der Blutrache mit unterworfen 
sind — im Ertnatulunga Asyl finden oder nur erwachsene 
Männer. Es ist nämlich gesagt, daß die Churinga bei Todes- 
strafe (durch den Zorn der Gottheit) von Weibern und Kindern 
nicht gesehen werden dürften ^^). Da sich nun die Churinga eben 
im Ertnatulunga befinden, so dürfen an und für sich nur Männer 
diesen Baum betreten. Da wir aber auch anderswo Parallelen 
dazu finden, so ist durchaus nicht ausgeschlossen, daß dieses 
Verbot nicht für verfolgte Verbrecher gilt. Anderseits ge- 
währt ja auch der Platz um das Ertnatulunga herum Asyl, und 
hier könnten auch Frauen und Kinder Schutz finden, da sie die 
Churinga nicht sehen: aber es ist auch möglich, daß auch diese 
ganze heilige Umgegend fUr Frauen und Kinder tabuiert ist, 
denn auch hierzu finden wir Analogien im Völkerleben. Zu 
einer bestimmten Entscheidung der Frage, ob das Asjlrecht 
sich auf alle Stammesangehörigen (und vielleicht sogar auf die 
Fremden) erstreckt, oder nur auf die erwachsenen Männer, ver- 
mögen wir nicht zu gelangen. 

Was das Fremdenasjlrecht anlangt, so hatte ich im 
ersten Band nur ein solches gegenüber fremden Eingeborenen- 
stämmen geschildert; nicht dagegen hatte ich die Frage be- 



") Eod. p. 128. 
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rührt, wie sich die Aastralneger gegenüber den Europäern ver- 
halten, einmal; weil mir noch nicht bewußt war, daß sich oft 
ein Unterschied in der Behandlung fremder Weißen und fremder 
Eingeborenen konstatieren läßt, und dann, weil ich vom Dog^a 
der Bechtslosigkeit der Fremden ausging. Es hat den An- 
schein, als ob tatsächlich nur für die Eingeborenen fremder 
Stämme ein Asjlrecht besteht, nicht dagegen für die Europäer; 
nicht jedoch in dem Sinne, als ob jede Willkür und Grewalt- 
tat gegen diese als erlaubt gelte, wenn sie nur ohne Gefahr 
begangen werden könne, sondern so, daß jedem friedfertigen 
Fremden auch friedlich und freundlich entgegengetreten wird 
und üeberfalle im allgemeinen nur auf solche Weiße geschehoi, 
welche durch ihre Ungeschicklichkeit oder auch durch zu- 
fälliges Verletzen religiöser Vorstellungen den Unwillen der 
Eingeborenen erregt haben ^^). fliner solchen Stellung gegen- 
über den Fremden werden wir noch des öfteren begegnen. 
Was sich daraus für die Entwicklungsgeschichte der rechtlichen 
Stellung der Fremden ergibt, das gehört in die ^Philosophie 
des Asjlrechts'. 

§2. 
Neuseeland. 

Ueber die Stellung der Neuseeländer zu den Fremden 
haben wir eine Nachricht, die deshalb bemerkenswert ist, weil 
sie zeigt, daß Reisende, die sich nur vorübergehend aufhalten, 
in diesem Punkte zu einem entgegengesetzten Urteil kommen 
können gegenüber den langjährig mit der Bevölkerung Ver- 
trauten. 



^0 W. Schneider, «^^e Naturvölker' (Paderborn und Münster 
1880), II, p. 108 f. unter Berufung anf Leichhardt, .Tagebach einer 
Landreise in Anstralien*, deutsch von Znchold (Halle 1851), p.406, 418. 
Eyre, Joarnal of expeditions into Central Australia' (London 1845), 
II, p. 461 ff. und Frey , , Journal of two expeditions in Australia* 
(London 1841), n, p. 234 f. 
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Der Bericht lautet: ^Ein Mann^ der die Neuseeländer 
lange gekannt hat und auf dessen Urteil man sich deshalb 
Terlassen kann^ erklärt sie für Terständig und edelmütig und 
sagt, sie seien gastfrei und vertrauensvoll gegen die Fremden. . . . 
Sie sind schlau^ aber nicht trügerisch in ihrem Verkehr, gierig 
nach dem Besitz anderer Gegenstände; obwohl zuverlässig^ 
wenn man ihnen etwas unmittelbar anvertraut^ sonst aber nicht 
sonderlich ehrlich. Wer sie vorübergehend besucht; möchte 
kaum ein günstiges Urteil unterschreiben und wäre eher ge- 
neigt; eine ungünstige Meinung von der Rasse zu fassen* ^^). 

Ueber ein Fremdenasjlrecht erfahren wir aus dieser 
Mitteilung nichts; vielmehr hat es den Anschein; als ob der 
Fremde — wenigstens der Europäer — als vollkommen gleich- 
berechtigt behandelt wird; aus dem Diebstahl von Sachen der 
Fremden; die ihnen nicht ausdrücklich anvertraut sind; darf 
man noch nicht ohne weiteres auf früher bestehende Recht- 
losigkeit der Fremden schließen; wovon dies ein survival wäre; 
dies kann zwar der Fall seiu; ist möglicherweise auch anders 
zu erklären; so z. B. durch die Geschenksitten und die kom- 
munistische Nichtunterscheidung zwischen Mein und Dein^'). 
Anderseits können wir aber aus diesem friedfertigen Verhalten 
den Weißen gegenüber nicht auf ein gleiches Verhalten den 
fremden Eingeborenenstämmen gegenüber schließen; vielmehr 
kann diesen gegenüber noch das Prinzip des Fremdenasjl- 
rechts oder gar der Rechtlosigkeit in Anwendung kommen. 
DenU; wie schon oben bemerkt, werden beide Kreise von 

'") .Die Entdeckungsezpedition der Vereinigten Staaten in den 
Jahren 1888—1842 unter Leutnant Charles Wilkes*. Von ihm selbst 
beschrieben nnd nach der Originalausgabe abgekürzt und übersetzt. 
Stuttgart und Tübingen, Bd. I (1848), p. 800 f. 

^*) Vgl. Bücher, „Die Entstehung der Volkswirtschaft*. 4. Aufl. 
(Leipzig 1904), p. 96 f. Vgl. auch die treflfenden Bemerkungen von 
Fridhjof Nansen .Eskimoleben*, übers, von M. Langfeld t (Leipzig 
und Berlin 1908) p. 182 ff. — Dies .Prinzip der Vieldeutigkeit der snrri- 
▼als*, wie ich es nennen möchte, wird viel zu wenig beachtet, wodnrch 
man zu einseitigen falschen Schlüssen kommt. 
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BVemden öfters yerschieden behandelt aas Terschiedenen Ur- 
sachen; worüber in der Philosophie des Asjlrechts naher za 
handeln ist, 

Ueber eigentliches Verbrecherasjlrecht habe ich keine 
Nachricht, auch fehlen mir Angaben über das Strafrecht, so 
daß ich keinerlei Schlüsse zu ziehen vermag, ob ein solches 
besteht oder nicht. Dagegen berichtet uns Taylor Ton einem 
Asyl für Eriegsfeinde: 

^If a person had been taken prisoner in war, and a 
feeling of pitty arose in the breast of one of his captors, 
though it may have been the general determination to pnt him 
to death, the desire of the merciful individual would prevail, 
by throwing his garment over him; he whom then touched 
the prisoner with a hostile intention touched also his preserver. 
An instance of this kind occurred during the late war at 
Wanganni : one of the inhabitants was captured by the hostile 
natives, he was on the point of being put to death (as a 
return in kind for our own narrow and barbarous policy to 
a native prisoner who was hung at Porima) when an old chief 
rushed forward, and threw his blanket over him; the man was 
spared, and afterwards was treated with great kindness, as 
though he were one of the tribe* ■^). 

Dieses persönliche Asyhrecht, das hiernach der Häuptling 
den Eriegsgefangenen gewähren lassen kann, beruht auf dem 
tabu -Gedanken: dadurch, daß er sein Gewand über ihn 
wirft, erklärt er den Gefangenen für tabuiert, erklärt es ftlr 
verboten, ihn zu schädigen. Da nun nicht nur der Häuptling 
etwas tabuieren kann, sondern ein jeder, wenngleich das tabu 
eines weniger Mächtigen öfters verletzt wird'^), so konnte 
wohl auch irgend ein anderer Volksgenosse mit Wirkung 
gegen Dritte einem Gefangenen Asyl gewähren, nur wird 
faktisch das Häuptlingsasyl bei weitem quantitativ und qualitativ 



") R. Taylor, ,New Zealand* (London 1855), p. 68 f. 
") Eod. p. 59. 
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den Vorrang gehabt haben. Als möglich^ ja wahrscheinlich^ 
muß es übrigens bezeichnet werden , daß derselbe Oedanke 
auch zur Bildung eines reinen Verbrecherasjlrechts geführt hat. 
Die Form dieses Asylrechts ist dem ^Mantelfrieden^ des 
deutschen Rechts analog; wozu wir schon früher eine Parallele 
bei den Tacullies gefanden hatten '') und weitere^ so von den 
BedaineU; später kennen lernen werden. 



§3. 
Neu-Irland. 



Was wir über die Stellung der Neu-Irländer den Fremden 
gegenüber erfahren^ ist interessant, da es unsere schon öfters 
ausgesprochene Meinung bestätigt| daß im allgemeinen zunächst 
der friedliche Fremde auch freundlich aufgenommen, und nur 
der bösgesinnte oder der, von dem man sich Böses gewärtig 
ist, auch als Feind betrachtet wird. Kommt dies letztere öfters 
Tor^ so verallgemeinert sich dieser Gedanke leicht zu einer 
Indentifizierung von Fremden und Feind. Hier muß dann das 
Fremdenasjlrecht wohltätig eingreifen. 

Im Oegensatz zu ihrem nicht gerade guten Ruf sind die 
Neu-Irländer in Wirklichkeit sehr fröhliche und aufgeweckte 
Menschen; die im Verkehr mit Weißen einen sehr guten Ein- 
druck machen. So besuchte z. B. der Reverend Brown un- 
bewaffiiet Plätze ; die vorher noch nie von Weißen betreten 
waren, und obwohl sich einige hundert bewaffnete Eingeborene 
um ihn sammelten, geschah ihm nie etwas, im Gegenteil wurde 
er stets freundlich behandelt. ^Der längere Verkehr mit Weißen 
ändert solche Verhältnisse gar bald^^^). 



") Bd.I p.112. 

") Finsch, .Ethnologische Erfahrungen und Belegstücke aus der 
Südsee*, in nAnnalen des k. k. naturhistorischen Hofmuseums' (Wien 
1888), S. 124. 
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§4. 

Bismarck-Archipel. 

üeber das Fremdenasjlrecht und seine Grandlagen orientiert 
nns gnt; wenngleich etwas einseitig, Graf Pfeil ^^), zugleich 
auch über die staatlichen und strafrechtlichen Verhältnisse und 
das Nichtbestehen eines Verbrecherasjlrechtes speziell auf den 
Wissan-Inseln der Händler Sorge in einem im allgemeinen 
recht brauchbaren Bericht**). 

Für das Fremdenasjlrecht liefert Graf Pfeil das 
Hauptmaterial. Er sagt u. a.: „Ein Fremder erhält zwar, so- 
lange er in Geschäften abwesend ist, ebenfalls Nahrung umsonst, 
ist jedoch sein Geschäft abgewickelt; er aber durch irgend ein 
Ereignis, vielleicht widrige Winde, an der Abreise verhindert^ 
so wird von ihm erwartet, daß er seinen Unterhalt durch 
Arbeitsleistung im Garten seines Gastgebers verdiene *^.^ 

„Die Tötung eines nicht zum Stamme gehörigen Mannes 
wird nicht als Mord angesehen, sondern gilt als verdienstvolle 
Handlung, weil durch sie die Anzahl der Feinde — und jeder 
nicht zum Stamme Gehörige ist Feind — verringert wird*').* 

„Der Händler begibt sich nun in das Haus seines G«at- 
freundes; ohne einen solchen zu haben, würde er den Ort nicht 
zu betreten wagen.' 

„Der Gastfreund ist nicht verpflichtet, den Besucher zu 
beköstigen. Dieser bringt selbst meist einige Nahrungsmittel 
mit und sucht sich auf der reichbedeckten Tafel, welche das 
Riff denen, welche es mit offenen Augen betrachten können, 
stets serviert, seine Mahlzeiten zusammen. . . . Dauert der 



^^) Graf Pfeil, .Studien und Beobachtungen aus der Südsee'. 
Braunschweig 1899. 

'*) Abgedruckt bei Steinmetz, .Rechtsyerhältnisse von einge- 
borenen Völkern in Afrika und Ozeanien' (Berlin 1903), P* 897—424. 

»«) Graf Pfeil a.a.O. p. 47. 

«0 Eod. p. 76. 
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Besuch lange I und bei ungünstiger Witterung kann er sich 
leicht beträchtlich in die Länge ziehen^ und gehen deshalb deni 
Besucher die Lebensmittel aus^ so macht sich der Gastfreund 
die Lage sogleich zu Nutzen. , Der Besucher muß ihm gewisse 
Dienstleistungen im Felde oder beim Hausbau verrichten^ wo- 
für er Nahrungsmittel zugeteilt erhält' ^®). 

^Ist der Händler ein steter Besucher seines Gastfreundes^ 
so entsteht unter ihnen das stillschweigende UebereinkommeU; 
sich auch dann nicht offen oder heimlich zu bekämpfen^ wenn 
sie sich auf neutralem Boden treffen ^ im Falle ihre Stämme 
sich in offener Feindseligkeit miteinander befinden. Ist dagegen 
die Gastfreundschaft nur eine flüchtige und zufallige gewesen, 
so steht beiden Teilen^ ohne Verletzung guter Sitte, das Recht 
zu, sich gegenseitig umzubringen, wenn sie sich begegnen, 
während ihre Stämme in Fehde liegen^ ^'). 

Mit dieser Schilderung steht die knappe Bemerkung 
Sorges^^) im Einklänge, daß Gastfreundschaft immer nur 
^Verbündeten und Freunden^ gewährt werde, niemals einem 
Mann aus einem , feindlichen' Bezirke. Ein solcher werde viel- 
mehr stets getötet. 

Aus diesem Material lassen sich folgende Grundzüge des 
Fremdenasjlrechts entnehmen: Nur wenn der Fremde einem 
ausgesprochen feindlichen Stamme angehört, gilt er nicht als 
Rechtssubjekt: Einem Feinde wird also hier niemals — wie bei 
vielen anderen Völkern, so z. B. den Eabjlen, Arabern, ver- 
schiedenen Indianerstämmen Nordamerikas u. s. w. — Asjl er- 
teilt. Eine Mittelstellung zwischen diesen Feinden und den 
eigenen Stammesangehörigen nehmen die übrigen Stammes- 
fremden ein. Diese sind dem Insulaner zunächst gleichgültig, 
er verhält sich ihnen gegenüber indifferent. Durch verschiedene 
umstände kann sich dieses indifferente Verhalten in Abneigung 
oder in Zuneigung verkehren. 



") Eod. p. 124 f. ••) Eod. p. 125. 

**) Steinmetz a. a. 0. p. 416. 
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Einmal n&mlich ist der Eingeborene nach den Gütern des 
Fremden lüstern oder wittert in ihm gar einen feisten Sonntags- 
braten oder aber — und das ist sehr häufig der Fall — fürchtet 
von dem Fremden bezaubert zu werden u. s. w. Dann wird 
der Fremde zum Feind. Ist eine dieser Charaktereigenschaften, 
z. B. die Furcht vor magischen schädlichen Einwirkungen^ die 
von Fremden drohen , bei einem bestimmten Stamm weit- 
verbreitet und sehr groß, so sind bei diesem Stamm die Fremden 
bis auf weiteres rechtlos^ nämlich bis man sich auf irgend eine 
Weise überzeugt hat, daß vom Fremden eine Gefahr irgend- 
welcher Art nicht droht. 

Andererseits kann sich die Gleichgültigkeit aber auch in 
freundschaftliches Verhalten verwandeln: Diese Uebergangs- 
stadien haben das Rechtsgebilde des fVemdenasjlrechts. Auch 
diese Umwandlung kann durch die verschiedenartigsten Motive 
veranlaßt sein. In der Regel aber ist es der Eigennutz^ welcher 
diesen Umschwung herbeiführt; so auch im Bismarckarchipel: 
Der Händler ist meistens der erste Fremde ; welcher Schutz 
erhält. 

Wir können hier noch gut aus den Zeremonien , die vor 
Aufnahme von Fremden als Gastfreunde für erforderlich er- 
achtet werden, ersehen, daß sich beide Teile erst vergewissem 
müssen, daß sie keine feindseligen Absichten hegen. So, wenn 
ein fremder Schi£Fer erst dann ans Land geht, nachdem er von 
den Bewohnern begrüßt ist und sie seinerseits wieder an- 
gegrunzt hat und diese Zeremonie auf dem Lande bei An- 
näherung beider Parteien wiederholt wird^^). Dann das Kauen 
von Betel und das Essen von Nahrungsmitteln, die dem völlig 
Fremden, beim ersten Besuche gereicht, von ihm aber zum 
Teil dem Hausherrn zurückgegeben werden und von diesem 
und seinen Familienmitgliedern gleichfalls verzehrt werden 
müssen: Auch hierin sehe ich wie Graf Pfeil ein survival 
von der Rechtslosigkeit des Fremden, deute aber doch den 



•0 Eod. p. 124. 
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Vorgang wesentlich anders. Während Pfeil annimmt ^ daß 
man sich hierdurch Tor einer Vergiftung hüten wolle, glaube 
ich vielmehr; daß durch das gemeinsame Essen vielmehr 
eine mystische Beziehung ähnlich der Blutsbruderschaft her- 
gestellt wird; welchen Gedanken wir auch sonst finden ; so 
bei den Arabern^ ^). Es beruht dies auf einer Art philosophischer 
Weltanschauung der Naturvölker^ deren Prinzip ist; daß alles, 
was mit einem Menschen in Beziehungen steht, auch von diesem 
Menschen wesentlich beeinflußt ist. Hierauf werden wir aus- 
fiihrlich in der Philosophie des Asjlrechts zu sprechen kommen. 
Die Deutung; die Pfeil diesem Brauche gibt, erweist sich schon 
deshalb als unzulänglich; weil hierdurch höchstens erklärt 
werden könnte; daß auch der Hausherr und seine Familie von 
der dem Fremden gereichten Speise essen müssen; — dafür 
aber; daß dem Fremden überhaupt Speise gereicht wird und 
daß er vorher nichts unternehmen darf , ist damit keinerlei 
Deutung gegeben. 

Interessant ist auch die verschiedene Abstufung der Wir- 
kungen des Fremdenasjlrechts. An und für sich widerspricht 
es durchaus nicht der guten Sitte ; wenn man einen früheren 
Oastfreund als Feind betrachtet; wenn der eigene Stamm mit 
dem des früheren Gastes in Krieg geraten ist: Man kann ihn 
daher erschlagen, wo man ihn trifft, und tut dies auch. Anders 
ist es aber; wenn es sich nicht um einmalige flüchtige Gast- 
freundschaft handelt, sondern um fast dauernd gewordene; oft 
langjährige Beziehungen; so daß der Stammesfremde für seinen 
Wirt fast zum Stammesfreund geworden ist. Werden dann 
die beiden Stämme einander feindlich gesinnt; dann werden 
eo ipso damit zwar auch die beiden zu Nationalfeinden; suchen 



"} ^fi^l- 2. B. auch die Eheschließang durch gemeinsamen Schmaus : 
Post, „Grandriß der ethnologischen Jurispradenz^ II (Oldenburg and 
Leipzig 1895) p. 86, wovon sich im Erzgebirge ein Rest in der Art findet, 
daß man glaubt, eine Ehe würde friedlich, wenn die Verlobten einmal 
aus einer Schfissel „essen oder suppen*: Ad. Wuttke, .Der deutsche 
Yolksaberglaube der Gegenwart', 8. Bearbeitung (Berlin 1900) § 560. 
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sich aber, soweit möglich, zu schonen, und unternehmen gegen- 
einander wenigstens nichts, wenn sie sich nicht in offener 
Schlacht, sondern auf neutralem Gebiete begegnen. Bestehen 
zwischen zwei Stämmen zahlreiche solche Freundschaftsbünde, 
so leuchtet es ein, daß dies im Laufe der Zeit naturgemäß 
auch auf die Beziehungen beider Stämme als Ganzes einen 
mildernden Einfluß haben muß: Es entstehen dann Friedens- 
und Freundschaftsbündnisse zwischen beiden Stämmen; das 
Fremdenasylrecht hat seine segensreiche Mission erfällt und 
ist zwischen diesen beiden Stämmen ein überwundener Zustand. 

Soviel über das reine Fremdenasylrecht. Aber auch fremden 
Verbrechern kommt das Asjlrecht zu gute. ^Es gibt hier 
ein Asjlrecht fiir flüchtige Verbrecher. Und zwar gewährt 
eine fremde Gemeinde in einem fremden Bezirke diesem Schutz. 
Will der Flüchtling den von seinen Widersachern Terlangten 
Blutpreis oder die Buße nicht zahlen, so kommt es auch Tor, 
daß er sich dauernd in der ihm Schutz gewährenden Gemeinde 
niederläßt« »»). 

Die soziale Funktion dieses Asjlrechts für Verbrecher 
können wir erst voll würdigen, wenn wir uns mit den Prinzipien 
des Strafrechts und den damit zusammenhängenden des Staats- 
rechts vertraut gemacht haben. 

Das wollen wir im folgenden ausführlich tun, da wir ans 
dem Charakter dieser Bechtsbestimmungen zugleich auf die 
Wahrscheinlichkeit oder Unwahrscheinlichkeit der Existenz oder 
des Nichtbestehens von Verbrecherasjlrecht — unzwei- 
deutige Nachrichten fehlen darüber — ziehen wollen. 

Es gibt Häuptlinge, die im allgemeinen wie jeder andere 
Kanake leben '^). Wir haben es hier mit einem rein faktischen 
und nicht erblichen Häuptlingstum zu tun. ^Der tapferste, 
schlaueste und reichste Mann wird Häuptling, und wenn er 
körperlich und besonders geistig schwach wird, dann tritt ein 



*') Steinmetz a. a. 0. p. 420. 
»*) Eod. p. 416. 
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anderer an seine Stelle. Dieses kann natürlich sein Schwester- 
sohn oder eigner Sohn sein^ ^^). 

Die Rechtspflege innerhalb des Bezirkes eines Häuptlings 
wird Ton den Volksgenossen ausgeübt. j^Wenn Streitfälle vor- 
kommen^ so werden dieselben gewöhnlich durch ein Palaver, 
an dem sich der ganze Bezirk beteiligt, erledigt. Der Streit 
wird entweder friedlich beigelegt, oder es wird eine Sühne 
gezahlt; oder aber die Parteien scheiden als Feinde und bei 
nächster Gelegenheit überfällt einer den anderen und sucht 
den Oegner schwer zu verwunden oder gar zu ermorden' ^^). 

Also Hänptlingstum noch faktisch und Prozeß noch Selbsthilfe. 

Die Blutrache geht auch gegen die Verwandten und 
Stammesgenossen des Mörders ^^, in der Regel jedoch nur 
subsidiär, wenn derjenige, gegen den sich die Blutrache in 
erster Linie richtet, nicht erwischt werden kann ^^, z. B. weil 
er zu einem fremden Stamme geflohen ist. 

Als Straftaten gelten Tötung durch Waffen, Vergiftung 
oder Zaubern^'), auch Verwundungen und Ehebruch. Diese 
ziehen Blutrache nach sich, bezw. Krieg zwischen den ver- 
schiedenen Stämmen. Beleidigungen, Diebstahl, Tötung von 
fremden Haustieren werden durch Zahlung einer Buße ge- 
sühnt *<>). 

Primäre Blutrache, d. h. solche fUr einen Mord (oder an- 
geblichen durch Zauberei) wird niemals abgelöst. Meistens zieht 
auch die in berechtigter Blutrache geschehene Tötung wieder 
Blutrache nach sich, doch wird für die Ablösung dieser sekun- 
dären Blutrache manchmal, wenn auch sehr selten, ein Blut- 
preis angenommene^). 



»*) Eod. p. 417. 

»•) Loc. cit. 

") Eod. p. 417 f. 

»») Eod. p. 401. 

»•) Eod. p. 420. 

") Eod. p. 421, vgl. p. 420 in Verbindung mit 419. 

*0 Eod. p. 418. 
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Der Häuptling bekommt entsprechend seiner minimalen 
Maohtstellang keinen Teil der Buße oder des Blatpreises, aber 
auch nicht die Gemeinschaft der Dorfgenossen^ yielmehr fallen 
beide unverkürzt der Familie des Verletzten oder Ermordeten 
zu*8). 

Wie man es nach alledem auch gar nicht anders erwarten 
kann, gilt das Prinzip der objektiven Erfolgshaftung: auf Zu- 
fall und Unzurechnungsfähigkeit wird keinerlei Rücksicht ge- 
nommen*'). 

Was nun die Bedeutung des Verbrechern dienenden Frem- 
denasjlrechts anbelangt, so muß es einerseits eine große soziale 
Aufgabe erfüllen , weil durch den Glauben an Mord durch 
Zauberei und durch die Nichtberücksichtigung der Unzu- 
rechnungsfähigkeit und des Zufalls sicher zahlreiche Unschuldige 
der Blutrache verfallen, denen aber durch dieses Asylrecht die 
Möglichkeit geboten wird, ihr Leben in Sicherheit zu bringen; 
andererseits aber wird dies Asjlrecht in seiner segensreichen 
Wirkung zum Teil dadurch unwirksam gemacht, daß subsidiär 
die Blutrache sich auch gegen die Sippegenossen des der Blut- 
rache Verfallenen richtet. Auch hier gilt aber, was ich schon 
im ersten Band gelegentlich einmal ausgeführt habe, daß n&m- 
lieh von den nicht persönlich Schuldigen im Laufe der Zeit die 
Komposition doch leichter angenommen wird, analog wie sich 
zuerst bei Fahrlässigkeitsdelikten die Komposition entwickelt 
hat, während die vorsätzlichen zunächst unsühnbar blieben. 

Was nun die Möglichkeit des Bestehens eines internen 
Verbrecherasjlrechts anbetrifft, so möchte ich sie der 
Schwäche des Häuptlingstums und des primitiven Charakters 
des gesamten Strafrechts wegen verneinen. Auch erfUUt ja 
das Fremdenasjlrecht hier zum großen Teil die Zwecke des 
Verbrecherasjlrechts. Doch muß man mit solchen Schlüssen 
sehr vorsichtig sein, wie mein Irrtum bezüglich derAustralneger 



*«) Eod. p. 419, 420. 
") Eod. p. 418, 420. 
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ja zur Genüge gezeigt hat. In unserm Falle ^ glaube ich^ 
gehen wir aber bei der Verneinung ganz sicher^ denn wir 
können annehmen^ daß^ wenn unser Gewährsmann das völker- 
rechtliche Asylrecht anführt^ er auch etwa bestehendes Ver- 
brecherasjlrecht erkannt hätte^ schon wegen der Reminiszenzen 
aus der Schulzeit an die jüdischen Freistädte. 

So werden wir in der folgenden Mitteilung von Finsch 
kein Asjlrecht vermuten. Nachdem er ausgeführt; daß das 
tabu nichts mit der Religion zu tun habe, sondern der Haupt- 
sache nach praktischen Zwecken diene, fahrt er fort: j^Auch 
die Mission zog Vorteil aus dieser Sitte und stellte die Kirchen 
als unverletzlich unter den Tabu der Eingeborenen, wußte 
also den heidnischen Gebrauch zum Besten der Elirche kluger- 
weise auszunützen^^).* 

Soll auch nicht die Möglichkeit geleugnet werden , daß 
die Missionare — ähnlich wie in China|^^) — die Unverletz- 
lichkeit der Kirche benutzend, sie zuerst faktisch kraft ihrer 
Macht zu einem Asyl gemacht haben, und daß sich dieses rein 
tatsächliche Verhältnis durch die Anerkennung seitens der Ein- 
geborenen in eine Rechtsqualität umgewandelt hat, d. h., daß 
die rein faktische Asjleinrichtung zu einem Asylrecht geworden 
ist, so muß dies doch nach dem vorhergehenden als sehr un- 
wahrscheinlich bezeichnet und überhaupt jedes Verbrecher- 
asyhrecht als nicht vorhanden stark vermutet werden. 



^^) Finsch, .Ethnologische Erfahrungen und Belegstücke aus der 
Südsee' (Annalen des k. k. naturhistorischen Hofmnseums. Wien 1888), 
p. 115. 

«*) Vgl. hierüber vorläufig Giles, »Chinesische Skizzen', p. 254. 
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§5. 
Neu-Guinea^^. 

üeber das VerbrecheraBjlrecht sind nur einige knrse 
ErgSnzungen zu geben. 

lieber den eigenartigen Charakter der ÄBylstatten, der 
DabaSy vergleiche man Schortz^'^). 

Von dem Papuastamm der Jabims erwähnt Hagen ^*) 
karz sowohl örtliches als auch zeitliches Verbrecherasylrecht, 
während ihm in Bogadjim (an der Astrolabebai^') kein Asyl- 
recht bekannt ist. Er sagt: ^Ich weiß zwar nicht , ob in 
Wjenge die sonst überall bei den Papua streng herrschende 
Blutrache bereits abgeschafft wurde ^ wie es seit kurzem in 
Bogadjim der Fall ist, wobei ich aus Mangel an Erfahrung 
unentschieden lassen muß, ob an Stelle derselben wie ander- 
wärts ein Abkaufe eine Komposition getreten ist und ob dies 
für alle Fälle ; selbst absichtlichen^ Torsätzlichen Mord gilt. 
Ein Asjlrecht besteht meines Wissens in Bogadjim nicht, wie 
bei den Jabims, wo das Dorfhaus und das Haus des Häupt- 
lings dem Verfolgten Schutz gewähren. Auf den Märkten 
selbst und während der Beschneidungsmonate herrscht Gottes- 
friede.* 

Interessant ist, daß neben dem Dubu auch die HäuptUngs- 
hütte Schutz gewährt. Das Asjlrecht hat seinen ausschließlich 
demokratischen Charakter, wenn man so sagen darf, verloren 
und nebenbei monarchistischen angenommen. Das zeitliche Asyl- 
recht während der Beschneidungsmonate ist bemerkenswert; 
jgine Parallele dazu ist mir bislang nicht aufgestoßen. 



^«) Vgl. Bd. I, S 7- — Ueber die staaüichen Verhältnisse auch 
Featherman, The social origin of the races of mankino II (1887), 
p. 137 ff. 

^0 Schurtz, .Altersklassen und Männerbünde'. Berlin 1902, 
p. 225 ff. Dort auch p. 226 die Asylqualität der Dnbus erwähnt. 

^*) B. Hagen, .Unter den Papuas", S. 258. 

«•) Eod. p. 211 und 258 f. 
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Was das Asylrecht der Märkte anbelangt, so ist es nicht 
recht ersichtlich^ ob wir es hier mit zeitlichem oder örtlichem 
Asylrecht zu tun haben, d. h. ob wir „Märkte^ mit Marktzeit 
oder mit Marktort zu identifizieren haben. Für die zweite 
Annahme spricht die Präposition ^auf^; für zeitliches Asyl 
dagegen die Znsammenstellang mit dem zeitlichen Asylrecht 
der Beschneidungsmonate und nicht mit den anderen beiden 
örtlichen. Doch läßt sich die logisch unkorrekte Verbindung 
der vier Asylformen immerhin leichter erklären (der Symmetrie 
halber: Zwei Gruppen mit je zwei Fällen) als der Gebrauch 
von «auf^ statt , während'. Aus diesem Grunde werden wir 
es hier wohl mit einem örtlichen Asylrecht zu tun haben. Nicht 
ausgeschlossen ist — ja ich möchte es sogar für recht wahr- 
scheinlich halten — daß dies örtliche Asylrecht zugleich zeitlich 
beschränkt ist. Wie noch heutzutage unsere Wochenmärkte, 
Jahrmärkte und Messen nicht ständig stattfinden, sondern in 
mehr oder minder regelmäßigen Zeitintervallen, so auch bei 
den Naturvölkern^^). In der Regel wird nun der Marktort 
nur während der Marktzeit Asyl gewähren, denn der Zweck 
dieses Rechtsinstitutes ist, den Frieden, der durch das Zu- 
sammenströmen so vieler Menschen besonders gefährdet ist, 
zu wahren, um einen Austausch der Güter überhaupt zu er- 
möglichen. Später kann freilich die Entwicklung dahin gehen, 
daß das Asylrecht seinen temporären Charakter verliert und 
zeitlich unbeschränkt wird; das erste Entwicklungsstadium des 
Marktfriedens stellt dieser Zustand aber nicht dar. So haben 
wir in dem Marktfrieden ein Rechtsinstitut, das so recht die 
Verquickung des örtlichen und zeitlichen Asylrechts — und 
indirekt dadurch auch des persönlichen — veranschaulicht. 

Nun noch einige Worte über die negative Mitteilung be- 
züglich Bo gad Jim. Hagen drückt sich vorsichtig aus, indem 

*^ Vgl. K. Bücher, .Die Entatehung der Volkswirtschaft", 4. Anfi. 
(Tübingen 1904), p. 70 und H. Schnrtz, „Urgeschichte der Eultar* 
(Leipzig und Wien 1900), p. 288. Vgl. anch Dr. Karl Friedrichs, 
.Universalefi Obligationenrecht* (Berlin 1896) p. 88 f. 

ZelUobrilt fAr yerglelohende BeohtswiMentobAfk. XIX. Band. 5 
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er sagt^ seineB WisseiiB bestände dort kein Asjlrecht. Manch- 
mal ist eine solche negative Mitteilung nur auf eine Yerkennung 
des Begriffes Asjlrecht zurückzuführen^^); bei Hagen scheint 
dies aber ausgeschlossen zu sein^ da er nicht nur das örtliche 
Asjlrecht erwähnt, sondern auch das zeitliche^ so daß man wohl 
nicht fehlgeht mit der Annahme^ daä er auch etwaiges in 
Bogadjim bestehendes persönliches Asjlrecht als solches er- 
kannt und richtig gedeutet haben würde, Nun sind zwei 
Möglichkeiten vorhanden: Entweder bestand in der Tat in 
Bogadjim kein Asjlrecht oder das bestehende blieb Hagen nur 
unbekannt. Da Hagen durch seine vorsichtige Ausdrucksweise 
andeutet; daB er die Rechtsverhältnisse in Bogadjim nicht so 
weit beherrscht, daß er ein sicheres Urteil fallen kann, so be- 
rechtigt uns nichts dazu, diese negative Mitteilung in eine 
negative Tatsache zu verwandeln, d. h. anzunehmen, daß in 
Bogadjim kein Asjlrecht besteht. Würden wir diesen Schluß 
ziehen dürfen, dann wäre die negative Tatsache des Fehlens 
des Verbrecherasjlrechts in Bogadjim allerdings ebensowichtig 
für die Erkenntnis der Entwicklungsprinzipien dieses Rechts- 
institutes als die positive Tatsache des Vorhandenseins von 
Verbrecherasjlrecht bei den Janbims. So aber, wie die Sachen 
liegen, ist die Mitteilung für uns belanglos. 

Auch über das Fremdenasjlrecht sind einige gering- 
fügige Zusätze zu machen. 

Ich hatte ausgeführt, daß anscheinend weniger der Dubo 
Fremden Asjl gewährt, als die schon vorher erteilte gastliche 
Aufnahme ^^). Diese Ansicht kann ich durch zwei weitere 
Berichte stützen. 

Einmal durch das, was Wilkes bezüglich der Fidschi-Inseln 
sagt: jgEverj Feejee village has a sacred house or ^mbure^ 
. . . Women are excluded from the Feejee mbures; which are 



*0 So z. B. die Negierung des Verbrecherasjlrechts auf den Har- 
Bchallinseln yon Senf ft bei Steinmetz, , Rechts Verhältnisse' p. 450* 
»«) Bd. I, S. 8 f. 
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tised hj the men as places of public resort^ and around which 
they are often seen lounging. Strangers are entertained and 
lodged and feasts are held in these houses . . .^ ^^). Oanz analog 
wie der Dubu auf Neuguinea dient also der mbnre der Fidschi- 
Insulaner zugleich als Männerhaus und als — modern aus- 
gedrückt — Hotel. Davon aber^ daß die Fremden erst, dann 
sicher sind; wenn sie das Junggesellenhaus betreten habeU; 
findet sich keine Spur. 

Noch deutlicher tritt derselbe Gedanke, daß es sich bei 
dem Fremdenasjirecht der Papuas nicht um das örtliche Asjl- 
recht der Dubu handelt, sondern um das persönliche der aus- 
drücklich erteilten Gastfreundschaft, geht aus einem Bericht 
hervor, der sich bei Basset findet: 

^D'apr^s le rapport de Witsen, dans le ^Nord en Oost 
Tartarye^ les Papous du Nord-Onest de la Nou volle Guin^e, 
dans les endroits fr^quent^s par les gens de Ceram font, avec 
un bambou ef&M, des entailles ä leurs bras et ä ceux de leurs 
visiteurs. Le succion r^ciproque de ces blessures coustitue 
leur serment et implique Tengagement de ne se causer aucun 
dommage' ^^). Hierdurch dürfte meine Vermutung als zutreffend 
erwiesen sein. 

Die Zeremonie der Blutsbrüderschaft soll nicht nur vor 
körperlichen Angriffen sicher stellen, sondern vor allen Dingen 
auch vor envoütement und sonstigen Zaubereien, denn, wie 
in der Philosophie des Asjlrechts näher ausgeführt werden soll, 
beruht das Mißtrauen der Wilden gegen die Fremden, das 



") Wilkes, .United states exploring expedition', Vol. IX (Philsp 
delphia 1848), p. 152. 

^0 Rene Basset, .Les fraternisations par sang' (in .Rev. des 
traditions populaires' (Paris XVII, 1902), p. 59, nnter Bernfang anf Maj or, 
.Early voyages to Terra Australia' (London 1859), p. 92. — Bei dieser 
Gelegenheit sei auf das ungemein reichhaltige Material hingewiesen, das 
die Yolkskundlichen Zeitschriften dem ethnologischen Juristen bieten 
und das noch yölllg brach liegt. In der Zeitschr. f. Tergl. Rechtswiss. 
werde ich mich nächstens darüber näher verbreiten. 
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sich sehr oft bis zur TöUigen Nichtachtnng der Persönlichkeit 
(^Rechtslosigkeit^) steigert, zum großen Teil auf ihrer my- 
stischen Weltanschauung, auf der Furcht, der Fremde kOnne 
ihnen durch allerlei magische Künste Schaden an Leib und Seele 
zufligen. 



§6. 
Samoa ^^). 



Auch dieses Kapitel der Universalgeschichte des Asyl- 
rechts erhält, wie gar manches andere, durch das neu durch- 
forschte Material eine wesentliche Bereicherung: Während im 
ersten Band nur Verbrechern dienendes Fremden asjlrecht 
geschildert werden konnte, läßt sich jetzt nicht nur reines 
Fremdenasjlrecht nachweisen, sondern auch Verbrecherasjl- 
recht, und zwar sowohl reines als auch Kriegsfeinden dienendes. 

Für die Schilderung der staatlichen Verhältnisse ist zu- 
nächst eine Reihe neuer Quellen anzuflihren '^*). Gut ist die 
Zusammenfassung bei Featherman ^^): „The chiefs (alii)occa 
pied the highest rank in Samoan society . . . They enjoyed 
many privileges, and universal deference was paid to them . . . 
The village chiefs (fai-pule) looked upon the inhabitants of 
the community as their children, and they considered it their 
duty to avenge their wrongs . . . Their authority was by no 
means arbitrary, for on all important occasions they called a 
meating which was attended by the heads of families, whose 
opinion exercised much inflaence in reaching a final decision; 
for here all questions of general interest were discussed . . .^ 



") Vgl. Bd. I, § 8. 

'') Meinicke, .Die Inseln des Stillen Ozeans' II, 8. 199 f. — 
Tarn er, „Nineteen years in Polynesia^ S. 279 f. — Powell in «Christian 
work«* 1868, 8.287. — .Nautical Magazine'' XXXIV ; 8. 293 f. — Die 
beiden letzten waren mir aber nicht zag&nglich. 

*') Featherman a. a. 0. II (1888), 8. 155. 
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Um dieses Bild zu vervollständigen, wollen wir die für das 
Fremdenasjlrecht wichtige Tatsache hervorbeben, daß in der 
Regel jede Insel, ja jeder Distrikt in der Regel dorchaus 
souverän war, und daß nur selten sieb die verschiedenen Häupt- 
linge zu einem Staatenbund vereinigten, und daß der einzige 
Herrscher, der ganz Samoa unter seinem Szepter vereinte, der 
in den ersten Dezennien des neunzehnten Jahrhunderts regie- 
rende König Tavita war^^). 

Für die innerstaatliche Stellung des Häuptlings ist be- 
sonders charakteristisch und gerade uns am meisten interessie- 
rend sein Einfluß auf die Strafrechtspflege. 

Wir wissen schon, daß im allgemeinen das Strafrecht noch 
im Stadium der Blutrache von Familie zu Familie sich be- 
findet, daß sich aber Keime eines staatlichen Strafrechts schon 
nachweisen lassen ^^). 

Wir sind jetzt in der Lage, diesen für das Verbrecher- 
asylreoht bedeutungsvollen Umstand näher charakterisieren zu 
können. Da sich die Samoaner im Uebergangsstadium be- 
finden, so wird es im Interesse größerer Klarheit angebracht 
sein, von den individualistischen, d. h. dem Gedanken der Rache 
angehörenden Elementen des konkreten Strafrechts zu sondern 
die sozialen, d. h. das Strafrecht und die Strafpflicht des Staates 
anerkennenden. 

Die individualistischen Faktoren überwiegen hier noch, 
bezeichnet doch v. Bülow das Gesetz der Privatrache geradezu 
als der Samoaner oberstes Gesetz ^^). Mord und Ehebruch 
wurden auf dem Wege der Blutrache mit dem Tode gesühnt ^^); 



") A. a. 0. 8. 156. 

") Vgl. Bd. I, S. 14. 

^^) W. ▼. BillöW) ,Da8 angeschriebene Gesetz der Samoaner"^ im 
„Globus* LXIX (1869), 8. 192. 

'0 Fe at her man a. a. 0. p. 156. — «»Die Entdeckangsezpedition 
der Vereinigten Staaten in den Jahren 1838 — 1842 unter Leutnant Charles 
Wilkes'*. Von ihm selbst beschrieben und nach der Originalausgabe 
abgekürzt übersetzt (Statl^art und Tübingen, 2 Bde., 1848 und 1850)* 
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während aber anfanglich diese Verbrechen ebenso wie die Eni- 
fährnng einer Häaptlingsfrau mit ihrer Einwilligung stets mit 
dem Tode bestraft wurden®*), hat sich allmählich Ablösbarkeit 
der Todesstrafe heransgebildet. Trotzdem dorch die AblOis* 
barkeit der Blutrache indirekt dem staatlichen Strafirecht der 
Boden bereitet wird, so ist das Kompositionssjstem in Samoa 
doch zn den individualistischen Elementen des Strairechts zu 
zählen, weil es sich offenbar ohne Einwirkung des Staates ge* 
bildet hat, jedenfalls die Annahme der Sühne ganz im Belieben 
des Verletzten steht und die Komposition, falls sie angenommen 
wird, unyerkürzt dem Blutrficher zu gute kommt, ohne daß, 
wie etwa im spätem germanischen Recht, ein Teil derselben 
als fredus, als Friedensgeld, an den Häuptling zu zahlen wäre: 
hierin zeigt sich, daß auch durch einen Mord noch nicht die 
Oesamtheit Terletzt gilt, sondern nur die betreffende, unmittel- 
bar getroffene Familie. Ein weiteres Zeichen dafür, daß die 
Ablösbarkeit der Blutrache erst im Begriff ist, sich zu einer 
allgemeinen Einrichtung des Rechtslebens auszubilden, ist, daß 
sich noch kein fester Blutpreis, noch keine Durchschnittstase 
für den Wert eines Menschenlebens gebildet hat, sondern daß 
der Betrag der Komposition Ton Fall zu Fall Tereinbart 
wird ^'). Weiterhin mußte nicht nur der eigentliche Blutpreis 
als Sühne gezahlt werden, sondern die der Blutrache Aus* 
gesetzten mußten sich ihren Todfeinden auf Onade und IJn- 
gnade preisgeben in demütiger Stellung und unter Symbolen, 
die mehr als deutlich erkennen ließen, daß die Flehenden 
eigentlich den Tod Terdient hätten*^)« 

Wenn nun auch in der Regel zwar diese Sühne als aus- 



[Reisen und Länderbeschreibunipeii der älteren nnd neuesten Zeit, heraiu- 
gegeben von fi. Widenmann nnd H. Hauff*, Lieferung 33 und 34.] 
Bd,II, 8. 231. — [Künftig einfach zitiert als Wilkes üebersetsung.] 

••) Wilkes (üebers.) ü, 8. 281. 

•») Wilkes (üebers.) H, 8. 231. 

''O H. y. Bälow a. a. 0. 8. 193. — Wilkes (Uebers.) II, 8. 231. 
^ A. Krämer, „Die Samoain8eln<< II (Stuttgart 1903), S. 100. 
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reichend angesehen wurde nnd der Zorn der Bluträcher ver- 
schwand*^), so kamen doch auch Fälle vor, wo der Bluträcher 
sich durch den Anblick des Gegenstandes seines Hasses zur 
sofortigen Vergeltung hinreißen ließ**). Die Stthnezeremonie 
— ifoga genannt — verpflichtet also auf Samoa den Rächer 
nicht zum Aufgeben seiner Rache, wie dies bei vielen andern 
Volkern der Fall ist — wieder ein Zeichen der geringen Ent- 
wicklung des Kompositionsgedankens — , es hatte sich also 
kein persönliches Asjlrecht gebildet, die individualistische 
Sühnezeremonie hat sich noch nicht zu einer sozialen ent- 
wickelt. Schließlich gehört hierher noch die Verwandten- 
haftung. 

V. Bttlow berichtet, daß bei den schwersten Verbrechen, 
nämlich bei Mord, Totschlag und Ehebruch mit der Frau des 
Häuptlings oder Tulafale die Blutrache auch gegen jedes be- 
liebige Mitglied der Familie des Täters sich richtet*^. Für 
den Mord wird diese Richtung der Blutrache gegen die Sippe 
des Täters von Wilkes bestätigt, aus dessen Mitteilung zu- 
gleich hervorgeht, daß die Blutrache auch aktiv eine Sache 
der Sippe war, daß wir es hier also noch mit Blutrache von 
Sippe zu Sippe zu tun haben**). 

Während all diese Momente der Periode der privaten Ver- 
geltung für erlittenes Unrecht angehören, zeigen doch ander- 
seits zahlreiche, bedeutungsvolle Ansätze zu einem staatlichen 
Strafirecht Schon nach dem ältesten Bericht ist die Blutrache 
an eine gewisse Frist gebunden: Nach längerer Zeit darf sie 
nicht mehr ausgeübt werden, sondern muß das Lösegeld ver- 
bunden mit der Demütigung angenommen werden*^). Dies 
ist für das Fremdenasjlrecht, wie unten des nähern ausgeführt 
werden soll, von weittragender Bedeutung. Nach v. Bülow hat 



") M. V. Bülow a. a. 0. S. 193. 

«') Krämer a. a. 0. II, 8. 100. 

«') a. a. 0. S. 193. 

*') a. a. 0. 8. 281; vgl. Featherman a. a. 0. 8. 156. 

•») Wilkes (üeberfl.) a. a. 0. 8. 168 f. ' 
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die OrtsversammluDg gar das Recht; die Privatrache dadurch 
außer Wirksamkeit zu setzen^ daß sie selber die Initiative er- 
greift und entweder den Uebeltäter bestraft oder die angebotene 
Strafe annimmt. Wer sich trotzdem rächt, verfällt selber der 
öffentlichen Strafe der Landesverweisung^ Wüstung und Ver- 
mögenskonfiskation ^^). Auch hierauf werden wir noch zurück- 
kommen. Noch weiter hatte der soziale Gedanke des Straf- 
rechts und der Strafpflicht des Staates Eingang gefunden nach 
Krämer: „Wenn auch hauptsächlich alles zwischen den ein- 
zelnen Familien ausgemacht wurde, so gab es doch genug Ver- 
gehen, welche in den Augen der Bevölkerung herkömmlicher- 
weise so verdammenswert erschienen, wie z. B. Ehebruch, Be- 
raubung namentlich der Taropflanzungen, daß die Mitwirkung 
dritter häufig genug in solchen Fällen vorkam ^^). Des weitem 
meldet derselbe äußerst gewissenhafte Reisende, daß öffentliche 
Hinrichtung als Strafe für Mord — Raubmord sei so gut wie 
unbekannt — von den Versammlungen von Dorfschaften oder 
Distrikten beschlossen werde ^^). Hier hat also die Gesamtheit 
das Amt des Bluträchers an sich genommen. 

Nach all diesem muß Samoa ein für das Aufkommen von 
Verbrecherasylrecht in hohem Grade geeignetes Land sein, 
da, wie wir schon im ersten Band des öftern nachweisen 
konnten, dieses Rechtsinstitut im Zersetzungsstadium der Blut- 
rache und in der Periode der ersten Entwicklung staatlichen 
Strafrechts seinen Ursprung hat, indem einerseits seine Bildung 
von dem Gedanken das Strafreoht des Staates begünstigt wird, 
während es anderseits wiederum an der Elrstarkung des Staats- 
gedankens einen kaum hoch genug anzuschlagenden Anteil hat. 

So kann es uns denn zum mindesten nicht überraschen, 
wenn wir jetzt in der Lage sind, in der Tat außer dem schon 



'•) A. a. 0. S. 192. 

") A. a. 0. II, S. 96; eod. I, 8. 40 wird in einer Erzählung ein Bei- 
spiel hierfür angeführt. 

'«) Eod. n, S. 101. • 
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im ersten Band geschilderten Fremdenasylrecht für Verbrecher 
auch innerstaatliches Verbrecherasylrecht nachzuweisen. 

Das Asylrecht beruhte auf durchaus weltlicher Grundlage, 
nämlich auf dem Häuptlingsrecht: ^^Das Haus des Häuptlings 
ist eine Freistätte für Notleidende, Bedrohte, Verfolgte. Die 
Verletzung dieser Freistätte, die Bedrohung, Beschimpfung der 
den Schutz des Häuptlings Nachsuchenden wird als Beleidigung 
des Häuptlings bestraft. Es gilt für den Häuptling als Ehren- 
sache, den Schutz nachhaltig auszuüben^ ^^). Nähere inter- 
essante Details werden durch Krämer gegeben, der dies Asyl* 
recht folgendermaßen schildert: „Natürlicherweise standen dem 
Verurteilten auf Samoa keinerlei Rechtsmittel zur Verfügung, 
auch kein König Termochte ein Wort der Begnadigung ''^) zu 
sprechen, Wohl aber gab es doch einen Weg, der vor der 
Ausführung des Urteils und sogar Tor dem Tode schützen 
konnte, nämlich gewisse Asyle, Zufluchtsstätten, salufaiga, deren 
Betreten Befreiung und Rettung brachte. Vor allem waren 
diese Zufluchtsstätten gewisse Häuser angesehener Häuptlinge, 
die schon im ersten Bande genannt sind, nämlich z. B. das des 
Tafaeono zu Vaila auf Upolu, das des Salä in Lealatele auf 
Sava^i, das Haus des Fa ^ivae in Leone auf Tutuila u. s. w., 
während bei kleineren Strafen als Prügel, namentlich wegen 
Achtnngsverletzung gegen Häuptlinge, schon jedes Haus eines 
Dorf- oder Sprecherhänptlings Schutz bot^ ''^). 

Die Struktur des Asylrechts ist nach diesen beiden Be- 
richten also folgende: Asyl gewähren können für kleinere Ver- 
gehen auch die Dorfhäuptlinge, für schwere Verbrechen nur 
gewisse angesehene Häuptlinge. Dies ist in der Natur der 
Sache begründet. Das Asyhrecht tritt der wilden Rachgier 
des einzelnen hemmend gegenüber; es vermag sich deshalb 

»•) v.Bttlow a.a.O. 8. 194. 

'^) üeber den Zasammenhang des Begnadigungsrechts der Krone 
mit dem Asylrecht wird in der Philosophie des Asylrechts näher zu 
sprechen sein. 

") A. a. 0. n, 101. 
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wirksam zu. erweisen nur dann, wenn hinter ihm eine Macht 
steht, die sich als kräftig genng erweist, in dem BlotriLcher 
mindestens ebenso starke Gegenmotive za erzengen; bei 
kleineren Vergehen ist die Bachgier bei weitem nicht so in- 
tensiv nnd leidenschaftlich, als wenn es sich nm Leib und 
Leben handelt, nnd infolgedessen vermag hier eine Macht dem 
Verbrecher wirksamen Schutz zu verleihen, die sich als absolat 
unfähig erweisen würde, der Leidenschaft des Blnträchers ein 
Bollwerk entgegenzusetzen und den Mörder zu schützen. E^ 
ist dies dieselbe Erscheinung, die wir auch bei den Kabjlen 
fanden: ^^Tant Thomme, tant vaut rftnaia' ^^. 

Teilhaftig werden des Asjlrechts kann ein jeder, selbst 
der schlimmste Verbrecher: In dieser Beziehung ist das Vor- 
brecherasjlrecht also zweifellos absolut. Ob es auch in dem 
Sinn absolut ist, daß der Verbrecher jeder Strafe ledig wird, 
darüber geben uns beide Quellen keine Auskunft. Es läßt 
sich aber nach der ganzen Sachlage vermuten, daß dem nicht 
so ist: Denn mit einer völligen Straffreiheit würde die immer- 
hin noch im ersten Stadium befindliche Entwicklung des staat- 
lichen Strafrechts und entsprechend nicht unumschränkte Macht 
der Häuptlinge im Widerspruch stehen. Im Einklang hiermit 
steht folgende Bemerkung Feathermans: „To restrict the practice 
of self-revenge or private war, they established places of refuge 
where the offender was safe until the case would be investigated 
and tried by the public authorities' ^^. 

Auch über die Entstehungsursache dieses Asjlrechts er* 
halten wir unzweideutige Aufklärung: Seine Grundlage ist die 
Heiligkeit der Oastfreundschaft. Bezeichnend hierftir ist, daß, 
wie oben erwähnt, das Haus des EÜLuptlings sei eine Frei- 
stätte für Notleidende, Bedrohte und Verfolgte und Verletzung 
dieses Asjles werde als Beleidigung des Häuptlings aufgefaßt; 



'•) Vgl. Bd. I, 8. 71 f. 

^0 A. a. 0. 8. 157. — Die Qaelle, anf die er sich stütat, yermoehte 
ich bislang noch nicht ausfindig zu machen. 
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aach ist es wohl kaum Zufall, wenn v. Bülow unmittelbar 
darauf von der Heiligkeit der Oastfreundschaft redet. Wenn 
gleich also der Träger des Asylrechts der Häuptling ist^ das 
Asjlrecht also rein weltlichen Charakters zu sein scheint, so 
kann doch eine gewisse religiöse Nuance kaum geleugnet wer- 
den, da die Ideen von der Ehrenpflicht, dem um Schutz Flehen« 
den diesen zu gewähren, wohl auch hier auf religiöse Motive 
zurückgehen. Diese Vermutung wird dadurch gestützt, daß, 
wie unten des nähern dargelegt werden soll, auch das Grab 
des Häuptlings als Asylstätte dient. 

Bevor wir jedoch dazu übergehen, müssen wir uns noch 
mit einem Bericht über das eben abgehandelte Asjlrecht be- 
schäftigen, da diese Schilderung scheinbar mit den übrigen 
Berichten nicht harmoniert. Diese Beschreibung, die als ebenso 
verläßlich bezeichnet werden muß wie die anderen bereits er- 
wähnten, lautet folgendermaßen: „Das Haus des Tofaiono wird 
salufaiga (Asyl) genannt. Ein schwerer Verbrecher kann sein 
Leben retten, wenn er sich in das Innere des Tofaiono fluchtet. 
Wenn jemand, der einen anderen Menschen getötet hat, oder 
jemand, der mit der Frau eines Häuptlings Ehebruch getrieben 
hat, rasch nach dem Haus des Tofaiono läuft und dort bleibt, 
80 wird er nicht sterben. Kommen seine Verfolger und sehen 
sie, daß der Verbrecher in dem Hause des Tofaiono ist, so 
können sie ihn aus dem Innern des Hauses nicht herausholen. 
Es darf auch keiner von den Verfolgern in das Haus des 
Tofaiono hineingehen. Der, von dem man weiß, daß er in 
das Haus des Tofaiono gegangen und dort den Verbrecher, 
welcher darin saß, herausgeholt hat, wird getötet. Auch wird 
die ganze Vaimauya das Dorf, welchem die Verfolger des Ver- 
brechers angehören, mit Krieg überziehen^ ^^). 

Tofaiono ist ein Beiname für angesehenere Häuptlingen^), 
die wir „Fürsten' nennen können. 



'*) 0. Stübel, „8amoani8che Texte^ in den „Yeröffenilichangen 
ans den Königlichen Museen far Völkerknnde'*, IV^ Heft 2—4. (Berlin 
1896), S. 118. '•) Vgl. Stübel 8. 91, 111. 



76 HeUwig. 

Dieser Beriebt Stübels reiht sich nngeswangen den 
anderen an. Wir erhalten durch ihn eine Bestätigung uns 
schon bekannter Tatsachen: Das einzige noTum, das er bringt, 
ist, daß wir erfahren, daß Todesstrafe anf Verletzung des 
Asjles steht und daß diese Nichtachtung der Gastfreundschaft 
des Fürsten für ein so schweres Verbrechen gehalten wird, 
daß auch das ganze Dorf, dem die Bluträcher angehörten, 
von allen auderen zum Fürstentum gehörenden Dörfern mit 
Krieg überzogen wird. 

Schon oben wurde kurz angedeutet, daß auch das Grab 
Ton Häuptlingen als Asjlstätte diente ^% Die Glaubwürdigkeit 
dieses Berichts wird dadurch nicht yermindert, daß Pritchard 
zwar ausführlich über das Häuptlingsgrab handelt ^^), dessen 
Asjlqualität jedoch nicht erwähnt: Denn einerseits haben wir 
bei Pritchard überhaupt keine Notiz über Verbrecherasjlrecht 
gefunden, und anderseits sind die Angaben von Wilkes durch- 
aus verläßlich. Daß dagegen auch weder v. Bülow noch 
Krämer diese Art des Asylrechts verzeichnen, scheint darauf 
hinzudeuten, daß es keine allgemeine, durch ganz Samoa ver- 
breitete Institution war. Auch insofern bietet dies Asjlrecht 
Schwierigkeiten, als sich nicht klar ergibt, wie Wilkes den 
Begriff „Häuptling' faßt: Ob er damit das bezeichnen will« 
was wir „Fürsten' nennen, oder ob dieser Begriff auch die 
einfachen Dorf hänpter umfassen soU. Wir müssen es demgemäß 
dahingestellt sein lassen, ob nur die Gräber gewisser Fürsten 
Asjlstätten waren, oder ob auch Gräber von Dorf hänptlingen 
leichten Verbrechern Schutz boten. 

Noch eine Abart des reinen Verbrecherasjlrechts glaubt 
Krämer in einer Sage entdeckt zu haben. So lobenswert es an 
und für sich ist, auch die Sagen und Märchen auf Material ftbr 
die ethnologische Jurisprudenz zu durchforschen, so zeigt doch 
auch dieser Fall wieder, daß die folkloristische Methode der 



'<0 Wilkes (üebers.) a. a. 0. 8. 231. 

'0 Pritchard, ^Polynesian reminiscenses' (London 1866), S. 15L 
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StoffsammluDg nur mit allergrößter Vorsicht angewandt werden 
kann, da sie sonst leicht zu falschen Resultaten führen kann. 

Die Sage, auf die Krämer seine Behauptung , auch der 
Sandelholzbaum von Vaigafa biete den Verbrechern Schutz, 
stützt^'), ist folgende: „Eine Frau Palapu sah eines Tages 
die Dämonen des Waldes tanzen. Von wilder Tanzwut erfaßt, 
mischte sie sich unter dieselben. Aber als die Dämonen sie 
angriffen, floh sie und verbarg sich im Innern des Steines, an 
dem die Geister vergeblich herumschnitten, wodurch er so zer- 
schnitten aussieht. Später soll sie nach Falelatai geflohen sein, 
wo sie sich in einen Stamm verwandelte* ®*). 

Zunächst unterliegt es manchen Bedenken, die Tat der 
Frau als ein Verbrechen aufzufassen. Aber selbst, wenn man 
davon absieht, will es mir nicht recht einleuchten, wie daraus, 
daß die Frau sich in einen Baum verwandelte — und dadurch 
vermutlich dem Zorn der sie verfolgenden Geister entging — 
geschlossen werden kann, daß der Baum als Asyl f&r Ver- 
brecher diente. Allenfalls wäre es noch verständlich gewesen, 
wenn man aus obiger Sage gefolgert hätte, der Stein, unter 
den sich jene Frau gerettet hatte, biete Verbrechern Schutz: 
Allerdings ist auch dies kein Asylrecht, sondern nur faktisches 
Asyl, das auf gleicher Stufe mit der Erscheinung steht, daß 
in einem blutigen Kriege sich nur wenige retteten und unter 
anderen „diejenigen, welche nach den Olos oder unzugänglichen 
Zufluchtsorten flohen* ^^) ^^). Krämers Meinung beruht also 
auf der falschen Deutung einer Sage^^) und ist durch nichts 

") A. a. 0. m, 8. 101. 

") A. a. 0. I, S. 287. 

•*) Wilkes (üebers.) S. 232 f. 

^^) Denkbar ist übrigens doch, daß im letzten Beispiel doch wirk- 
liches Asylrecht vorliegt: darüber unten. 

'*) Hiermit soll den hochverdienten Reisenden selbstverständlich 
nicht der geringste Vorwurf gemacht werden. Wenn so häufig gegen 
die ethnologische Jurisprudenz der Einwand erhoben ist, die Reisenden 
seien nicht juristisch gebildet, infolgedessen das Material nicht brauchbar, 
so ist dagegen geltend zu machen, daß es Sache des Bearbeiters ist — der 
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bewiesen, daß in der Tat aach ein Baum Asyl bot, was an 
und für Bich ja durchaus denkbar wäre, 

Oeben wir jetzt nach der eingehenden Darstellung der 
äußeren Tatsachen des reinen Vetbrecherasjlrechts dazu über, 
die Wirksamkeit dieses Instituts im Rechtsorganismus der 
Samoaner zu erforschen. 

Da können wir nun feststellen, daß das Asjlrecht, wie in 
allen analogen Uebergangsstadien, auch hier einen äußerst 
segensreichen Einfluß ausüben muß. Wie einerseits das Be- 
stehen eines weltlichen Asylrechtes zwar eine gewisse Erstar- 
kuDg der Staatsmacht zur Voraussetzung hat, so trägt es ander*» 
seits, wie schon des Oftern dargelegt, auch seinerseits in inten- 
sivstem Maße zur Weiterentwicklung des Staatsgedankens bei. 
Ganz besonders günstig ist, daß das Asylrecht nicht absolnt 
ist, sondern relativ, und zwar relativ in mehrfacher Beziehung. 

Einmal ist, wie wir sahen, die Ausübung der Blutrache 
nach bestimmter Zeit verboten ; mit diesem Zeitpunkt tritt eine 
Devolution des Vergeltungsrechts von dem Bluträcher auf den 
Staat ein. Anderseits dient das Asylrecht, wie Feathermans 
Bericht ergibt, nicht dazu, den Verbrecher jeder Strafe zn 
entziehen, sondern nur an Stelle der ungezügelten Leidenschaft 
der unmittelbar Verletzten das parteilose Urteil des Staates 
treten zu lassen: Wir haben hier also eine ähnliche günstige 
Gestaltung des Asylrechts wie bei den Israeliten. Die Frei- 
stätten können keinen Verbrecher vor der ihm von Gesetzes 
wegen zukommenden Strafe sichern, sondern erfüllen einen 
zwiefachen segensreichen Zweck: Sie dienen einmal dazu, dem 
Racheexzeß gegenüber dem Täter vorzubeugen und die An- 
nahme des Sühnegeldes zu begünstigen und anderseits den 
Racheexzeß nach der Richtung hin zu beseitigen, daß statt 
des Täters, der sich vielleicht im fremden Land in Sicherheit 
gebracht hatte, seine Verwandten zur Verantwortung gezogen 



allerdings nicht nur ethnologisch, sondern auch joristisch gebildet sein 
mnß — das Material korrekt zu deuten und daraus seine Schlüsse zu ziehen. 
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worden« Zieht man ferner in Betracht , daß wie bei den 
Saaheli^^, so auch hier gar mancher Verbrecher sich schenen 
wird; sich seiner gerechten Strafe zu entziehen , aus Furcht, 
statt seiner könnten seine nächsten Verwandten die Stthne auf 
sich nehmen müssen, berücksichtigt man schließlich, daß durch 
Bestehen eines innerstaatlichen Verbrecherasjirechts, die in 
Samoa bei der geringen Größe der souveränen Gebietskörper- 
schaften durch die Natur des Landes sehr erleichterte Flucht 
der Verbrecher ins „Ausland^, wenn auch nicht beseitigt, so 
doch sicherlich eingeschränkt und damit die völlige Straffrei- 
heit zahlreicher Verbrecher beseitigt wird: So wird man zu 
keinem anderen Resultat kommen können, als daß das Ver- 
brecherasjlrecht auch hier seiner segensreichen Eulturmission 
in vollem Maße gerecht wird, daß es auch hier zur Ueber- 
windung der Blutrache und damit zur Anbahnung einer neuen 
Periode nicht nur des Strafrechts, sondern des Rechts über- 
haupt, ja, man kann ohne Uebertreibung sagen, der Gesamt- 
kultur beigetragen hat. 

Einen in anderer Beziehung gleich segensreichen Einfluß 
kann man der anderen Abart des Verbrecherasjlrechts nach- 
rühmen, die uns in Samoa begegnet: Es ist dies das Eriegs- 
feinden zu gute kommende Asjlrecht« 

Früher war der Kriegszustand zwischen den einzelnen 
^Staaten' fast die Regel ^^). Anschaulich schildert dies Feather- 
man: ^The Samoans were constantly at war with each other, 
for the district chiefs were ambitious, and each one endeavoared 
to gain the supreme control of the island. The victorious 
conquerors bore the title of malo, and they never failed to 
take advantage of their superiority; if the life of the vanquished 
was spared, they were deprived of their lands and houses; 
and being reduced to servitude they were compelled to culti- 
vate the lands of their masters . . • They gave no quarter to 

") Veiten, „Sitten and Gebräuche der Saaheli'' (Göttingen 1908), 

8. 857. 

^") Heinicke, .Die Inseln des Stillen Ozeans", II, S. 122. 
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the men, but the women were spared and were distribnted 
among the warriors^ ^^). Meinicke berichtet nnn, daß in 
früheren Zeiten Franen und Kinder geschont sein sollen, wenn 
sie in den Tempel geflohen waren, daß die Samoaner durch 
den schädlichen Einfluß der Vitier sich an größere Oransam- 
keit gewöhnt hätten ^^). So dienten die Tempel denn wenig- 
stens dazu, das Leben der Frauen und Kinder zu erhalten, 
wenngleich sie nicht die Funktion gehabt zu haben scheinen, 
zugleich — wie die Puhonna auf den Sandwichinseln — den 
Besiegten selber als sicherer Zufluchtsort zu dienen, wenn anders 
man nicht jene oben als rein faktisches Asyl gedeutete Notiz 
von Wilkes dahin auffassen will. 

Da wir gerade beim Verbrecherasylrecht sind, so wollen 
wir vor dem Fremdenasylrecht auch zuerst das fremden 
Verbrechern zu gute kommende erörtern, das zwar im ersten 
Bande kurz dargestellt ist' ^), aber einige Ergänzungen erhält. 

Nach Featherman^') scheint das Fremdenasylrecht viel- 
fach dazu gedient zu haben, um die Verwandten des Mörders, die 
für die Bluttat mit einzustehen hatten ''), vor den Verfolgungen 
der Bluträcher zu sichern. Es kann vielleicht zweifelhaft er- 
scheinen, zu welcher Kategorie dieses Asylrecht gehört, ob zu 
dem reinen Fremdenasylrecht oder zu dem fremden Verbrechern 
dienenden, oder, wie wir sagen können, zu dem kriminalistischen 
Fremdenasylrecht zu rechnen ist. Die Verwandten des Mörders 
haften zwar für das Verbrechen, aber sie haben doch den Mord 
nicht selber begangen, und so könnte man sich der Ansicht 
zuneigen, daß wir es hier mit reinem Fremdenasylrecht zu tun 
haben. Dem ist aber doch nicht so: Das hieße nämlich unsere 
Anschauung und Auffassung in die Gedanken der primitiven 
Völker hineintragen. Von unserem Standpunkt aus haftet aller- 

••) a. a. 0. S. 157. — Vgl. anch Wilkes (üebers.) a. a. 0. 8. 281 f. 

•«) Meinicke a. a. 0. II, 8. 122. 

•0 a. a. 0. p. 14. 

•*) a. a. 0. p. 156. 

") Krämer a. a. 0. II, 96; Featherman loc cit 
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dings ein jeder nur für die von ihm persönlich begangene 
Tat und ist nur für sein eigenes schuldhaftes rechtswidriges 
Handeln Terantwortlich. Anders aber bei jenen Völkern: Am 
Anfang der Entwicklung steht ja bekanntlich die Familie (im 
weiteren Sinn), nicht der einzelne^ nicht die Individualpsycho- 
logie, sondern die Sozialpsychologie; für den primitiven Men- 
schen wäre das heutigen Tags viel erörterte Problem der De- 
liktsfahigkeit der joristischen Personen einfach unverständlich: 
In den Zeiten der Gruppenhaftung ist ihm vielmehr das Problem 
der Deliktsfkhigkeit der Einzelperson noch gar nicht zum Be- 
wußtsein gekommen; für ihn sind alle Delikte EoUektivdelikte; 
einen Unterschied zwischen dem eigentlichen Täter und den 
nur mithaftenden Familienmitgliedern zu machen, liegt ihm 
anfangs völlig fern. Später allerdings, als ihm schon die Er- 
kenntnis aufgedämmert ist, daß das Individuum, nicht der 
größere soziale Verband, die Einheit ist, wird aus Zweckmäßig- 
keitsrücksichten die EoUektivhaftung — die übrigens in ihren 
Ausläufern selbst im modernen Recht noch zu finden ist^^) — 
sei es als prinzipale, sei es als subsidiäre lange Zeit beibehalten. 
Falsch aber wäre es, aus diesem späteren Entwicklungsstadium 
den Schluß zu ziehen, daß auch früher nur aus Zweckmäßig- 
keitsgründen die Familienmitglieder fiir die verbrecherischen 
Handlungen eines jeglichen von ihnen haftbar gemacht wurden, 
und nicht vielmehr deshalb, weil man die Tat als einen Willens- 
akt der Familie, nicht des einzelnen ansah '^). Im Sinne der 



*0 So z. B. wenn man zar Sühnong eines von Wilden begangenen 
Mordes Expeditionen aasrüstet, ganze Dörfer niederbrennen nnd alles 
Erreichbare niederschießen läßt; so anch, wenn nach preußischem Recht die 
Gemeinde subsidiär haftet für den durch Aufruhr angerichteten Schaden. 
In manchen Fällen war eine Einführung derartiger, vielleicht subsidiärer 
Gesamthaftung wünschenswert, so insbesondere den Delikten der Zigeuner- 
banden gegenüber. 

**) Später, als diese Anschauung verdi^ngt wurde, sprach anfangs 
doch immerhin noch die Vermutung dafür, daß die Familie mit dem 
Täter identisch sei. Diese Vermutung konnte aber dadurch widerlegt 
Z«ltsobzlft fftr vergleichende Beehtswiieenicbaft. XIX. Band. Q 
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Samoaner Bind also anch die Verwandten des Mörders wirkliche 
Verbrecher, das hier fragliche Asjlrecht also kriminalistisches 
Fremdenasjlrecht •^. 

Haben wir es hier also mit kriminalistischem Fremden- 
asylrecht zn tun, so liegt in einem anderen Falle , der auch 
Zweifeln begegnen konnte, reines Fremdenasjlrecht vor. £b 
handelt sich um den in den Rechten der Volker des Öfteren 
vorkommenden Fall der Verbannung von Verbrechern. Wie 
wir schon oben sahen , erlischt das Recht der Privatrache, 
wenn die Ortsversammlung die Strafverfolgung übernommen 
hat; wer sich trotzdem rächt, wird mit Verbannung und mit 
Wüstung seines Eigentums bestraft ^^. Diese Verbannten 
haben ein Verbrechen begangen — nämlich unerlaubte Selbst- 
hilfe — ; trotzdem ist das ihnen im Ausland gewährte Asyl 
kein kriminalistisches, denn sie sind für ihr Verbrechen schon 
bestraft worden, ihre Verbannung ist ja eben ein Teil ihrer 
Strafe: Kriminalistisches Fremdenasylrecht liegt also nur dann 
vor, wenn der Heimatstaat des Fremden noch einen Straf- 
anspruch gegen ihn hat; ist dieser dagegen durch Straffer- 
btißang — eventuell auch Verjährung oder Begnadigung — 
getilgt, so kann es sich nur um reines Fremdenasjlrecht 
handeln^®). 

Ueber das reine, d. h. friedfertigen Fremden dienende 



werden, daß sich die Familie von dem Täter lossagte. Ein Analogon 
in dieser Entwicklungsstafe ist die noxae datio. 

'") Zu bemerken ist noch, daß der in Bd. I, p. 15 benatzte Berieht 
im „Ausland^ vermutlich aus Turner a. a. 0. p. 285 entnommen ist, da 
beide yöllig übereinstimmen. 

•0 V. Bülow a. a. 0. p. 192. 

*') Vielleicht erscheinen dem einen oder dem andern vorstehende 
Erörterungen eine lediglich terminologische Bedeutung zn haben und 
Überflässig zu sein. Die scharfe juristische Formulierung der Begriffe 
scheint mir aber yon weittragender Bedeutung zu sein: Ob wir es mit 
Yerbrecherasylrecht oder Fremdenasylrecht und hier wiederum mit reinem 
oder kriminalistischem zu tun haben, macht einen großen unterschied 
in Bezug auf die Entstehungsursachen und soziale Wirksamkeit des Asyl* 
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Fremdenasjlrechti das im ersten Band noch nicht behandelt 
werden konnte, haben wir noch einige weitere Notizen, die 
deshalb besonders interessant sind, weil sie ans Gelegenheit 
geben — wenn anch nur flüchtig — auf den Unterschied in 
der Behandlung der Leute der eigenen Rasse, aber anderer 
politischen Gemeinschaft einerseits, und der Europäer ander- 
seits einzugehen« 

y, Bülows interessante Nachrichten über diesen Punkt 
lauten folgendermaßen'^): 

^Qastfreundschaft ist heilig.^ 

^Zuwiderhandlung gegen die Befehle der Ortsversammlung 
bezüglich der Bewirtung und Behandlung der Fremden wird 
streng bestraft.^ 

j^Beleidigung wird durch Austreibung des Beleidigers aus 
dem Dorfe geahndet.' 

^Die Qesetze, welche die Ausübung der Gastfreundschaft 
gebieten, finden nur Anwendung im Verkehr der Samoaner 
untereinander. Nur wenn letztere erwarten können, d«ß etwaige 
ausländische Besucher die ihnen gewährte Gastfreundschaft in 
klingender Münze (oder in Waren) weit über den Wert des 
Gebotenen vergelten werden, wird auch ihnen Gastfreundschaft 
geboten.' 

^Auch alle übrigen, im ganzen so wohlwollend klingenden 



rechts. Ich glaube, es ist an der Zeit, daß wir der vielfach herrschenden 
Begriffsverwirrung ein Ende machen« So scharfschneidige Begriffe wie 
in der dogmatischen Rechtswissenschaft werden sich allerdings kaum 
aufstellen lassen ; aber zum wenigsten müssen wir Tersuchen die Mannig- 
faltigkeit der Erscheinungen so weit wie irgend möglich unter feste 
Begriffe zu subsumieren, da sich nur dann ein gesichertes Fortarbeiten 
ermöglicht. Ein und dasselbe Wort darf nicht Ton dem einen ethno- 
logischen Juristen in dem Sinne, tou einem andern aber in ganz anderem 
gebraucht werden, oder gar von demselben bald so, bald anders. Vielleicht 
wäre es angebracht ein Wörterbuch der ethnologisch-juristischen Termini 
technici zu schreiben. 
»») A. a. 0. p. 194. 
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Gebranchsgesetze der Samoaner werden den Ausländem gegen- 
über nicht nur nicht in Anwendung gebracht^ sondern sogar 
aufs gröblichste verletzt. (N.B. Auch dies hängt wieder mit 
dem Tagaloaglauben zusammen^ nach welchem die Samoaner 
von Tagaloa abstammen, also göttlichen Ursprungs sind. Alle, 
die nicht von Tagaloa abstammen, sind in ihren Augen ,luaa 
elo', das ist stinkende Schweine.)^ 

j^Vielmehr kann man sagen, daß — den Ausländem gegen- 
über — den Samoanern alles erlaubt zu sein scheint, was — 
ohne Repressalien seitens der Konsuln gegen die Samoaner 
fürchten zu müssen — die Ausländer in irgend nur denkbarer 
Weise schädigen könnte.' 

Es wird also ein Unterschied gemacht zwischen Samo- 
anern und Nicht- Samoanern, insbesondere Europäern. Bei der 
politischen Zersplitterung sind, wie schon oben auseinander- 
gesetzt, als Fremde im staatsrechtlichen Sinn auch die Samo- 
aner eines anderen Distriktes anzusehen ^^^). Ihnen wird aber 
regelmäßig Asyl gewährt und alles vermieden, was den Gästen 
schaden könnte. 

Interessant in dieser Hinsicht ist auch, was Wilkes uns 
erzählt. Die Samoaner machen nämlich des öfteren längere, 
einige Monate dauernde Rundreisen durch einen Teil des Ar- 
chipels, so z. B., wenn eine Ernte fehlgeschlagen ist, so daß 
sie Mangel an Lebensmitteln haben. Sie werden freundlich 
aufgenommen in der berechtigten Erwartung, daß sie ihre 
jetzigen Wirte vorkommenden Falls ebenso gut als Gäste emp- 
fangen werden. Bei diesen Gastreisen wird gleichzeitig primi- 
tiver Handel getrieben ^^^). 

Anderen Ausländern gegenüber, namentlich natürlich 
Europäern, sucht man so viel zu schaden als nur möglich und 
läßt sich die gewährte Gastfreundschaft mehr als reichlich be- 
zahlen. Zwar werden auch ihnen Geschenke angeboten, aber 



"•) Vgl. auch Bd. I, p. 15. 
"0 Wilken (üebers.) p. 229 f. 
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man ist herzlich froh^ wenn sie nicht angenommen werden, 
und Nahrungsmittel gibt man ihnen nur in Erwartung reich- 
lichen Entgeltes 102) los)^ 

Woher rührt diese anscheinend sehr ungleiche Behandlung 
der fremden Samoaner und der Nicht -Samoaner? Eine Er- 
klärung könnte hierfür der von v. Bülow angeführte Tagaloa- 
mjthus bieten: Wir wollen es aber dahingestellt sein lassen^ 
ob der Mythus das Ursprüngliche und prinzipielle Rechtlosig- 
keit der Nicht-Samoaner die Folge ist oder ob nicht vielmehr 
der Mythus nur ein Erklärungsversuch der tatsächlich schon 
bestehenden Verhältnisse sein soll. Der Mythus braucht aber 
auch gar nicht zur Erklärung herangezogen zu werden^ da 
Zweckmäßigkeitsgründe eine vollauf befriedigende Lösung 
dieser nur scheinbar verschiedenen Behandlung geben. 

Formell sind auch die Samoaner eines fremden Distrikts 
rechtlos: nur faktisch wird ihnen gegenüber eine weitgehende 
Gastfreundschaft erwiesen^ während die anderen Fremden nach 
Möglichkeit ausgenutzt werden und zweifellos gänzlich aus- 
geplündert würden^ wenn nicht Repressalien befürchtet würden. 
Nichts anderes ist aber auch der Qrund, weshalb fremde Samo- 
aner in der Regel gastlich aufgenommen werden. Einer Ver- 
letzung der Gastfreundschaft würde blutige Vergeltung auf 
dem Fuße folgen. Dazu kommt noch der positive Qrund, daß 
die jetzigen Wirte gar leicht in die Lage kommen können, 
ihrerseits auf Gnade und Ungnade auf die G-astfreundschaft 
eines fremden Distrikts ihrer Inselgruppe angewiesen zu sein, 
und daß durch diese freundliche Aufnahme allein der förder- 
liche Tauschverkehr der Erzeugnisse ihres eigenen Dorfes mit 
denen des fremden ermöglicht wird. 



"•) Eod. p. 205. 

'^') Erwähnt sei noch, daß nach Krämer a. a. 0. 1, p. 478 ein be- 
sonderes Gästehaas (falelete) besteht, eDtsprechend den Dnbus auf Neu* 
Guinea, das zugleich als Versammlungshaas dient. „Der Häuptling 
empfängt hier seine Gäste, während er selbst in seinem zurückliegenden 
anders gebauten Haus, dem Schlafhaus . . . wohnt.' 
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Wir kommen hier also zom Resultat, daß im Ghimde 
kein Unterschied in der Behandlang der fremden Rasseange- 
hörigen und der Europäer besteht, und daß diese Differenz 
darauf zurückzuführen ist, daß durch gute Behandlung der 
fremden Samoaner ihre eigenen zukünftigen Interessen gewahrt 
werden und schlechter Behandlung die Strafe auf dem Fuße 
folgt, daß dagegen die durchreisenden und auch die ansässigen 
Europäer keine Gewähr dafür bieten, daß die ihnen erwiesenen 
Wohltaten in der Zukunft mit Zins und Zinseszins vergolten 
werden, daß man infolgedessen sofortigen, möglichst hohen 
Gewinn einzuheimsen sucht. 

Aber auch ein anderes Resultat hätte durchaus nichts Elr- 
staunliches gehabt, da wir öfters eine Differenz zwischen der 
Aufnahme von Europäern und von fremden Angehörigen der 
eigenen Rasse konstatieren können, wofür die Erklärung an 
den betreffenden Stellen und im Zusammenhang in der ^Philo- 
sophie des Asjlrechts^ seiner Zeit gegeben werden wird. 



§7. 
Sand Wichinseln ^ ^ ^). 

Das im ersten Bande ausführlich geschilderte Verbrecher- 
asjlrecht bedarf einiger Nachträge, die aber durchweg nor 
Verbesserungen sind, wesentlich neue Momente aber nicht 
ergeben. 

Zunächst ist zu bemerken, daß die Funktion der Puhonua 
in Eriegszeiten flUschlich von mir als Fremdenasjlrecht be- 
zeichnet ist^^^). Bei der Darstellung des amerikanischen Asjl- 



^^0 Vgl. Bd. I, S7. — Der Bericht von Ellis geht anscheinend 
sarfick auf den fast wörtlich gleichen Ton Frey einet, «Voyage aatonr 
da monde'. II (Paris 1829), p. 599. — üeber den Charakter des Straf- 
rechts TgL auch Featherman a. a. 0. II (1888), p. 247 f. 

"») Bd. I, S. 12. 
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rechts habe ich mittlerweile schon dargelegt^ weshalb ein der- 
artiges Asjlrecht in die Kategorie des Verbrecherasjlrechts 
fallt nnd nicht dem Fremdenasjlrecht einzureihen ist^^^). 

Was die Stellung der EOnige anbelangt, so wird die im ersten 
Bande gegebene Darstellung durchweg bestätigt ^^^. Nach einer 
Mitteilung Marcuses erscheint es sogar nicht ausgeschlossen, 
daß die Fürsten, auch persönlich Asyl gewähren konnten, denn 
Ton der früher existierenden Blutrache sagt er, sie hätte erst 
^durch den Einspruch des Königs^ aufgehoben werden können ^^^). 
Wir hätten es hier dann mit einer Art ins evocationis zu tun. 
Doch ist die Nachricht zu unbestimmt, als daß sich sichere 
Schlüsse darauf bauen ließen. 

Den Schluß, den ich früher zog, daß aller Wahrschein- 
lichkeit nach die Asjlqualität der Puhonua aus dem Ende des 
16. oder Anfang des 17. Jahrhunderts stammen werde, j^weil 
ein Verstorbener in der Zeit unmittelbar nach seinem Tode, 
wenn die Erinnerung an ihn noch ungeschwächt ist, am meisten 
Einfluß auf die Lebenden auszuüben vermag^ ^^*), möchte ich 
jetzt nicht mehr aufrechterhalten, da sehr wohl in einzelnen 
Fällen die umgekehrte Entwicklung möglich ist. 

Dagegen wird meine Mutmaßung, daß in früheren Jahr- 
hunderten die ganzen Sandwichinseln unter einem Herrscher 
gestanden haben, woraus sich der eigenartige Charakter des 
Asjlrechts erkläre, wenigstens als möglich erwiesen durch die 
Mitteilung Meinickes, daß nicht festgestellt werden könnci ob 
es jemals einen die ganze Inselgruppe umfassenden Staat ge- 
geben habe^^^). 

Soviel steht wenigstens fest, zu Cooks Zeit bestanden 



"•) Eod. p. 106 f. 

^°0 Vgl. Marcuse, .Die hawaischen Inseln**. Berlin 1894, S. 95 f. 
— Heinicke, .Die Inseln des Stülen Ozeans'. II (Leipzig 1876), p. 301. 
Featherman a. a. 0. 11 (1888), p. 245 f. 

>«•) Marcnse a. a. 0. p. 96. 

"») Bd. I, S. 12. 

^^«) Meinicke a. a. 0. U, p. 801. 
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seit der Eroberusg Manis durch den König von Hawaii drei 
Staaten^ nämlich die von Hawaii^ Oahu und Eanai^^^), und 
jeder von ihnen hatte^ wie schon dargelegt, wenigstens eine 
Asjlstätte. 

Ueber die Orte der einzelnen Puhonua nnd ihre Anzahl 
herrscht Verwirrung. Nach den Gewährsmännern, denen wir 
im ersten Bande folgten, waren es Oahu, Hani, Kanai, Waipio 
und Honaunaui von denen die letzten beiden auf Hawai lagen ^^')« 
Nach Marcuse dagegen gab es Zufluchtsstätten auf den Inseln 
Hawaii, Lanai und Oahu^^^), und Meinicke fiihrt namentlich 
nur die beiden auf Hawaii befindlichen an, nämlich Honaunan 
und Napopo, gibt aber durch die Fassung der Sätze klar zu 
erkeuneu, daß es auch auf den anderen Sandwichinseln Puhonua 
gab"*). 

Als sicher kann man danach die Asjlstätten auf Oahu 
und auf Hawaii Honaunan annehmen, sowie daß es solche auch 
noch auf der einen oder anderen Sandwichinsel gab. Das ist 
für uns aber vollkommen ausreichend; wie sich der sonstige 
Widerspruch unserer Gewährsmänner erklären läßt, ob durch 
sprachliches Mißverständnis (Napopo und Waipio) oder durch 
historische Erklärung oder sonstwie, ist flir uns belanglos, 
da wir nicht eine systematische detaillierte Darstellung des 
Rechtes der Sandwichinsulaner zu geben gedenken, sondern 
uns nur mit den wesentlichen Grundzügen des Asjlrechts ver- 
traut machen wollen. 

Ueber die Raumverhältnisse der berühmtesten Puhonua, 
der zu Honaunan, deren gewaltige Dimensionen schon im ersten 
Bande angedeutet waren, erfahren wir, daß sie fast 30000 qm 
umfaßte und von einer 4 m hohen und 5 m dicken Steinmauer 
eingefaßt war^^*). 



"*) Loc. cit. 

"«) Bd. I, 8. 10 f. 

^") Marcnse a. a. 0. p. 100* 

^^0 MeiDicke a. a. 0. H, p. 299. 

>^^) Meinicke a. a. 0. II, p. 299; Marcuse a. a. 0. p. 95, 96. 
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Für die Auffassung des Asjlrechts ist auch yen Bedeutung, 
daß die Priester zwar zahlreich, hochgeachtet und einflußreich 
waren^ aber doch dem Fürsten gegenüber eine untergeordnete 
Stellung einnahmen ^^^). 

Um die segensreiche Wirkung des Asjirechts sowohl für 
Einheimische als für Eriegsfeinde annähernd würdigen zu können^ 
müssen wir noch ein wenig auf die Tabugesetze und die Be- 
handlung der Kriegsgefangenen eingehen. 

^Das Tabusjstem war auf den hawaiischen Inseln be- 
sonders vollständig ausgebildet. Die Tabuvorschriften, welche 
von den Priestern und vom König ausgingen, bezogen sich 
sowohl auf religiöse Gebote , als auch auf gesetzartige Ver- 
fügungen. Alles, was mit dem tabu belegt wurde, war ver- 
boten. Die Verletzung dieser Vorschriften wurde als Ver- 
sündigung gegen die Götter aufgefaßt und mit dem Tode 
bestraft« i"). 

a Es gab dauernde und nur zeitweilige tabu. Die vorüber- 
gehend eingeführten Tabuvorschriften öffneten der Willkür 
der Fürsten und Priester ein weites Feld und waren für das 
Volk so lästig, daß die häufige Nichtbeachtung derselben in 
früheren Zeiten vielen Tausenden das Leben gekostet hat^ ^^^). 
Was die Kriegsgefangenen angeht, so wurden sie sehr grausam 
behandelt und in der Regel der Gottheit geopfert ^^'). 

Jetzt werden wir die ethische Wirkung dieses AsjLrechts 
noch besser zu würdigen vermögen. Der religiöse Gedanke, 
der ihm zu Grunde liegt, scheint sowohl bei den eigentlichen 
Verbrechern, insbesondere den Frevlem gegen die Tabuverbote, 
als auch bei den Kriegsfeinden der zu sein, daß derjenige, 
dessen Leben den Göttern verwirkt ist, nicht getötet werden 



^^*) Harcuse a. a. 0. p. 100. 
"0 Marcuse a. a. 0. p. 99. 
»•) Eod. p. 99 f. 

^'*) Marcuse a. a. 0. p. 102 f.; Meinicke a. a. 0. p. 804; Tgl. aiicji*..« 
Nieboer, »The Blarery as and industrial system", The Hague 1900»** 
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darf, wenn die Gottheit selber zu erkennen gibt, daß sie ihm 
rerseiht und ihn unter ihren Schutz nimmt, dadurch, daß sie 
ihn eine Pohonua erreichen läßt. 



§8. 

Fidschiinseln« 

Zwar nicht umfangreich, aber durch einige eigenartige 
Züge wertvoll sind die Nachrichten, die ich jetzt über das 
Fremdenaajlrecht zu geben vermag. 

Die Fidschiinsulaner sollen heimtückisch und dem Dieb- 
stahl ergeben sein, wenigstens gegen Weiße. Mein Gewähra- 
mann bemerkt selber, ^^daß sie auch nach wertlosesten Er- 
zeugnissen unserer Industrie lüstern sind^ ^^^), was uns ja nicht 
wundernehmen kann, da eben auch das für uns Wertlose in 
ihren Augen eine unbezahlbare Kostbarkeit darstellt. Daher 
war jeder Weiße in Gefahr, Opfer eines Raubmordes zu werden. 

Hier trat nun das Asjlrecht wohltätig ein. j^Bei all dieser 
Gefahr totgeschlagen zu werden, kann man übrigens sicher 
auf gastfreundliche Aufiiahme und Bewirtung in ihren Hänsem 
rechnen, und sich auch, solange man darin ist, für vollkommen 
sicher halten. Derselbe Eingeborene, welcher einige Yards 
von seinem Hause entfernt einen kommenden oder gehenden 
Gast um eines Messers oder einer Axt willen ermorden würde, 
wird denselben mit Gefahr seines eigenen Lebens verteidigen, 
sobald er die Schwelle seines Hauses überschritten hat' ^*^). 
Dieses Asjlrecht beruht also auf der Idee von der Heiligkeit 
des Hauses und zeigt die universalen charakteristischen Züge. 

Anders ist es mit dem anderen Rechtsinstitut, das nun ge- 
schildert werden soll, dem Vasu-Institut, zu dem mir bis jetst 
noch keine Parallele bekannt ist. Die Wesensnatur dieser 



: : «») Wilkes (üebers.) p. 83. 
••' »«0 A. a. 0. n, p. 33 f. 
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merkwürdigen Bechtseinrichtimg Termag ich noch nicht zur 
Genüge erkennen; es ist daher fraglich, ob wir es hier 
wirklich mit einem Asjlrecht zu tun haben. 

Wilken^^') schildert das Vasur Institut folgendermaßen: 
j^Einer der eigentümlichsten Gebräuche der Fidschiinsulaner, 
über dessen Ursprung man sich nur schwer einen Ternünftigen 
Grund denken kann, ist derjenige, welcher dem Mitgliede eines 
anderen Stammes, welcher Vasu (Neffe) genannt wird, ge- 
wisse Rechte verleiht. Um einen Begriff von dem Wesen 
dieses Rechtes und von der Art, mit welcher es ausgeübt wird, 
zu geben, will ich den Fall Tanoas anführen« Dieser, obgleich 
der mächtigste Häuptling der Ghruppe, sieht sich gezwungen, 
den Thokanauto ... als Vasu-togai von Amban anzuerkennen, 
der infolge davon das Recht hat, alles, was er braucht, von 
da, ja von Tanoa selbst holen zu lassen.' 

j^Wenn ein Vasu-togai oder Vasu-levu einer Stadt oder 
eines Distriktes dahin zum Besuch kommt, so wird er mit 
größeren Ehrenbezeigungen als selbst der regierende Häuptling 
empfangen. Alles beugt sich in Gehorsam vor seinem Willen, 
und er wird mit Händeklatschen und dem Gruße ,,0 sa vi 
naka lako mai vaka tuvanga Ratu Vasu-levu' (Heill Gut ist die 
Hierherkunft unseres edlen Herrn Neffen!) empfangen. Wenn der 
Vasu-levu von Mbenga dorthin kommt, so werden ihm fast gött- 
liche Ehren erwiesen, denn man glaubt, daß er in direkter 
Linie von den Göttern abstamme.' 

Die Grundzüge, die man dieser Schilderung entnehmen 
kann, sind folgende: Das Vasu-Institut ist nicht nur einem Dorf 
oder Eiland eigen, sondern auf den Fidschiinseln weit ver- 
breitet, ob ganz allgemein, läßt sich nicht sagen. Der Vasu 
ist stets ein Stammesfiremder. Da aber die einzelnen Stämme 
einander feindselig gesinnt sind und häufig Krieg miteinander 
Alhren^^'), so ist auch der Vasu, wenn man von seinen be- 



"«) A. a. 0. II, p. 84 f. 

"») Wilkes a. a. 0. II, p. 85. 



92 Hellwig. 

sonderen Beziehungen absieht^ im Grunde ein Feind, zum 
mindesten ein rechtloser Fremder. Ob jeder beliebige ein Vasn 
werden kann oder ob sich diese Fähigkeit auf gewisse Familien 
des fremden Stammes beschränkt, ist zwar nicht ausdrücklich 
gesagt. Aber liegt es schon an sich nahe^ daß eine so große 
Macht; wie sie der Vasu in dem mit ihm in Beziehung stehen- 
den Stamm ausübt , nur infolge großer faktischer Macht oder 
mystisch-religiösen Ansehens eingeräumt wird, so ergibt sich 
dies mit voller Evidenz aus der Angabe , daß dem Vasu-levu 
von Mbenga fast göttliche Ehren erwiesen werden, weil man 
an seine göttliche Abstammung glaubt Nicht klar ist, ob 
ein einzelner Stamm mehrere Vasu in verschiedenen Stämmen 
haben kann, oder ob jeder Stamm nur in einem einzigen im 
Vasuverbältnis stehen kann. Die Rechte, die der Vasu ausübt, 
charakterisieren sich als despotische, unbeschränkte Macht, 
zum mindesten über das Eigentum seines Vasustammes, er 
herrscht wie ein Feind im eroberten Land. 

Auf dieser Grundlage möchte ich folgende Erklärung dieses 
interessanten Rechtsinstitutes wagen: Der Vasu ist der Schutz* 
herr des fremden Stammes, dieser sein dakhil. Ein gewisses 
völkerrechtliches Friedens- und Freundschaftsbündnis wird da- 
durch geschlossen, daß der Häuptling des einen, vermutlich 
des mächtigsten ^ ^ ^) , unter Mitwirkung religiös - mystischer 
Motive ^^^) für sich und die Seinen Schutz erhielt im fremden 
Land und die Angehörigen dieses Stammes ihrerseits natürlich 
auch im Lande ihres Schutzherm. Daß der Vasu im Lande 
seiner Schützlinge alles okkupieren kann, was ihm beliebt, 
deutet noch auf den früheren E^riegszustand; daß anscheinend 



>*') Daß zur Zeit Wilkes der Yasu fiber Tanoas Stamm, Thoka- 
nan to nicht so mächtig war wie Tanoa, spricht natfirlich nicht dagegen, 
daß das Verhältnis in früheren Zeiten umgekehrt gewesen ist 

^'^) Vielleicht lautet daraufhin auch die Bezeichnung als .Vasu^ 
d. h. als „Neffe* : Es würde eine Art geistige Verwandtschaft durch das 
Freundschaftsbündnis Terwickelt. Daß der Schutzherr „Neffe" genannt 
wurde, hängt wohl mit mutterrechtlichen Anschauungen zusammen. 
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den Schützlingen, oder vielmehr ihrem Oberhaupt, nicht das- 
selbe Recht im Lande des Vasu zasteht, läßt sich aus der 
faktischen größeren Machtstellung des Vasu erklären, denn 
jener ursprüngliche (vielleicht nicht ausdrücklich erklärte, sondern 
stillschweigend geschlossene) Asylvertrag war ein Vertrag 
zwischen verschieden mächtigen Kontrahenten, auf welche die 
Fiktion der völkerrechtlichen Gleichheit ebensowenig paßte 
wie auf die Staaten des europäischen Konzertes, und deren 
Ungleichheit auch in der faktischen Qestaltung ihren Aus- 
druck fand« 

Nun noch einige kurze Notizen über ein faktisches Ver- 
brecherasjl, das sich allem Anscheine nach auf Muthuatu, 
einer der Fidschiinseln befand. Von den Bewohnern der 
schwer zugänglichen Berge im Innern der Insel sagt Wilkes, 
sie seien ohne Zweifel meist Leute, die einer Strafe für Ver- 
brechen entflohen seien oder vor der Grausamkeit der Häupt- 
linge an der Küste in den Bergen Sicherheit suchten ^'^). 
Sollte dieser Bericht den Tatsachen entsprechen ^^^, so hätten 
wir hier ein faktisches Verbrecherasyl und zwar sowohl reines 
als auch gegen Despoten dienendes. Daß dann auch noch ein 
Verbrecherasylrecht irgendwelcher Art bestanden haben sollte, 
halte ich für unwahrscheinlich, weil unnötig. 



§ 9. 
Tongainseln ^ ^ ^). 

Die Ausführungen über den Antagonismus von Häupt- 
lingstum und Priesterwürde werden bestätigt, ebenso aber auch 
meine Vermutung, daß die Häuptlinge in diesem Kampf die 

"•) A. a. 0. II, p. 121. 

''^) Aus seiner Fassung geht nicht klar hervor, ob diese Angaben 
Wilkes nur auf einer Vermatang beruhen oder einen faktischen Hinter- 
grund haben. 

«") Vgl. Cod. I, S 9. 
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Oberhand hatten und ihre Würde gleichfalls religiösen Charakter 
hatte "»). 

lieber das Verbrecherasjlrecht vermag ich einige 
interessante Ergänzungen zu geben, aus denen sich eine ziem- 
liche Aehnlichkeit mit der Gestaltung des Asjlrechts der Sand- 
wichinseln ergibt. 

Nach Meinicke^^^) gab es gewisse Plätze, ^Hafanga* ge- 
nannt, welche Bedrängten als Asyl dienten. Nach Meinicke 
scheinen diese Asylplätze, die uns an die ,Puhonua' der Sand- 
wichinseln erinnern, dereinstens Tempel gewesen zu sein. Dies 
scheint mir auch wahrscheinlich, insofern, als berühmte Tempel 
Asjlqualität erlangt haben werden, und daß sich diese Eigen- 
schaft dann auf den sie umgebenden Platz ausgedehnt hat, 
wie wir analogen Entwicklungen ja auch sonst vielfach be- 
gegnen, so in Abessinien und im christlichen Mittelalter, daß 
schließlich, um einen sicheren Rechtszustand zu schaffen, die 
Grenze zwischen Asjlort und ungeweihtem Ort durch eine 
Umzäunung abgegrenzt wurde. Auch mit Ratzeis ^'^) Mit- 
teilung von der Asylqualität der Häuptlingsgräber läßt sich 
diese Auffassung sehr wohl vereinbaren, da nach Meinicke ^'^) 
Tempel und Begräbnisplätze von Cook für identisch erklärt 
werden, was aber ungenau sein soll, da zwar die Verehrung 
der Geister verstorbener Vornehmer an den Gräbern stattfand, 
die Verehrung der anderen Götter aber in besonderen Tempeln, 
die mitten auf Grasplätzen standen, analog den Häusern der 
Vornehmen, nur zierlicher, gebaut waren. Die Bemerkung von 
Meinicke, daß es auch „heilige Dörfer' gab, so z. B. Mao&nga 
in Tonga und Neiafu und Ngakan in Vavan, die deswegen so 



^**) Mariner, „An account of the natives of the Tonga islands', 
compiled by John Martin, n, London 1818, p. 1 ff. — Meinicke, 
.Die Inseln des Stillen Ozeans' II, Leipzig 1876, p. 83 f. ^ Vgl. Klemm, 
Knitargeschichte IV, p. 863 ff. 

^'*) Meinicke a. a. 0. p. 81. 

»0 Bd. I, p. 16. 

"•) A. a. 0. n, p. 80. 
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hießen, weil in ihnen ein Tempel oder das Grab eines be* 
rühmten Häuptlings lag, läßt zum wenigsten die Möglichkeit 
erkennen, daß sich hier die Tempelasjle bezw. Grabasjle zu 
Asjlstädten erweiterten, wie wir sie ja auch sonst, so z. B, 
außer bei den Juden auch im Usambara und in Abessinien 
treffen. Ob tatsächlich die ,,heiligen Dörfer' in ihrem ge- 
samten Umfang Verbrechern Schutz gewährten oder nicht, 
muß ich dahingestellt sein lassen. 

Bei Mariner ^^^) findet sich ein ausführlicher Bericht über 
einen Fall praktischer Anwendung der Asjlrechtsnormen und 
ihre Verletzung. Der wichtige Bericht sei wörtlich wieder- 
gegeben: jjlt has already been mentioned, more than once, 
that places, which have been consecrated either by express 
declaration, or by the burial of great chiefs, are forbitten to 
be the scene of war, and that it would be highly sacrilegious 
to attack an enemy, or spill his blood within their confines. 
This circumstances, however, occurred a few days after the 
dispute about the female prisoners; the particulars of it are 
as follow: Palavali (brother of Havili) went out one day on 
a foraging party with six men in two small canoes, and landed 
near a consecrated inclosure, called Gnacao, one of the most 
fertile places in the whole island. Here, they met with four 
of the enemy, who, perceiving their inferiority, made an 
endeavour to get into the consecrated place, where they would 
have been perfectly safe: Palavali, however, seeing their in- 
tention, got between them und the fencing, when one of the 
enemy made a bold push to pass bis antagonist, and scramble 
over the reed- work, and had actually got one leg over, when 
Palavali struck him a furious blow on the head, and felled 
him dead within the place ; seeing what he had done, he was 
struck with fear, and ran away to the canoes, followed by his 
men. As soon as he arrived at the fortress, he communicated 
to Finow what had passed, saying, in his defence, that he was 
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80 eager in parsuit, as to be out of all selfcommand« The 
king immediately ordered cava to be taken to the priest of 
his own tutelar god, that the divinity might be consnlted as 
to what atonement was proper to be made for so heinous a 
sacrilege. The priest being inspired^ made answer that it was 
necessary a child should be strangled to appease the anger of 
the gods.' Dies geschah auch^'^). 

Kicht mit voller Gewißheit läBt sich aus diesem Bericht 
ersehen^ ob die Feiode Palavalis demselben Stamm^ wie er^ an- 
gehörten oder Fremde waren ^ d. h. ob wir es hier mit Blut- 
rache oder mit Krieg zu tun haben oder mit anderen Worten, 
ob die ^consecrated inclosure' in unserem Fall als reines Ver- 
brecherasyl fungierte oder als Kriegsfeinden dienendes. Die 
Wahrscheinlichkeit spricht allerdings für die zweite Annahme, 
da nicht nur Mariner von „war« spricht — denn das kann auf 
einer unkorrekten Ausdrucksweise beruhen — sondern auch 
keinen speziellen Grund für die Feindschaft nennt| was er bei 
Blutrache wohl getan hätte. Sollte es sich hier, wie za ver- 
muten^ in der Tat um Kriegsfeinden dienendes Verbrecher* 
asylrecht handeln^ so wäre die Analogie mit dem hawaiischen 
Asylrecbt noch größer als schon ohnehin. 

Noch zu einigen weiteren Bemerkungen gibt dieser Be- 
richt Anlaß. Zunächst geht aus ihm hervor, daß die Asyl- 
stätte nicht nur demjenigen Schutz bot, der sich vollkommen 
innerhalb ihrer Grenzen befand, sondern auch jenen, welche 
nur mit ihr in Bertthrung waren, ohne sich wirklich auf dem 
heiligen Grund und Boden zu befinden: So demjenigen, der 
im BegrifiP war, die Umzäunung zu übersteigen. Es ist dies 
derselbe Gedanke, daß die Heiligkeit eines Ortes, einer Person 
u. s. w. auch demjenigen sich mitteilt, der mit ihr nur in mittel- 
barer Berührung sich befindet, der uns öfters entgegentritt, 
so bei den Arabern darin, daß man schon dann Schützling 
einer Person wird^ wenn man das eine Ende eines Bindfadens 



»*) Loc. cit S. 217 f. 
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hält, dessen anderes Ende an dem anderen unbemerkt — etwa 
im Schlafe — befestigt ist^ oder bei den Qriechen^ wenn wir den 
^Schotzflehenden' des Aeschjlos zn entnehmen vermögen^ daß 
nicht nur diejenigen des Asjlschatzes teilhaftig wurden^ welche 
einen Altar anfaßten^ sondern auch diejenigen, welche eine 
solche geschützte Person ; etwa an der einen ausgestreckten 
Hand festhielten u. s. w. 

Hervorzuheben ist noch; daß die Verletzung des Asyl- 
rechts ein todeswürdiges Verbrechen gegen die Gottheit ist; 
denn die Gottheit selber gibt durch den Mund ihres Priesters 
die Sühne kund^ die erforderlich ist^ um den Frevel zu sühnen, 
nicht der König, der Vertreter weltlichen Strafrechts. Die 
Buße beruht auf dem Talionsgedauken; aber nicht der Gottes- 
frevler selbst braucht seine Tat mit dem Tode zu büßen; es 
genügt, wenn statt seiner ein Kind den Opfertod erleidet, um 
die erzürnte Gottheit mit seinem unschuldigen Blut zu ver- 
söhnen. Wahrscheinlich kam eine solche Verletzung des Asyl- 
rechts sehr, sehr selten vor. Ob aber auch sonst der Mörder 
selber frei ausging und statt seiner ein Kind substituiert wurde, 
möchte ich bezweifeln, vielmehr annehmen, daß dies nur im 
vorliegenden Falle geschah, weil der Täter sich durch seinen 
Verfolgungseifer hatte hinreißen lassen, seinen Gegner, der 
sich noch halb außerhalb der Umzäunung befand, niederzu- 
hauen« Da schon in einem so milde liegenden Fall immerhin 
der Sühnetod eines Kindes zur Besänftigung der Gottheit für 
erforderlich erachtet wurde, möchte ich es fast für gewiß an- 
nehmen, daß der Gottesfrevler selber getötet worden wäre, 
wenn er etwa gewagt hätte, seinem Feind in die Hufanga zu 
folgen und ihn dort niederzuschlagen. 

Zum Schloß sei noch kurz darauf hingewiesen i daß aus 
dem Anfang des Berichtes hervorzugehen scheint, daß es zwei 
Arten von Asylstätten gab, nämlich einmal Gräber berühmter 
Häuptlinge und zweitens besonders zu Freistätten erklärte 
Plätze, vermutlich die Hufanga. Ihrem inneren Wesen nach, 
nämlich in ihrem religiösen Grundcharakter, waren sie aber 

Zeltschrift für Tergleiobende Rechtawiaaenschaft. .XIX. Band. 7 
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jedenfalk gleich, denn einerseits werden die Seelen der ver- 
siorbenen Häuptlinge wie Götter verehrt, nnd anderseits scheinen 
auch die Hufanga ursprünglich nichts anderes als Tempel ge- 
wesen zu sein ^'^). 



§ 10. 

Osterinseln. 



Trotzdem das, was wir über die Behandlang der Fremden 
auf der Osterinsel erfahren, streng genommen nicht in eine 
Abhandlung über Fremdenasylrecht, sondern über Grast- 
ireundschaft gehOrt, so interessiert es uns doch auch hier, weil 
wir an einem Beispiele kennen lernen, welch' gewaltigen Ein- 
fluß äußere Verhältnisse, insbesondere Armut oder Wohlstand 
des Landes, auf das Verhalten Fremden gegenüber unter um- 
ständen gewinnen können. 

Die Osterinsulaner sollen in Bezug auf die Gastlichkeit 
allen anderen Südseeinsulanern nachstehen. Sie suchen den 
Fremden nur deshalb und möglichst lange zu beherbergen, um 
recht viel von ihm zu erpressen. Diese Ungastlichkeit, die 
zu der sprichwörtlichen Gastfreundschaft der übrigen Polynesier 
in schroffem Gegensatze steht, läßt sich nur durch die Ver- 
schiedenheit der Lebensbedingungen auf der Osterinsel und 
auf den anderen Liselgruppen Poljnesiens erklären. 

j, Auf jener Insel gibt eine reiche Vegetation, jahraus, jahr- 
ein Nahrung im Ueberfluß, so daß ein großer Teil desjenigen, 
was die Natur bietet, noch unbenutzt zu Grunde geht, und 
man hat es daher leicht. Fremden zu geben. Auf Rapanai 
dagegen, wo die Natur nichts hervorbringt, sondern das zur 
Nahrung Erforderliche mit vieler Mühe und zum Teil harter 
Arbeit angebaut, gepflegt und geemtet werden muß und man 
kaum genug hatte, um selbst leben zu können, erlangen 

1*0 Meinicke a. a. 0. II, p.80 f. 
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Nahnmgsmittel einen höheren Wert und gebieten ein nicht 
so sorgloses Umgehen mit denselben wie auf den übrigen 
Inseto« "«). 

Wenngleich hierdurch allein natürlich das ungastliche Ver- 
halten der Osterinsulaner nicht erklärt werden kann, da andere 
Völker, wie die Araber und Kabylen, lieber selber Not leiden^ 
als dem Gaste irgend etwas vorenthalten, so sehen wir doch, 
daß Armut eines Landes mit zu den Faktoren gehört, welche 
die Entstehung eines Fremdenasylrechts erschweren und, wenn 
das anfänglich gänzlich passive Verhalten Fremden gegen- 
über schließlich doch dem Fremdenasjlrecht gewichen ist, dieses 
wenigstens zu einem durch materielle Beweggründe begründeten 
machen. 

Daß übrigens bei dieser Ungastlichkeit der Osterinsulaner 
nicht nur die Armut des Landes eine Rolle spielt, sondern 
auch die ursprüngliche Rechtlosigkeit der Fremden, ergibt sich 
aus der interessanten Differenz zwischen dem Diebstahl gegen 
Stammesgenossen und dem Diebstahl gegen Fremde, Diebstahl 
gegen Eingeborene gilt als sehr schimpflich, kommt sehr selten 
vor und erstreckt sich dann auch nur auf Nahrungsmittel, 
Europäern dagegen etwas wegzunehmen, gilt nicht für schimpf- 
lich, sie rechnen es sich vielmehr als große Schlauheit an. 
Bezeichnend ist, daß sie deshalb auch keinesfalls beschämt 
sind, wenn sie ertappt werden ^'^. 

So haben wir es hier doch mit einer Art Fremdenasjl- 
recht zu tun, bei dem die ursprüngliche Rechtlosigkeit der 
Fremden noch ziemlich unverblümt durchschimmert, und das 
noch weit entfernt davon ist, sich zu einer rechtlichen und 
sozialen Oleichstellung des Fremden mit den Stammesgenossen 
weiterzubilden. 



>•«) QeiBeler, „Die OBterinBel* (Berlin 1888), 8.27. 
^*0 Eod. p. 28 f.; vgl. auch p. 42. 
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§ 11. 

Palauinseln ^^^}. 

Das Asylrecht dieser Inselgruppe war schon im ersten Band 
so eingehend dargestellt worden anf Grund der heryorragenden 
Mitteilungen Eubarjs^ daß wir hier nur geringe Ergänzungec 
auf Grund anderer Berichte desselben Reisenden beifügen 
können^ die aber wenig neue Gesichtspunkte ergeben. 

Für das Fremdenasjlrecht ist die Frage von Bedeutung; 
ob die Fremden im allgemeinen als rechtlos gelten. Im ersten 
Band hatten wir diese Frage bejaht ^^*) und können nun nocli 
einen signifikanten Beleg für unsere Ansicht anführen. Auch 
heute noch bekriegen sich die einzelnen Gemeinden vielfacb, 
und zwar ohne irgendwelche politischen oder sozialen Zwecke 
zu fördern ^^^). Besteht nun Friede (Budok) zwischen zwei 
Gemeinden, so verkehren die Leute frei anf beiden Seiten; 
im entgegengesetzten Falle besteht ein ^Lokot', ^das ist kein 
aktiver Krieg, aber man muß gewärtig sein, jeden Augenblick 
ein Alarmsignal mittels des Tritonhornes zu vernehmen und 
dann heißt es, dieser oder jener ist weg, Eorrjor oder der 
gleichen hat ihn genommen. Es ist dann immer ein einzelnes 
und unbewafinetes Individuum und nicht selten eine Frau, die 
ganz ungeahnt zum Opfer fallen' ^**). Friedlicher Verkehr 
ist also nur dann gegeben, wenn ausdrücklich Friede gemacht, 
d. h. Freundschaftsverträge geschlossen sind; sonst herrscht 
Kriegszustand, d. h. jeden Augenblick kann es zu einem Ge- 
waltakt kommen. 

Einige ergänzende Mitteilungen lassen sich über dasFremden- 
^ asylrecht machen, das gegen ungerechte Behandlung von Seiten 



»»•) Vgl. Bd. I, S 11. 
»••) S. 17. 

^^®) Kubary, „Die sozialen Einrichtungen der Pelauer". Berlin 
1885, p. 124. 

>*») Ebd. p. 126. 
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des Häuptlings schützt ^^>). Eubary^^») teilt darüber nämlich 
noch folgendes mit: »Wo es zwischen den fremden Gemeinden 
zu Feindseligkeiten kam, so entstand eine fernere Veranlassung 
Gemeinden zu gründen^ indem die vertriebene Bevölkerung zu 
einer andern Gemeinde kam und von ihr entweder Land mit 
gewissen Rechten erwarb oder es erhielt, wofür sie in ein 

Pflichtverhältnis mit der gebenden Gemeinde trat." „Ein 

Volk, das entfloh und sich wo anders niederließ, ohne das 
Land bezahlt zu haben, wurde zu Leistungen verpflichtet, ohne 
welche zu erhalten, es wurde ein ,6ar% eine Quelle für das 
Hanptland und selbstverständlich lieferte es Frauen und einen 
formellen Tribut, der ,Tanget' hieß.* 

Dies Fremdenasylrecht hat mit dem im ersten Bande ge- 
schilderten gemein, daß es, wie jenes gegen Willkür des 
eigenen Häuptlings Schutz gewährt, so dieses gegen Mißbrauch 
der Macht seitens des Eroberers schützt. Daß diejenigen 
Fremden, welche Land angewiesen erhalten, ohne es zu be- 
zahlen, Tribut leisten müssen, ist selbstverständlich, denn dies 
ist nur die Gegenleistung. Die anderen Fremden aber, welche 
das Land bezahlen, scheinen in keinerlei rechtliche Abhängig- 
keit von den Schutzgewährenden zu kommen; es hat daher 
den Anschein, als ob der Asjlstaat im allgemeinen keine be- 
sondere j^materielle Anerkennung'' erhält, sondern daß er allein 
deshalb ein Literesse an der gastlichen Aufnahme der Fremden 
hat, weil durch sie die Zahl seiner Krieger, und damit seine 
Macht verstärkt wird. 

Ueber die Grundlagen des Verbrecherasylrechts 
lassen sich gleichfalls einige neue Belegstellen anführen, 
welche im wesentlichen dasselbe Bild geben, wie es im 
ersten Bande dargestellt ist. Ueber Häuptlingstum, Straf- ^ 
recht und Einfluß religiöser Ideen vergleiche Eubary ^^^), über« 
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**■) Bd. I, S. 19; vgl. auch Kubary a. a. 0. p. 88. 
"») A. a. 0. p. 115. 

"*) Kubary a. a. 0. p. 48 f., 72-74, 81. — Derselbe, »Die 
Verbrechen und das Strafverfahren aaf den Palauinseln'* (q Original- 
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die JanggesellenverbäDde der jungen Krieger Schortz ond 
Usener ^*^). 

Methodologisch interoBsant ist, daß Kubarj in seiner eben 
zitierten eingehenden Darstellnng des Strafrechts das Ver- 
brecherasylrecht, von dem er ans doch in seiner allgemeineren 
Abhandlung, wie im ersten Band dargelegt, Kunde gibt, nicht 
erwähnt. Es zeigt das wieder einmal, wie ungemein yorsichtig 
man mit der Verwertung der sogenannten negativen Fälle sein 
muß. Selbst wenn wir bei einem zuverlässigen Schriftsteller 
— und das ist Kubary im höchsten Grade — über die Rechts- 
verhältnisse eines bestimmten Stammes die minutiösesten Nach- 
richten haben, über ein Institut aber nicht, so können wir nur 
dann auf die Nicht- Existenz dieser Rechtseinrichtung schließen, 
wenn das betreffende Institut seinem Wesen nach allgemein be- 
kannt ist, wie z. B. Sklaverei, Tötung der Gefangenen, Darlehn 
u. s. w», und auch dann erreichen wir immer erst einen gewissen 
Grad von Wahrscheinlichkeit, keine Gewißheit; dies selbst dann 
sogar, wenn der Gewährsmann das Bestehen des Institutes 
ausdrücklich verneint, wie verschiedene Fälle bei Steinmets 
^Rechtsverhältnisse^ , so betreffs des VerbrecherasylrechtSy 
zeigen ^*^. 



.• «i 



mitteilungen aus der ethnologischen Abteilung der königlichen Maseen 
zu Berlin^ Jahrg. I, Heft 2 (1886), p. 77--91). Derselbe^ ,Die Religion 
der Pelauer' (In Bastian^ .Allerlei aus Völker- und Menschenkunde* L 
(Berlin 1888), p. 5 ff., 8 f. 

^^^) Schurtz, „Alterklassen und Männerbünde**, 1901, besonders 
Kap. IV; Usener, „Ueber vergleichende Sitten- und Rechtsgeschichte' 
(Leipzig 1902). 

^^*) Aach jetzt glaube ich bei weitem noch nicht, das Asylrecht 
Ozeaniens einigermaßen vollständig dargestellt zu haben, wenngleich die 

• Mitteilungen des ersten Bandes sehr ergänzt und vermehrt sind. Auch 
rfiir das afrikanische Asylrecht habe ich wichtige Ergänzungen gesammelt, 

* die bei weitem umfangreicher sind als die für Ozeanien, und an deren 
Bearbeitung ich sobald als möglich herangehen werde. 



V. 

Altsyrisches und armenisches Becht. 

Von 

Josef Köhler. 

§ 1. 

Die Kenntnis des syrisch-römischen Rechtsbaches 
bildet einen Grenzpunkt in der geschichtlichen Behandlung des 
römischen Rechts. Die naive Vorstellung, als ob die klassische 
römische Lehre überall in dem ungeheuren Gebiete des Bömer- 
reichs geherrscht hätte, ist handgreiflich zerstört worden, und 
es zeigte sich, daß das Recht der römischen Juristen grofienteils 
ein yolkstümliches Wesen hatte, so daß es nur in beschränkter 
Weise als Weltrecht Anklang finden konnte. Erst die Renais- 
sance unter Justinian hat für einige Zeit das Juristenrecht 
wieder in Schwung gebracht, ganz ebenso wie späterhin, 
nachdem die bilderstürmenden Kaiser ein ganz neues Gesetzes- 
wesen im oströmischen Recht geschaffen hatten, unter den 
Mazedoniern das römische Digestenrecht wieder einigermaßen 
erweckt wurde. 

Allerdings mußte man nun den ganz yerständnislosen 
Kommentar yon Bruns über sich ergehen lassen, als ob die 
Bestimmungen des Rechtsbuches lediglich und allein nach dem 
guten römischen Rechte zu bemessen wären, so daß überall, 
wo sie yon ihm abwichen, nichts anderes als barbarische Miß- 
yerständnisse yorlägen. Von dieser Anschauung ist man heut- 
zutage gründlich befreit. Man hatte im 5. Jahrhundert in 
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Syrien andere Dinge zu tun^ als das Recht der römiscfaeii 
Juristen zu studieren^ nnd ganz andere Bildangskeime waren 
hier mächtig. Die ungeheuren VOlkeransammlnngen mußten 
von selber ein neues Recht bilden; vor allem stemmten sich 
die Sjrer selbst ebenso gegen die Ueberflutung mit römischem 
Rechte; wie es die Deutschen gegenüber den Rezeptiona- 
bestrebungen taten; und diese Gegenströmung war nichts- 
destoweniger wirksam, wenn sie auch mehr passiver Natur 
war und eben einfach darin bestand , daß man bei dem Alt- 
hergebrachten blieb. 

Gegenüber der Darstellung von Bruns ist die Auffassung 
von Mitteis „Reichsrecht und Volksrecht^ ein bedeutender 
Fortschritt. Allein auch er bewegt sich in manchen Irrtümern, 
und sein größter Fehler besteht darin^ daß er aus dem Rechts- 
buche viel zu viel griechisches Recht herauslesen wiU. Das 
ist verfehlt Allerdings hat das Griechentum einen bedeutenden 
Einfluß ausgeübt: Griechen waren es, die das Land besiedelten, 
die Seleukiden führten jahrhundertelang den Herrscherstab, und 
nicht immer hatten sie Verständnis für das einheimische Wesen; 
allein trotz alledem konnten sie die einheimische Sprache ebenso- 
wenig verdrängen^ wie das einheimische Recht und die ein- 
heimischen Ideen, und nach allen rechtsgeschichtlichen Vor- 
gängen wird der Einfluß sich vor allem auf das Verkehrsreefat 
erstreckt haben/ auch hier vielfach durch einheimisches Recht 
gehemmt, denn das babylonische Verkehrswesen reicht in die 
Seleukidenzeit hinein; trotzdem mußte das Verkehrs- und 
Handelsrecht den tiefgreifenden Einfluß des griechischen Rechts 
erfEdireU; ebenso wie das italienische Handelsrecht seineraeit 
den Weltverkehr beherrscht hat. Wenn aber Mitteis annimmt, 
daß auch das Erbrecht ein griechisches geworden sei, so ist 
einerseits der Nachweis nicht im mindesten erbracht, und ander- 
seits verstößt es gegen alle geschichtlichen Aebnlichkeiten; 
denn Familien- und Erbrecht ist deijenige Teil, der am 
festesten zu haften pflegt, und wenn auch die geistig erobernde 
Ansiedelung neue Ideen bringt, so wird Familie und Familien- 
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genoBsenschaft so lange in den alien Vorstellnngen und in den 
alten Qeleisen bleiben, als überall das Volk noch eine selb- 
Btändige Lebenskraft aufweist oder als nicht eine neuzeitliche 
gesetzzusammenfassende Tätigkeit das ganze Rechtaleben über- 
rumpelt, wovon in jenen Zeiten keine Rede sein konnte, oder 
ab nicht das ganze Leben auf eine neue Religion gestellt wird: 
in dieser Beziehung ist aber gerade das Oriechentum mit seiner 
religiösen Lässigkeit ohne ausschlaggebenden Erfolg geblieben. 
Dazu kommt noch, daß das Familien- und Erbrecht viel 
weniger zum Gegenstand gerichtlicher Streitigkeiten wird als 
das Verkehrsrecht und daher auch den Einfluß der Gerichte 
weniger erfcLhrt; und auch was die freiwillige Qerichtsbarkeit 
angeht, so ist es hier nur das Gebiet der Eheyerti-äge und 
der Testamente, welches ihrem Einflüsse offensteht. 

Man hat, um den griechischen Ursprung der Sonder- 
bestimmungen des syrisch-römischen Rechtsbuches darzutun, 
insbesondere auf das Erbsystem hingewiesen, bei welchem 
selbst Bruns seine gewöhnliche Auskunft eines entsetzlichen 
Mißyerständnisses des römischen Rechts nicht aufrechterhalten 
konnte. Allein von einer Entlehnung aus dem griechischen 
Rechte kann keioe Rede sein, jedenfalls spricht der Oleichlaut 
einiger Bestimmungen in keiner Weise dafür. Es ist nicht 
griechisches, sondern altsyrisches Recht. Der Grundstock der 
Erbfolge ist das Parentelsystem, das sich allerorts in der indo- 
germanischen und in der semitischen Welt, ja selbst in Ost- 
asien findet, wo überall nicht eine so schreckliche Vorbildung 
der familienrechtlichen Grundsätze eingetreten ist wie in Rom, 
dessen Familieneinrichtungen vollständig aus dem Rahmen 
fallen und nichts als ein Zerrbild des indogermanischen Haus- 
wesens darstellen. So findet sich das Parentelsystem bei den 
Hindus wie bei den Griechen und den vorislamischen Arabern, 
im Islam wie bei den Israeliten; seine Grundzüge finden wir 
im Kaukasus wieder. Es ist ein System, das sich den vater- 
rechtlichen Völkern von selbst aufdrängen mußte: zuerst die 
Söhne, dann die Brüder und Brudersöhne, dann Vaterbrüder 
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and Vaterbrudersöhne u. b. w. So das Gerippe der Parentel- 
bildung; innerhalb dessen ist eine Menge Sondergestaltangen 
möglich: so ist es möglich, daß der Vater die Brüder ausschliefit 
oder von ihnen ausgeschlossen wird; es ist möglich, daß die Vor- 
fahren überhaupt den Seitenverwandten vorgehen. Die Haapt- 
unterschiede aber beziehen sich auf die Behandlung des weib- 
lichen Oeschlechts, denn nicht immer bleibt es völlig ausge- 
schlossen. Insbesondere werden häufig die Töchter zugezogen, 
und dies vor allem dann, wenn keine Söhne vorhanden sind. 
Es ist einer der bedeutendsten Fortschritte, daß hier die Tochter 
und vielfach auch der Tochtersohn den Brüdern vorgehen, und 
zwar hängt dies mit dem allgemein verbreiteten System des 
indischen putrikft putra zusammen, wonach entweder die 
Tochter wie ein Sohn behandelt wird oder die Ehe der Tochter 
so gestaltet ist, daß der Schwiegersohn, wie wenn er zur 
Familie gehörte, die Familie der Tochter fortsetzt oder gar 
in die Familie der Tochter eintritt. Auch das ist eine nicht 
seltene Erscheinung, daß die Töchter zwar mit den Söhnen ge- 
rufen werden, aber für einen geringeren Teil, und zwar haupt- 
sächlich nach dem System: eine Tochter gleich einem halben 
Sohn. Das ist nicht eine Eigenheit des Gortynschen Rechtes, 
es findet sich vielfach. Der Islam geht von dieser Anschauung 
aus, und in modifizierter Art findet sich der Satz bereits bei 
Hammurabi, er gilt noch heute in Afghanistan ^). Er beruht 
auf dem uralten Gedanken, daß das Weib im Wergeid und in 
der Sühnung gleich einem halben Sohn gerechnet wird, so daß 
die Wertschätzung der Hälfte des Manneswerts oder ungeO&hr 
dieser Hälfte gleich kommt. Noch im Islam finden wir den 
Satz, daß das Wergeid der Frau gleich dem eines halben 
Mannes ist, und noch in 3. Moses 27 ist der Gedanke klar 
ausgesprochen. Dazu kommt noch der weitere Brauch, daß 
die ausgestattete Tochter als abgefunden betrachtet wird; die 
Ausstattung aber ist, da sie mit der Frau in eine fremde Familie 



^) Olufsen^ Through the unknown Pamirs p. 135. 
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übergeht; nicht einem ganzen Sohnesteil gleich^ sondern einem 
halben. So finden wir die Sache bei Hammurabi^ und der 
Fortgang wird zeigen ^ daß auch in Armenien ein ähnliches 
System aufgestellt worden ist. 

Ein weitere Frage ist dabei, ob, wenn die Vaterfamilie 
erschöpft ist, nicht aushilfsweise die Verwandten von Mutter 
her gerufen werden. Solches ist eine häufige Weiterbildung, 
die sich aber bei den Völkern nicht gleichmäßig vollzogen hat. 
Manche sind in dieser Beziehung altertümlicher, manche fort- 
schrittlicher gesinnt, und oft sind innerhalb desselben Volkes 
die Rechtsschulen verschiedene Wege gegangen. Bei den 
Hindus hat eine spätere Bildung die Bandhus, die Verwandten 
von Mutter her, aushilfsweise gerufen. Im Islam finden wir 
eine solche Erweiterung bei den Hanefiten, nicht aber bei 
den anderen Rechtsschulen. Das jüdische Recht ist in seiner 
offiziellen Gestaltung einer solchen Fortbildung feindlich (vgl. 
auch Rappaport in Zeitschrift XIV, S. 46 f.), dagegen sind 
manche Sekten dafür gewesen ; auch im Talmud finden 
sich entgegengesetzte Ansichten mit vertreten (Angaben bei 
D. H. Müller, Syrisch-römisches Rechtsbuch und Hammurabi 

S. 13 flF.)- 

Es ist nun selbstverständlich, daß das Syrerrecht eine 
agnatische Parentelordnung hatte, und diese mußte unter dem 
Einflüsse der christlichen Anschauung, der bei diesen orientali- 
schen Rechten ein ganz hervorragender gewesen ist, sich von 
selber dazu gestalten, daß die Töchter, Schwestern und die 
mütterliche Familie möglichst aus der Versenkung hervor- 
tauchten : denn das Christentum mußte ebenso wie der Buddhis- 
mus dahin drängen, die grundsätzliche Gleichheit der Menschen 
und damit auch der beiden Geschlechter im Erbrecht zum Aus- 
druck zu bringen. So ist es denn gekommen, daß das syrische 
Recbtsbuch') die Töchter mit den Söhnen beruft, was aller- 

*) Im einzelnen sind die Bestimmungen mannigfach nnklar, auch 
stehen die Fassungen nicht im Einklangs L. 1 und 37, 102—104; P. 1, 17, 
66, 67 a, 67 b; Ar. 1, 19, 88, 89; Arm. 1, 13, 88, 89. 
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ding« in manchen Gegenden dahin gemindert wurde, daß 
die Töchter nur wie ein halber Sohn gerechnet wurden: der- 
selbe Satz wie im armenischen Recht, wo (im J. 1184) der 
Mekhitar Gösch n 62; 63; 96 die Töchter den Söhnen gleich- 
stellt , dabei aber doch den Unterschied macht, daß dies nur 
für unausgestattete Töchter gelte, daß aber die ausgestatteten 
auf ein halb beschränkt seien; während das 80 Jahre spätere 
Sempadsche Recht, wohl infolge feudaler Einflüsse, wiederum 
die Töchter grundsätzlich auf die Hälfte des Sohnesteils zurück- 
drängt, §94. EbodJeshu, der im 13. Jahrhundert schrieb, 
aber auf Grund einer Vorlage, die in das 11. Jahrhundert 
zurückgeht, sowie Bar Hebraeus, der Zeitgenosse des Sempad, 
bringen die Zurücksetzung der Weiber kraft des Satzes: ein 
Weib gleich ein halber Mann, in ein völliges System; bei 
Ebed Jeshu erbt die Schwester die Hälfte eines Bruderteils, 
die Ehefrau die Hälfte eines Ehemannsteils, die Mutter die 
Hälfte eines Vaterteils *), und Bar Hebraeus sagt ausdrück- 
lich: in feminis dimidium partis masculornm in hereditatem 
damus, quando cum ipsis fuerint, licet filiae cum filio et sorori 
cum fratribus et amitae cum patruo et matri cum patre et 
aviae cum avo ^). Nach armenischer Mitteilung soll sogar noch 
heutzutage bei den armenischen Bauern der volle Ausschluß der 
Töchter gelten ^). Im übrigen beruft das syrische Rechtsbuch 
die Töchter vor den Brüdern, die Schwestern vor den Vaters- 
brüdem, während der Tochtersohn, Schwestersohn, Tanten- 
sohn erst in einer späteren Gruppe zur Hebung gelangen; und 
aushilfsweise kommt die Erbfolge der Mutterverwandten zur Gel- 
tung. Dieses System stimmt weder mit dem griechischen, noch 
mit dem jüdischen, noch mit dem arabischen oder indischen 



') EbedJeshu, De divisione hereditatam c. 3, 4 and 5 (A n g e 1 o 
Mai, Script, yetemm nova collectio X, p. 57 f.). 

*) Nomocanon des Bar Hebraeus bei Ang. Mai X^ p. 88. 

^) Megavorian, Familie et mariage Armeniens (1894), p. 64. 
Ebenso bei den Osseten, vgl. Kowalewski, Coutame contemp. 
p. 218. 
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T<dlBtändig iiberein, aber es hat mit allen diesen^ wie mit den 
agnatischen Parentelsjstemen überhaupt , gewisse Aehnlich- 
keiten^ ohne daß irgendwie an eine Entlehnung yon der einen 
oder anderen Seite zu denken wäre. 

Interessant ist auch, daß im syrisch- römischen Rechtsbuch 
die Mutter im Zusammenstoß mit agnatischen Verwandten 
einen Teil bekommt; noch weiter geht dies im armenischen 
Rechtsspiegel, und der Islam hat ein yölliges System von Sonder- 
teilrechten (fardh) für Ehegatten, Mutter und Vater und uterine 
Geschwister aufgestellt, was Mohammed wohl kaum selbst 
ersonnen, sondern in Volksrechten vorgefunden hat, wenn auch 
kaum mit der Oenauigkeit, wie es im Koran festgestellt ist. 

Daß zur Bezeichnung der Erbteile von Unzien die Rede 
ist, kann nicht auffallend sein; so bezeichnete der Orient die 
Bruchteile: ähnlich spricht z. B. das armenische Recht von 
Dang, Thasu und Gran und bestimmt danach die Erbteile, 
Datastanagirk 11 65; und daß der Syrer von Agnaten und 
Kognaten spricht, ist nach allem, was er aus dem römischen 
Rechte erhascht, begreiflich. Die Theorie des reinen Samens 
aber ist die leitende Idee der vaterrechtlichen Völker, die sich 
namentlich auch bei den Semiten (bei diesen ganz besonders) 
findet. 

Außerdem wird auf die Aehnlichkeit der Sohnesver- 
stoß ung mit der griechischen apokeryxis verwiesen (L. 58); 
aber auch hier kann von einer hellenistischen Entlehnung nicht 
die Rede sein. Aehnliches finden wir auch schon bei Hammurabi 
in der Art, daß der Vater den Sohn nur aus objektiven Gründen 
und wegen schwerer Verfehlungen verstoßen darf; und daß 
man dem verstoßenen Adoptivsohn etwas mitgeben muß (Ar. 102 
Arm. 101), besagen die babylonischen Urkunden (vgl. meinen 
Hammurabi S. 123, 124); — nicht als ob solche Bestimmungen des 
Rechtsbuchs aus Hammurabi geschöpft wären, sondern wir haben 
eben auch hier ein gemeinsames semitisches Recht: das Recht 
der Syrer muß dem babylonischen in ähnlicher Weise verwandt 
gewesen sein, wie das Recht der Israeliten und der Araber, 
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und auf diese Weise bietet ans das Rechtsbuch ein neues Glied 
in der Kette semitischer Rechtsentwicklung, 

Auch das Noterbrecht des syrisch-römischen Rechts- 
buchs ist durchaus nicht griechisch» Daß die Söhne nicht 
völlig enterbt werden können^ daß ihnen ein Teil des Vermögens 
hinterlassen werden muß^ ist eine Anschauung^ welche sich bei 
den meisten Völkern; die ein Testamentsrecht entwickelt haben, 
hervordrängte. Ob die Feststellung des Noterbteils auf ein 
Viertel römischer Einfluß ist, mag dahingestellt sein: möglich 
ist es, denn in der Teilfestsetzung wirkt häufig ein fremdes 
Recht; wenn das einheimische unbestimmt ist; ein, und die 
Norm über Ausschluß der turpis persona ist sicher römische 
Erinnerung. Im Islam haben wir dagegen die Bestimmung, 
daß ein Drittel des Nachlasses verfügbar ist. Wie dieses ge- 
schichtlich zusammenhängt, muß noch in Zukunft aufgeklärt 
werden *). 

Das eheliche Güterrecht des Rechtsbuches ist so 
semitisch-orientalisch, wie es überhaupt sein könnte; denn die 
donatio propter nuptias ist eine den semitischen Völkern ge- 
meinsame Oestaltung, wobei sich der alte Franenpreis, das tir- 
hatu der Babylonier; das mohar der Israeliten zu einem Widdum 
umgestaltet hat; so in der jüdischen ketuba und im arabisch- 
islamischen mahr. Daß hierbei; wenn die Ehe sich auflöste, 
dem einen oder anderen Teil je nach der Art der Qestaltnng der 
Sache aus dem Ehevermögen Vorteile zufielen; ist eine nicht 
seltene Erscheinung; die sich allerdings nur bei wenigen Völkern 
zur wirklichen Gütergemeinschaft entwickelt hat; daß aber, 
wenn die Mitgift der Frau aus Herden bestand; den Fraaen- 
erben bei Lösung der Ehe nicht nur der Herdenstamm; sondern 
auch ein Teil der Jungen zukam; beruht auf dem naheliegen- 
den Gedanken; daß die Herdenjungen zugleich zur Steigerang 

*) lieber das testamentum aequum et iniquam vgl. anch Ebed 
Jeshu III, 12. üeber das Islamrecht siehe Rechtsvergl. Stadien 8.121. 
In diesem gilt auch die Bestimmang, dafi der Erblasser nur za Gunsten 
eines Nichterben, nicht zu Gunsten eines Erben Terfügen kann. 
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des Herdenkapitals beitragen und darnm nur teilweise als 
Früchte aufzufassen sind''). Solche Anschauungen finden wir 
in verschiedenen Rechten vertreten; auch hier ist auf eine Ent- 
lehnung in keiner Weise zu schließen. 

Dagegen läßt sich allerdings bezüglich des Verkehr s- 
rechtSy namentlich was die exekutorischen Urkunden 
betrifft^ eine üebemahme griechischer Grundsätze verteidigen ; 
denn in Sachen des Handelsverkehrs sind die Völker sehr auf- 
nahmefthig: mit dem Eintritt in den Verkehr bemächtigt man 
sich der Verkehrsinstitute^ und so haben die neuzeitlichen Völker 
den italienischen Wechsel angenommen wie das englische Patent. 

Auch der Umstand, daß die Rechtsliteratur in Syrien zu- 
nächst eine griechische war und namentlich auch das Rechts- 
buch auf einem griechischen Original beruht , beweist nichts, 
ebensowenig als der Gebrauch der lateinischen Sprache im 
Mittelalter eine Annahme der römischen Rechtskultur bedingte. 
Die einheimische syrische Literatur kam erst infolge eines 
Aufschwungs volkstümlicher Anschauungen im 5. Jahrhundert 
auf, als man sich kraft des Nestorianismus und Monophjsitis- 
mus von der übrigen orientalischen Kirche absonderte und sich 
auf eigene Füße stellte. Und auch da war die Literatur meist 
eine Uebersetzungsliteratur. Hiermit hängt auch die Ueber- 
nahme griechischer Eunstausdrücke zusammen, welche die 
entsprechenden syrischen Listitute annähernd bezeichnen. 

Auch das Sklaven recht entspricht, abgesehen von den 
Bestimmungen des römischen Vulgarrechts in L. 48 % 73, 74, 

Betrachtet man sämtliche Herdentiere als Früchte^ so führt dies 
za einer Verzinsung von etwa 50 7o; cli®s l^ftt man auf die Hälfte ge- 
mindert, lieber den Adat der Karatschai im Kaukasus in Betreff der 
Tieijungen vgl. Petrussewitsch bei Kowalewski p. 141. 

*) Ein Zusammenhang zwischen L. 48 und Gtortyn VI^ 55, VII (wo es 
sich gar nicht um das Schicksal der freien Frau handelt) ist völlig ab- 
zulehnen. Der Gedanke, daß die im Haus des Herrn geborenen Sklaven- 
kinder anders behandelt werden, als die außerhalb, liegt durchaus nahe, 
wie z. B. die im Hause des Pfandgläubigers geborenen hftufig dem Pfand- 
gläubiger zageschrieben werden. 
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den semitischen Anschauungen. Was insbesondere die fVei- 
lassuBg unter einer Bedingung betrifft, so ist sie im Islam in 
mehreren Formen vertreten, in Formen, die offenbar aus dem 
bisherigen arabischen Recht entnommen sind. ESs ist die Kitab- 
freilassung, d. h. die Freilassung gegen Lösegeld, die Tedbir- 
freilassung, d. h. Freilassung von Todes wegen, welche nach 
den einen Anschauungen widerruflich, nach den anderen nn- 
widerruflich ist, und die Istilatfreilassung der Sklavin, deren 
Kind der Herr anerkennt: die Sklavin wird mit des Herrn 
Tode frei (vgl. Zeitschrift XVH, S. 204). Was die merk- 
würdige Bestimmung des Rechtsbuches L. 49, P. 28, Ar. 30 und 
Arm. 24 betrifft, wonach derjenige, der einen Sklaven verhehlt, 
selbst zum Sklaven wird, so entspricht sie völlig dem Zug der 
Entwicklung, die nach Hammurabi den Hehler selbst mit dem 
Tode bestraft, Hammurabi § 16 f.; — nicht als ob hier ein 
Einfluß Hammurabis zu erblicken wäre, wohl aber, weil dies 
der Zug des entwickelten semitischen Rechts ist; daß das 
israelitische Gesetz etwas anderes lehrt, beruht auf Gründen, 
die bereits anderwärts ihre Würdigung gefunden haben, Deutsche 
Lit. Ztg. 1903, S. 1548. 

Semitisches Recht liegt auch bezüglich eines anderen 
Punktes vor. 

Die neuentdeckten Stellen R. I 55, 58 und R. U 148, die 
übrigens längst hätten bekannt sein sollen — denn Ebed 
Jeshu erwähnt sie IV 15 hintereinander unter den Gesetzen 
der Imperatores, welches die Bezeichnung des syrisch- 
römischen Rechtsbuchs ist — sprechen vom Finderrecht und 
geben dem Finder bedeutende Anrechte. Die Herkunft dieser 
Finderbestimmung, wonach dem Finder ein Viertel gebührt, 
und wonach, wenn mehrere Personen vorbeigehen und die eine 
die Sache findet, es darauf ankommt, ob der erste, mittlere 
oder letztere der Finder ist, kann nicht zweifelhaft sein; sie 
ist semitisch (babylonisches) Recht. Eine unmittelbare Quelle 
ist allerdings bis jetzt nicht anzugeben; es stimmt aber damit 
vollkommen die babylonische Anordnung über die Belohnung 
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dessen, der einen flüchtigen Sklaven zurückbringt, eine An- 
ordnung, die sich bei Hammnrabi (§§ 17; 18) , wie im neu- 
babylonischen Rechte findet^). 

Auf Einzelnes ist noch bei Besprechung des armenischen 
Rechtslebens zurückzukommen. 

§2. 

Die Studien des armenischen Rechts haben in der neueren 
Zeit eine außerordentliche Förderung erfahren. Während ich 
mich früher nur auf das lateinische Lemberger Rechtsbuch 
stützen konnte, ist nunmehr durck-das Werk von Karst ein 
ungemein reiches Material aus den Originalgesetzen zugänglich 
geworden ^^). Allerdings war es ersichtlich, daß das Lemberger 
Rechtsbuch aus dem Rechtsspiegel des Mekhitar Gösch, dem 
Datastanagirk vom Jahre 1184 mehr oder minder entlehnt sei. 
Doch war das Verhältnis nicht sicher festgestellt, und ich hatte 
die Absicht, von dem Rechtsspiegel selbst nach der Ausgabe 
von Bastamianz eine Debersetzung zu veranlassen, als ich 
erfuhr, daß durch Karst bereits eine Uebersetzung und Be- 
arbeitung im großen Stil unternommen sei. Das Werk von 
Karst bietet allerdings eine Ueberraschung; denn nicht der 
Rechtsspiegel von Gösch ist zu Grunde gelegt, sondern das 
aus dem Jahre 1265 stammende Rechtsbuch von Sem pad. 
Dieses aber enthält nicht, wie man vermeinte, eine einfache 
Wiedergabe des Datastanagirk von Mekhitar Gösch, sondern 
eine Neubearbeitung in systematischer Fassung und unter viel- 
seitiger Aenderung nach Maßgabe der unterdessen eingetretenen 
hochwichtigen geschichtlichen Ereignisse; denn in Cilicien hatte 
sich unter der Dynastie der Rupeniden ein neues armenisches 
Königreich gebildet (1198—1393), während Mekhitar Gösch 
zur Zeit der Fremdherrschaft schrieb, welche das armenische 



*) Aus dem babyl. Rechtsleben I, S. 6, IV, S. 17. 

^®) Karst, Armenisches Rechtsbach I, Sempadscher Kodex, Text 

und Uebersetzang; n, Kommentar (Straßburg 1905). 

Zaitsolirlft fär TergMebende ReohtiwliMmsobaft. XIX. Baod. g 
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Volk seit der Eroberung Justinians überwältigt hatte, mit 
Ausnahme der 150 Jahre der Dynastie der Bagratiden (895 
bis 1045), aber diese war bereits über 100 Jahre erloscbeo, 
als Mekhitar Gösch lebte, und er schrieb einerseits unter dem 
Einfluß .des Islam, anderseits als Geistlicher auf Grund der 
Anschauungen geistlicher Gerichte; denn eine weltliche Rechts- 
pflege der Armenier gab es nicht, und auch nicht eine welt- 
liche Rechtswissenschaft; während bei Sempad ganz andere 
staatsmännische Züge zu Tage treten und der Einheitsgedanke 
viel schärfer gefaßt wird, was namentlich im Strafrecht her- 
vortritt. 

Nun hat Karst das Sem pad sehe Rechtsbuch, das in drei 
Handschriften (Venedig, Wien, Etschmiazin) vorhanden ist, zu 
Grunde gelegt und davon eine Uebersetzung gegeben. Wün- 
schenswert wäre es gewesen, hätte er sofort den Rechtsspiegel 
von Mekhitar Gösch von Anfang bis zu Ende übersetzt und 
daran Erläuterungen angeknüpft. Solches ist nicht geschehen, 
sondern es sind bei der Erläuterung des Sempadschen Rechts- 
buchs stückweise die entsprechenden Stellen des Mekhitar 
Gösch mit angefLLhrt. Das ist nicht ganz übersichtlich, und 
insbesondere kommt die Arbeit des geistlichen Lehrers damit 
nicht vollkommen zur Geltung, und doch ist sie gegenüber dem 
Sempadschen Werke die naivere und ursprünglichere und auch 
insofern reichhaltigere, als sie eine Reihe prozeßrechtlicher 
Vorschriften enthält, an denen es bei Sempad fast ganz fehlt. 
Auch ist das geistliche Werk nicht berührt von der Kultur 
des Abendlandes, während bei Sempad diese Einflüsse zu einer 
Reihe von Abänderungen führten, welche seine Bestimmungen 
verwickeln und dem Qeist des Morgenlandes entfremden. 

Dafür entschädigt uns aber der Verfasser durch seinen 
außerordentlich reichhaltigen Kommentar, der mit großer Sorg- 
falt und Sachkenntnis gearbeitet ist und überall die entsprechen- 
den Quellen heranzuziehen sucht, auch die bisherigen Bear- 
beitungen des armenischen Rechts verständnisvoll benutzt. Nur 
darin ist zu widersprechen, daß er, durch die Arbeiten von 
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Mittels beeinflußt , eine viel zu große Einwirkung des 
griechischen Rechts auf den Orient annimmt. 

§3. 

Die Ausführungen; die ich seinerzeit auf Grund des 
Lemberger Rechtsbnchs machte^ werden bestätigt und nach 
vielen Richtungen hin bereichert und vertieft; namentlich ist 
die Einwirkung des geistlichen Rechts bei Mekhitar Gösch 
offensichtig: gewöhnlich führt er einen Satz des Alten oder 
Neuen Testaments oder einen Konzilbeschluß an, und daraufhin 
gibt er seine Rechtsregel, indem er sich entweder dieser Vor- 
lage vollständig anschließt oder nach der einen oder anderen 
Seite hin seine Vorbehalte macht. Allerdings dringt durch diese 
geistliche Rechtsschicht immer wieder das ursprüngliche Recht 
hervor^ und das ist namentlich im Strafrecht und im Familien- 
recht offensichtlich. 

Das Strafrecht^^) bietet noch deutliche Anzeichen des 
Blutrechts. Der Blutrachegedanke tritt in der Gestalt hervor^ 
daß den Verwandten des Erschlagenen ein Blutpreis zu 
zahlen ist; der nach Datastan. 365 Denare beträgt, jedoch bei 
Ungläubigen sich auf ein Drittel vermindert. Allerdings ist 
das Recht schon so weit vorgeschritten , daß zwischen frei- 
williger und nicht freiwilliger Tötung unterschieden wird, und 
bei unfreiwilliger Tötung wird der Blutpreis auf die Hälfte 
beschränkt, Datastan. II 1, 126 und Sempad § 1. 

Hierbei blieb man aber nicht stehen. Zunächst verlangte 
der Staat; daß neben dem Wergeid ihm ein Friedensgeld 
gezahlt werden sollte. Dazu kam bei Erstarkung der öffent- 
lichen Strafgewalt weiteres hinzu, und zwar zunächst; was das 
Verhältnis zu den Ungläubigen betrifi);; folgendes: ein Tötungs- 
verbrechen dieser sei ein Verbrechen gegen den Staat; daher 
erfolgte Todesstrafe und; bei unfreiwilliger Tat; Handabhauen ; 



^') Ueber Islameinflässe vgl. unten S. 130. 
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aber auch bezüglich der Oläubigen wurde zwar nicht Todes- 
strafe, aber doch Handabhaueu beBtimmt, wenigstens bei der 
freiwilligen Tötung; bei der unfreiwilligen trat Geldstrafe ein, 
nach Sempad auch Kerkerstrafe. Hatte allerdings ein Oläubiger 
einen Ungläubigen getötet , so hatte er nur das Wergeid zu 
zahlen und zwar, wie bereits bemerkt, ein Drittel des üblichen 
Betrages, und wenn die Tat unfreiwillig war, ein Sechstel, 
wovon noch der Staat einen Teil an sich nahm. 

Doch ist auch eine strengere Richtung zu vermerken; 
so nach Sempad 151^, wenigstens wenn der Täter nicht reu- 
mütig ist. Ebenso soll nach Sempad § 133 bei der Tötung 
eines Kindes Todesstrafe eintreten (milder ist Datastan. I 33). 
Wenn die Frau den Mann ermordet, so läßt sie Sempad 
sogar qualvollen Tod erleiden, § 72 (16). Auch bei Tötung 
des Fötus, wenn er belebt ist, soll nach Sempad § 84 ein 
Blutgeld entrichtet werden, wobei man sich auf das Alte 
Testament bezieht. 

Dem Blutracherecht entspricht auch das Tötungsrecht 
des Ehemanns, so Sempad § 72. Interessant ist dabei die 
Bestimmung, daß der Ehemann entweder beide Schuldige zu 
töten hat oder keinen: eine außerordentlich verbreitete Vor- 
schrift, welche aus dem Gedanken hervorgeht, daß hier eine 
geregelte Sühne, keine willkürliche Rache geübt werden darf. 
Sempad will dies allerdings noch mit Nützlichkeitsgründen 
erklären, weil sonst möglicherweise der Ehemann dem Ehe- 
brecher oder der Ehefrau eine Falle stellen könnte, um sich 
ihrer zu entledigen. Wir finden ähnliches als buddhistisches 
Recht im östlichsten Asien ^^). 

Volkstümlich ist die Strafe des Hängens für den er- 
tappten Dieb, eine Strafe, die vom Datastan. allerdings ge- 
mißbilligt wird, II 109. Auch sonst sucht der Datastan. mög- 
lichst Milderung einzuführen, ganz im Sinne des geistlichen 
Rechts, sogar bei Leichenraub, 11 89. 



") Zeitachr. XYIU, S. 846. 
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An die Strenge der Ekloga erinnern einige weitere 
Strafen; die sich im armenischen Nationalrecht entwickelten, 
als man von der Blntrachezeit zur staatlichen Strafe überging; 
so das Angausstechen bei Menschenraub und auch in ge- 
wissen Diebstahlsfallen, Datastan. II 1, 24 und Sempad §§ 1, 125 ; 
ferner bei Verrat zu Gunsten von Muslims, Sempad § 1 ; sodann 
das Handabhauen bei Münzfälschung; Sempad § 112, und 
bei Ehebruch das Abhauen der Nase oder des Zeugungs- 
organS; Datastan. I 19, Sempad § 72, ähnlich auch bei Not- 
zucht und Entführung, Sempad §§ 73, 83. Jedenfalls ergibt 
sich aus der ganzen Entwicklung, dnß hier; wie im Abendland, 
bei Steigerung der staatlichen Gewalt und Zurückdrängung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit, das Strafrecht sich verschärft hat 
und namentlich die Ablösbarkeit der Strafe viel seltener ge- 
worden ist. So ist denn auch das Gesetzbuch Sem pads viel 
strenger als der Spiegel des Mekhitar Gösch; er kennt Feuer- 
tod für Götzendienst, Simonie und Brandstiftung, Sempad 
§§ 47, 155, während Gösch auch die schwersten Fälle der 
Brandstiftung nur mit Handabhauen bestrafen will, II 48. Selbst 
bei Hochverrat schreckt Gösch vor der Todesstrafe zurück 
und will statt dessen Blendung oder Handabhauen, Datastan. 
U 1, § 26 f., strenger Sempad § 1; im übrigen sollen bei 
Hochverrat nach beiden Rechtsquellen Weib und Kind in die 
Sklaverei verkauft werden; ähnlich beim Diebstahl am Kron- 
gut; welcher unter die gleiche Betrachtungsweise gebracht 
wird. 

So ist denn auch die mit Entwicklung des staatlichen 
Strafrechts entstehende Kerkerstrafe erst bei Sempad zu 
finden. Die Belege hierfür sind im Kommentar von Karst 
n, S. 315 zusammengestellt. 

§4. 

Auch die Armenier sind von der Familiengemein- 
schaft ausgegangen; und die erweiterte Familie bildet jetzt 
noch bei den ackerbautreibenden Bewohnern eine Einheit mit 
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Familienvermögen und mit geregelter Familienarbeit| gans so 
wie bei unzähligen anderen Völkern, unter der Leitung eines 
männlichen Familienhauptes; tanmetz, und einer weiblichen 
Vorsteherin, der Ehefrau des letzteren, der tantekin^'). Die 
Rechtsbücher gehen allerdings von einer regelmäßigen Teilung 
aus, zeigen aber noch die altertümliche Form, wonach der 
ältere Sohn einen Vorzugsteil bekommt, aber auch der 
jüngere Sohn in der Art begünstigt wird, daß ihm das 
Familienhaus verbleibt; ein nicht seltener Oedanke, weil das 
jüngste Kind in der Familie zurückbleibt und mit dem Familien* 
hause in viel nähere Beziehungen tritt als die älteren Ge- 
schwister, die vorher womöglich anderwärts Unterkunft finden; 
vgl. Datastan. II 69, 96, Sempad § 96. Der Vorzug des ältesten 
und jüngsten Sohnes zugleich findet sich auch bei den Os- 
seten, der Vorzug des ersteren heißt khestag, der des letzteren 
kastag^^). 

Ueber die weiteren Parentelen bestimmt das Rechts- 
buch von Gösch II 62, 63, 65, 96 und Sempad §§ 94, 95 
folgendes: auf den Bruder folgt der Vater, dann der Vaters- 
bruder und dann die nächsten väterlichen Verwandten bis 
zum vierten Grad; die mütterlichen Verwandten sind aus- 
geschlossen. 

Daneben hat sich ein Erbrecht des Ehegatten ent* 
wickelt, indem die Ehefrau ein Sechstel erhält, auch in Kon- 
kurrenz mit Kindern. Außerdem gibt Gösch, wenn keine 
Brüder und kein Vater vorhanden ist, der Schwester ein Viertel 
und der Mutter ein Achtel in Konkurrenz mit den Agnaten: 
es sind dies feste Teile, die an die Fardhrechte des Islam er- 
innern. Vgl. auch unten S. 122. 

Auch Ebed Jeshu III 3 kennt ein Erbrecht des Ehe- 



^') Megavorian p. 62^ 66. So aach bei den Osseten, Tgl. K o wa- 
le wski, Coutume contemporaine p. 217 f. Ueber die Familiengemein- 
schaft bei den Babyloniem vgl. Kohler nndPeiser, Aus dem baby- 
lonischen Rechtsleben III, S. 11, IV, S. 21 f. 

>«) Kowalewski p. 221. 
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galten und zwar von einem Fünftel, zwei Fünfteln, einei' 
Hälfte, zwei Dritteln (je nach Vorhandensein oder Nichtvor- 
handensein von Verwandten) für den Ehemann und jeweils 
der Hälfte davon für die Ehefrau. 

Die Familiengemeinschaft führt zum Satze, daß das 
Familienhaupt nur mit Zustimmung der Genossen ver- 
äußern darf, und zur Erblosung, wenn die Veräußerung 
ohne deren Zustimmung erfolgt ist. So bei den Armeniern 
wie bei sonstigen kaukasischen Stämmen, Datastao. H 52, 
53, 107"). 

Ihr entspricht auch die Art des Testaments; es ist aus 
der armenischen Vermögensübergabe hervorgegangen: bei 
den Armeniern wie bei den Osseten findet sich die Vermögens- 
übergabe an den Erben von Seiten des Vaters, der die Leitung 
nicht mehr führen und Jüngern Kräften überlassen wilP^); 
daraus haben sich die ältesten Familienvergabungen entwickelt« 
Die Vergabung war ursprünglich unwiderruflich. Als später 
durch den Einfluß des geistlichen Rechts das Testament ent- 
stand, hat sich der alte Gedanke der bindenden Familienüberein- 
kunft noch erhalten in der Zuziehung der Erben, Datastan« 
n 99 (allerdings nicht nach allen Handschriften, aber auch im 
Lemberger Recht) ^^; er hat sich ferner darin erhalten, daß 
die Verfügungen an milde Stiftungen nicht abgeändert werden 
dürfen, so Datastan. II 99 und Sempad § 113. Wenn übrigens 
Gösch n 99 annimmt, daß nach dem Islam das Testament erst 
nach 40 Tagen wirksam werde, so beruht dies auf einem Miß- 
verständnis: der Islam kennt nur gewisse Beschränkungen be- 
züglich der Verfügungen auf dem Krankenbette. Dem geist- 
lichen Recht gehört das gesetzliche Seelgeräte an, das sich 
auch im byzantinischen Reich aus den kanonischen Bräuchen 
entwickelt hat: die Häufigkeit des testamentarischen Seelgerätes 
hat dahin geführt, daß es ohne weiteres als gewollt angenommen 

>>) Zeitschr. VII, S. 422; Kowalewski p. 106. 
*•) Kowalewski p. 101 f. 
") Zeitschr. VU, S. 421. 
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warde: es galt als sicher^ daB es im Einklang stehe mit der 
Absicht des Erblassers, Datastan. I 85 und Sempad § 115. 
Aus dem geistlichen Rechte stammt auch der Testaments- 
vollstrecker , hogabardzu; dies ist eine universelle Ent- 
wicklung : sobald die Verfügungen an Kirchen, an heilige und 
fromme Institute häufig, ja regelmäßig werden, muß die Kirche 
Testamentsvollstrecker schaffen, um deren Verwirklichung zu 
sichern; vgl. Datastan. I 85, 121 und Sempad § 113. Sie ent- 
sprechen dem byzantinischen lirltpoaroi, die übrigens auch schon 
im syrisch-römischen Rechtsbuch L. 80 vorkommen. 

§5. 

Wie sich auch bei der Eheschließung das alte Recht 
im Volke erhalten hat, erfahren wir aus armenischer Mitteilung; 
so wird in II 161 ein Bericht von Bastamianz gegeben, 
und ebenso erfahren wir mehreres von Megavorian: Familie 
et mariage des Armeniens (1894). 

Eine Nachwirkung heidnischer Gebräuche ist die Sitte der 
Bekränzung der Brautpaare, weshalb der Ausdruck psak, 
Kranz, für Ehe gebraucht wird ^^), ein Ueberrest des Anaitis- 
kultus^'): denn der Anaitis durfte man nur bekränzt opfern. 
Auch die uralte Jungfernprobe kommt noch vor und ebenso 
die Tobiasnächte ^^). Vor allem aber sind noch Ueberreste 
des Frauenraubs und Frauenkaufs zu vermerken. 

Insbesondere findet sich der Frauenraub, der auch im 
armenischen Rechtsbuch erwähnt wird (Datastan. I 42 und 
Sempad § 92, vgl. 5. Mose 21, 10) noch heutzutage in be- 
zeichnenden Gebräuchen, indem der Bräutigam bewaffnet ein- 
rückt, worauf zwischen seiner Partei und der Partei der 
Braut ein Streit entsteht, der aber durch Gaben, z. B. durch 
Kuchen, begütigt wird. Ebenso bestehen vom Frauenkauf 



1') Karst II, S. 126; MegaTorian S. 74 f. 

»•) Megavorian S. 70 f. 

'^) Telfer, Crimea and Transcancasia I, p. 245 f. 
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bedeotongsvoUe Ueberreste, so daß der Ehemann den Eltern 
der Braut erhebliche Geschenke gibt; welche recht verschiedene 
Namen haben, Nagd, Basljg (Eopfpreis), Arnagin (Blut- 
preis). Davon unterscheiden sich die Geschenke, welche die 
Braut selber empfängt, wenn sie sich entschleiert und aus ihrer 
Passivität hervortritt; daher auch beranba^ek, Mundöffnung, 
und jeresa9-tes, Oesichtsschau genannt ^ ^). Letzteres findet 
sich auch noch im Datastan^ I 121. Diese Gabe hat später 
eine ähnliche Wendung genommen wie das pretinm virginitatis 
im germanischen Recht, doch nicht in der groben Weise wie 
dieses ; und wenn bei Sempad von einem solchen die Rede ist 
(Karst II; S. 106 f.), so ist dies feudale Einwirkung späterer 
Zeit. In derartigen Schenkungen an die Braut ist der Ursprung 
des Wittums zu erblicken; das bei den Armeniern wie bei den 
Arabern; Altsjrern und Juden gilt. Die Armenier bezeichnen 
es auch mit dem griechischen Lehnwort devair (r= Scoped) 
oder mit der arabisch-islamischen Benennung mahr; vgl. Sem- 
pad §72 (Karst n, S. 104). 

Ein wichtiges Zeugnis für diese Entwicklung ist die be- 
kannte Mitteilung Justinians im Edictum 3 und Novella 21 *^): 
als Justinian Großarmenien zur Provinz machte; suchte er 
verschiedene Gebräuche abzuschaffen; und darunter auch den 
Frauenkauf und den Brauch; daß die Frau gar keine Mitgift 
mitbrachte. Das Mitgiftsjstem hat sich daher erst allmählich 
entwickelt; und so ist es begreiflich; daß für die Mitgift der 
griechische Name pruik (irpoi£) üblich geworden ist; vgl. nament- 
lich Datastan. II 96. 

Daß der Ehegatte in Ermangelung von Erben die Erb- 
schaft erhielt, wenn die Ehe länger dauerte und fruchtbar ge- 
wesen war; entspricht dem indogermanischen wie dem semiti- 

*>) Megavorian S. 76 f.; Bastamianz bei Karsch II, S. 161. 
Ueber die Osseten Tel f er 11^ p. 21. 

'^) Ueber diese Justinianische Gesetzgebung und die ihr vorher- 
gehenden Ereignisse handelt gründlich Güterbock, Römisch Armenien 
S.40ff. 
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sehen Rechte, ebenso daß der Ehegatte auch zugleich mit 
dem Erben einen Teil bekam (oben S. 118). Wieviel, ist nach 
armenischem Rechte allerdings recht unsicher und schwankend, 
Datastan. I 85, II 64, Sempad § 95. Ein Erbrecht der Ehefrau 
findet sich auch in der Ekloga und ähnliches gilt im Islamrecht 
Dem geistlichen Recht aber entstammte vor allem die Lehre 
von den Ehehindernissen, die sich in der armenischen Kirche 
eigenartig gestaltete, da diese (seit der Kirchenversammlung von 
Chalcedon) eine Sonderentwicklung angenommen und in einer 
Reihe von Konzilbeschlüssen namentlich auch das Ehewesen 
neu geregelt hat. So ist insbesondere, was das Ehehindemis 
der Verwandtschaft betrifft, die armenische Kirche lange Zeit 
ihre eigenen Wege gegangen (vgl. namentlich die Synode von 
Schahapivan von 447 und von Duin 527). Auch Mekhitar 
Gösch hat eigenartige Satzungen, indem er das Eheverbot bis 
zum vierten Grade erstreckt, diesen aber in etwas seltsamer 
Weise berechnet. Dagegen stellte sich schon im 12. Jahr- 
hundert eine Gegenströmung ein; seit 1243 hat sich die ar- 
menische Kirche dem strengeren Rechte angeschlossen, wonach 
die Ehe bis zum siebenten Grade verboten wurde, wie dies 
in der orientalischen Kirche seit 1038 angenommen und 1166 
kaiserlich bestätigt worden war'*). Darüber hat Bastamianz 
genauere Nachweise gegeben, welche in der Schrift von Karst 
(II; S. 148 f.) aufgenommen worden sind. Auch die Ehe- 
scheidung regelt das geistliche Recht: sie wird zunächst 
wegen Ehebruch der Frau, dann aber auch aus einzelnen 
anderen Gründen, namentlich auch wegen gegenseitigen Hasses 
gestattet. Dem orientalischen Recht entspricht es, daß in 
solchen Fällen der schuldige Teil nicht mehr heiraten darf, 
oder doch wenigstens nur mit Genehmigung des anderen. 
Vgl. Datastan. I 9 und Sempad § 72, Ebed Jeshu U c. 1 
Nr. 63 «3). 

") Vgl. zum Ganzen Zachariä^ Geschichte des griechisch-römischen 
Rechts S. 64 f., 77; Zhishman^ Eherecht der orientalischen Kirche 

8. 800 f. 
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Die Verschollenheit gipfelt hier wie in allen älteren 
Rechten in der Frage^ wann ein von ihrem Mann verlassenes 
Weib wieder heiraten darf. Nach dem Datastan. ist dies nach 
siebenjähriger Abwesenheit gestattet^ sofern auch sonstige 
Umstände für den Tod des Mannes sprechen. Uebrigens kann, 
wenn der erste Mann wieder erscheint, die Frau (wie bei uns) 
die zweite Ehe anfechten und zu dem ersten Ehemann zurück- 
kehren. In jedem Falle soll aber die zur weiteren Ehe 
schreitende Frau eine kanonische Büßung durchmachen; da 
eine solche Ehe zwar nach weltlichem Rechte gestattet ist, 
aber dem geistlichen Rechte widerspricht. Vgl. Datastan. I 7, 
13; 104 und Sempad §§ 40; 72; 90. 

Die 7 Jahre sind altorientalisches Recht; sie finden sich 
auch in der neu entdeckten Fassung des Syrisch-römischen 
Rechtsbuchs R. I § 65; wo allerdings die Frist für den Fall 
der Gefangenschaft des Mannes auf 10 Jahre und für den 
Fall, daß der Mann allen seinen Verpflichtungen nachkommt, 
auf 15 Jahre verlängert ist**). 

Die 7 Jahre entsprechen der Verfallfrist beim Verfallpfand; 
Datastan. II 52*^): nach 7 Jahren ist die Ehe ^verfallen*. 

Auch das Eheverbot wegen Milchverwandtschaft findet 
sich im armenischen Recht; aber nicht als Entlehnung aus dem 
Islam; sondern wie bei anderen Stämmen des Kaukasus'^ 
als uraltes Rechtsinstitut. Es wird bereits in einem dem Thad- 
däus zugeschriebenen Kanon erwähnt. Vgl. Datastan. 1 92. Aus 



'^) Hier ist also berücksichtigt, ob der Mann ausbleibt, ohne der 
Frau den Unterhalt zu schicken; das erinnert etwas an Hammurabi 
S 138. 184. Das Nichtsenden des Unterhalts hat eine doppelte Bedeutunf^: 
einmal ist es ein Anzeichen für den Tod des Mannes, sodann ist es 
eine Entschuldigung für die neue Ehe der Frau. Bei Hammurabi 
tritt der zweite Gesichtspunkt hervor, im altsyrischen Recht der erste. 
Kach E b e d J e s h u II, 21 genügt eine Wartefrist von 8 Jahren. 

»*) Zeitschr. VII, 8. 415. 

'*) Auch bei den Osseten: daher wird ein durch die Frau (wenn 
auch nur scheinhaft) Gesäugter ihr Adoptivsohn, Kowalewski, Coutume 
contemp. p, 204, 212; Zeitschr. XVIII, S. 75. 
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einem solchen örtlichen Recht hat auch Mohammed die Eün* 
richtang entlehnt; die erst durch ihn zu einem Weltinatitut 
geworden ist. 

§6. 

Ueber das Sklavenrecht kann im allgemeinen auf Zeit- 
schrift Vn, S. 405 f. verwiesen werden; die Bestimmungen 
des Lemberger Rechts stimmen wesentlich mit Datastan. II 20, 
21; 22, 27, 30. Insbesondere wird meine Auffassung yon Lern- 
berg 18, wonach ein heidnischer Sklave, der sich taufen läfit, 
nicht schon ohne weiteres frei wird (wie Bischoff meinte), 
sondern nur in die Rechtslage kommt, seine Freiheit abzu- 
verdienen, durch Datastan. II 22, Sempad § 115 völlig bestätigt. 
Einige Aenderung bringt Sempad, so insbesondere in § 117, 
daß, wenn jemand seinen nichtchristlichen Sklaven verstümmelt, 
dieser zwar das Recht des Freikaufs erwirbt, aber nicht um die 
Hälfte des Preises, sondern um den vollen. Auch gibt Sempad 
§ 115 dem christlichen Sklaven die Möglichkeit, sich fbr ewige 
Zeit zum Sklaven zu machen, ein Satz des jüdischen Rechts, 
über den sich Oosch unter dem Einfluß christlicher An- 
schauungen erhoben hatte: nach ihm sind die christlichen 
Sklaven stets loskauf bar, Datastan. II 20. 

Den Satz des altsjrischen Rechts, wonach, wer einen 
flüchtigen Sklaven verhehlt, selbst Sklave werden soll 
(oben S. 112), hat das geistliche Recht des Mekhitar natür- 
lich nicht angenonämen ; widerspricht doch diese Behandlungs- 
weise dem Sinn des israelitischen Rechts; weshalb Oosch II 77 
im Gegenteil lehrt, daß der Sklave nicht ausgeliefert zu 
werden braucht, und dieselbe Verordnung gibt Sempad § 117 
für den Fall, daß es sich um den Sklaven eines Moslems 
handelt. Wir sehen auch hier die Milderung des strengen 
Satzes durch den Einfluß der geistlichen Rechtsströmung. 

§ 7. 
Was das Sachen* und Schuldrecht betrifft, so kann 
ebenfalls auf meine Darstellung Bd. VII, S. 408 f. verwiesen 
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werden. Nur ist folgendes zu bemerken: die Bestimmung des 
Lemberger Rechtsbucfas Kap. 46 über den Rücktritt des Käufers 
vom Geschäft; so lange er den Kaufpreis noch nicht bezahlt 
hat, lautet wie folgt: 

Si vero dives pauperi domum vendiderit et ei 
tempora prefixerit ad solvendum, et si ille pauper 
solutionem facere per (lies pro) eadem domo non pre- 
valuerit; tunc potest eandem domum illi viceversa 
restituere et ille ab ipso eandem domum recipere 
tenebitur absque aliqua contradictione. 

Diese Bestimmung ist nicht aus dem Datastan. entlehnt: 
sie stammt aus dem syrisch-römischen Rechtsbuch^ und zwar 
aus einem Artikel, welcher regelmäßig mißverstanden wird, 
aus L. 38, P. 18, Ar. 20, Arm. 14, R. 1 13. Die Stelle be- 
deutet, wie Ar. 20, Arm. 14 unverkennbar besagen, daß, wenn ein 
Geschäft mit arrha abgeschlossen worden ist, der Rücktretende 
die arrha verliert; wenn ohne arrha, so ist der Rücktritt ohne 
weiteres gestattet, so daß, wenn der Käufer zurücktritt, der 
Verkäufer die Sache anderweit verkaufen kann. Das 
Bedeutsame der Stelle liegt (nach der klarsten Fassung in 
Ar. 20) darin, daß, wenn der Käufer nicht zahlt und sich auch 
nicht erklärt, sein Schweigen nach erfolgter Aufforderung 
einem Rücktritt vom Geschäft gleich zu rechnen ist. Allerdings 
scheint die Fassung von L. 38 recht verworren; dies rührt 
aber nur von einem Uebersetzungsfehler her. Im ersten und 
zweiten Absatz muß es heißen, es sei eine bindende Kauf- 
urkunde zu schreiben auf den Namen des zweiten Käufers. 
Der syrische Uebersetzer irrt sich, weil es im griechischen 
Original einfach hieß ^auf den Namen des Käufers^ (wie dies 
aus P. 18 klar hervorgeht) *^). 



'0 Vgl. Ebed Jeshu IV, 12 (Aug. Mai X, 8. 74). Die Einschiebong 
bei Bruns-Sachaa im ersten Absatz von L. 88 ist absolut annötig. 
Im übrigen ist der Kommentar vonBruns ein Ausbund von Plattheit 
nnd Yerständnislosigkeit. 
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Was ferner das Lemberger Rechtsbach über das Pfand- 
recht bestimmt, entspricht gleichfalls nur teilweise dem Data- 
stan.: aus ihm stammt das Nutzpfand, Datastan. II 47; dieses 
ist eine alte kaukasische Einrichtung und findet sich auch bei 
den Osseten'^), bei denen es allerdings nicht Todsatzung, 
sondern Zinspfand ist, da das Zinsennehmen erst durch den 
Einfluß des jüdisch-christlichen Rechts verpönt wurde; übrigens 
ist dieser Einfluß nicht immer durchschlagend gewesen, denn 
EbedJeshu kennt das Zinspfand (Antichrese) *'). Dagegen ist 
das Veräußerungspfand, welches sich im Lemberger Rechts- 
buch findet, in Datastan. nicht begründet. 'Ea stammt Yielmehr, 
wie bereits in meinem Aufsatz S. 413 f. bemerkt^ aus dem 
STrisch-römischen Rechtsbuch, Arm. §§ 53, 130, woraus sich auch, 
wie dort gezeigt, die Eigentümlichkeit von Lemberg 108, 111 
erklärt. Vgl, auch Ebed JeshuIVO (Angelo Mai X, p. 72). 

Eine weitere Abweichung des Lemberger Rechts ist, daß 
bei Mängeln der Kaufsache nur Wandelung, nicht Preis- 
minderung statthaft ist, während Gösch, wie das römische 
Recht, beides kennt, II 55, 57, 100. Hier hatten die Lemberger 
eine durch das Islamrecht beeinflußte anderweitige Fassung 
vor sich*®). 

Aus dem Ganzen ist ersichtlich, daß beim Lemberger 
Stadtrecht auch das syrisch-römische Rechtsbuch in der ar- 
menischen Fassung mit berücksichtigt worden ist: es wurde 
bei den Armeniern in Verbindung mit dem Werke des Mekhitar 
Gösch verbreitet und bildete den Gegenstand des Studiums. 

§8. 

Von Or d alien finden sich noch Ueberbleibsel in dem 
Eid, der von Mekhitar Gösch als Verleugnungseid bezeichnet 



'^) Kowalewski p. 142. 

>*) Ebed Jeahu IV, c. 8 (Angelo Mai X, p. 72). 

'*) Vgl. unten S. 129. (Der Islam kennt nur Wandelong, nicht 
Preisminderung, Zeitschr. VI, S. 233.) Vgl. auch syriach-röm. Rechtsb. 
Arm. 21 (L. 39, P. 19, Ar. 27). 
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wird. Er ist Dicfats anderes als einer jener Verfluchungs< 
eidc; welche als Ausläufer des Ordals überall hervorbrechen, 
indem man für den Fall des unrichtigen Schwörens sich den 
Schicksalsmächten überantwortet und sich ihrem verderben- 
bringenden Walten preisgibt. Das ist natürlich eine heidnische 
Idee, gegen welche Gösch sich in der Einleitung zu Kap. VII 
sehr entrüstet äußert. Man beteuert: ich will kein Christ sein 
(d. h. ich will alles Heil eines Christen verlieren) , wenn ich 
Falsches sage, oder man löscht ein Licht aus, man bläst über 
Wasser oder Oel, man ergreift den Schwanz eines Hundes, 
man tritt auf ein auf den Boden gezeichnetes Kreuz, man 
zeichnet zwei Kreise und geht von einem in den anderen, was 
alles in der wechselvollsten Weise den Untergang und Verderb 
sinnbildlich kundgibt. Wir erfahren von Bastamianz (bei 
Karst II, S. 395), daß derartige Beschwörungen im Volks- 
munde noch heutzutage vorkommen, ganz ähnlich, wie man bei 
uns noch heutzutage im gewöhnlichnn Lebensverkehr etwas auf 
Ehre und Seligkeit versichert'^). Allerdings ist Gösch gegen 
jeden Eid^ verurteilt aber den Bekenntniseid nicht so unbedingt ; 
doch verlangt er auch nach solchem Schwur eine Pönitenz. 
Im übrigen zeigt der Prozeß die Beeinflussung des geist- 
lichen Rechts, aber auch die Beeinflussung des Islam, und 
letzteres ist nicht wunderzunehmen, denn unter der lang- 
jährigen Islamherrschaft war die Einwirkung der moslemischen 
Gerichte auch auf die Armenier sehr stark. Es gab keine 
anderen weltlichen Gerichte als die Gerichte des Islam; aller- 
dings bestanden neben ihnen die geistlichen Gerichte der Ar- 
menier, an welche sie sich untereinander wenden sollten: allein 
nicht nur konnte ein Armenier sehr leicht vor ein Islamgericht 
geladen werden, sondern auch unter ihnen kam es häufig vor, daß 
sie vor Islamgerichten prozessierten, die damals in hohem An- 
sehen standen. Mehrfach wird in Datastan. darauf Bezug ge- 

'0 Ueber den YerwÜnschungseid bei den lugash Kleinasien 8 vgl. 
Tel f er 11^ p. 8. Ueber Eidtrinken als Knabenspiel in Konstantinopel 
Schrader, AUg. Zeitang Beil. 1903, S. 578. 
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nommen; vgl. 162, II 99 (bei Karst II, S. 172, 188). Nament- 
lich aber klagt Gösch (bei Karst II, S. 352 f., vgl. auch 365), 
daß sich die armenischen Christen trotz der Unheiligkeit der 
ungläubigen und ihres gottentfremdeten Wesens nicht selten 
solchen Gerichten unterwürfen und dort Recht nähmen. , Wir 
sehen nämlich, wie jetzt die meisten, wann sie erkennen, daß 
sie vor unseren geistlichen Gerichten keine Rechtfertigung su 
gewärtigen haben, zu den Gerichten der ungläubigen hin- 
strömen, in der Berechnung, sie könnten vielleicht durch deren 
Entscheidung über ihre Widersacher siegen. Für einen Christen 
ist dies unstatthaft, wegen eines nach falschem Verfahren sa 
erringenden Sieges die Fremdengerichte anzugehen, sondern 
er wende sich an die Gerichte der Gläubigen, wenn er auch 
hier nach richtigem Verfahren seines Rechtes verlustig gehen 
sollte, indem er beherzigt, daß, wenngleich an dem rechtlichen 
Christengerichte eine Rechtsverletzung vorkommt, er dennoch 
von Christus seine Vergütung erhalten wird* (S. 352 f.). 

Es war dasselbe wie in Syrien, wo in einem nestorianischen 
Konzil vom Jahre 901 der Bann gegen jeden ergehen mußte, 
der bei den Moslems Recht suchte^'). Bei den Moslems aber 
wurde, wie dies aus Mawerdi hervorgeht, nach moslemischem 
Rechte geurteilt und prozessiert, und wenn wir in dem 
Prozesse, den uns Gösch schildert, gar manches aus dem 
Talmudrechte finden, so scheint dies eben von dem Talmad- 
recht auf den Islam übergegangen und von dort den Armeniern 
zugekommen zu sein. 

Dem Islam entspricht insbesondere der Satz, daß die 
Frauen im Zeugnis nur eine halbe Stellung haben (Karst 
II, S. 381), daher noch einmal so viel Frauen als Männer zum 
Zeugnis nötig sind. 

Auch das in Datastan. beschriebene sekundäre Zeugnis, 
das darin besteht, daß die Frau nicht unmittelbar ihre Aus- 
sage macht, sondern ihr Wissen den Männern kundgibt und 



*') Vgl. EbedJeshu, Tract. IV (Angelo Mai X, p. 65). 
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dieae dann vor Gericht als Zeugen auftreten (Karst 11, 'S. 381); 
ist gleichfalls im Islam vertreten''). Das sekundfire Zeugnis 
findet sich allerdings auch in anderen Gesetzen^ z. B, im grie- 
chischen Recht als lx(LapTop(a ; aber an eine Beeinflussung durch 
griechisches Recht ist nicht zu denken: die Einrichtung ist so sehr 
in yerbreiteten Anschauungen begründet, daß sie auf den ver- 
sohiedenen Gebieten der Erde Yon selber hervorbrechen mußte. 
Dem Islamrecht, ebenso wie dem jüdisch-christUchen ent- 
spricht auch die Bestimmung: 

1. daß regelmäßig eine Mehrheit von Zeugen erforder- 
lich ist ^% Datastan. I 30, Sempad § 15 ; 

2. daß das Zeugnis ungläubiger nichts gilt, Sempad 
§15'*). 

§9. 
Wie sehr das Islamrecht in Bezug auf das Verkehrswesen 
eingewirkt hat, erfahren wir aus Bar Hebraeus; denn sein 
Nomokanon ist, was das weltliche Recht betrifft, nichts 
anderes als eine mit einigen christlichen Wendungen ver- 
sehene Abhandlung über das Islamrecht; in XI 2 findet sich 
der vorhin erwähnte islamische Satz, wonach nur Wandelung, 
nicht auch Minderung stattfindet, ebenso das Verbot des Ver- 
kaufs von gewissen Tieren, von Musikinstrumenten (ein echt 
islamisches Verbot!) '^) und von unbestimmten Sachen (Zeitschr. 
VI, S. 212, 238; 239); in XII der Satz des Islam, daß die 
Gefahr der verkauften Sache erst mit der Hingabe übergeht 
(Zeitschr. VI, S. 230) ; bei ihm finden sich XII 5 die peinlichen 

") Rechtsvergleichende Stadien S. 155 und 157. 

") Zeitschr. VII, S. 485. 

'*) Im Islam gilt jedenfalls das Zeugnis eines dhimm! nicht gegen 
einen Moslim, nach manchen Rechtsschalen (Schafiiten, Malekiten) gUt 
es überhaupt nicht, Rechtsvergleichende Stadien S, 154 f. 

'*) Das Latein der Uebersetzang ist allerdings furchtbar wie immer: 

non vendantur . . . Organa cantus, quod in canonibus auditus (mufi etwas 

fehlen) eorum non venduntur, ezcepto organo illo multarum fistularum, 

cum quo etiam in eoclesia canitur (Barhebraeus in Ang. Mai, Script. 

▼etemm nova collectio X, p. 95). 

Zalttohilft fftr Targlelohcnd« BaohttwlMensohaft. XIZ. Band. 9 
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iBlamgrundsätze über den Verkauf gewisser yertretbarer Sachen 
(Zeitschr. VI, S. 214; XII, S. 36), ebenso XU 1, 2 die Regeln 
des Salamgeschäfts (Zeitschr. VI, S. 215), XIV die Rechts- 
Sätze ttber Eonkars (Rechtsvergl. Studien S. 159), XVII die 
Satzungen ttber Bürgschaft, namentlich auch über die Bürg- 
schaft für das Erscheinen (Zeitschr. VI, S. 264, 268), in XVIII 
die Bestimmungen über Gesellschaft und ihre Beschränkung, 
namentlich auch darüber, daß die Gewinnverteilung stets nach 
Maßgabe der sachlichen Einlagen geschehen muß (Zeitschr. VI, 
S. 258). Wir treffen femer XX die Rechtsregeln über den An- 
erkennungsvertrag, über den Ikrar (Moderne Rechtsfragen bei 
islamitischen Juristen S. 14), ferner XXIV die Lehre vom 
Wakf, Stiftung (Rechtsvergl. Studien S. 132). 

Der Einfluß des Islamrechts reichte in manchen Gebieten 
infolge der Anrufung der weltlichen Gerichte bis in das Straf- 
recht hinein. Wir finden bei Bar Hebraeus XXXIV 1 die 
Islambestimmungen über die freiwillige und unfreiwillige Tötung: 
bei freiwilliger Tötung Todesstrafe, wenn die Verwandten sich 
nicht versöhnen lassen, bei unfreiwilliger Tötung Loskaufs- 
pflicht des Täters oder seiner Verwandten. Ebenso treffen wir 
in XXXIV 2 die Islamgrundsätze über Körperverletzung, in 
XXXIV 4 die über Fleischesvergehen. Auch wird die Be- 
stimmung wiederholt, daß das ünzuchtsvergehen durch vier bis 
sechs Zeugen bewiesen werden muß, XXXTX 2. Auch die 
Grundsätze über Diebstahl XXXIX 5 verraten das Islamrecht. 

Eine nähere Untersuchung ttber Bar Hebraeus nach 
dieser Richtung hin wäre sehr wünschenswert, um die volle 
Tragweite der Islambeeinflussung aufzuklären. Nur wäre zu 
diesem Zwecke eine vernünftige Uebersetzung notwendig. Die 
des Assemanus bei Angelo Mai im X. Bande der CoUectio ist 
so furchtbar, das Latein so grauenhaft, daß nur, wer das Islam- 
recht gründlich kennt, erraten kann, was die Bestimmungen 
im großen ganzen bedeuten mögen; einzelnes läßt sich infolge 
der völligen Unklarheit der Wiedergabe gar nicht feststellen. 



VI. 
Weiteres über die Australstttmme. 

Von 

Josef Kohler. 

I. Stämme des Festlandes. 

§ 1. 

In seinem neuesten Werk über die ürstämme von Süd- 
OBtauBtralien hat Ho wit t^) das Ergebnis 40jähriger Stadien 
niedergelegt und nicht nur seine eigenen Forschungen; sondern 
auch die einer Reihe von Beamten und Missionaren ^ die sich 
teilweise über ein Jahrzehnt mit den Stämmen befaßt haben^ 
zur Verwertung gebracht. Dazu kommen die eingehenden in 
verschiedenen Jahresberichten niedergelegten Forschungen von 
Mat he WS. So ist durch ihre und durch Spencer und 
Gilles Bemühung der schwerste Schlag abgewendet worden, 
daß die Australneger von der Erde verschwinden oder doch 
ihre Eigenart verlieren , ohne daß vorher ihre Einrichtungen 
aufs Gründlichste erkannt wurden! 

Fürwahr, diese Forschungen gehören zu dem Wichtigsten 
der ethnologischen Rechtswissenschaft, und man hat dabei überall 
das Gefühl, daß man dem Urwesen der Menschheit näher ge- 
rückt ist und den frühsten Zuständen unseres Geschlechts die 
Antwort entlockt über das Werden des menschlichen Geistes 
und der menschlichen Kultur. Schon vor fast 20 Jahren habe 
ich über die Rechte der Australneger geschrieben % ohne da- 

*) Hewitt, The native tribes of South East Australia (19M). 
*) Zeitflchr. VII 6. 821 f. Vfi^l. auch Urs^eschichte der Ehe S. 150 ff. 
and Zeitschr. 2[II 8. 417 ff., XVU 6. 256 f., 821 f. 
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mit in Deutschland eigentUches Verständnis und Würdigung 
zu finden. Man war damals noch so weit in der ethnologiach^i 
Wissenschaft zurück, daß man glaubte, mit der Charakteristik 
dieser Völker als Barbaren einfach ihr Studium als unwert der 
menschlichen Geistestätigkeit zurückweisen zu können; und da 
man heutzutage ein viel besseres Recht hätte, so habe man 
dieses zu erforschen und nicht in yergangene Zeiten zurück- 
zugreifen, ebenso wie man von der heutigen Mathematik, nicht 
von den Rechenkünsten der Austndneger spräche; und wenn 
es hoch kam, bezeichnete man die vergleichende Rechtswissen- 
schaft als Modesache! Ein derartiger Tiefstand der ethno- 
logischen und geschichtlichen Erkenntnis ist heutzutage nicht 
mehr möglich. Wer heute noch solches behauptet, der be- 
zeugt nur, daß er hinter der Zeit zurückgeblieben ist und wir 
keinen Grund haben, uns mit ihm weiter zu beflissen. Wie 
sehr ich übrigens bereits in jener Arbeit das Richtige getroffen 
habe, wird sich alsbald ergeben; denn da auch die Engländer 
diese deutschen Studien nicht berücksichtigten, so haben sie 
von sich aus ihre Hypothesen gebaut, und auf diese Weise 
kommt es, daß der Verfasser (p. 285) auf die Meinung von 
F r a z e r und Crawley hinweist, welche in den Jahren 1899 
und 1902 eine ganz ähnliche Ansicht äußerten, wie ich bereits 
im Jahre 1887! 

Wir werden im künftigen das neue Werk von Howitt 
einfach mit der Seitenzahl (p.) wiedergeben. 

§2. 
Die soziale Organisation der Australstämme ist nunmehr 
völlig klargestellt. Ihre Einrichtung beruht überall auf der 
exogamen Gruppengliederung, indem jeder Stamm aus zwei 
Gruppen besteht, die ineinander hineinheiraten. So die 
Barkunje in Neusüdwales: ihre Gruppen sind Mukwara und 
Kilpara'); so in Queensland die Gruppen der Eurabunna und 

') Mathews in Jonm. Roy. Soc. N. S. Wales XXXII p. 243. 
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Kuragula *). Bei vielen Stämmen haben sich die zwei Gruppen 
wieder in Untergruppen geteilt, die sich nach dem Alter 
voneinander unterscheiden. So zerftUt die Gruppe A in Ai und 
Ai, die Gruppe B in Bi und Bs, und gerade der Grund dieser 
Zerteilung ist es^ von dem ich an jener Stelle gesprochen 
hatte. Ich entwickelte damals (1887) folgendes (Zeitschr. VII 

S. 329f.): 

,,Häufig zerteilt sich die eine Horde wieder in zwei Horden^ 
wiederum mit ezogamischer Qualifikation. Eine solche Zer- 
teilung begreift sich leicht : es ist die Zerteilung in die jüngere 
und ältere Generation einer jeden Horde: die jüngere Gene- 
ration der einen Horde soll nicht in die ältere Generation der 
anderen hineinheiraten^ was umsomehr von Bedeutung ist, als 
gemeinhin Mutterrecht gilt und mithin Vater und Tochter zwei 
verschiedenen Horden angehören. Der Gedanke nun, daß in 
dieser Relation die Ehe versperrt ist, daß der Vater die Tochter 
nicht heiraten darf, äußert sich darin, daß die jüngere Gene- 
ration einer neuen Abteilung angehört, in welche die ältere 
Abteilung nicht hineinheiraten darf.* 

Dies wird heutzutage als eine nagelneue Entdeckung 
F razors dargestellt I 

Es ist eben der Gedanke, daß Vater, Tochter, Mutter und 
Sohn einander nicht heiraten dürfen, der sich in dieser Gruppen- 
teilung kundgibt; denn der Sohn von Ai und bi wird ein Bs, 
er heiratet eine a2, und ihr Sohn wird ein Ai. Daraus würde 
allerdings hervorgehen, dsß die Großmutter sich mit dem Enkel 
verheiraten dürfte, allein dies wird bei der Geringlebigkeit der 
Naturvölker wenig zu befürchten sein. 

Im übrigen erwähnt H o w i 1 1 eine große Reihe von Stäm- 
men, die bald der Zweiteilung, bald der Vierteilung 
angehören: der Zweiteilung huldigen insbesondere die Dieri, 
die zu den urwüchsigsten Australiern gehören, die Wonkan- 
guru, die Yantruwunta, die Tendakarangu, Urabunna, 



^) Mathews^ ebenda p. 242. 
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Ngameni^ Wonkamala, Taurorka und viele andere, wäh- 
rend die Vierteilung die Eigentümlichkeit der Kamilaroi- 
stämme ist und der vielen anderen, die ihrer Familienordnung 
folgen, BO der Wiradjuri, Wongibon, Ungi, EmoniLB.w. 
Nene zahlreiche Mitteilungen, die australische Klassen« 
einteilung bestätigend, bietet Mathews^): die Anajwan teilen 
sich in 4 Untergruppen: 

Irpung (Ai), Impung (Bi), 
Marung (At), Irrung (Bt), 
mit dem Schema: Ai heiratet bi; 

Kind B»; 

6t heiratet as, 

Kind Ai. 

Ebenso die Wattung, Dhangatty, Eunebanggary, 
Bunjellung: 

Eurpung (Ai), Wombung (Bi); 
Marung (At), Wirrung (Bt). 

Ebenso die Darkinung: 

Bya (Ai), Eumbo (Bi), 
Eubbi (At), Ippai (Bt). 

Ebenso die Stämme in Queensland, so die Euinmer- 

bura^: 

Wutan (A) = Munal (Ai), 

Earilburra (At), 

Yugaru (B) =;= Euialla (Bi), 

Eurpall (Bt); 

so die Dippil: 

Earpeun (A) = Barrang (Ai), 

Banjura (At), 

>) Journal of the Royal Society of New South Wales XXXI (1897) 
p. 168 f. 

*) Mathews, Proceedings of the American Phil. Society Phila- 
delphia XXXVII p. 883 und Jonm. Roy. Soc. N. S. Wales XXXn p. 82 
und 2&8. 
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Diaji (B) = Bunda (Bi), 

Derwin (Ba). 

Hier auch die Verschiebung, daß Barrang= As , Banjura = Ai • 

Aehnlich die Eogai^: 

Wutaru (A) = Wungo (Ai), 

Knbaru (A2), 

Yugaru (B) = Bimburri (Bi ), 

Korgi (B2), 
oder 

Wungo (Ai) = Wungo (Ai), 

Oburu (A2) =: Kubaru (As), 

ünbe (Bi) = Bunbia (Bi). 

Urgilla (Bs) = GurgUa (Bs); 

so die Mjculon am Saxbyflufi®): 

Marringo (Ai); Jimmalingo (Bi); 
Yowingo (As)^ Bathingo (Bs); 

so die K u go b at hj Stämme am Mitchellfluß ^): 

Jury (Ai), Barry (Bi); 
Ararey (As), Mungilly (Bs); 

ebenso Stämme auf der Kap Torkhalbinsel , so die J u n- 
kunji ^®): 

Jamakunda (A) = Lankenami (Ai); 

Namegnri (As), 

Eamanutta (B) = Packwicki (Bi), 

Pamarung (Bs); 
so die Warkiman^^): 

Eupungi (Ai), Tschikungi (Bi), 
Eellungi (As), Karpungi (Bs); 

') Mathews, Soc. Phil. XXXVII p. 831 f., Zeitsehr. f. Ethnol. 1904 
8. 88 f. und Journ. Roy. Soc. N. 8. Wales XXXII p. 78. 

*) Mathews, Journ. Roy. Soc. K. 8. Wales XXXII p« 

*) MathewB, ebenda p. 88. 

>•) Mathews, ebenda XXXIV p. 182. 

>n Mathews, ebenda XXXII p.251. 
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80 die Eunjan: 

Ajirina (Ai), Perrjnung (Bi), 
Arenjoung (A2); Mahngale (B2); 

80 die Guthanto ^'): 

Erainger (Ai), Lora (61), 
Arara (A2), Awonger (Bs); 

80 auch an der Nordwestkttate ^^): 

Palarje (Ai)^ Eimera (61 ), 
Burangon {Ai), Baniger (B2). 

Auch von den vaterrechtlichen achtklaBsigen Waram- 
man g a stammen erhalten wir weitere Nachricht ^^). Die 
8 Elassen sind ähnlich denen in der Zeitschrift XVII S. 324 
bezeichneten: es handelt sich offenbar um Nachbarvölker: 

Ai Aponnnga = Thapanunga, 

Bi Tungnlli =: Tungalla, 

A2 Eabatji = Tjapeltery, 

B2 Akamara = Takomara, 

Ci Ungary = Tjnngnri, 

Dl Opalla =Tjupila, 

C2 Apnngata = Tapungarti; 

Ds Ampatjona = Tjambin. 

Die Ehefolgen sind etwas verschieden; nämlich 

Ai heiratet bi, 

Sohn Ai, 
Bi heiratet ai^ 

Sohn B2; 
Ci heiratet di^ 

Sohn C2; 
Dl heiratet ci^ 

Sohn D2^ 



>*) MathewB, ebenda XXXIV p. 135. 
'') Mathews, ebenda XXXII p. 86. 
^«) Mathews, ebenda XXXII p. 78. 
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A2 heiratet bs, 

Sohn Ci; 
£s heiratet sa, 

Sohn Dl, 
Ca heiratet da, 

Sohn Ai, 
Dt heiratet 02, 

Sohn Bi. 

Dies erklärt sich daraus, daß A gleich C und B gleich D: 
diese Untergruppen stehen einander gleich. 

Ein anderer achtgmppiger Stamm in Nordqneens- 
land hat folgende Gruppen ^^): 

Ai Bolangi, Ci Narrabalangi, 

Bi Kunuller, Di Burralangi, 

As BuUeringi, d Bongaringi, 

Bs Yakamurry, D2 Kommerangi. 

Die Heirats weise ist hier regelrecht mit Gleichstellung B = D : 

Ai heiratet bi, 

Kind A2; 
Bi heiratet ai, 

Kind B2, 
Ci heiratet di, 

Kind C2, 
Dl heiratet ci, 

Kind D2, 
A2 heiratet d%, 

Kind Ai, 
B2 heiratet 02, 

Kind Bi, 
C2 heiratet b2, 

Kind Ci, 

D2 heiratet a2, 

Kind Dl. 

>^) Mathews, Journ. Roy. See. N. S. Wales XXXII p. 251. 
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Das Gleiche treffen wir bei Nordstämmen in der Gegend 
des Soperriyer. Hier finden sich folgende Klassen: 

Ai Imitch, Ci Unwanni, 

Bi Tungalla^ Di üruwalla^ 

As Uwallari, Cs Uwnngari, 

Bs Tabachin^ Ds Unmarra. 

Anch hier die Heiratsfolge mit Gleichstellung von B = D: 

Ai heiratet bi^ 

Kind Aj; 
Bi heiratet ai^ 

Kind Bt; 
Ci heiratet di, 

Kind Cs, 
Dl heiratet ci, 

Kind Ds, 
As heiratet ds; 

Kind Ai, 
Bs heiratet es,, 

Kind Bii 
Cs heiratet bs, 

Kind Ci, 
Ds heiratet as; 

Kind Dl i«). 

Stämme am Golf von Carpentaria haben ebenfalls 
8 Klassen ^7). 

Ai Tschulnn, Ci Tschinnn, 

Bi Tschingilun, Di Tschuralon^ 

As Paljarin, Cs Bnngarin^ 

Bs Yacomary, Ds Jamerun. 



>•) Ha the WS, Jonm. Roy. Soe. N. S. Wales XXXIV p. 130. 
^0 Mathews, Jonrn. Roy. See. N. S. Wales XXXII p. 75. Ich hsbe 
die Schreibweise verdeatscht. 
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Die Heiratsfolge ist auch hier: 

Ai heiratet bi^ 

Sohn A2; 
61 heiratet ai; 

Sohn B2; 
Ci heiratet di^ 

Sohn Cs, 
Dl heiratet ci, 

Sohn Th, 
A2 heiratet ds; 

Sohn Ai; 
£> heiratet C2; 

Sohn Bi, 
C2 heiratet b2, 

Sohn Ci, 
Ds heiratet a2, 

Sohn Dl. 

Auch hier zeigt sich die Gleichstellung von Stamm B 
und D. 

Offenbar bildeten hier B und D früher eine Gruppe^ die 
sich später gespalten hat. 

Die Klassen Ai und A2 haben Totemgemeinschaft; ebenso 
Bi und B2; Gl und C2; Di undD2^^). Damit bekunden sie 
ihre Gemeinsamkeit. 

Interessant sind dabei die Gleichstellungen der Klassen 
unter den verschiedenen Stämmen^'): so namentlich bei den 
Viergruppen Völkern; Ai der einen Gruppe wird mit Ai der 
anderen Gruppe gleichgewertet; und diese Gleichwertung ist 
für die Geschlechtsverbindung maßgebend. 

Daß die Einteilung in ünterstämme erst späteren 
Ursprungs war^ geht daraus hervor, daß bei manchen Völkern 
die Ehefolge in dieser Beziehung unvollkommen durchgeführt 



i>) MathewB, ebenda XXXIV p. 129. 

^*J Mathews, ebenda XXXII p. 86 f. nnd 243. 
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ist; BO beispielsweise bei den Wiradjuri: hier findet sich 
nicht nur die Eheschließnng Ai — bi, sondern auch die Ehe- 
schließung Ai — bi, nicht nur As — bs; sondern auch As — bi, 
nicht nur Bi — ai, sondern auch Bi — as (p. 212) '®); und so 
auch in ähnlicher Weise bei den Wongiponstämmen. Eügen- 
artig isty daß bei manchen K a milaroi stammen die ESnzel- 
totemteilung so weit durchgedrungen ist, daß man innerhalb 
der Klasse heiraten darf, wenn nur ein anderer Totem (Einzel- 
totem) eintritt, so daß also die Eheschließung Ai — ai mög- 
lich ist oder Bi — bi; so kann ein Hurri-Eänguruh eine Murri 
(Hatha) Iguana heiraten, ebenso ein Kumbo-Emu eine Kumbo 
(Butha) Schwarzschlange u. s. w., ein Umstand, der bereits 
früher henrorgehoben worden ist'^). 

Diese Eheschließung in derselben Klasse mit einem an- 
deren Totem wird auch von Mathews als eine bei den Kami- 
lar'oi ziemlich hfiufige Erscheinung bezeichnet *'); sie kommt 
auch sonst vor: so bei den Dippil in Queensland ''). 

Damit mag zusammenhängen, was uns Ton Westauatral- 
stämmen berichtet wird'^). Es gibt dort 6 Unterklassen, die, 
wie folgt, benannt sind: 

Tirarop (Ai), Palarop (Bi), 

Mondorop (As), Jjragiok (Bs), 
Tondorop (As), Nocognok (Bs). 

Hier kann Ai, As, As in die ganze Klasse B (also Bi, Bi 
und Bs) hineinheiraten und umgekehrt; As aber außerdem 
eine as; As außerdem eine as; Bi außerdem eine bs; Bs außer- 
dem eine bi. 



^^) Mathews, Joarn. Roy. Soc. N. S. Wales XXXI p. 173. 
*0 Zeitschrift VII S. 335. 

'') Journal of the Roy. Soc. N. S. Wales XXXI p. 161. 
'') Mathews, Proceedings of the American Phil. Society Phila- 
delphia XXXVU p. 329. 

'^) Mathews, Joarn. Roy. Soc. N. S. Wales XXXII p. 85. 
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§3. 

Die ursprünglichen zwei Klassen aber scheinen Totem- 
klassen gewesen zu sein, deren Totemcharakter, wie es 
meist bei so weit aussehenden Gruppen der Fall ist, sich mit 
der Zeit verloren hat. Innerhalb dieser Klassen aber haben 
sich wieder eine Reihe von Einzeltotems entwickelt, und zwar 
entweder in der Art, daß die Einzeltotems jeweils den zwei 
Unterklassen gemeinsam sind, oder in der Art, daß jede der 
zwei Unterklassen ihre eigenen Einzeltotems hat; offenbar je 
nachdem die Bildung der zwei Unterklassen der Einzeltotem- 
bildung vorhergegangen oder nachgefolgt ist. Die Regel ist, 
z.B. bei den Kamilaroi, daß die Einzeltotems den beiden 
Unterklassen gemeinsam sind; es kommt aber auch vor, daß 
jede Unterklasse ihre besonderen Einzeltotems hat, so daß das 
Kind nicht dem Totem der Mutter angehört, sondern einem 
entsprechenden Totem der anderen Unterklasse. Das erste 
System findet sich z. B. bei den Kamilarois'^), bei den 
Kuinmerbura '®), bei den DippiP^), bei den Junkunji 
(auf der Kap Torkhalbinsel) '^), das letztere bei den Wirad- 
juri'^), welche überhaupt verschiedene Eigentümlichkeiten 
haben. 

§ 4. 

Das Totemverhältnis tritt, wie bei anderen Völkern, 
im Nahnmgs-tabu hervor, indem das Totemtier von den Totem- 
genossen nicht getötet werden darf, eine Erscheinung, die 
noch vielfach sichtbar ist (vgl. z. B. p. 148), aber beim Zer&ll 
der Totemverfassung wie vieles andere schwindet; sodann in 
den Totemtänzen, die namentlich bei der Jünglingsweihe statt- 
finden: hier wird das Totemtier nachgeahmt, man fUhlt sich 



*>) Mathews, Joam. Roy. Soc. N. S. Wales XXXI p. 164. 
'*) Mathe WS, Proceed. Phil. Soc. Philadelph. XXXVII p. 334. 
'0 Mathews, Proceed. Phil. Soc. PhUadelph. XXXVU p. 827 f. 
'>) Mathews, Joam. Roy. Soc. N. S. Wales XX2UV p. 183. 
■•) Mathews, Joum. Roy. Soc. N. S. Wales XXXI p. 171. 
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vom Stammtier erfaßt und von seinem Geist ergriffen; vgl. 
unten S. 148. Der Totem ist ferner der schlitzende Schirm- 
geist: er kündigt Unheil an^^). Am wichtigsten zeigt er sich 
aber in der Heiratsordnung: die eine Klasse darf nicht jeden 
der anderen Klasse oder Unterklasse heiraten^ sondern nnr 
den einen oder anderen ihrer Totems. 

So heiratet bei den Kamilaroi der Ippai nicht jede Kubbi 
(Kubbita), sondern der Emu heiratet das Ringelschwanzopossmn, 
die Schwarzschlange, das Wallaru, die Biene^ das Galah. Der 
Kabeljau heiratet Galah, Rotschlange, rotes Känguruh und 
Ringelschwanzopossum, der Truthahn die Rotschlange und das 
Ringelschwanzopossum u. s. w.^^). 

Eigenartig ist, daß bei manchen Stämmen auch ein Ge- 
schlechtstotem vorkommt: ebenso wie eine Familie oder 
ein Stamm einen Totem für sich hat, so hat vielfach diu ganze 
männliche Geschlecht einen eigenen Totem und das weib- 
liche ihren besonderen (vgl. p. 148), was damit zusanmien- 
hängt, daß viele Stämme die ganze Natur in Abteilungen 
zerlegen und diese nach Totems benennen. 

§ 5. 

Durch die f^orschungen von Howitt haben wir auch über 
die Entwicklung des Vaterrechts unter den Austral- 
negem reiches Licht erhalten. Daß das Vaterrecht das 
spätere ist, ergibt sich aus vielen anderen Umständen, die be- 
reits früher erwähnt worden sind'^), insbesondere aus den 
Ueberbleibseln des Mutterrechts, die überall hervorbrechen, 
wozu beispielsweise noch kommt, daß bei den Kajabara 
zwar die Vaterfolge eintritt, aber so, daß der Totem sich 
immer noch nach dem Mutterrecht vererbt, also von der Mutter 
auf das Kind, nur unter leichter Abänderung, indem z. B. die 

'^ So bei den Kamilaroi, Ma thews, Joarn. Roy. Soc. N. S.Wales 
XXXI p. 157. 

") Mathews, Joorn. Roy. Soc. N. S. Wales XXXI p. 162. 
>•) Zeitachr, XVII S. 322. 
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Mutter dem schwarzeD, das Kind aber dem weißen Adler- 
falken angehört (p. 229)^^); es ergibt sich aber insbesondere 
daraus 9 daß diejenigen Stämme ^ welche im Inlande unter 
beschränkten Lebensverhältnissen wohnen und die ursprüng- 
licheren Bräuche beibehalten haben, fast allgemein mutter- 
rechtlich sind^ so die Dieri^ die Yendakarangu^ die 
ürabunna; die Eurnandaburi; die Wolgal; die 
N g a r i k o 9 vor allem die E a m i 1 a r o i mit allen Nebenstämmen, 
wie Wiradjuri, Wongibon, sodann die Euinmerbura; 
die Wakelbura, die Buntamura, die Wotjo. Dagegen 
dem Vaterrecht gehören namentlich die Eüstenstämme an, wie 
die Eajabara, sodann die Stämme der Viktoriaküste und 
der Ostküste von Neusüdwales, die Eulin, die Narrinyeri, 
die Gundungurra^^) und vor allem die Eurnai, auch die 
Arunta, Waramunga u. a.^^). 

Einen besonderen Fortschritt bekundet es, wenn, wie schon 
aus dem Werke von Spencer und Gillen hervorgeht, der 
Totem aus einem Abstammungstotem zu einem örtlichen 
Totem wird, indem nicht die Mutterabstammung entscheidet, 
sondern die Oertlichkeit der Geburt oder der Zeugung: es 
wird angenommen, daß der Totem an gewissen Gegenden 
haftet und von hier auf das Eind übergeht. Dieser Uebergang 
Ifißt sich insbesondere bei den Stämmen verfolgen, die dem 
Vaterrecht huldigen: er wird nicht unwesentlich zum Vaterrecht 
beigetragen haben, indem eben der Aufenthalt des Vaters für 
das Eind entscheidend war und so der mütterliche Totem be- 
seitigt wurde. Dieser örtliche Totem wird insbesondere von 
den Küstenstämmen an der Viktoriaküste berichtet, so von 
den Wotjo (p. 250), die allerdings Mutterrecht haben, vor 
allem aber von den vaterrechtlichen Eurnai (p. 269 f.). Hier 



") Ueber die Kajabara vgl. auch Ha thews, Proceed. Phil. Soc. 
Philadelph. XXXVII p. 330. 

»*) Mathews und Everitt, Journ. Roy. Soc. N. S. Wales XXXIV 
p. 264. 

'^) Vgl. auch Cnrr^ Australian race II p. 249, 246. 
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tritt auch aUmählich an Stelle der ElaQabsondenmg in der Ehe 
die Örtliche Absonderung; indem man eben einfach seine Fnn 
von einer anderen Oertlichkeit herholt. Aoch beaüglich der 
Aruntast&mmen wird schon von Spencer und Gillen be- 
richtet; daß das Kind einen örtlichen Totem annimmt'^. 

Ein Fortschritt snm Vaterrecht ist es^ wenn die Väter 
(die Vaterfamilie) dieNamengebung ausüben; so erteilen bei 
den sonst mutterrechtlichen Eamilaroi die Ippai (Ai) den 
Murri (Bs); die Eumbo (At) den Eubbis (Bi) den Weihe- 
namen ^^. Bei anderen Stämmen erfolgt die Namengebimg 
durch beide Familien zusammen. 

§6. 

Die Gruppenehe läßt sich bei Völkern mit ursprüng- 
licher Gestaltung noch in der Praxis nachweisen, vor allem bei 
den Dieri'^); die allen Anzeichen nach den früheren Stand 
der australischen Organisation beibehalten haben. Hier gUt 
der Grundsatz, daß allerdings nicht Cousin tmd Cousine, aber 
Großcousin und Großcousine zueinander im Heiratsverhältnis 
stehen, in der Art; daß diese Großcousins nicht je von zwei 
Söhnen und nicht je von zwei Töchtern abstammen dürfen, 
sondern von einem Sohn und einer Tochter. Man sagt hier: die 
Großcousins leben im Noa Verhältnis. Ursprünglich standen 
alle Noas zueinander in Gruppenehe. Dies wurde später in der 
Art geändert; daß man durch Stammbeschluß zwei Personen; 
ein männliches Wesen der einen ; ein weibliches der anderen 
SeitC; einander zur Ehe bestimmte: solche zwei besonders 
verbundenen Personen heißen tippamalku. Die Brüder des 
Mannes aber und die Schwestern der Frau bleiben durch die 
Ehe nicht unberührt; sondern der Mann steht zu allen Schwestern 



»•) ZeitBchr. XVU S. 260. 

") Mathews, Proce^. Royal Soc. Victoria K. S. IX p. 171. 
") lieber die Di er i vgl. bereits Ho witt im Journal of the Anthrop. 
Inst of Qreat Britain XX p. 80 f. 
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seiner Frau and die Frau zu allen Brüdern ihres Mannes im 
Pi rr au ru Verhältnis. Es ist das ein Verhältnis der Halbehe; 
welches dann hervortritt , wenn der eigentliche Ehegatte ab- 
wesend ist oder er stirbt. Hierüber hat Howitt nunmehr 
ganz eingehende Schilderung gegeben; p. 179 f. Auch bei 
anderen Stämmen findet sich etwas Aehnliches; so bei den 
Urabunna: die eigentlichen Ehegatten heißen hierYungura 
und die Halbehegatten Kartetis; auch hier tritt beim Tod des 
Hauptehegatten der Nebenehegatte ein (p. 191). Ebenso gleicht 
dem Pirrauruverhältnis das Mayan Verhältnis bei den Kurnai 
(p. 281): selbst bei diesen fortgeschrittensten Australiern findet 
sich ein solcher Ueberrest ursprünglicher Bildung. 

Die ursprüngliche Gruppenehe zeigt sich nicht nur in der 
Benennung der Familienmitglieder; von der bereits früher viel- 
fach Nachweise gegeben worden sind. Sie zeigt sich in der 
Pirrauruehe; sie zeigt sich aber namentlich dariU; daß bei ge- 
wissen Festlichkeiten die Eheschranken gebrochen und die- 
jenigen; die einander heiraten dürfen; die also im erlaubten 
Familienverhältnis zueinander stehen; miteinander geschlecht- 
lich umgehen. Das wird von den verschiedensten Stämmen 
übereinstimmend erzählt (vgl. p. 193; 195; 217)^*); und zwar 
gilt dies namentlich bei gewissen feierlichen Gelegenheiten; in 
Zeiten der Not u. &• w.; wo ja überhaupt die alten Gebräuche 
gegenüber den neuen hervortreten. Eigentümlich ist auch das 
vielfache jus primae noctis derjenigen; welche dem Ent- 
führer zur Frau verhelfen haben, gegenüber der Entführten. 
Da dies gewöhnlich Stammesgenossen sind; so haben wir auch 
hierin einen Ueberrest der ehemaligen gruppenehelichen Ver- 
hältnisse (vgl. p. 219; 246) zu erblicken. Ein anderer Ueberrest 
ist die Bestimmung; daß eine Frau nach dem Tod ihres Mannes 
eine Zeitlang Gemeingut ist (p. 252). Ein weiterer Ueberrest 



") Dies gilt auch von den Kamilaroi bei den Einweihung8(bora)- 
feierlichkeiten, Mathews^ Joarn. Royal See. New S. Wales XXXI, 
p. 158. 

Zeltschrift ffir yerglelobende Rechts wlssonschAft. ZIZ. Band. \Q 
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endlich ist dasjenige , was ich als Straf hetärismus bezeichne, 
indem eine Ehebrecherin unter ümstfinden damit gestraft wird, 
daß sie sich eine Zeitlang einem jeden im Stamme preisgeben 
muß (p. 207, 247). 

Wie die Grnppenehe sar Cousinsehe geführt hat, ist 
schon öfters dargestellt worden^^); merkwürdig ist^ daß bei 
verschiedenen Stämmen die Consinsehe nicht gestattet ist, son- 
dern nur eine Ehe der Kinder dieser Consins; das ist z. B. eine 
merkwürdige Besonderheit der Dieri. Die Consins stehen 
zueinander in dem Eamiyerh&ltnis : dies schließt eine Ehe aas; 
die Kinder der Neffen aber stehen zueinander in dem Noa- 
Verhältnis und sind zur gegenseitigen Ehe gerufen (oben S. 144). 

So auch einige andere Stämme (p. 232): die Ehe von 
Großcousin und Großcousine ist hier erlaubt ^ während bei 
einigen Stämmen wie bei den Wotjo das Eheverbot in dieser 
Beziehung noch weiter zu reichen und auch die Abkömmlinge 
der Cousins zu binden scheint (p. 241). 

Der Grund dieser Entwicklung ist eine Vorbildung: es 
werden die Cousins von gleichgeschlechtigen und von ungleich- 
geschlechtigen Geschwistern nicht mehr scharf g^chieden, wie 
sich dies aus dem Folgenden ergeben wird (unten S. 152 f.). 

Die Vorgänge; welche von der Gruppenehe zur Sonder- 
ehe geftihrt habeU; sind vor allem der Frauenraub und die 
Entführung gewesen. Beides, namentlich die Entf&hmng, 
ist bei den Australstämmen sehr gewöhnlich (vgl. z. B. p. 183, 
193, 203; 219; 225, 233, 264, 273); wobei der Frauenraub aller- 
dings vielfach zum Scheinraub wird. Der Frauenraub selbst 
aber führte zum Frauentausch; indem der Entfährer fftr die 
weggeführte Frau eine andere (meistens eine Schwester) da^ 
bot; womit sich dann die Familie der Entführten einverstanden 
erklärte. So kam eS; daß der Frauentausch vielfach von 
vornherein ausgemacht wurde und dies oft in sehr firOhen 
Jahren. Daher die Einrichtung der Kinderverlobung; die 



*•) Zeitschrift XVII S. 273 f. 
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ebenfalk sehr häufig erwähnt wird (vgl. p. 196, 219 , 237, 
251, 260). Hat sich einmal diese Form gebildet, so geht man 
über die ursprüngliche Anschauung, daß die Cousins und Groß- 
cousins tmd Cousinen und Großcousinen einander heiraten 
müssen, hinaus, und nun entsteht die Gestattung der Heirat 
innerhalb der Klassen und der Unterklassen mit willkürlicher 
Auswahl. Das läßt sich namentlich bei den D i e r i ver- 
folgen; hier kann auch durch ÜAmilienrechtliche Fiktion be- 
wirkt werden, daß Cousin und Cousine einander heiraten, in- 
dem die Geschwister, von denen sie abstammen, rechtlich als 
Cousin und Cousine fingiert und daher die wahren Cousins 
zu Großcousins herabgedrückt werden ! Auch andere derartige 
Yereinbarungen kommen vor, so z. B. daß die Enkelin mit dem 
Großonkel, d. h. dem Bruder des Vaters der Mutter, verheiratet 
wird u. a. Vgl. unten S. 158. 

Auf diese Weise ist, indem aus der Gruppenehe die Einzel- 
ehe wurde, die sogen. Ezogamie in gewissen Schranken ge- 
blieben. Jetzt haben sich die Klassen in Unterklassen, die 
Totems in Untertotems geteilt. 

§7. 

Der Unterschied zwischen den zurückgebliebenen 
Mittelstämmen und den Küstenstämmen zeigt sich auch 
in der Jünglingsweihe. Eine der ursprünglichsten Formen 
der Jünglingsweihe, die Beschneidung, findet sich bei den 
Mittelstämmen regelmäßig, und zwar bei vielen Stämmen nicht 
nur als circumcisio, sondern auch als subincisio^^), während 
bei den Küstenstämmen diese Gebräuche fast durchaus weg- 
gefallen sind. Darüber hat How it t auf p. 509 f , 643 f. 

^0 £s wird unten am Zengungsteil ein Einschnitt gemacht; welche 
Bedeutung dies für die Geschlechtlichkeit hat, mögen die Mediziner ent- 
scheiden. Vgl. auch Zeitschr. XII 8. 422. Wie die Beschneidang ab- 
kommt, zeigt der Umstand, daß sie bei den Barkunji nur noch von 
einem Drittel des Stammes geübt wird, Mathews, Joum. Roy. Soc. 
N. S. Wales XXXII p. 245. 
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ausführliche DarBtellung gegeben. Auch die aus Spencer and 
Gillen bekannte Erzählung ^ wonach die Beschneidong früher 
mit einem glühenden Holz^ später mit einem Feuersteinmesser 
vollzogen wurde, tritt noch anderwärts hervor. Bei manchen 
Stämmen finden sich auch weitere Formen, so insbesondere 
das Ausstoßen eines Schneidezahnes. Allen gemeinsam aber 
ist die Wochen- und monatelange Absonderung der Jünglinge 
von der Gesellschaft mit starker Nahrungsbeschränkung mid 
anderen Entbehrungen, wie sie auf der ganzen Erde bekannt 
sind. Die Jünglinge sind lange Zeit Waldgänger und dürfen 
dann erst wieder in den Ejeis der Gesellschaft zurückkehren, 
wo sie dann als Männer aufgenommen werden. Viel£EUih findet 
sich auch die Einrichtung der sogen. Weiheväter, welche den 
Jünglingen zur Belehrung beigegeben sind. Solche heißen bei 
den Kumai Eabos (p. 531), bei den Kamilarois Euringal^'). 
Natürlich hat die Jünglingsweihe auch den Zweck, den Jüng- 
ling in die Geheimnisse einzuweihen, ihn mit den Gebräuchen 
des Stammes bekannt zu machen, und sodann bietet sie die 
Gelegenheit zu Spielen, worin sich zuerst die dramatische Be- 
gabung der Völker kundgibt. Die Spiele sind Totemspiele 
(vgl. p. 545)*'), Jagdspiele und Weihespiele**) (vgl. z. B. 
p. 545 f.). Oefter werden hierbei Bildnisse von Menschen und 
von Tieren (Totems) geformt**). 

Kennzeichnend für die Jünglingsweihe ist noch folgendes: 
Bei manchen Eamilaroistämmen bedient man sich bei der 



*«) MathewB, Proceed. Roy. Soc. Victoria N. S. IX p. 187 f., 151; 
hier ist die Bora(Weihe)zeremonie ausführlich geschildert. Deber Karingal 
Tgl. aach Mathews, Joam. Roy. Soc. N. S. Wales XXXIV p. 277. 

^') Mit Tiemachahmungen, vgl. bezüglich der Eamilaroi Mathews, 
Anthrop. Inst. Great Britain XXIV p. 411 ff. , XXV p. 818 ff. und Soc 
Vict. IV p. 160, 165, 166, 171; auch sonst vgl. Mathews, Proceed. Phil. 
Society Philad. XXVII p. 61 f. 

^^) Nachahmung von Lebensszenen , Mathews, Soc. Vict. a. a. O. 
p. 162, Proc. Phil. a. a. 0. p. 61. 

^^) So beim bora der Kamilaroi, M a th e w s , Soc. Vict. a. a. 0. p. 144 f. ; 
so auch sonst vgl. Mathews, Proceed. Phil. Soc. Philad. XXVII p. 57. 
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Weihe einer besondereDi offenbar altertümlichen Sprache^ ^). 
Merkwürdig ist auch, daß bei den Eamilaroi Bruder und 
Schwester anders benannt werden ; je nachdem es sich um 
einen Bruder vor oder nach der Einweihung, um eine Schwester 
vor oder nach der Mannbarkeit handelt^''). 

Der verschiedene Eulturgrad der Stämme spiegelt sich 
auch in ihrer religiösen Entwicklung: Die Stämme des 
Innern haben es nicht zu einem Begriff des höchsten 
Wesens gebracht, sondern ihr Stand des Glaubens ist bei 
dem animistischen Totemismus stehen geblieben. Sie nehmen 
an, mit gewissen, durch Tiere vertretenen Geistern in ge- 
heimnisvoller Verbindung zu stehen, und die Schöpfungssagen 
beziehen sich lediglich darauf, wie die Urväter, die noch nicht 
Menschen und noch nicht Tiere waren, allmählich die mensch- 
liche oder tierische Bildung erlangt haben. Ganz besonders 
bedeutsam sind in dieser Beziehung die Mitteilungen, die wir 
von den Aruntas haben, wovon anderwärts die Rede sein wird. 
Dagegen wird von Eüstenstämmen berichtet, daß sich bei 
ihnen bereits der Begriff eines Schöpfers der Welt, eines 
höchsten Geistes entwickelt sei. So wird bei den Kurnai ein 
höchstes Wesen, Daramulun, angenommen und im Bilde ver- 
ehrt. Die Wotjostämme sprechen von einem Bunjil, andere 
von einem Koin, andere nennen es Baiame. Die überein- 
stimmenden Nachrichten beruhen sicher nicht auf unrichtiger 
Beurteilung, sondern zeigen eine fortgeschrittene Weltan- 
schauung, welche auf dem seelischen Bedürfnis beruht, sich 
üas Werden der Welt darzustellen, und welche das Bedürfbis 
auf dem Wege einer vermenschlichenden Weltbetrachtung zu 
befriedigen sucht. Daß auch hier die entwickelteren Eüsten- 
stämme vor dem Innern einen Vorrang haben, bestätigt die 
oben aufgestellte Behauptung von dem fortgeschritteneren 

^*) Mathews, Journ. Anthr. Inst. Great Britain XXIV p. 310, 
XXXIII p. 269. 

*0 Vgl. das Wortregister bei Mathe wb, Journ. Anthr. Inet. XXXIII 
p. 275. 
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Charakter der Stämme^ die zum Vaterrecht übergegangen sind 
(vgl. p. 488 ff.). 

§8. 
Daß überall der Gedanke des Fort leb ens besteht, ist 
bekannt. Neu aber ist der Nachweis, daß dies auch bei den 
Australnegem zu einem Sachbegräbnis geführt hat, indem man 
dem Toten die nötigen Lebenahilfsmittel mit in das Grab legt 
(p. 458; 461; 466, 469, 474). Auch das Eanubegrabnis, 
welches auf dem Gedanken beruht, daß der Tote im Schiffe 
fortsteuert, ist bei ihnen nachweisbar (p. 463). 

§9. 

Kindsmord; Abtreibung und Kannibalismus werden 
uns weiter bestätigt, so von den Bewohnern der Yorkhalb- 
insel*®). 

§ 10. 

Die Bahrprobe findet sich allüberall bei den Austral- 
negem und ist bereits aus früheren Arbeiten genügend be> 
kannt. Eine auch schon bei anderen Völkern beobachtete 
Form der Bahrprobe ist die Hellsicht des Sterbenden, indem 
man annimmt, daß im letzten Augenblick des Todea der 
Mensch über die gewöhnlichen Verhältnisse hinaus die Dinge 
durchschaut und namentlich auch den Mörder (in der Tat 
handelt es sich ja meistens um den Verzauberer) erkennt und 
ihn angeben kann (vgl. p. 466, 468). 

Die Blutrache mit der Bacheschar und dem Schein- 
kampf, sowie der Satz, daß der Thäter frei wird, wenn er die 
nötige Anzahl Speerwürfe überstanden hat, ist in meinen 
früheren Arbeiten bereits genügend zur Darstellung gekommen. 



«>) Mathews, Joarnal Roy. Soc. N. S. Wales XXXIY p. 135. 
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U. Bewolmer der Inseln der Torresstraie. 

§ 11. 

Sehr schätzenswerte Mitteilnngen sind uns jüngst über die 
Bewohner der Inseln in der Torresstraße geworden, nament- 
lich über Mabuiagi herrührend von einer anthropologischen 
Expedition , welche von Cambridge aus veranlaßt wurde und 
welcher ein Aufenthalt zu zoologischen Zwecken vorhergegangen 
war^^). Die Ergebnisse sind sehr reich und die Untersuchung 
wurde mit der größten Sorgfalt geführt. Die Mitteilungen sind 
umso interessanter^ als diese Inseln zwischen Australien und 
Neuguinea liegen und so für beide Volksstämme belehrend sind. 
Vor allem aber finden wir hier das australische Recht; und die 
australischen Familienverhältnisse treten uns in interessanten 
Erscheinungen entgegen. 

So auch hier die gruppenrechtliche Verwandtschaft 
in der ausgedehnten klassifikatorischen Weise ; allerdings mit 
einigen Eigentümlichkeiten; was umso begreiflicher ist, als 
diese Stämme zu den fortgeschritteneren Australstämmen ge- 
hören und ofiensichtlich über manche älteren Verhältnisse hin- 
weggegangen sind. Manches alte aber ist erst hier beobachtet 
worden^ und vieles^ was uns undeutlich war, tritt nun in voller 
Klarheit hervor. 

Die klassifikatorische Verwandtschaftsauffassung 
führt, wie man weiß, zu der Vorstellung , daß nicht nur die 
Brüder in unserem Sinne Brüder sind; sondern. auch die Söhne 
zweier Brüder , sodann die Söhne dieser ; so daß also die 
Cousins unter sich; und ebenso die Nachcousins unter sich als 
Brüder gelten. Dies ist der Fall; wenn die Verwandtschaft 
sich lediglich unter Männern abspielt ^ das Gleiche aber auch; 



^') Reports of the Cambridge Anthropological Expedi- 
tion to Torres Straits Vol. V, Sociology, magic and religion of the 
Western Islanders (1904). Verfasser sind Haddon, Rivers, Wilkin 
und Seligmann. Im folgenden einfach mit p. bezeichnet. 
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wenn lediglich Frauen die Verwandtschaft bedingen. So sind 
nicht nur zwei Schwestern in unserem Sinne Schwestenii son- 
dern auch die Töchter zweier Schwestern und die Töchter 
dieser u. s. w. Dasselbe gilt aber auch, wenn die Nach- 
kommen zweier Brüder beiderseits Frauen sind, bezüglich 
der Söhne oder der Töchter dieser: denn es ist ein durch- 
greifender Grundsatz^ daß die Söhne von Brüdern wiederom 
Brüder sind; und ebenso auch die Söhne von Schwestern. So 
finden wir die Sache in der Torresstraße in folgender Weise^®): 




a 



II 



III 



D 



a 




D 



BF El F E F 

Hier sind C, D Brüder und E, F Brüder ; c, d sind Schwestern. 

Brüder und Schwestern heißen hier tukoiab, aber nur 
in der Art; daß der Bruder den Bruder, die Schwester die 
Schwester so benennt. Sind sie dagegen verschiedenen Ge- 
schlechts; so nennen sie sich (der Bruder die Schwester; die 
Schwester den Bruder) nicht tukoiab; sondern babat. 

Hiernach entspricht alles der klassifikatorischen Ordnung; 
nun führt aber die klassifikatorische Verwandtschaft zu folgen- 
dem: Die Nachkommen eines Bruders sind den Nach- 
kommen einer Schwester gegenüber nach diesen Verwandt- 
schaftsgrundsätzen niemals Brüder und Schwestern; denn mag 
Vaterrecht oder Mutterrecht gelten; so gehören sie nunmehr 
verschiedenen Familiengruppen an. Dies muß auch ehemals 
bei diesen Inselbewohnern so gewesen sein. Jetzt sind sie 
darüber hinaus und bezeichnen auch in diesem Fall die Cousins 
und Nachcousins als tukoiab und babat. 



'^) Große Bachstaben = männlich, kleine Bachstaben = weiblich. 
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C und D sind nach den Regeln der klassifikatorischen 
Verwandtschaft nicht Brüder; denn im Fall des Vaterrechts 
gehört C der Familiengruppe des A an, D dagegen der Fa- 
*miliengnippe des Mannes der a; im Fall des Mutterrechts 
aber ist C ein Gruppengenosse der Ehefrau des A und D ein 
Gruppengenosse der a; da nun die Ehefrau stets der anderen 
Gruppe angehört als der Ehemann und seine Geschwister, so 
ergibt sich von selbst, daß C und D nie Gruppengenossen und 
daher nie Brüder sein können. Doch auf diesen Inseln be- 
handelt man sie so. 

Daß dies nicht ursprünglich ist, zeigt die Weiterentwick- 
lung der Verwandtschaft. Vater heißt t a t i ; dem Vater aber 
steht gleich der Bruder des Vaters, und zwar der Bruder in dem 
obigen weiteren Sinn, also jeder tukoiab. Mutter heißt apu, 
und auch hier steht jede tukoiab — Schwester der Mutter der 
Mutter gleich. Die mütterliche und väterliche Verbindung 
wird also in voller Schärfe hervorgehoben. Auch treten hier 
verschiedene Bezeichnungen ein, je nachdem die beiden Per- 
sonen, die zunächst in Beziehung stehen, gleichen oder ver- 
schiedenen Geschlechts sind. Während der Bruder des Vaters 
t a t i ist, so ist die Schwester des Vaters n g a i b a t ; während 
die Schwester der Mutter apu ist, so ist der Bruder der Mutter 
wad man, — auch hier natürlich der Bruderbegriff in der aus- 
gedehntesten Weise verstanden. 

Völlig der gruppenehelichen Ordnung entspricht es, daß 
der Mann der Schwester der Mutter ein tati (Vater) ist; 
denn ist der Vater ein A, die Mutter eine b, so ist die Schwester 
der Mutter ebenfalls eine b und ihr Mann ein A (also = Bruder 
des Vaters = Vater); daß auch der Mann der Schwester des 
Vaters ein tati ist, zeugt bereits vom Verfall der alten Ver- 
fassung; wichtig dagegen ist es, daß er auch wadman (= avun- 
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cuius) heißt; denn der Mann der Schwester des Vaters ist in 
der klassifikatorischen Verwandtschaft = dem Bruder der 
Mutter. (Der Vater ein A^ die Mutter eine b, der Bruder 
der Mutter ein B; der Vater ein A^ die Vatersschwester eine «, 
ihr Ehemann ein B.) Auch in diesen Fällen ist die Verwandt- 
schaftsbezeichnung wechselseitig. 

Das Schwägerschaftsverhältnis ist ebenfalls scharf 
gekennzeichnet. Der Bruder der Frau und die Schwester des 
Mannes heißen i m i , und zwar ist die Bezeichnung auch hier 
wechselseitig; also wie der Bruder der Frau ein imi ist, so 
auch der Mann der Schwester (wenn ein Mann spricht); wie 
die Schwetser des Mannes eine i m i ist^ so auch die Fraa des 
Bruders (wenn ein Weib spricht). 

Die Schwester der Frau und die Frau des Bruders (wenn 
ein Mann spricht) ist eine ngaubat; ebenso der Bruder des 
Mannes und (wenn ein Weib spricht) der Mann der Schwester^ ^); 
während die Schwiegerschaftsbezeichnungen in der aufsteigenden 
Linie ira ist: ira ist der Vater der Frau. Auch die Schwäger 
Schaft im 2. Grade kommt in Betracht: wenn zwei Frauen an 
zwei Brüder verheiratet sind^ so heißen sie yatowat 

Es bedarf keiner Ausführung ^ daß hier überall Bruder- 
schaft in der ausgedehntesten Weise verstanden werden muß. 
Ueber alles dieses p. 129 — 142. 

§ 12. 

Aus der Gruppenehe hat man sich auch hier durch 
Frauenraub und Frauentausch herausgeholfen. Der 
Frauentausch ist äußarst häufig, und es ist darum eine ganz 
besonders verbreitete Erscheinung, daß die Schwester des 
Mannes den Bruder der Frau heiratet (p. 241). 

Im übrigen ist die Vielweiberei nicht selten; £ut 
immer aber ist es hier so, daß die zwei Frauen zueinander 
in einem Schwesterverhältnis stehen; und ebenso, wenn 

^^) Also imi die gleichgeschlechtlichen, ngaabat die ungleieh- 
geschlechtlichen. 
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man nach dem Tode der Frau wieder heiratet, so gewöhnlich 
ihre Schwester; und umgekehrt: wenn die Frau wieder hei- 
ratety so ist es gewöhnlich der Bruder des verstorbenen Mannes 
(p. 242 f.^ 244 f.). Das deutet noch auf ein ehemaliges Pir- 
rauruverhältnis hin, das aber nur noch schwach durchgeführt 
wird; denn ein Zwang der Frau, den Bruder des verstorbenen 
Mannes zu heiraten, überhaupt ein Zwang, wieder zu heiraten, 
besteht nicht. 

§ 13. 

Stark entwickelt ist der Totemismus, und er zeigt auch 
noch im einzelnen die ausgeprägten Formen ; so vor allem den 
Nahrungstabu: man darf sein Totem tier nicht töten, das hätte 
sonst zur Folge, daß man selbst getötet wird; und wenn das 
Totemtier von einem Nichttotemgenossen getötet wird, so muß 
man dies zwar geschehen lassen, allein es ist ein Gegenstand 
der Trauer (p. 185). 

Der Nahrungstabu läßt sich natürlich nicht voll- 
kommen durchführen, wenn es sich um solche Tiere handelt| 
die, wie der Dugong, ein unentbehrliches Nahrungsmittel sind. 
Hier bedient man sich, wie oftmals, des Kunstgriffs, daß man 
die Geister täuscht. Man darf nicht den ersten Dugong ver- 
zehren, den man gefangen hat, sondern nur den zweiten und 
folgenden (p. 186), offenbar im Gedanken, daß dadurch die 
Aufmerksamkeit des Geistes abgelenkt ist. 

Die Totems bringen Segen und Fluch, weshalb ihnen 
gegenüber bestimmte Bräuche zu wahren sind (p. 183). So- 
dann gilt die Totemexogamie : niemand darf in den Totem 
hineinheiraten, ein Grundsatz, der allerdings nicht mehr scharf 
durchgeführt wird (p. 235 f.), wie sich noch unten ergibt. 
Wie häufig, tritt auch das Totemverhältnis beim Tod her- 
vor, denn es ist eine alte, allerdings vielfach zurückge- 
drängte Anschauung der Völker, daß mit dem Tode wieder 
eine Bückbildung in das Totemtier stattfindet. Hierbei findet 
sich manches Merkwürdige. Der Schwager muß den Schwager 
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begraben: dies gebort mit zu seinen wichtigen Familien- 
betätignngen. Er selber gehört natürlich nicht dem Totem des 
Verstorbenen an^ er muß aber trotzdem den Totem nach- 
ahmen ^ z. B. wenn ein Krokodflmann gestorben ist, muß er 
wie ein Krokodil auf allen vieren einherschleichen, wenn ein 
Mann vom Schlangentotem, so muß er wie eine ScUaoge 
kriechen (p. 185). 

Die Totems sind meist Tiere, ausnahmsweise Pflanzen, 
Steine, Sterne (p. 153). 

Totemzeichen werden auf verschiedenen Körperteilen 
durch Narbung eingezeichnet; sie werden auch auf Grebranchs- 
gegenständen angebracht (p. 158 f.). 

Die Totemexogamie wird nicht immer durchgefthrt, 
weil die Totemgruppen sich vielfach gespalten haben, so z. B. 
der Kodaltotem in zwei oder drei. Hier haben die Unter- 
totems sich so selbständig gemacht, daß sie wie eigene Totems 
gelten und daher der Ehe keinen Widerstand mehr entgegen- 
setzen. Das wird namentlich dadurch bewirkt, daß sich die 
einzelnen Untertotems an verschiedenen Orten niederlassen und 
der Totem auf solche Weise sich verörtlicht und mit der ve^ 
schiedenen Oertlichkeit eine verschiedene Wesenheit annimmt 
(p. 164). 

Auch nach anderer Seite hin finden wir einen Zerfall. 

Wie bei den Australnegem der Stamm aus zwei exo* 
gamen Klassen besteht, von denen jede sich wiederum in 
verschiedene Totems oder auch in Unterklassen teilt, so finden 
wir auch hier Spuren von zwei zueinander in Gegensatz 
stehenden Totemverbänden. So treten auf Mabuiag drei 
Totems, Krokodil, Kasuar und Schlange als Volk des großen 
Totems und Dugong und Boche als Kinder des kleinen Totems 
auf (p. 172 f.). Allerdings findet hier eine Exogamie dieser 
beiden Gruppen nicht mehr statt, sondern sehr häufig heiratet 
jemand vom Totem der ersten Gruppe in einen anderen Totem 
der ersten Gruppe u. s. w. Auf anderen Inseln dagegen ist 
der vorwiegende Brauch, von einer Gruppe in die andere 
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hinein zu heiraten, noch aufrecht erhalten, z. B. auf der Insel 
Saibal (p. 178). Offenbar handelt es sich hier um den austra- 
lischen Grundsatz, der vielleicht unter dem Einfluß der Pa- 
puaner allmählich aufgegeben wurde. 

§ 14. 
Das Eheverbot, soweit es ein verwandtschaftliches ist 
(p. 237 f.)i gebt vornehmlich dahin, daß ein Bruder die 
Schwester nicht heiraten darf: also zwei Personen sind ein- 
ander versagt, die in der Stellung des Babat stehen, und zwar 
geht dies abwärts, so daß auch die Babat s zweiter und dritter 
Linie einander versagt sind. Das ist vollkommen in der Ord- 
nung, sofern es sich um Cousins und Großcousins rein väter- 
licher oder rein mütterlicher Abkunft handelt. 
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m = männlich, f = weiblich. 



Dagegen besteht zwischen dem Sohn der Schwester und der 
Tochter des Bruders eigentlich kein gruppeneheliches Hindernis, 
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und bei vielen Völkern sind bekanntlich diese zwei Personen 
einander gerade zur Ehe vorherbestimmt. Doch sind uns auch 
bereits unter den Australiern Fälle entgegengetreten, wo diese 
Cousins einander verboten sind (oben S. 146). Das gleiche ist auch 
bei diesen Inselvölkern der Fall (oben S. 152 f.). Jedoch scheint 
es, daß in der weiteren Zeugungsfolge, also unter den Nach- 
cousins, dieses Verbot nicht mehr streng aufrecht erhalten wird, 
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denn es werden Beispiele aufgewiesen, wo eine Eheschließoog 
solcher Personen stattfand. Aber auch sonst scheint manches 
ins Wanken geraten zn sein ; denn es gibt Fälle, wo der Mann 
seine Apn (Schwester der Mütter) heiratete. Das zeigt, wie 
anderes, einen gewissen Zerfall der alten Ordnung. Wahr- 
scheinlich hat man sich, wie auch bei Anstralstämmen, durch 
Fiktion hinweggeholfen, indem eine gewisse Verwandtschaft ein- 
fach hinwegfingiert wurde. E^tionen spielen auch in der Rechts- 
entwicklang der Naturvölker eine große Rolle (oben S. 147). 

§ 15. 
Die Schwiegerscheu (p. 142) ist, wie bei den Aostral- 
negem überhaupt, im höchsten Maße entwickelt. Ira, Imi 
und Ngaubat werden nie mit Namen bezeichnet, sondern 
immer nur mit der Verwandtschaftsbenennung: das Gegenteil 
wäre eine unerhörte Taktlosigkeit. Und ebenso gilt der Grund- 
satz, daß nicht nur Schwiegereltern und Schwiegerkinder, son- 
dern auch Schwager und Schwager einander ausweichen müssen 
und nicht miteinander sprechen dürfen. Nur ist bei dem 
Ngaubat Verhältnis die Scheu keine so große, wie bei den 
Ira und Imi. Aus dem Gesagten ergibt sich klar, daß 
der vielfache Glaube, die Schwiegerscheu sei nur deshalb 
eingefkihrt, um den Geschlechtsumgang zwischen den Ver- 
schwägerten zu verhüten, unzureichend ist, denn sie gilt auch 
unter Personen desselben Geschlechts. Der Grund liegt viel- 
mehr, wie bereits anderwärts angedeutet, darin, daß man aus 
den Zeiten her, wo die Ehe als unheilige Einrichtung aus 
der uralten Gruppenehe hervorging, sie als mit dem Fluch 
belegt wähnte, so daß jedes Hervortreten der Ehe 
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und damit auch jedes Hervortreten der Scbwäger- 
schaft ängstlich vermieden wurde, in der Befürch- 
tung, damit die Geisterwelt zu verletzen unrd 
schwere Folgen auf die ganze Familie heraufzu- 
beschwören. Nur so erklärt sich die bisher rätselhafte 
Einrichtung, die über die ganze Erde verbreitet ist, und diese 
Verbreitung zeigt wiederum, daß der Uebergang von der 
Gruppenehe zur Einzelehe eine allgemein menschliche Erschei- 
nung darstellt. Wo wir die Schwiegerscheu finden, haben wir 
ein wichtiges Anzeichen, daß die Einzelehe aus der Gruppenehe 
hervorgegangen ist. Die Gegner der Ghruppenehe geben auch 
hier wieder kund, daß ihnen die richtige Anschauung über die 
fortschreitende menschliche Entwicklung gebricht. 

§ 16. 

Das Mutterrecht ist zum Vaterrecht übergegangen. Der 
Totem erbt allüberall vom Vater auf den Sohn. Daß aber 
dies erst Folge einer späteren Entwicklung ist, ergibt sich 
aus verschiedenen Umständen klar. Namentlich tritt hier eine 
Erscheinung hervor, die sonst ziemlich vereinzelt, aber im höch- 
sten Grade beweisend ist. Nicht selten nämlich hat jemand 
neben seinem Haupttotem einen Nebentotem, und so gibt es 
Leute mit zwei und drei Totems, und zwar in der Art, daß 
diese mehreren Totems sich vererben. Der Grund, den die 
Völker selber angeben (p. 180), ist der, daß man neben dem 
väterlichen Totem ursprünglich den mütterlichen mit über- 
nahm; richtiger gesagt: als man zum Vaterrecht überging, 
hat man vielfach den mütterlichen Totem weitergeführt, ganz 
ebenso, wie man noch heutzutage in Spanien dem Vaters- 
namen den Mutternamen beifügt. Eine zweite wichtige Er- 
scheinung ist das auch hier geltende Avunculat: der Avunculus 
ist^ wie aus dem obigen hervorgeht, der Wad man; ihm stehen 
wichtige Funktionen in der Familie zu (p. 144 f.); denn 

1. ist der Wa dm an der geborene Weihevater. Er heißt 
als solcher Mowai und hat bei der Jünglingsweihe die Jung- 
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liDge zu beaufsichtigen und ihnen die nötigen Belehrungen zu 
geben. 

2. Zwischen dem Wadman und dem Neffen besteht eine 
Art von Gütergemeinschaft» Es ist straflos, wenn der Neffe 
dem Wadman oder wenn der Wadman dem Neffen etwas 
nimmt; und es ist nicht nur straflos, sondern es gilt als er- 
laubt und vom Rechte gebilligt. Dies ist eine Erscheinung, 
die bei anderen Völkern, welche aus dem Mutterrecht hervor- 
gegangen sind, wiederkehrt^^). 

3. Eine weitere wichtige Tatsache ist es, daß dem Wadman 
das Recht des Friedensgebotes zusteht. Wenn der Neffe mit 
jemanden einen Kampf beginnt, so kann der Wadman auf- 
treten und ihm Frieden gebieten. Bemerkenswert ist, daß 
solches auch anderen Verwandten, namentlich dem Vater, zu- 
steht, der hier durch einen eigentümlichen Brauch dem Ge- 
fecht Einhalt tut, indem er auf einen gewissen Körperteil 
weist und dem Sohn erklärt; daß er von diesem stammt Diese 
stark sinnbildliche Verwarnung (welche auf die bei solchen 
Völkern häufige Scheu vor dem Zeugungsteile zurückfOhrt) 
soll aber bei weitem nicht so viel wirken, wie die einfache 
Erklärung des Wadman. 

§ 17. 

Die Jünglingsweihe (p. 208 ff.) findet sich überall in 
der Art des Waldganges, indem die Jünglinge sich von der 
Gesellschaft absondern, in wilde Gegenden ziehen und hier 
sich verschiedenen Proben, namentlich auch Entbehrungen, 
unterwerfen müssen. Eine Verletzung der Vorschriften, nament- 
lich der Tabuvorschriften, hat sofortige Todesstrafe zur Folge 
(p. 210), denn diese Gebräuche gelten dem Volk als die 
Grundlage seines Wesens. Dabei wird der Jüngling von dem 
Weihe vater, welcher der Avunculus ist, belehrt und in die 



'*) So auch bei dem künstlichen Neflfen Verhältnis, dem Vasuverhaltnis 
auf Fidschi. 
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Besonderheiten der Bräuche eingeführt. Auch das bei den 
Aostralnegem wie bei den Papuas gebräuchliche Schwirrhola 
spielt hier seine Rolle (p. 208 f.). Von Beschneidung und ähn- 
lichen Gebräuchen aber ist nichts mehr zu entdecken (p. 217). 
Offenbar ist dies dieselbe Entwicklung^ die wir auch bei anderen 
Australstämmen finden. Auch bei Frauen gibt es eine Weihe 
bei Eintritt der Katamenien^ die ebenfalls darin besteht^ daß 
eine Absonderung, entweder außerhalb oder im Hause, ver- 
bunden mit Nahmngstabu, eintritt (p. 201 f.). Wie bei dem 
Jüngling der Avunculus, so ist es hier die Ngaibat, welche 
sich des Weihezöglings annimmt. 

§ 18. 

Abtreibung und Eindsmord sind erlaubt und häufig. 
Der Vater hat das Recht, zu bestimmen, ob das Eind weiter- 
leben soll. Auch der Zwillingsfluch besteht; die Q-eburt von 
Zwillingen gilt als schmachvoll, und regelrecht wird einer der 
Zwillinge getötet (p. 198). 

§ 19. 

Die Bahrprobe scheint noch immer im Gebrauch zu 
sein, und es wird bemerkt, daß die Totenwache hauptsächlich 
zu dem Zweck stattfindet, damit der Tote Auskunft über den 
Mörder gibt (p. 355). 
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Zum Bechte der Papuas. 

Von 

Josef Köhler. 

Ueber die Papuas^) haben wir jetzt bo reichliche Kunde, daß 
wir uns von ihrem Rechtsleben eine sichere Vorstellong machen 
können. Wir finden einen mehr oder minder ausgeprägten 
Totemismus, teils in der Hochblüte, teils im Zerfall, einen 
Totemismus mit mntterrechtlicher oder Taterrechtlicher Glie- 
derung, das Vaterrecht noch mit mutterrechtlichen Ueber- 
bleibsein durchsetzt, wir finden Frauenkauf und Frauenraub 
als die Bildner der Einzelehe, wir finden noch Spuren der 
Gruppenehe, ein ziemlich scharf geschiedenes Grundeigentum 
mit dem schützenden Matakau, wir finden Sachbegräbnis and 
Totenzauber, wir finden endlich Blutrache, Bahrprobe und an- 
deren Ordalismus. 

Zur Ergänzung seien einige weitere Schilderungen bei- 
gefügt. 

1. So über die Sulk a in Neupommem; hierüber gibt uns 
Rascher, Arch. f. Anthrop. XXTX p. 209 f. bedeutsame 
Mitteilungen. 

Bei ihnen gibt es zwei exogame Stämme mit Matter- 
recht, und jeder Stamm teilt sich wieder in 9 Aeste. Von 
Totemismus finden wir noch folgendes: die einen dürfen 
Schweinefleisch essen (o ngemsilang), die anderen nicht (o lap- 

Zeitschrift VU S. 169 f., XIV S. 321 f. 
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giel). Ob das Kind den einen oder den anderen angehört^ 
bestimmt sich nach der Mutter (p. 209, 210). Offenbar ist 
hier der Totemismus sehr verkümmert. 

Der Geburtszauber der Couvade tritt in neue Beleuch- 
tung: nicht nur der Ehemann steht im Zusammenhang mit 
dem werdenden Kind, sondern auch ein dritter kann^ indem 
er sich krank stellt und verschiedene Bewegungen macht, das 
Kind schädigen, S. 219. Im übrigen macht die Beiwohnung 
ebenso wie die Geburt unrein, und es ist ein reinigender Zauber 
nötig, der bei der unehelichen Beiwohnung schwieriger ist als 
bei der ehelichen. 

Von Jünglings- und Jungfrauenweihe erfahren 
wir die bekannten Tatsachen, jedoch mit der Besonderheit, 
daß bei Mädchen die aus Absonderung und Entbehrung be- 
stehende Weihe erst nach der Verlobung eintritt, p. 210, 
212 f. Die Frauen dürfen von den Weiheformen der Männer 
nichts wissen, sonst sterben sie oder sie bekommen Zwillinge, 
p. 227. 

Für die Entwicklung des Grundeigentums spricht die 
Anwendung des Matakau, des fruchtschützenden Zaubers: man 
legt Gras und Mais vor einen Baumstamm, dessen Früchte 
man schützen will, und wer darauf tritt, wird irrsinnig (p. 220). 

Das Sachbegräbnis ist inUebung; man legt dem Toten 
seine Habe mit ins Grab. Entsprechend wird auch neben dem 
Grab Taro gepflanzt, der fQr die Nahrung des Geistes bestimmt 
ist. Auffallenderweise finden wir auch eine Spur der bei den 
Naturvölkern so seltenen Vergeltungslehre: während im übri- 
gen die Geister nach ihrem Lande in der Unterwelt ziehen, 
bleiben die Geizigen zurück und werden in Felsen verwandelt 
(p. 216 f.). 

Blutrache nind Bahrrecht gilt: der Tote zeugt gegen 
den Mörder; man glaubt, das glühende Auge zu sehen, das 
sich aus dem Grabe erhebt und die Richtung nach dem Mörder- 
hanse nimmt; oder man befragt einen Baum, den man vor der 
Hütte aufpflanzt und der bei der Nennung des Mörders durch 



164 Köhler. 

Neigen seiner Krone oder Schütteln seiner Blätter den Tater 
kundgibt (p. 222). 

Dies ist umso wichtiger wegen des allgemeinen Glanbeni 
an Verzauberung. Wie sonst, verzaubert man jemanden, 
indem man ein Haar oder einen Eissensrest des Mitmenschen 
in seine Gewalt bekommt und dies dem bösen Geist (kot) 
widmet, oder indem man einen Wanderer im einsamen Walde 
fast totschlägt, worauf er sich zwar wieder erholt, aber ans 
Kummer dahinsiecht und stirbt, falls kein Gegenzauber an- 
gewandt wird, p. 221 f., — ebenso wie bei den Austral- 
negem. Der schlimme Zauber fährt zur Blutrache; denn auch 
hier nimmt man überall an, daß niemand eines natürlichen 
Todes sterbe, sondern jeder Tod, dessen Ursache man nicht 
kennt, auf einen solchen Zauber zurückzuführen sei. Doeh 
wird die Rache vielfach zum Scheinkampf, und die Rächer- 
schar läßt sich durch G^chenke versöhnen (p. 223). 

2. Bei den Daudai im Südosten von Neuguinea') ist 
der Totemismus in voller Blüte. Sie haben 9 Totems, dar- 
unter Kasuar, Alligator, Hund, Schildkröte, Rotschlange, 
Känguruh. Die Totems vererben sich vaterrechtlich; im 
weiteren südöstlichen Teil aber soll noch mutterrechtliche Erb- 
folge bestehen. Eine eigenartige Mitteilung geht dahin, daß 
die Frau zwar gegenüber dem Mann ihren Totem beibehält, 
jedoch jeder Ehegatte einer gewissen Beeinflussung des an- 
deren unterliegt; der eine Ehegatte muß auf den Totem des 
anderen Rücksicht nehmen: wenn z. B. die Frau vom Totem- 
tier des Mannes ißt, so hält sich der Mann eine Zeitlang 
von ihr zurück, und umgekehrt, p. 187. Daß der Totem- 
tabu gilt, versteht sich hienach von selbst. Für den Kampf 
bemalen sie sich mit dem Totembilde, so daß der eine Totem- 
genosse den anderen sofort erkennt und ihm zur Hilfe eilen 
kann. 



*) Reports of the Cambridge Anthrop. Expedition to Torres Straits 
V, p. 187 f. 






Zum Rechte der Papuas. 165 

3. Auch die Stämme der Mnrrayinseln sind in Totems 
geteilt; das Totemtier darf bei Todesstrafe nicht verletzt 
werden'). Im übrigen findet sich hier der Frauenraab mit 
nachfolgender Versöhnungsfeier und Zahlung des Brautpreises 
(p. 9). Kindesmord ist, wenn die Zahl der Kinder größer wird 
oder nur Kinder eines Geschlechts geboren werden^ sehr ver- 
breitet (p. 11 f.). 

Hier ist auch das Häuptlingtum bereits stark entwickelt: 
der Häuptling verlangt einen Teil der Früchte des Landes 
und urteilt über die Verbrechen ; bezieht auch einen Teil der 
Strafgelder (p. 6 und 7). 

Auch das Privateigentum an Grund und Boden besteht 
hier: es wird an Söhne und Töchter gleichmäßig vererbt oder 
in ihrer Ermangelung an Adoptivkinder; es kann verpachtet 
werden (gegen Früchte), wird aber nicht veräußert (p. 7). 

4. Die Bewohner von Kiwai haben etwa 13 vaterrecht- 
liche Totems (Tier- und Pflanzennamen) ^); doch scheinen im 
übrigen noch mutterrechtliche Verhältnisse zu bestehen, denn 
es wird erwähnt, daß 1. der Vater seine Stieftochter, ja selbst 
seine eigene Tochter heiraten könne, daß aber 2. niemals Brüder 
und Schwestern oder Cousins untereinander, wohl aber 3. Per- 
sonen des nämlichen Namens einander zu heiraten vermögen ^) : 
die Ehe ist eben gegenüber den mutterrechtlichen Verwandten 
verboten, gegenüber den vaterrechtlichen erlaubt, und vater- 
rechtlich vererbt sich Name und Totem. Wie bei den Austral- 
negern wird die Ehe durch Frauentausch eingeleitet, in der Art, 
daß, wenn der Bräutigam keine Schwester hat, er ein Mädchen 
aus einer anderen Familie, die mehrere Töchter besitzt, sich 
zu diesem Zwecke erwirbt. Dabei findet gewöhnlich eine Ent- 
führung oder mindestens eine ScheinentfUhrung statt mit den 
entsprechenden wirklichen oder scheinbaren Feindseligkeiten '). 

') Hant) Joarn. of the Anthrop. Inst, of Great Britain XXVIlIp.6. 
^) Cambridge Exped. to Torres Straits V p. 189. 
*) Chalmers in Journal of the Anthrop. Institute XXXfll p. 124. 
*) Chalmers a. a. 0. p. 124. 
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Bei der Jünglingsweihe ist das Schwirrholz in Grebraach, 
wodurch Weiber und Kinder erschreckt werden, und die Jüng- 
linge haben unter furchtbaren Verwünschungen und ESiden das 
Geheimnis zu beschwören. Im übrigen zeigt die Jünglings- 
weihe die gewöhnlichen Züge: die Jünglinge werden weiB 
und rot angestrichen, bekommen heilige Bilder zu sehen und 
haben einen Speisetabu einzuhalten. 

Auch hier finden wir die Totenspenden. Dem Toten 
werden Nahrungsmittel auf das Grab gelegt, auch wird ein 
Feuer angezündet, um ihm die nötige Wärme zu gewähren. 
Dies dauert 9 Tage; dann verläßt der Tote den Sitz, und die 
Spenden hören auf. Im übrigen ist das Sachbegräbnis 
symbolisch geworden. Man gibt dem Toten nicht mehr Bogen, 
Pfeile oder Kleidung ins Grab hinein, sondern hängt sie &ne 
Zeitlang über dem Grabe auf. Der Gedanke ist der, daß auf 
solche Weise der Geist oder Schatten der Sache dem Greiste 
des Toten folgt. 

Es wird behauptet, daß es hier keine Los- und keine 
Giftordale gebe^), allein damit ist die Möglichkeit eines 
sonstigen Ordalismus nicht verneint. 

5. Von den Elemastämmen am papuanischen Golf er- 
fahren wir^), daß der Stamm ans zwei großen Abteilungen 
besteht; jede Abteilung teilt sich wieder in verschiedene 
Gruppen, so die eine Abteilung in die Ipigruppen, die andere 
in solche, deren Namen mit ra, u oder au endet. Leider er- 
fahren wir über die Eheverhältnisse nichts, aber es ist wahr- 
scheinlich, daß auch hier eine feste Regel der Verbindimg 
besteht, indem die eine Abteilung in die andere heiratet, 
und zwar unter Berücksichtigung der einzelnen Untergruppen. 
Die Sagen lehren insbesondere, wie die verschiedenen Ipi- 
stämme von einem gemeinsamen Urstamm herrühren, und 
zwar führt die Sage auf Baumabstammung zurück. 

^) ChalmerB a. a. 0. S. 119. 

') Yg\, Holmes ia Journal of the Anthropological lastitate XXXm 
p. 125. 
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Heroenmythen finden wir, wie bei den Australiern^ und 
zwar auch in der Art, daß der Heros, Heisafarai, zunächst 
mit Jünglingen ausgezogen ist; was vollkommen mit den Er- 
gebnissen der Forschung stimmt, daß es vorzüglich Häupter 
der Jünglingsgenossenschaft waren, welche infolge ihrer kühnen 
Unternehmungen zu Häuptlingen des Geschlechts emporstiegen. 

6. Wo auf den Torresinseln der papuanische Einfluß 
waltet — die Bevölkerung besteht aus Australiern und aus 
Papuas — , bat sich das Privateigentum entwickelt, und zwar 
an Grundstücken wie an beweglichen Sachen, an Grund- 
stücken in der Art, daß alles, selbst die Felsriffe, ihren Eigen- 
tümer haben. Damit hat sich ein Erbrecht gebildet und zwar 
ein Erbrecht auf Söhne und Töchter zugleich. Die Söhne 
haben nur, gleichsam als Heergeräte, die Eanoes, voraus, 
welche ausschließlich nach ihrer Seite hin erben, während die 
Töchter dafür in einem größeren Stück Land entschädigt 
werden *). 

7. Die Papuas auf der Westseite von Neuguinea 
in dem niederländischen Teile zeigen ähnliche Züge. So be- 
richtet van der Roest einiges über die Bevölkerung von 
Windessi i<>). 

Von der Ehe erfahren wir, daß die Einderverlobung üb- 
lich ist imd daß, wenn der Verlobte oder die Verlobte stirbt, 
ein Bruder oder eine Schwester an ihre Stelle tritt: offenbar 
ein Ueberrest gruppenehelicher Gedanken (p. 163). Dahin 
weist auch der Familientabu, indem die beiden Verlobten 
einander nicht sehen dürfen (p. 163), was aber allerdings 
nicht immer streng gehalten wird. 

Die Frauenkaufidee scheint hier wenig ausgebildet zu 
sein: während der Verlobte einen Brautschatz gibt, geben 
auch die Eltern der Braut einen solchen, wenn auch in min- 



') Cambridgre Expedition V p. 285 ff. 

^^) Tijdschriffc yoor indische Taal-^ Land- en Volkenkunde, Bd. XXXX 
8. 150 f. 
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derer Höhe. Femer wohnen die Ehegatten im fiaoBe der 
Eltern der Frau (p. 162; 164). 

Auch hier ist das Sachbegräbnis in Uebung: Gerät- 
schaften, Waffen werden dem Verstorbenen mitgegeben. 

Auch die Bahrprobe wird in der Art voUzogen, dafi 
man den Toten an einer Haarlocke faßt und dabei verschie- 
dene Oertlichkeiten angibt, an denen sich der Täter befinden 
kann: geht hiebei ein Haar heraus, so nimmt man an, daß 
an dieser Oertlichkeit der Täter zu finden ist (p. 159). Eia 
anderes Gottesurteil bezieht sich namentlich auf die Beschul- 
digung des Ehebruchs: maßgebend ist hier ein Stück Holz, 
das eine gewisse Heiligkeit hat und in der Familie sorgfiütig 
aufbewahrt wird; es ist das Stück Holz, das den Geist des 
Familiengenossen in sich faßt, — ein Motiv, das aus der 
Meleagersage allgemein bekannt ist. Der Beschuldigte nimmt 
das Stück Holz und erklärt: wenn er lüge, solle dies seine 
Todesursache sein. Wie es scheint, kommt dieses Gottesurteil 
doppelseitig vor, indem beide Teile das Holz halten und die 
entgegengesetzte Versicherung abgeben. Der Berichterstatter 
wundert sich, daß man in einem Fall, in welchem beide TeSe 
am Leben blieben, keinen Anstand nahm (p. 172); allein es gilt 
auch hier der Satz, daß, wenn das Gottesurteil für beide Tefle 
günstig ausfällt, es eben ergebnislos bleibt. 



Miszellen aus der ethnologischen Jurisprudenz^). 

Von 

Dr. Albert Hellwlg. 

4. Eesselfang und HeiAeisenordal in Alt-Japan. 

Daß der Eesselfang und das Heißeisenordal einst in Japan 
existierte, ergibt sich mit voller Gewißheit aus zwei Sagen » die 
Brauns') in seiner interessanten Sammlung mitteilt. 

Was den Eesselfang betrifft, so trat der von seinem eigenen 
Bruder ümaschi des Hochverrats gegen Ojin Tenno beschuldigte 
Takentschi entrüstet vor, «und da ihm kein anderes Mittel übrig 
blieb, seine Unschuld zu erhärten, so verlangte er ein Gottesurteil 
nach altem Brauche, Ojin Tenno entschied auch sofort, daß zwischen 
ihm und Umaschi die Feuerprobe entscheiden solle. Ein Feuer ward 
auf dem Qerichtsplatze vor dem Palaste angezündet und ein großer 
Kessel mit Wasser darauf gesetzt. Als das Wasser im Sieden war, 
griff zuerst Takentschi ohne Zaudern bis auf den Boden des Ees- 
sels und zog langsam den Arm hervor; das siedend heiße Wasser 
hatte ihm nicht die geringste Verletzung, nicht den mindesten 
Schmerz bereitet. Nun kam die Reihe an ümaschi. Eaum aber 
hatte dessen Hand das Wasser im Eessel berührt, so stürzte er 
mit einem lauten Schrei zu Boden, seiner Sinne kaum mächtig. 
Und dabei kam sein Gewand der Flamme nahe, die unter dem 
Kessel brannte; es fing Feuer und der Verräter ging elendiglich 
SU Grunde. Die Anwesenden aber frohlockten, daß die Götter so 
sichtlich die Tugend und Eedlichkeit beschützten und die Schur- 
kerei bestraften, und der Eaiser bemühte sich, Takentschi für das 
ausgestandene Herzeleid nach Erftften zu entschädigen').'' 



Vgl. Bd. XVin p. 461 ff. 

*) D. Brauns, i, Japanische Märchen und Sagen" (Leipzig 1885). 

*) Brauns a. a. 0. p. 201 f. 
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Das Heißeisenordal ist Gegenstand einer anderen Sage, die 
für die Auffassung der Ordale im Volk sehr charakteristisch ist. 

Ein Fürst war wegen angeblichen Hochverrats enthauptet und 
sein Haupt auf einen Pfahl gesteckt worden. Da kam es, daß je- 
mand das Haupt bestattete. Der alte Diener des Fürsten wurde 
dessen beschuldigt und es kam die Sache zur Feuerprobe. Hier- 
über wird nun erzählt: 

9 Beide, der Ankläger wie der Beschuldigte, wurden einander 
gegenübergestellt und nochmals gefragt, ob sie ihre Behauptungen 
durch unerschrockenes Ergreifen eines rotglühenden Eisenstabes er- 
härten wollten. Beide bejaheten dies, und so nahm erst dar An- 
geklagt«, Saito, das Eisen in die Hände, das ihm nichts zuleide 
tat; als man es aber darauf dem Tena Iman reichte, verbrannte 
es ihm seine Hände auf jämmerliche Weise ^).* 

Es wird noch bemerkt, daß der Zweifel bestand, ob das 
Gottesurteil die Nichtbegehung der Tat feststellte, oder ob die 
Götter darlegen wollten, daß der Angeklagte ,, durch das Herab- 
nehmen und Bestatten des Hauptes seines unschuldig ums Leben 
gebrachten Herrn eine fromme und lobenswerte Handlung verübt 
hatte, während Tena Iman aus niedriger Besinnung handelte und 
deshalb bestraft ward.* 

Aus diesen Schilderungen lassen sich folgende Grundzüge des 
altjapanischen Ordalrechtes entnehmen: 

1. Bekannt waren das Heißeisenordal und der Kesselfang. Daß 
auch andere Gottesurteile partikulär oder auch allgemein in An- 
wendung kamen, ist sehr wohl mOglich'). 

2. Zu der Zeit, aus der die beiden betreffenden Sagen stammen, 
kamen die Ordale nur noch subsidiär zur Anwendung als äußer- 
ster Notbehelf, um Klarheit über einen verwickelten Fall zu ver- 
schaffen. 

8. Beide Ordale waren zweiseitig, d. h. sowohl der Beklagte 
als auch sein Ankläger mußten sich der Gottesprobe unterziehen, 
und zwar nacheinander. In beiden Sagen muß zunächst der An- 
geklagte durch das Ordal seine Unschuld zu beweisen suchen: Ich 



^) Brauns a. a. 0. p. 434 f. 

') [Es ist nachweisbar, daß bei den alten Japanern noch die Divi- 
nation galt, Zeitscbr. X, 8. 379. Kohler]. 
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glaube, daß dies kein Zufall ist, sondern daß stets der Angeklagte, 
gegen den ja ein dringender Verdacht Torlag, sich von diesem rei- 
nigen mußte und daß der Anklagte sich nur dann der Gottesprobe 
zu unterziehen brauchte, wenn dem Angeklagten die Probe gelang. 
Dadurch wurde die Zweiseitigkeit des Ordales naturlich vielfach 
illusorisch gemacht. Strikt beweisen kann ich diese Vermutung 
allerdings nicht. 

4. In beiden Fällen handelt es sich um einen Fall des Hoch- 
verrats, denn auch der Diener, der das Haupt seines wegen angeblichen 
Hochverrates hingerichteten Herrn weggenommen und ehrenvoll be- 
graben hatte, billigte dadurch gewissermaßen das Tun und Treiben 
seines Herrn, war also gleich ihm des Hochverrates schuldig. Mög- 
licherweise ist dies lediglich Zufall. Ausgeschlossen ist jedoch nicht, 
daß sich die Verwendung der Ordale nur noch beim Hochverrat 
(und vielleicht einigen anderen besonders schweren Verbrechen) er- 
halten hatte: fristen doch gerade beim Verbrechen des Hochverrates 
häufig Rudimente primitiver Entwicklungsstadien ihr Dasein fort, 
so z. B. die Verwandtenhaftung, und daß der Glaube an die 
Gottesurteile und jedenfalls ihre Verwendung in der Praxis schon 
sehr im Schwinden begrififen waren, werden wir gleich sehen. 

5. Die Gottesurteile beruhten auf dem Gedanken, daß die 
Gottheit sich der Unschuld annehmen und nicht gestatten würde, 
daß das glühende Eisen oder das kochend heiße Wasser dem schuldlos 
Angeklagten, der im Vertrauen auf den Beistand der Götter bereit 
ist, durch jene Proben die Wahrheit seiner Aussage zu erhärten, 
Schaden zugefügt würde. Daß dieser Glaube schon zu wanken be- 
gann, ergibt sich aus der Erzählung über das Heißeisenordal. Denn, 
wenngleich Salto moralisch recht gehandelt hatte, so war er doch 
ebenso sicher auch des HochveiTats schuldig und konnte jedenfalls 
nicht seinen Ankläger Lügen strafen; wenn es also nach strengem 
Recht gegangen wäre, so hätte er bei der Gottesprobe unterliegen 
und sein Gegner obsiegen müssen. Das Resultat war aber ein um- 
gekehrtes, und zwar, wie der zweifelnde Teil des Volkes meinte, 
weil Saito durch das Herabnehmen und Bestatten des Hauptes 
seines unschuldig ums Leben gebrachten Herrn eine fromme und 
lobenswerte Handlung verübt hatte, während Tena Iman aus 
niedriger Gesinnung handelte. Hier war das Resultat der Gottes- 
probe immerhin noch moralisch gerechtfertigt; aber dadurch wird 
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nicht aus der Welt geschafft, daß wenigstens ein Teil des Volkes 
an der absoluten üebereinstimmong vom Besnltat des Gottesurteils 
und der Wahrheit oder Unwahrheit der Beschaldigong zu zweifeln 
begonnen hatte. Von dem Glauben, daß die Gottheit za Ghinsten 
des moralisch Unschuldigen eine Ausnahme von jenem Axiom 
mache, bis zu der Annahme, daß ein bOser Geist auch zu Gunsten 
eines Schuldigen den Erfolg der Gottesprobe yereiteln kOnne, ist 
nur ein Schritt. Wie, wenn Yena Iman nicht aus niedriger (re- 
sinnung seine Anzeige gemacht hätte, sondern gleichfalla aus edlen 
Motiven? Wenn der Glaube an den durch das Gottesurteil be- 
wirkten absoluten Beweis von der Schuld oder Unschuld des An- 
geklagten erst einmal erschüttert ist, dann muß mit Notwendigkeit 
auch der Gedanke Platz greifen, daß dui'ch das Ordal unter Um- 
ständen auch ein Unschuldiger als angeblich Schuldiger bezeichnet 
werden könne oder daß ein wirklich Schuldiger mit Hilfe böser 
Mächte, oder indem er, wie beim Meineid gewisse mystmöse 
Zeremonien vornimmt'), die Wirkung des heißen Feuers u. s. w. 
unwirksam machen könne. Damit ist aber dem Ordal das Todes- 
urteil gesprochen. Daß wir in der Tat über die Periode der mysti- 
schen Rechtsfindung schon längst hinaus sind, ergibt sich mit voller 
Elarkeit schon aus der besprochenen Subsidiarität der Gottesurteile, 
die in ihnen bei Leibe nicht die gewöhnlichen Beweismittel sieht, 
sondern sie vielmehr nur im äußersten Notfalle anwendet, wenn 
alle anderen Mittel versagen. 

*) Vgl. meine Skizzen .MjBtische Zeremonieen beim Meineid'' im 
.Gerichtssaal^ 1905 und 1906 sowie meine dort zitierten weiteren Aof- 
Sätze darüber. 
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Handbuch der Gesetzgebung in Preußen und dem 
Deutschen Reiche. Unter Mitwirkung von Geh. Postrat 
Aschenborn, Geh. Begierungsrat Bredow, Geh. Ober- 
regierungsrat vonBremen, Geh. Begierungsrat F ritsch, Ober- 
yerwaltnngsgeriohtsrat Genzmer, Landrichter Dr. H or ne- 
in a nn, Landrichter a. D. Kreisel, Geh. Oberregierungsrat 
Rüster, Geh. Begiernngsrat von Lorbeil, Geh. Ober- 
regierungsrat Lusensky, Begierungsrat Dr. Münchgesang, 
Geh. Oberregierungsrat Dr. Traugott Müller, Landforst- 
meister a. D. Schultz, Geh. Oberregierungsrat Freiherrn 
von Seherr-Thoss herausgegeben von Graf Hue de Grais, 
Wirkl. Geh. Oberregierungsrat, Begierungsprftsidenten a. D. 
L Das Deutsche Beich. Berlin 1901. Verlag von Julius 
Springer. XIL 385 Seiten. 

Der Herausgeber dieses auf 26 Teile berechneten großen Werkes, 
dessen Bände einzeln käuflich sind, beabsichtigt hiermit die Gesetz- 
gebung Preußens und des Deutschen Beichs, nach Materien ge- 
ordnet) allen Beteiligt«) iä^amten wie Laien, zugänglicher zu machen, 
als dies bisher der Fall ist. Die Hauptgesetze werden in geordneter 
üebersicht unter fortlaufenden deutschen Ziffern aufgeführt; die zur 
Ausführung oder Ergänzung erlassenen Gesetze, Verordnungen und 
Anweisungen werden entweder in Anmerkungen abgedruckt oder, 
wenn sie umfangreicher sind, den Hauptgesetzen als Anlagen an- 
gefügt. Spätere Aenderungen des ursprünglichen Textes werden 
genau kenntlich gemacht ; Einleitungen zu den einzelnen Abschnitten 
bieten einen Ueberblick über die darin behandelten (besetze und 
beigefügte Anmerkungen geben alle für das Verständnis und die 
Anwendung erforderliehen Erläuterungen, hierunter ergangene, 
grundlegende Entscheidungen der höchsten Gerichte und Verwal- 
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tungsbebörden, wie Hauptergebnisse wissenschaftlicher Forschnng 
und praktischer Handhabnng. Hierzu treten chronologische nnd 
alphabetische Sachverzeichnisse. Nach dem hier vorliegenden ersten 
Bande, der die Beichsverfassnng, Reichsangehörigkeit, Beichstag, 
Beichsbehörden und Beichsbeamte, Beichsfinanzen, Elsaß-Lothringen 
behandelt, kann man das unternehmen freudigst begrüßen. Die 
Arbeit des Herausgebers ist eine ganz besonders gründliche und 
orientiert den Benutzer schnell und sicher. Als weitere Arbeiten 
des Herausgebers stehen in Aussicht Teil 2 : Auswärtige Angelten- 
heiten, Teil 3: Heer und Kriegsflotte, Teil 4, Bd. I: Preußische 
Staatsverfassung und Staatsbehörden. Die zur Mitarbeit heran- 
gezogenen Fachmänner sichern eine treffliche Durchfuhrung des 
Planes. Die Ausstattung des Werkes ist vorzüglich; der Preis des 
vorliegenden Bandes (gebunden M. 6. — ) ein sehr mäßiger. Als 
andere Werke des Herausgebers seien genannt sein jetzt 1904 in 
16. Auflage erschienenes Handbuch der Verfassung und Verwaltung 
in Preußen und dem Deutschen Beiche und ein gleichnamiger 

Grundriß in 6. Auflage. Berlin 1901. 

A. Teleknunn. 

Hayn'sche Sammlung verwaltungsrechtlicher Gesetze. 
Bd. I. Kommentar zum Gesetz über die Allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. Von Dr. Fritz 
Stier-Somlo. Berlin 1902. Verlag von A. W. Hayn's Erben. 
XIV, 602 Seiten. 

Diese Sammlung bezweckt, praktische Brauchbarkeit mit wissen- 
schaftlicher Gründlichkeit zu verbinden, den Kemgedanken eines 
Bechtssatzes besonders, auch im Druck, auffällig hervorzuheben, 
seinen Zweck und seine Bedeutung darzutun, erst dann auf in 
Frage kommende Einzelheiten einzugehen. Neben dem Gesetz von 
1883 (mit 12 Zusätzen) ist das Gesetz über die Polizeiverwaltnng 
vom 11. März 1850 wiedergegeben, im Nachtrag die Gesetze vom 
12. Juni 1889 und 13. Juni 1900, sodann einschlagende Gesetze u.s. w. 
von 1808 — 1899, namentlich Gesetz über die Verfassung des Ver- 
waltungsgerichts und das Verwaltungsstreitverfahren. 

Vorliegende Arbeit des an der Universität Bonn lehrenden 
Gerichtsassessors Dr. F. Stier-Somlo ist eine höchst gewissenhafte 
und bestens zu empfehlende Arbeit. Ein zweiter Band wird (nach- 
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stens erscheinend) das Zuständigkeitsgesetz vom 1. August 1883 

18. Dezember 1872, 
enthalten; dann folgen die Ereisordnung vom — ^q ^ — TrM — 

Landgemeindeordnnng vom 8. Juli 1891, Froyinzialordnung vom 

29. Juni 1875 

22 — Tjjp 1881» ^^^^ Berücksichtigung derer der anderen Pro- 
vinzen und die Städteordnung vom 80. Mai 1853 und weiteres. 
Auch dem akademischen Studium werden diese Bearbeitungen in 
hohem Maße dienen. Der Druck ist sorgfältig, das Format sehr 

handlich. 

A. TeiehmaiiD. 

Handbuch für den Gerichtsvollzieherdienst nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche mit Nebengesetzen, den revidierten 
Beichsjustizgesetzen und den landesrechtlichen Bestimmungen 
im Königreiche Bayern mit der Neuorganisation vom Jahre 1900 
herausgegeben von Eduard Rottmann, königl. Oberamts- 
richter a. D. Zweite, gänzlich umgearbeitete Auflage mit 
ausführlicher Inhaltsübersicht, ausführlichem Sachregister und 
40 Formularien in 25 Beilagen. Stahel'sche Verlagsanstalt 
in Würzburg. Königl. Hof- und Universitätsverlag. Oskar 
Stahel, 1902. 

Dieses in der Praxis beifällig aufgenommene Werk ist in fünf 

Lieferungen erschienen (Preis brosch. 15 Mk., geb. 16.50). Es wird 

namentlich in seiner neuen Form sich als sehr nützliches, überall 

Auskunft erteilendes Werk bewiQiren. 

A. TeicbmanD. 

HermannFerdinandHitzig. Injuria. Beiträge zur Geschichte 
der injuria im Griechischen und Bömischen Recht. München. 
Theodor Ackermann, 1899. . Vorwort; 89 Seiten'). 

Diese dem Lehrer und Kollegen Gustav Vogt (inzwischen 
in Zürich am 12. November 1901 verstorben) gewidmete Festschrift ist 
ein neuer wertvoller Beitrag des Verfassers zur Kenntnis des Griechi- 
schen Rechts, das drei Beleidigungsklagen aufweist: die hUti alxiac, 
SCxiQ xaxY)Yop£ac und die yp^^?*^ ^Pp^^^t deren Anwendungsgebiete hier 
erforscht werden. Das attische Recht zeigt eine frühzeitige Ueber- 



Darüber auch schon XVII S. 477. 
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Windung der Talion und frühzeitiges Auftreten öffentlicher Straf- 
verfolgung ; die dritte Klage erliegt schließlich der zuerst genannten« 
die wohl zur Ausbildung der römischen actio injuriarum aestimatoria 
beigetragen hat, während die zweitgenannte Klage wenig Yerwandt- 
sohaffc mit der römischen Verbalinjurie zeigt. Die Schrift bietet 

reiche Belehrung. 

A. TeielimaBB. 

Das Münster zu Freiburg i. Br. im Lichte rechtste- 
schichtlicher Betrachtung. Bede, gehalten am 24. Sep- 
tember 1901 im Kornhaussaal zu Freiburg i. Br. vor der 
Hauptversammlung der Deutschen Geschichts- und Altertums- 
yereine durch Dr. Ulrich Stutz, o. ö. Professor der Rechte 
an der Albert -Ludwigs -Universität. Tübingen und Leipzig. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1901. 82 Seiten. 

Die Geschichte dieses allbekannten herrlichen Münsters zeigt 
eine erste Periode der Herrschaft der Grafen von Freiburg und der 
Herzöge von Oesterreich über dieses (1218 — 1456), in welcher Stadt 
und Herrschaft bald miteinander stritten, bald sich friedlich ver- 
glichen ; sodann eine zweite, in der das Münster Universitätspfarrei 
war (bis 1813), endlich eine dritte, seit das Münster (1827) zur 
Metropolitankirche wurde. Nach schweren Eingriffen des Staates 
im vorigen Jahrhundert ist endlich durch einen vom Bürgeraus- 
schuß einstimmig angenommenen Vertrag vom 9. Januar bezw. 
4./11. Februar 1901 das Münster samt Zubehör von der Stadt als 
Eigentum der Münsterfabrikstiftung anerkannt worden, jedoch mit 
städtischem Gebrauchsrecht am Turm und andern Teilen, während 
die (subsidiäre) Baulast schon durch Gesetz vom 26; Juli 1888 von 
der Stadt auf die katholische Kirchengemeinde übergegangen ist 
Besonders wertvoll sind die Ausfuhrungen des Verfassers über die 
älteste Periode. Weiteres wird nächstens eine Arbeit über die Frei- 
burger Universitätspfarreien bringen. 

A. TeleluiiaaB« 
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üeber Totemismus und ürehe. 

Von 

Josef Köhler. 

Es schließt sich allmählich der Ring^ der alle Völker um- 
faßt, und die Gleichheit der wichtigsten Rechts- und Kultur- 
einrichtungen tritt in überraschender Weise zu Tage, so 
namentlich auch, was Totemismus und Urehe betrifft. Der 
Totemismus findet sich überall ursprünglich, wo wir das 
Menschengeschlecht finden. 

1. Neuerdings hat man ihn auch bei den Urstämmen 
Chinas aufgewiesen, bei den Lolos in Yunan, wo die Zu- 
namen der Personen einen Baum oder ein Tier oder beides 
zugleich bezeichnen und der Mensch, der den Namen trägt, 
eine solche Pflanze oder Tier nie anfassen oder zerstören darf; 
weshalb auch statt der Frage: „Wie heißen Sie?^ die Frage- 
form im Gebrauch ist: „Was ist das Ding, das Sie nicht be- 
rühren?^ Und wenn hier bemerkt wird, daß Personen des- 
selben Namens einander heiraten, so wird doch auf der anderen 
Seite beigefügt, daß zwischen gewissen Gruppen die Ehe- 
schließung Terboten, bei anderen diese ganz besonders häufig 
ist. Auch der viel verbreitete Brauch, daß die Frau nach 
der Eheschließung zu ihren Eltern entflieht und wieder ge- 
holt werden muß, ist bei ihnen nachweisbar^). Er stammt 



') Vgl. Henry ia Journal of the Anthropological Institute of Great 

Britain, XXXIII, p. 105 f. 

Zcitflohrlft fAr rergleiohende BechUwiMenschaft. XIX. Band. X2 
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wohl nicht bloß aas dem Fraoenraob^ sondern gleichfdli 
daraus^ daß die Einzelehe als sündhaft gilt: er beroht also 
anf derselben Quelle, wie die Tobiasnächte. 

Die Cousinehe findet sich bei den M i a o stammen in der 
Nähe Ton Kutschen: die Mädchen müssen die Söhne ihres 
Mutterbruders heiraten^). 

Und die Schwiegerscheu wird von einem anderen Miao 
stamm berichtet: der Schwiegervater spricht nicht mit der 
Schwiegertochter'); ebenso der Brauch, daß die NeuTermählte 
nach 3 Tagen heimwärts zurückkehrt^)» 

2. Ganz besonders schätzenswert sind die neueren Fo^ 
schungen über die indischen Drawidastämme, so ins- 
besondere die Mitteilungen von Crooke im Journal of the 
Anthropologial Institute XXVHI p. 220 f.; denn der Totemii- 
mus und die Gruppenehe der Drawida^ die uns zwar schon 
von früher bekannt war^)^ tritt hier in ganz besonderer Scharfe 
hervor. Allerdings sind die ehemaligsn Tiemamen unter dem 
Einfluß der Hindus mannigfach verändert worden, allein 
die ursprüngliche Bedeutung schimmert noch durch (p. 234). 
Eigentümlich ist der Uebergang zum Vaterrecht in der Art, 
daß das Kind nun beide Totems miteinander verbindet, also 
Doppeltotem, was schließlich zur Sprengung der ganzen Ein- 
richtung führt (p. 235). 

Auch die auf den Totemismns zurückführende PflanseD- 
ehe wird uns neu bestätigt, p. 242: diese Pflanzenehe wird mit 
der Zeit zu einer Vorstufe der Ehe, und die Pflanze gilt von 
nun an als Schntzgeist, p. 242 f. 

So finden wir den Totemismus im Zerfall; an Stelle der 
Totemexogamie tritt dann das Verbot der Verheiratung in ge- 



*) Neumann, Aaiatiache Stadien (nach chinesischer Quelle) S. 74. 

*) Neumann S. 77. 

^) Neumann S. 79. Vgl. auch Zeitschr. VI S. 405. 

') Ueber den TotemismuB der Drawida Zeitschr. f. yergl. Bechtsw. 
X S. 87 f. Ueber die Gruppenehe (das knie kAnyapradAnam) Tgl. Ur- 
geschichte der Ehe S. 143. 
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wisBer Verwandtschaft, so zwischen Bruder und Schwester und 
unter Cousins. Doch hat sich bei anderen Stämmen, z. B. bei 
den Gonds, die Cousinehe, und zwar als berorzugte Ehe- 
schlieBungsweise erhalten, p. 235: denn die Cousinehe in der 
Art, daß der Sohn der Schwester die Tochter des Bruders 
heiratet, entspricht ja vollständig dem gruppenehelichen System. 

Der Uebergang zum Vaterrecht und das ursprüDgliche 
Mutterrecht zeigt sich klar aus den verschiedensten Ueber- 
resten. So wird beispielsweise vielfach der Stamm nicht auf 
einen Ahnen, sondern auf eine Ahnin zurückgeführt, p. 236; 
der Schwestersohn ist es, der fUr die Bestattung zu sorgen 
hat, p. 236; der Mutterbruder hat besonderen Einfluß, ins- 
besondere ist er es^ der die Ehen seiner Neffen einleitet, S. 237. 

Auf die Gruppenehe aber führt das gruppeneheliche Levi- 
rat zurück, indem die Witwe des älteren Bruders den jüngeren 
Sruder heiratet, p. 237; so kann auch ein Mann zwei 
Schwestern heiraten, aber nur in der Art, daß, wenn er die 
ältere Schwester hat, er die jüngere hinzunimmt, nicht aber 
80, daß, wenn er die jüngere hat, er auch die ältere nachträg- 
lich heiraten dürfte: denn die ältere gehört gleichsam der 
älteren Generation an und ist ihm wie eine Schwiegermutter, 
p. 238, eine Anschauung, die sich auch sonst findet^). Ebenso 
die Schwiegerscheu, die hier so weit geht, daß der Mann das 
Weib seines jüngeren Bruders, den Schwiegervater, aber auch 
die Frau seines agnatischen Onkels und Neffen nicht berühren 
darf. Ja, bei einigen Stämmen findet sich auch eine Bruder- 
and Schwesterscheu, p. 239. 

Ganz besonders leitet in die älteren Zeiten der Brauch 
zurück, daß nicht nur die Verwandten der Braut dem Bräu- 
tigam feindlich entgegentreten, wenn er sie abholen will (das 

") Nach eicem Kaschmirmärchen war Draupadi mit zwei Brüdern 
▼erheiratet; war sie beim ältesten, so sollte sie der Jüngere als Matter, 
war sie beim jüngsten, so sollte sie der älteste als Schwiegertochter be- 
trachten. Märchensam mlnng des Somadewa Bhatta, übersetzt von Brock- 
haas I S. 178. 
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könnte man auf den Fraoenraub denten), sondern daß auch die 
Verwandten des Bräutigams ihn verhindern wollen, die Braut in 
seine Wohnung zu führen, so seine Mutter, so seine Schwester, 
p. 239. Das beruht, wie die Schwiegerscheu, sicher auf dem 
ursprünglichen Gedanken von dem Fluch der Ehe, welche den 
alten Brauch des Oruppenlebens verletzt und die alte Sitte 
schädigt. 

Natürlich hat auch hier der Frauenraub und der Fraaen- 
kauf dazu beigetragen, die Oruppenehe zu zerstören und das 
Vaterrecht zu entwickeln. Von Frauenraub finden wir die 
bekannten Ueberreste, p. 240, und was den Frauenkauf be- 
trifift, so entdecken wir auch hier das Abverdienen des Fraaen* 
preises, so daß der Bräutigam etwa 1 Jahr oder bis zu 3 Jahren 
dienen muß, p. 241. Das Vaterrecht kündigt sich außerdem 
durch einen Brauch an, der bei den Völkern häufig ist: der 
Mann zerbricht bei der Eheschließung das Totembild der Frau, 
er erklärt damit, daß sie in seinen Totem übergeht, p. 242. 
Das findet sich bei manchen Stämmen in der Art, daß ein Zweig 
oder eine Frucht, welche als Bild des Totems gilt, vom Bran* 
tigam zerbrochen oder zertreten wird^); wir treffen es aach 
in anderen Gegenden, z. B. auf den griechischen Inseln^). 

Auch Stämme in Bengalen: die Uraons, Sonthals, Hob, 
Mundas, Bhumij haben exogame (Tier- und Pflanzen-) Totema*). 

Von den Marawars in Südindien erfahren wir, daß aie 
in sechs Totems eingeteilt sind, die sich nicht nach Tieren, 
sondern nach Pflanzen benennen, Pfefferstrauch, Betelstrauch, 
Kokosnuß, Arekanuß, Datteln und Palmira, von denen jeder 
Teil wieder in drei Untertotems zerfällt. Auch besteht eine be- 
stimmte Heiratsordnung: kein Totem darf in sich heiraten, 

^) Ueber Travancore vgl. Mateer, Katire life in Travancore 
p. 104 und zam Ganzen Zachariä, Zeitschr. d. Vereins f. Volkskniide 
XIV p. 404 f., der allerdings dem Fruchtzerbrechen eine andere Bedeatnng 
beimißt. Bei der Eheschließung aber ist die obige Bedeutung zweifellos. 

^ Marie v. d. Goltz, Bote der Frauenhülfe 1906, S. 519 (ein 
Paradiesapfel). 

') Risley, Asiatic Quart. Review 86, II, p. 76. 
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aber auch nicht jeder iu jeden anderen, sondern nur nach einer 
bestimmten Ordnung^ z. B. Betel nur mit Kokosnuß u, a. 
— also die Einrichtung, die wir schon anderwärts ans Süd- 
indien kennen. Die Totems sind matterrechtlich, so daß« das 
Kind den Totem seiner Matter erbt. Daraus geht hervor, daß 
Bruder und Schwester einander nicht heiraten dürfen, ebenso 
nicht die Kinder zweier Brüder, nicht die Kinder zweier 
Schwestern, dagegen die Kinder des Bruders einerseits und 
die Kinder der Schwester anderseits, die natürlich verschie- 
denen Totems angehören. Ja, eine derartige Cousinehe ist 
nicht nur möglich, sondern auch das regelmäßige: sie soll 
stattfinden, wenn nicht Gründe dagegen vorliegen. 

Das Vermögen dagegen erbt vom Vater auf die Söhne, 
die Töchter bekommen nur eine Ausstattung. 

Die Eheform ist Frauenkauf , wobei ein Teil des Kauf- 
preises an die Braut fällt und umgekehrt der Bräutigam, aber 
auch sein Bruder eine Oegengabe erhält. Der viel verbreitete 
Brauch der Handverbindung findet sich in der Art, daß die 
kleinen Finger der rechten Hand mit einem Seidenfaden zu- 
sammengeknüpft werden. Auf diese Weise hat das Paar dreimal 
den ehelichen Sitz zu umwandeln und dann in das Haus ein- 
zutreten, worauf das Band der Finger gelöst wird^^). 

Bei den Meitheis in Manipur^^) besteht ebenfalls ein 
Totemismus: der Totem ist teils ein Tier, teils eine Pflanze; 
die Berührung des Totems hat schwere Krankheit zur Folge, 
p. 303. Dort findet sich auch noch das Levirat in der Art, 
daß, wenn der Bruder stirbt, die Witwe dem jüngeren Bruder 
zukommt; niemals aber darf umgekehrt der ältere Bruder 
die Witwe des jüngeren Bruders nehmen: der Oedanke ist der, 
daß die jüngeren Brüder Nebenmänner der Frau des älteren 
Bruders sind, nicht aber umgekehrt, p. 305. Daß dies kein 
Ueberrest des Vaterrechts ist, geht auch daraus hervor: das 

^^) Vgl. Fa wcett im Journ. of the Anthrop. Inst. XXXIII p. 57, 61 f. 
") Vgl. Ho da on in Journal of the Anthropological Institute of 
Great Britain XXXI, p. 800. 
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Vaterrecht ist bo sehr zurückgedrängt, daß der Ehemann nicht 
nur kein Recht über Leben und Tod der Frau hat, aondem, 
wenn sie stirbt, ihren Verwandten zahlen muß, weil er für 
den Tod verantwortlich gemacht wird, p. 305. Dies gilt aach 
von den Kaupuis ebenda. Das System der Totems (Khels) 
aber findet sich auch bei den Angamis ^^^). 

3. Auch bei den Jakuten^') treffen wir die aUgemeinen 
Entwicklungsformen, einmal die deutlichen Ueberreste der 
Qruppenehe und sodann den Uebergang vom Mutterrecht zum 
Vaterrecht. Der Stamm heißt hier Sib, und die Vererbung des 
Vermögens geschieht yaterrechtlich (an Söhne und Töchter), 
und zwar gleichheitlich; allein die Sagen gehen vielfach darauf 
hinaus, daß der Stamm von einer Ahnmutter herrühre, p. 75, 
78, 92. Zur Gruppenehe leitet die vielfach verbreitete An- 
sicht, daß der Bruder mit der Frau des Bruders umgehen darf; 
noch mehr der Brauch, daß zwei Brüder des einen Stammes 
zwei Schwestern des anderen heiraten, p. 88, 89; am meisten 
aber die Verwandtschaftsbenennung, denn auch hier wie bei 
den Gruppenehevölkern stehen die Kinder und die Kinder des 
Bruders und der Schwester einander gleich, d. h. sie werden 
mit dem nämlichen Namen bezeichnet: sie sind eben die 
Kinder der Gruppe, p. 90. Aehnliches gilt von dem Namen 
für Vater und Mutter, welche die gesamte Generation be- 
zeichnen, die einen Grad höher steht, p. 92. 

Auch die Schwiegerscheu besteht hier in hohem Maße, and 
zwar insbesondere, was die Frau gegenüber dem Schwieger- 
vater betrifft: sie verbirgt sich fast 7 Jahre vor ihm, vor seinen 
Brüdern und seinen sonstigen männlichen Verwandten, p. 93. 

Der Frauenraub hat auch hier die Grnppenehe zerstört. 
Er ist äußerst häufig, und die Eheschließung nimmt mehr oder 
minder den Charakter einer Versöhnungsfeier an, p. 86. Da- 
neben hat sich auch schon der Frauenkauf entwickelt: der 



>••) Watt im Globus 52 S. 158. 

^') Sieroshevski und Sumner im Journal of the Anthropological 
Institute of Great Britain XXXI^ p. 65 f. 
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Preis wird an die Eltern oder Brüder und Oheime bezahlt. E^ 
ist höher für Jungfrauen als für Witwen, wird aber vielfach 
durch Gegengabe wettgemacht^ p. 84^ 85. 

Entsprechend dem gruppenehelichen Verhältnis gilt fast 
Tollständige Gemeinschaft des Vermögens^ insbesondere in 
der Art; daß; was jemand gefangen hat, an die Familie und 
au die Nachbarn verteilt wird; auch besteht eine Gastfreund- 
schaft in unbeschräuktem Maße^ p. 68, 70. Entsprechend den 
Gruppenverhältnissen wird auch die Blutrache von Stamm 
gegen Stamm geübt: sie reicht heutzutage bis in die 9. Pa- 
rentel; p. 72. 

Die Schwiegerscheu wird auch von den Ostjaken be- 
richtet: der Ehemann vermeidet die Schwiegermutter und die 
Ehefrau den Schwiegervater ; mindestens solange sie keine 
Kinder hat"). 

4. Der Totemismus bei den Bantus wurde bereits ander- 
wärts dargestellt^^); namentlich bei den Hereros findet er sich 
in eigenartiger; sehr deutlicher Entwicklung^^); aber auch bei 
sonstigen Bantustämmen ist er dargetan, namentlich auch bei 
denen in Ostafrika; bei den Eawirondo und den Nandi 
in Uganda ^^). Ihre TotemS; wuziroS; sind Tiertotems; man 
scheut sich; das Totemtier zu jageU; aber nicht aus Furcht 
vor dem Tode, sondern vor einem starken Hautausschlag; 
man glaubt aber^ durch Gegenmittel die schlimmen Folgen ab- 
wenden zu können. Bei gewissen Tieren allerdings, wie beim 
Ele&nteU; hört diese Totemwirkung auf; dagegen ist bei 
anderen der Tabu gesteigert; z. B. in der Art, daß gewisse 
Wanjamuesi es für eine tödliche Sünde halteU; eine Schlange 
zu erschlagen. 

Daß der Totemismus ein Abstammungstotemismus ist^ 

") Pallas, Voyages V, p. 142. 
**) Zeitschrift XV S. 3 f. 
*») Oben S. 80 f. 

^^) Vgl. darüber Hobley in Journal of the Anthropological Institute 
XXXm p. 847 f. 
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tritt bei manchen Stämmen besonders hervor^ so bei den Eatimo, 
welche glauben, daß sie von der Pythonschlange herrühreD. 

Bei den Fjort am Kongo kündigt sich der Totemiamns 
an durch das Speiseverbot der verschiedenen Familien und 
durch den Tierverwandlungsglauben ^^); bei ihnen findet sich 
ja auch die Melusinensage^^). Im übrigen wirkt die ehemalige 
Gruppenehe noch in dem freien vorehelichen Verkehre nach, 
dem die Braut durch den Frauenkauf entzogen wird^'). 

Die Wa g an d a s haben 27 Totems (Moziros) ^ ^). Diese ver- 
erben sich vaterrechtlich, nur der Moziro des Königs mutter- 
rechtlich. Das Totemtier darf nicht getötet werden, ansonst 
Krankheit oder Tod folgt, p. 29. Jeder Totem hat seine be- 
sonderen Trommelzeichen. Man darf nicht in den eigenen 
Totem heiraten, aber auch nicht in den der Mutter, p. 29, 
vgl. noch p. 121. Stirbt die Frau, so muß der Mann ihrer 
Familie Ersatz leisten, p. 39. 

Auch die Schwiegerscheu besteht hier in hohem Maße in 
der Art, daß der Mann seine Schwiegermutter nicht sehen darf; 
die Frau kann mit ihrem Schwiegervater sprechen, aber sie 
darf ihn nicht berühren, p. 124, Auch die Tobiasnächte gelten 
hier, und auch sie sind nicht etwa, wie man früher meinte, 
ein Ueberrest des Frauenraubes, sondern sie gehen zurück auf 
die Anschauung von dem Fluch, mit welchem die Ehe bedeckt 
ist: darum darf das eheliche Leben nicht sofort beginnen. Bei 
den Wagandas findet sich hierbei die merkwürdige Sitte, daß 
die Braut von einer Brautjungfer (Mperekezi) begleitet wird, 
die mit ihr 4 Nächte schlafen muß, p. 123; dann erst ver- 
läßt sie sie, und das eheliche Leben beginnt. 

Auch hier gilt die Blutrache von Geschlecht zu Qeschlecht; 
doch wird dies einigermaßen dahin abgemildert, daß man, wenn 

^0 Dennett, Notes on the folklore of the Fjort (1898) p. 10. 
^^ Vgl. Aas Kultur und Leben S. 41. 
*») Dennett p. 20, 21. 

'") ^^1* Roscoe in the Journal of the Anthropological Institate. 
XXXI p. 117 und XXXII p. 25 f. 
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der Mörder entflieht. Verwandte nur als Geisel behält. Femer 
kann die Blutrache abgekauft werden, und wenn die Tötung 
keine vorsätzliche ist, so hilft der Stamm dem Täter in der 
Zahlung der Buße, p. 50. 

Auch die Wag go haben 33 Totems, welche aber nicht 
nur nach Tieren, sondern auch nach Pflanzen und Gebrauchs- 
gegenständen benannt werden'^). Der Totemgegenstand darf 
nicht berührt werden, sonst erfolgt eine Krankheit, p. 305, 307. 

Die Totems sind oder waren wenigstens früher exogam, 
p. 310. Heutzutage ist die Ehe zwischen Geschwistern und 
Cousins verboten, p. 310. Die Schwiegerscheu besteht auch 
hier zwischen dem Mann und der Schwiegermutter und der 
Frau und dem Schwiegervater, p. 312. Der Grund der 
Schwiegerscheu ist oben erwähnt; das schließt aber nicht aus, 
daß ein zweites Motiv in dem Bestreben liegt, eine Geschlechts- 
verbindung zwischen diesen Personen zu verhindern, weshalb 
diese Schwiegerscheu vielfach zwischen Personen desselben 
Geschlechts erloschen ist, dagegen zwischen Personen ver- 
schiedenen Geschlechts bestehen bleibt, wie hier. Darauf deutet 
auch der merkwürdige Brauch bei den Wahehes, daß der 
Bräutigam sich zuerst mit der Schwiegermutter mischen muß, 
etwas, was allerdings eine Eigentümlichkeit der Wahehe ist 
und der Sitte anderer Völker widerspricht: offenbar ein aus 
früherer Zeit erhaltener Brauch, der blieb, nachdem die Ge- 
schlechtsverbindung in diesem Grade im übrigen verboten 
wurde, p. 312. 

Dem Uebergang zum Vaterrecht entspricht auch hier die 
Couvade in der Art, daß den Eltern nach der Geburt manches 
verboten ist, so insbesondere dürfen sie sich in der ersten Zeit 
nicht geschlechtlich verbinden; doch wird der Zauber durch 
einen Gegenzauber angewandt, indem man dem Kind ein ge- 
wisses Arzneimmittel gibt, p. 312. 



'>) Vgl. Cole, Journal of the Anthropological Institute XXXII 
p. 305 f. 
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Blutrache und Abkanf der Blutrache findet sich auch hier, 
wie bei allen GeschlechterYÖlkern ; ebenso besteht das Ordal 
des Kesselfangs und der Durchbohrung des Ohrläppchens, in- 
dem, wenn die Nadel nicht hineingeht, der Angeklagte als 
schuldig gilt, p. 314, 322. 

Spuren der Ghruppenehe bei den Baronga sind ander- 
wärts mitgeteilt worden^'). 

Eine weitere Spur ist das jus primae noctis bei den Ha- 
taita am Kilimandscharo *'), ein Brauch, der bei den Austral- 
negern in voller Uebung ist: die Braut muß sich allen denen 
preisgeben, die ihrem Bräutigam bei der Entführung HUfe ge- 
leistet haben; die Helfer sind natürlich Totemgenosaen. 

5« Auch von den Buschmännern in der Kalahariwüste 
erfahren wir, daß sie stets in eine andere Horde (Totem?) 
hineinheiraten * % 

6. Für die gruppenehelichen Verhältnisse der Maoris'^) 
sind die Verwandtschaftsnamen entscheidend, sie sind uns nun 
von neuem dargestellt worden'^). Bekanntlich bestand hier die 
endogame Gruppenehe in der Art, daß man sich auch inDe^ 
halb desselben Stammes vermischte, so daß die tote mistische 
Scheidung in der Geschlechtsverbindung noch nicht erfolgte. 
Diese trat erst später ein, zu einer Zeit, als die Verwandt- 
schaftsnamen sich schon gebildet hatten. Daher ist der Name 
für Vater nicht nur bezeichnend für Vater und Vaterbruder, 
sondern auch für Mutterbruder, auch für Vatervaterbrudersohn 
und für Muttervaterbrudersohn; und ähnlich gilt der Name f&r 
Mutter auch für Mutterschwester, aber auch für Vaterschwester. 
Ein Name für Nefife ist vorhanden, aber nicht gebräachlich; 
Nefife ist gleich Kind, denn es gilt die Gleichung, Kind gleich 
Bruderkind, Schwesterkind, Vaterbruderkindkind u. s. w. 

") Zcitechr. XIV S. 459. 

*') Johnston, Kilimanjaro p. 431. 

'^) Passarge, Mitteil, der deatachen Schatzgebiete XVIII S. 265. 

**) Urgeschichte der Ehe S. 129 f., Zeitschr. XII S. 441 f. 

") Vgl. Beat, Journal of the Anthropological Institnte XXXII p. 182. 



Ueber Totemismns und Urehe. 187 

7. Der Ring schließt sich^ der die Menschheit umfaßt; die 
Einheit des Ursprungs der Kultur^ die Gleichheit der aller- 
dings in verschiedenen Mischungen und Verbindungen auf- 
tretenden Eulturelemente und die Verwandtschaft der Völker 
in der Weise der Entwicklung ist sicher nachgewiesen. Wir 
sprechen nicht mehr bloß von einem Rechte des einzehien 
Volkes, sondern von einem Rechte der Menschheit. Ein Blut- 
atrom durchzieht das Recht; wie die Australstämme ihre Totems 
verehrten, so zeigt sich der Totemismus bis ins germanische 
Märchen, der Brauch der Schwiegerscheu umfaßt die ganze 
Erde und zeugt überall von ehemaliger Gruppenehe; und wie 
bei den Drawidas die Verwandtschaft den Hochzeitszug zu 
hindern suchte, so verbietet nicht nur König Aistulf, sondern 
es verbieten es auch noch die Stadtrechte von Chianciano 
(1287), von Todi (1551), von Locarno (1588)«^), den Hoch- 
zeitszug zu beschimpfen oder die Braut zu verhindern, in das 
Haus des Bräutigams einzutreten. 

Wer aber, den überreichen Nachweisen der vergleichenden 
Rechtswissenschaft gegenüber, auf dem Standpunkt verharrt, 
daß es ihr an kritisch standhaftem Stoffe fehle, der mag ja 
weiterhin derartiges glauben; er täte aber im eigenen Interesse 
(namentlich auch dem Auslande gegenüber) besser, eine solche 
mangelnde Kenntnis der bisherigen Forschungsergebnisse nicht 
öffentlich zum Ausdruck zu bringen. 



'0 Aistulf 15; Chianciano a. 119, Todi III, 231, Locarno a. 157. 



IX. 
Englisches Gesellschaftsrecht. 

Von 
Dr. Max Epstein, Rechtsanwalt in Berlin. 

Literatur: In den privatrechtlichen systematischen Werken findet 
sich kürzeres Material; vgl. besonders Stephen^ New Commentaries of 
the Laws of England, 13. Auflage 1899, Bd. I, S. 243 ff.; Bd. H, S. 97. 
126; Bd. m, S. 12, 259, 260. Broom's Common Law 1896, S. 625 IT. — 
Wertheim, Wörterbuch des englischen Rechts 1899. — Gunder- 
mann, Englisches Privatrecht 1864, S. 186. Bezüglich des Historischen 
finden sich einige Bemerkungen bei Reeves, History of the English 
Law 1869. An (meist mehr für die Praxis berechneten) Werken aber 
das neuere Gesellschaftsrecht ist kein Mangel. Die vor 1900 erschienenen 
haben infolge der neuen Gesetzgebung keinen großen Wert mehr. Wir 
erwähnen deshalb nur: Gore-Browne, A Handy Book on the For- 
mation, Management and Winding up of Joint Stock Companies, London 
1902. — Hussell, The Joint Stock Companies, practical gnide, London 
1900. — Palmers, Companies Act 1900. — Ruegg and Mo88op&, 
Companies Act 1900. Verfasser dieses hat ferner in einem anderen Zu- 
sammenhange das Recht der Gesellschaften, insbesondere der Minen- 
gesellschaften genauer behandelt, vgl. Die englische Goldminenindnstrie, 
Mitteilungen der Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung, Hefl 4, 
Dresden 1904, S. 8 ff. u. 29 ff. — Von neueren deutschen Arbeiten all- 
gemeinen Inhalts seien erwähnt: Schirrmeister, Das Bürgerliche 
Recht Englands, 1905, S. 42 ff. (Juristische Personen). — Heymann in 
Holtzendor ff- Kohler, „Encyklopädie der Rechtswissenschaft* 6. Auf- 
lage 1902, S. 796 ff. 

Bechtsgesehiehtliches. 

I. Von den beiden GemeinschaftsverhältnisBen » welche 
das Deutsche Bürgerliche Gesetzbuch jetzt als Gemeinschaft 
(§§ 741 ff.) und Gesellschaft (§§ 705 ff.) behandelt, ist die Oe- 
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meinschaft das ältere; ursprüngliche. Dies gilt für das germa- 
nische und das römische Recht. Bei letzterem gibt es An- 
sichten (vgl. Schulin^ Geschichte des Römischen Rechts § 86 
und dort Zitierte) , welche die societas aus der Gefolgschaft 
herleiten; freie Leute hätten sich als Genossen unter einem 
Führer zu Beutezügen zusammengeschlossen und dann die 
Beute untereinander geteilt , wobei die actio pro socio zuerst 
gegen den Häuptling gegangen wäre. Die schwerwiegenden 
Bedenken gegen diese Ansicht^ die Verweisung auf das Edikt 
und die Natur der societas omnium bonorum, sind nie wider- 
legt worden. Die Inst. UL 25 (de soc.) berufen sich im Ein- 
gang des Titels auf die griechische xoivo?cpa£[a und zu Be- 
ginn des Digestentitels (17,2) erwähnt Paulus die allgemeine 
Rechtsgemeinschaft besonders. Die richtige und fast allein- 
herrschende Meinung sieht den Ausgangspunkt der Gesell- 
schaft in familienartigen und agrarischen Elementen (Dernburg, 
Pandekten Bd. II, S. 125); die societas onmium bonorum als 
ursprüngliche Form schloß sich hiernach an die Miterben- 
gemeinschaft der Agnaten an; die Erben hielten zur gemein- 
schaftlichen Bewirtschaftung des ererbten Gutes zusammen. 
Die ersten Gemeinschaftsgenossen waren in allen Rechten ge- 
wiß geborene, nicht gekorene Mitglieder^). Es handelte sich 
stets um gemeinschaftliche Verwertung oder Benutzung einer 
Sache. Man hat deshalb mit Recht auf die deutschen Gan- 
erbschaften in diesem Zusammenhange hingewiesen, wenn auch 
diese Gemeinschaften durch ihre Unauflösbarkeit inniger waren. 
Jedenfalls ist auch für das altgermanische Recht das dingliche 
Substrat als Bildungselement der Gemeinschaft zu betonen. 
Die materielle Rechtsgenossenschaft der gesamten Hand hat 
sich bei sachenrechtlichen Verhältnissen mit familien- und erb- 
rechtlichem Charakter, so bei der Gütergemeinschaft der Ehe- 
gatten, der lehnrechtlichen Gemeinschaft, der Ganerbschaft 
(Vergabung von Todeswegen) entwickelt. (Beseler, Privat- 

[^gl* hierüber nun auch Tr ampler^ Geschichte der römischen 
Gesellschaftsformen (Berliner Jarist. Beiträge VIII) 8. 3 ff. — Kohl er.] 
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recht, § 70.) Zu der Zeit, wo es noch kein Privateigentnm 
gab, war ja die Veräußerong, insbesondere Ton nnbewegficheD 
Sachen eine Angelegenheit der Familie, der HaosgeDossen- 
schaft (vgl. Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte, § 11). 

II. Die Wurzeln des englischen Gesellschaftsrechts sind 
dieselben wie im sonstigen germanischen Recht. Das im eng- 
lischen Erbrecht hervorragende sachenrechtliche Element machte 
sich besonders geltend. Zu erwähnen wäre als Gesetz, das 
sich über die Miterben ausläßt, zuerst das Statutum Hibemiae 
de cohaeredibus — 14 Henry III (also 1230) , daa rein erb- 
rechtliche Fragen behandelt. Fttr den Fall, daß die Erben 
sich über die Teilung nicht einigen konnten, wurde zu dieser 
Zeit ein besonderes Teilnngsverfahren festgesetzt — im könig- 
lichen Gericht wurde ein seisinam habere facias zur Besitz- 
einweisung der Teilhaber erlassen. Auch später finden wir 
Anklänge an gesellschaftliche Bildungen beim SachteilmigB- 
recht. Für die Zeit Heinrichs VI. und Eduards IV. (also um 
1460) wird bereits der Unterschied von parceners, joint- 
tenants , tenants in common gemacht. Der erstere FaU be- 
zieht sich auf die Erben eines estate in fee oder in tail, wobei 
jeder Erbe die Teilung verlangen kann. (Hierbei galt schon 
das Prinzip: cuius est diyisio alterius est electio). Wichtiger 
ist der Fall der joint-tenants (junctim tenentes). Es handelt 
sich hier nämlich um den Fall, daß das Vermögen (estate) 
nicht durch Erbfolge, sondern durch ein Erwerbsgescb&ft 
(purchase) übergegangen war. In diesem Falle trat ein An&II 
an den überlebenden Teilhaber ein. Man erkannte an, daß dieser 
Grundsatz auch auf sonstiges Vermögen (chattel) dinglicher oder 
persönlicher Natur anwendbar wäre. Nur für das Handelsrecht 
wurde der Satz aufgestellt, ins accrescendi inter mercatores pro 
beneficio commercii locum non habet. Ein gesetzliches Recht 
auf Teilung bestand hier nicht. Tenants in common (eine spätere 
Rechtsform) sind diejenigen, welche ihre Rechte sowohl aas 
Erbgang als auch aus einem Erwerbsgeschäft herleiten, die 
Gemeinschaft ist auch hier ein communio pro indiviso. Wenn 
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z. B. ein joint-tenant seinen Erbteil einem anderen joint-tenant 
abtrat^ so besaß der letztere naturgemäß aus zwei Titeln. 

Unter Heinrieb VIIL (27 c. 10, also im Jahre 1536) er- 
ging das Gesetz betre£fend Uses and Wills. Es regelte die 
jointures (junctura), Gemeinschaftsverhältnisse auf der Grund- 
lage hauptsächlieh eherechtlicher Fälle. 

in. Einzelne Genossenschaffcsrechte haben eine eigene 
Geschichte. 

a) Die gemeinschaftlichen Weiderechte. Sie können nach 
dem Statut Quia emptores 18. Eduard I. nicht mehr entstehen. 
Sie berechtigen einen Untereigentümer ^ sein zum Ackerbau 
gehöriges Vieh auf das unbebaute Land des Obereigentümers 
zu treiben. Weiderechte zweier benachbarter Gemeinden 
(townships) heißen commons because of vicinage. 

b) Holzreehte. Sie geben das Recht; von einer fremden 
Waldung den Holzbedarf für ein Haus zu nehmen. 

c) Fischereirechte und Torfrechte mit entsprechender Be- 
fugnis. 

d) Ueber Gesamteigentum und Nutzungsrechte der Ge- 
meinden kann an dieser Stelle nicht gesprochen werden, 

IV. Im neueren Recht ist die eigentliche Gemeinschaft 
etwas von dem Gesellschaftsbegriff völlig Losgelöstes geworden. 
Tenancy in common ist eine besondere Art von gemeinschaft- 
lichem Eigentum, joint-tenancy ist Miteigentum. Nur insofern 
kommen die beiden Rechtsverhältnisse wieder zusammen^ als 
Gesellschaften Sachen gemeinsam gehören. Wir haben schon 
oben auf die alte Regel hingewiesen , daß Kaufleute als Ge- 
sellschafter bei beweglichen Sachen (choses in possession) nur 
als tenants in common galten ^ eine Regel die auch auf un- 
bewegliche Sachen ausgedehnt wurde. Nach Statutarrecht 
(Partnership Act 1890) wurde dann im Anschluß an das Billig- 
keitsrecht der Anteil der Handelsgesellschaft an Immobilien 
als personal property angesehen. 

V. Wenn nach dem Gesagten grundsätzlich bei der Rechts- 
geschichte der Gesellschaft auf die familien- und agrarrecht- 
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liehen GemeinsehaftsverhaltnisBe zurückzagehen ist, so ist damit 
die Entstehungageschichte der Sozietät noch nicht erschöpfL 
Das genossenschaftliche Element kommt vielmehr hier als 
wichtiger Faktor hinzu. Die Gemeinschaftsbildungen yon 
Staat, Kirche, Stadt, Gemeinde legt zweifellos den Grund zn 
engeren Zusammenschlüssen, zuerst für viele und weitgdiende 
Zwecke; nachher auch für einen vorübergehenden Zweck. Die 
Gelegenheitsgesellschaft; von der aus man mit Unrecht die 
Gesellschaften entstehen lassen will, diese Gesellschaft ist viel- 
mehr die letzte Frucht des ganzen Prozesses. An der Wi^e 
der neueren Entwickelung haben gewiß HandelsvereiniguDgen 
gesessen, wie sie ja das alte Rom schon gekannt hat, wie sie 
aber im Mittelalter als Gilden fühlbar stark hervorgetreten 
sind. Schon lange bevor die berühmten alten Gesellschaften: 
New River, East India, Hudsons Baj Company existierten, 
gab es auch in Indien handeltreibende Gesellschaften. Natör^ 
lieh waren es keine häufigen Bildungen und ein Parlaments- 
akt oder ein Rojal Charter war nötig, um sie zu rechtlichem 
Leben zu bringen. Anderseits aber gab es doch eine Reibe 
inkorporierter Gemeinschaften, die wir jetzt als Gesellschaften 
ansehen würden. Bis zum Jahre 1844 dauerte dieser Zustand. 
In diesem Jahre kamen Bestimmungen über Liquidation. £b 
folgten im Jahre 1855—1857 solche über beschränkte Haf- 
tung, bis dann im Jahre 1862 (25 und 26 Vict. Ch. 89) die 
Companies Act erlassen wurde. Wir schließen hier diejenigen 
Gesetze an, welche seit dieser Zeit erlassen wurden: 

Companies Seals Act 1864 (27 u. 28 Vict. Ch. 19). 

Companies Act 1867 (30 u. 31 Vict. Ch. 131). 

Joint Stock Companies Arrangement Act 1870 (33 u. 34 
Vict. Ch. 104). 

Companies Act 1877 (40 u. 41 Vict. Ch. 26). 

Companies Act 1879 (42 u. 43 Vict. Ch. 76). 

Companies Act 1880 (43 Vict. Ch. 19). 

Companies (Colonial Registers) Act 1883 (46 u. 47 Vict. 
Ch. 30). 
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Companies Act 1886 (49 u. 50 Vict. Ch. 23). 
Companies (Memorandum of Association) Act 1890 (53 n^ 
54 Vict. Ch. 62). 

Companies (Winding-Up) Act 1890 (53 u. 54 Vict. Ch. 63). 
Directors Liability Act 1890 (53 u. 54 Vict. Ch. 64). 
Companies (Winding-Up) Act 1893 (56—58 Vieh. Ch. 58). 
Companies Act 1898 (61 u. 62 Vict. Ch. 26). 
Companies Act 1900 (63 u. 54 Vict. Ch. 48). 

Diese Gesetze zusammen sind gemeint unter der Bezeich- 
nung: ^The Companies Acts 1862 to 1900^. Es handelt sich 
bei allen diesen Gesellschaften lediglich um solche mit be- 
schränkter Haftung (Aktiengesellschaften)^ die freilich von 
ganz besonderer Bedeutung sind und von uns deshalb aus- 
führlich behandelt werden. Jedenfalls existieren andere Ge- 
sellschaften (wir würden sagen : die Gesellschaften des Bürger- 
lichen Rechts) auch noch. — Als Nebengesetze für handels- 
rechtliche Gesellschaften sind noch zu erwähnen: 

Stannaries (Zinngruben) Act 1869 (32 u. 33 Vict. Ch. 19). 

Stannaries Act 1887 (50 u. 51 Vict. Ch. 43). 

Stamp Act 1891 (54 u. 55 Vict. Ch. 39). 

Forged Transfers Act 1891 (54 u. 55 Vict. Ch. 43). 

Forged Transfers Act 1892 (55 u. 56 Vict. Ch. 36). 

Finance Act 1899 (62 u. 63 Vict. Ch. 9). 

Für bestimmte Gesellschaften (Lebensversicherungs-, Bau-, 
Bankgesellschaften) sind dann noch besondere Gesetze er- 
gangen. Die englische Gesetzgebungsmaschine arbeitet be- 
kanntlich sehr viel, aber nicht sehr sorgfältig« 

Die OeseUsehsft des bflrgerlicheii Beehts« 

A Begriff und Errlohtmig. 

1. Die bürgerlich-rechtliche Gesellschaft, d. h. die Ver- 
einigung von zwei oder mehreren Personen zwecks Durch- 
führung eines Geschäfts unter der Bedingung der gegenseitigen 

Zeltochrift far vergleioheode BeohtswlBienaoliaft. XIX. Band . ^3 
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Teilung von Gewinn and Verlast wird als partnership be- 
zeichnet. Gleichheit der Anteile ist nicht erforderlich. Ge- 
setzlich geregelt ist diese Gesellschaft durch die Partnership 
Act 1890, welche einige Gesellschaften (Zinngraben und in 
anderer Weise inkorporierte Gesellschaften) aasnimmt. 

Es ist aber hier zu betonen, daß die Ueberschrift ,6e- 
sellschaft des bürgerlichen Rechts' nicht genau ist. Es fiült 
vielmehr unter den Begriff noch die offene Handelsgesellschift, 
da besondere Gesetze für handelsrechtliche Gesellschaften der 
letzteren Art nicht gegeben sind. Diese handelsrechtlichen 
Gesellschaften folgen eben den Normen der sonstigen bürger- 
lichen Gesellschaft. Bei der Verschwommenheit und Ober- 
flächlichkeit der englischen Rechtswissenschaft ist es sehr 
schwer y zu einer strengen Systematik in unserem Sinne 211 
gelangen. In einer für uns erschreckend gedankenlosen Weise 
werden die Begriffe Gemeinschaft , Gesellschaft, juristische 
Person durcheinander geworfen. Eine Darstellung aber, welche 
für deutsche Juristen nicht zu einer Gruppierung gelangt, die 
der bei uns durchgeftihrten halbwegs entspricht, ist wertlos 
oder wenigstens ftir die allgemeinen Kreise der deutschen 
Rechtswissenschaft verloren. Darauf beruht z. B. der Fehler, 
des so sorgsam unternommenen englischen Priyatrechts yod 
Gundermann: ganz im System der englischen Juristen werden 
da, noch dazu meist mit englischen Ausdrücken, die Ghrand- 
Sätze des englischen Sachenrechts in einer Form mitgeteilt, 
die selbst der mit dem Material vertraute Leser schwer yer- 
steht. Oft natürlich lassen sich die Rechtsinstitate nicht in 
unsere Systematik zwängen und es wäre in solchen Fallen 
verkehrt, es gewaltsam zu versuchen. Soweit aber eine 
Assimilierung möglich ist, muß sie unbedingt versucht werden, 
falls der deutsche Jurist den englischen verstehen und von ihm 
lernen soll. Es wäre gewiß leicht gewesen, die Abhandlung 
mit der Ueberschrift zu versehen: Juristische Personen, 6e* 
meinschaft, Gesellschaft. Aber es erscheint mir zweckmäßiger, 
die Begriffe zu trennen. Die juristische Person ist ala künst- 
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liehe Person unter Trennung der Vereine in solche mit und 
in solche ohne Eorporationsrecht auch der englischen Rechts- 
wissenschaft bekannt — nur daß wieder die unglaublichsten 
Verzerrungen gemacht werden, indem man Corporations aggre- 
gate und sole unterscheidet und unter letzterem Vereinigungen 
versteht, die aus einer Person bestehen (!), z. B. den König, 
die Bischöfe u. s. w. Erwähnt werden möge hier, daß durch 
Gesetz 7 Will. IV. u. 1. Vict. c. 73 (verbessert durch 47 u. 
48 Vict. c. 56) die Krone ermächtigt wurde, durch Verleihung 
(letters-patent) einer Gemeinschaft von Personen, die sich zu 
Handels- oder anderen Zwecken gebildet hatte, Privilegien im 
besonderen Falle zu verleihen, die nach gemeinem Recht ledig- 
lich den Korporationen (infolge charter of incorporation) zu- 
kamen. Mit anderen Worten: Ein nicht rechtsfähiger Verein 
ist an sich zwar eine Gesellschaft, die Krone kann ihm aber 
einzelne Rechte der rechtsfähigen Vereine verleihen. Endlich 
muß hier darauf hingewiesen werden, daß auch nach englischem 
Recht die Aktiengesellschaften (joint-stock companies) juri- 
stische Personen sind und insofern die Begriffe Gesellschaft 
und Korporation zusammenfallen. 

2. Die Zahl der Gesellschafter soll normalerweise 20 und 
bei Bankgeschäften 10 nicht übersteigen. 

8. Die übliche Errichtung der Gesellschaft erfolgt durch 
Beurkundung; doch ist auch eine Errichtung mündlich bezw. 
durch konkludente Handlungen rechtsgültig. 

4. Die Annahme einer Firma ist üblich, aber nicht un- 
bedingt erforderlich. Eine klagende Firma kann genötigt wer- 
den, die Namen der Gesellschafter anzugeben. Das Prinzip 
der Firmen Wahrheit besteht nicht, doch soll die Firma nicht 
auf Täuschung des Publikums berechnet sein. 

B. Beohtsverliältnisse der Oesellsoliaften nach aussen. 

1. Die Gesellschaft wird durch die Gesellschafter ver- 
treten. Verträge, welche ein Gesellschafter schließt, binden 
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auch die übrigen. Die Lehrbücher heben hervor^ daß dies 
bei Vereinen nicht der Fall sei, da diese ja doch lediglich 
durch erwählte Vorstandsmitglieder verpflichtet würden und 
sie konstraieren dies ans dem Verhältnis von Beauftragten 
und Auftraggeber (Prinzipal und Agent), das zwischen den ein- 
zelnen Gesellschaftern besteht. Natürlich muß es sich um 
Abmachungen handeln, die in den Geschäftskreis der Gresell* 
Schaft fallen. Eine Abmachung der Gesellschafter untereinander, 
wonach ein Mitglied die anderen nicht verpflichten kann, ist 
nach außen hin unwirksam. Wirksam ist sie jedoch, fiilk der 
dritte wußte oder annehmen mußte, daß ein Gesellschafiter 
seine Vertretnngsbefngnis überschreite. Erfahrt also die Ge- 
sellschaft, daß ein Gesellschafter mit einem dritten kontrahieren 
wolle, und benachrichtigt sie den dritten, daß der Geaell- 
schafter zur Vertretung nicht berechtigt sei, so kann sich der 
dritte auf die gesetzliche Regel nicht berufen. Es gibt einige 
Fälle, in denen stets anzunehmen ist, daß der einzelne Gesell- 
schafter zur Vertretung allein nicht befugt ist, nämlich 

a) zum Abschluß eines Schiedsvertrages über Streitig* 
keiten der Gesellschaft mit einem dritten, 

b) zur Vollziehung formeller gesiegelter Urkunden (deed) 
im Namen der Gesellschaft. 

In diesen Fällen ist Mithandeln oder ausdrückliche Zu- 
stimmung der anderen Gesellschafter erforderlich. Einer solchen 
bedarf es aber bei Handelsgesellschaften nicht zur Akzeptation 
von Wechseln. 

2. Eine Gesellschaft kann nach außen hin als Gesellscbift 
gelten, ohne es in Wahrheit zwischen den Beteiligten zu sein. 
Es kann z. B. jemand, um den Kredit eines anderen zu heben, 
diesem gestatten, ihn selbst wie einen Gesellschafter zu ver- 
pflichten. Hier liegt (nach unserer Anschauung) eher eine 
Gesamtschuld vor. Als Beispiel zählt man hierher den Fail, 
daß jemand einem anderen gestattet, ihn in der Firma so 
nennen, ohne daß er in Geschäften der Gesellschaft wie ein 
GeseUschafter auftritt oder daß er sonst Veranlassung gibt, 
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ihn für einen solchen zu halten. In allen diesen Fällen haftet 
der Betreffende dem gutgläubigen dritten wie ein Q-esell- 
schafter kraft gesetzlicher Fiktion. 

3. Anderseits gibt es auch eine stille Gesellschaft (dor- 
mant partner)^ wo ein Gesellschafter nach außen nicht hervor- 
tritt^ obwohl er tatsächlich Gesellschafter ist. Ein solcher 
Gesellschafter kann von dritten in Anspruch genommen werden. 

4. Die Haftbarkeit jedes Gesellschafters nach außen be- 
ginnt mit dem Eintritt des Gesellschafters in die Gesellschaft, 
nicht erst mit Unterzeichnung des Vertrages. Ueber die Haf- 
tung des Gesellschafters nach seinem Austritt vgl. unter C. 2. 

5. Aus Delikten der Gesellschafter im Geschäftsbetrieb 
haften die Gesellschafter solidarisch. 

G. Bechtsverliältnis der Gesellsoliafter. 

!• Mitglied der Gesellschaft wird man durch einen Ge- 
sellschaftsvertrag. Der Wille muß auf diese Mitgliedschaft 
gerichtet sein. Wird lediglich vereinbart; daß jemand an dem 
aus einer Gesellschaft fließenden Gewinn beteiligt sei (man 
denke an die Unterbeteiligung) , so ist der Betreffende noch 
kein Gesellschafter, obwohl man dies früher annahm. Die Ein- 
räumung einer Gewinnbeteiligung ist lediglich ein wichtiges 
Kriterium für das Bestehen eines Gesellschaftsverhältnisses 
und verändert bei Streitigkeiten vielleicht die Beweislast, Die 
sog. BoviU's Act (28 u. 29 Vict. c. 86) bestimmt: 

a) Die Quittung einer Person über empfangenen Gewinn 
aus einem Geschäft macht den Betreffenden nicht als Gesell- 
schafter haftbar. 

b) Der sogen, commis int^ress^^ d. h. der Handlungsgehilfe 
oder Agent; der am Geschäftsgewinn beteiligt ist, ist kein 
Gesellschafter. 

c) Die Witwe oder der Abkömmling eines verstorbenen 
Gesellschafters, die den auf ihren Erblasser entfallenden Ge- 
Bchäftsgewinn beziehen; sind keine Gesellschafter. 
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d) Personen ; welche der GeseUschaft Geld borgen, und 
sich statt der Zinsen durch schriftlichen Vertrag einen AnteQ 
am Gewinn der Gesellschaft ansbedingen, sind durch diesen 
Vertrag allein noch keine Gesellschafter. 

e) Verkaufen Personen der Gesellschaft eine Eundschtft 
und erhalten sie daftLr eine Gewinnquote^ so sind sie darum 
allein noch keine Gesellschafter. Gerät aber die Gesellschaft 
in Konkurs oder Zahlungsunfähigkeit , so steht ein solcher 
Verkäufer wie auch der sub d) genannte Darlehensgeber be- 
züglich der Zinsen und sonstigen Nebeneinkünfte allen anderen 
ordentlichen Gläubigern nach. 

2. Das Gesellschafts Verhältnis wird (siehe unter D) durch 
einen dahingehenden Vertrag gelöst. Der Gesellschafter haftet 
aber auch nach seinem Austritt den Gläubigem für alle Ver- 
pflichtungen, welche von der Gesellschaft eingeg^angen sind 
bis zu der Zeit, wo dritte den Austritt erfahren. Die Mit- 
teilung des Austrittes muß in geeigneter Weise (Bekannt- 
machung in der London Gazette) erfolgen. Der stille Gesell- 
schafter dagegen ist mit seinem Austritt aus der Gesellschaft 
nach außen hin frei. 

3. Ist die Gesellschaft für eine bestimmte Zeit eingegangen, 
und setzen die Gesellschafter nach Ablauf der Zeit das Ge- 
sellschaftsverhältnis stillschweigend fort, ohne einen neuen 
Gesellschafts vertrag zu machen, so gelten die Bestimmungen 
des alten im Verhältnis der Gesellschafter untereinander ab 
maßgebend. Ausgenommen ist natürlich der Fall, daß die 
Fortsetzung lediglich zum Zwecke der Liquidation geschieht. 

4. Der Anteil eines Gesellschafters an der Gesellschaft 
ist nicht übertragbar. Erfolgt eine Abtretung, so hat der 
Zessionar nicht das Recht, sich in die Angelegenheiten der 
Gesellschaft hineinzumischen, er hat höchstens einen Anspruch 
auf Auszahlung der Gewinnquote an ihn. Die von den Ge- 
sellschaftern genehmigte Gewinnrechnung muß er gelten lassen. 
Das Verhältnis ändert sich natürlich, wenn ein solcher Zessionar 
von der Gesellschaft als Gesellschafter anerkannt wird. 
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5. Die Beschlüsse der Gesellscbafter werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt ^ nur wo es sich um Aenderung des 
Zweckes der Gesellschaft handelt, genügt eine solche nicht. 
Es gelten hier unserem Recht entsprechende Vorschriften. 
Ein Mitglied kann mangels Vereinbarung im Vertrage durch 
Mehrheitsbeschluß nicht ausgeschlossen werden. 

6. Ein Gesellschafter kann mit einem anderen über Gegen- 
stände des Gesellscfaaftsyermögens nicht kontrahieren, denn dies 
ist, nach der Ansicht der Juristen, Kontrahieren mit sich 
selbst. Ist eine Person Mitglied zweier Gesellschaften, so ist 
die Kontraktsklage der einen Gesellschaft gegen die andere 
ausgeschlossen. Der Fall liegt anders, wenn nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag einem Mitglied gestattet ist, Gesellschafter 
einer anderen Sozietät zu sein. 

D. Auflösung. 

Die Gesellschaft wird aufgelöst: 

1. Durch Ablauf der Zeit, für welche sie eingegangen 
war (siehe C. 3). 

2. Durch gegenseitige Uebereinkunft (siehe G. 2). 

3. Durch gerichtliches Urteil, falls wichtige Gründe für 
die Auflösung vorliegen (Unfähigkeit eines Gesellschafters, Un- 
möglichwerden des Gesellschaftszweckes). 

4. Durch Kündigung seitens eines Gesellschafters, falls 
der Vertrag diese nicht ausschließt. 

5. Durch Tod oder Konkurseröffnung in der Person eines 
Gesellschafters. Im Falle des Todes tritt jedoch eine Auf- 
lösung nicht ein, falls der Gesellschaftsvertrag eine dahin- 
gehende Bestimmung enthält. 

6. Dadurch, daß ein Ereignis eintritt, welches die Ge- 
sellschaft in der Zukunft zu einer unerlaubten machen würde. 

Nach der Auflösung wird die Gesellschaft liquidiert. Das 
Vermögen wird versilbert und dann zunächst die Gesellschafts- 
schulden bezahlt. Die Klage gegen einen Gesellschafter kon- 
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smniert im allgemeinen die Klage gegen die anderen; im Falle 
des Todes eines Gesellschafters aber kann der Kläger noch 
gegen den Nachlaß besonders klagen; im Falle der Unzuläng- 
lichkeit der EIrbschaft haben die Privatglänbiger des Erblassen 
ein Yorsngsrecht. 



Die OeseUsehaft mit tiesehriiikter Hftftmig« 

A. Allgemeines. 

1. Joint-stock Company ist der Name für alle Gesell- 
Schäften, bei denen den Gläubigem der Gesellschaft nicht das 
Privatvermögen der Gesellschafter, sondern nnr das Gresell- 
schaftskapital, der joint*stock, haftet. Diese Gesellschaften 
gelten im Gegensatz zu den bisher besprochenen als modifi- 
zierte Korporationen, d. h. als juristische Personen. Sie werden 
nicht durch Freibrief, Parlamentsakte oder königliches Patent 
— wie noch nach 7 William IV und 1 Vict c. 78 — , son- 
dern durch die Mitglieder selbst unter Beobachtung gewisser 
Normativbestimmungen geschaffen. Dieser Grundsatz war 
deutlich niedergelegt zuerst in dem Gresetz 7 und 8 Vict c. HO 
und bildete später die Grundlage der Companies Acte. Hier- 
nach gibt es also keine Unterschiede von Aktiengesellschaften 
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung, es gibt nur eine 
Form, die in ihrer Biegsamkeit mehr den deutschen (jesell- 
Schäften der letzteren Art ähnelt. Freilich hat die Joint-stock 
Company vier Arten, aber drei noch zu erwähnende Arten 
haben kaum etwas Entsprechendes in unserem heutigen Recht 
und sind auch im englischen ganz ungebräuchlich. Die nor- 
male Limited Company aber ninmit eine immer größere Am* 
dehnung an: 4527 solcher Gesellschaften mit einem Kapital 
von £ 231996576 wurden im Jahre 1899 in England einge- 
tragen und im April 1899 waren 27969 Gesellschaften mit 
einem eingezahlten Kapital yon £ 1512098098 im Betrieb. 
Der kleine Mann begünstigt diese Gesellschaften angesichts 
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der schlechten Verzinsung der Staatspapiere and des geringen 
Betrages der einzelnen Aktien. 

2. Die Companies Act befassen sich außer mit den Aktien- 
gesellschaften (Limited Companies) noch mit drei anderen Ge- 
sellschaftsformen. 

a) Die Unlimited Company. Bei dieser obsoleten Gesell- 
schaft haftet außer dem Geschäftsvermögen auch jeder Ge- 
sellschafter mit seinem Privatvermögen. Man könnte die 
Eingetragene Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht 
vergleichsweise heranziehen. Der Gesellschafter haftet auch 
für nichtbezahlte Ein- oder Nachschüsse der anderen und er 
wird von seiner Haftung erst frei ein Jahr nach dem Erlöschen 
der Mitgliedschaft; falls die Gesellschaft nicht inzwischen liqui- 
diert wird. 

b) Companies Limited by Guarantee. Hier verpflichtet 
sich jedes Mitglied im Falle daß die Gesellschaft während 
seiner Mitgliedschaft liquidiert wird, zum Vermögen der Ge- 
sellschaft Nachschüsse zu leisten zwecks Bezahlung der Schul- 
den der Gesellschaft. Die Nachschußpflicht ist aber durch 
einen festen Betrag begrenzt. Also eine Genossenschaft mit be- 
schränkter Nachschußpflicht. Die Form kommt noch bei ein- 
zelnen Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit vor. 

c) Es gibt auch garantierte Gesellschaften, deren Kapital 
nicht in Aktien (Anteile, shares) zerlegt ist. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Gesetzes über Mit- 
gliederzahl, Name und Gründungshergang beziehen sich auf 
alle vier Arten der Joint-stock-Gesellschaft. 

3. Auf andere Art als nach den Bestimmungen der Ge- 
sellschaftsakte kann eine Bank oder eine geschäftlich tätige 
Gesellschaft von mehr als 20 Mitgliedern nicht gebildet wer- 
den. Eine Ausnahme machen nur Gesellschaften, die durch 
Parlamentsakte, durch Charter oder als sogen. Cost Book 
Mining Companies (Bergwerksgesellschaften in Devon und 
Cornwall) geschaffen werden. Gemeinnützigen oder wohltätigen 
Zwecken dienende Korporationen unterstehen jedoch nicht 
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dem Oesetz. GeBellschafteD; die unter das Oesets fallen und 
in anderer Weise gebildet sind, gelten als verboten« Eine 
Versicherungsgesellschaft auf Gegenseitigkeit von mehr ala 
20 Mitgliedern unterliegt also dem GesellschaftsgesetB, denn 
sie ist geschäftlich tätig, sie erstrebt Gewinn. Verbotene 
Gesellschaften können keine gültigen Verträge abschließen und 
können auch nicht klagen. 

4. Viele Aktieugesellschaften sind tatsächlich rein private 
Unternehmungen^ insofern die Aktien nicht an das Publikum 
gelangen, sondern in den Händen einiger bestimmter Personen, 
z. B. der Inhaber des ^gegründeten' Geschäfts sind. Solche 
Gesellschaften haben keinen Prospekt, keine Einladung zur 
Subskription erlassen, obwohl es oft sehr große Unternehmongen 
waren. Man nennt solche Gesellschaften ,One Man Companies', 
Ein Manns-Gesellschaften. Neuerdings ist die Ansicht Ter- 
treten worden, daß diese Gesellschaften ungesetzlich seien, 
weil von den sieben notwendigen Gründern sechs Strohmänner 
seien. Das Oberhaus als höchstes Gericht ist dieser Ansicht 
nicht beigetreten. Tatsächlich ist es also zulässig, daß ein 
Gesellschafter sämtliche Aktien hat und die Gesellschaft ist 
dadurch nicht unerlaubt. Gesetzlich allerdings darf die Zahl 
der Mitglieder nicht unter sieben sinken, sonst hat jeder 
Aktionär bei Strafe der persönlichen Haftbarkeit die Pflicht, 
die Auflösung zu verlangen. 

B. Prospekt mid Promoter. 

L Wir besitzen keinen üblichen Ausdruck für die Person, 
die die Gründung eines Unternehmens oder die sonstige Finsn- 
zierung besorgt. Wir sprechen Ton einem Emissionshaus, aber 
der eine Bestandteil des Wortes stellt die Tätigkeit nicht 
vollständig dar, der andere ist ungenügend, denn es ist keines- 
wegs erforderlich, daß ein Institut die ^Emission' besorgt. 
In England spricht man von dem ^Promoter^, einem nicht 
gesetzlich sanktionierten, aber in der Geschäftswelt üblichen 
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Ausdruck, und mau sagt; daß in seine Tätigkeit falle die 
Summe der im Handelsbetriebe üblichen Geschäftsoperationen, 
durch welche eine Gesellschaft zur Existenz gebracht , ins- 
besondere das erforderliche Kapital verschafft wird (vgl. Whaley 
Bridge Co. gegen Green 5. Kings Bench Division, Law Re- 
ports 109). Die Gerichte haben sich mit Recht gesträubt, 
enge Definitionen der wichtigen Tätigkeit der Promoter zu 
geben, um diesen nicht die Möglichkeit zu verschaffen, sich 
ihrer Haftbarkeit zu entziehen. Um sich über die wahren 
Promoter zu vergewissem, wird man sich folgende Fragen 
beantworten müssen, die als Anhaltspunkte dienen: 

1. Von wem ging der Gründungsgedanke aus? 

2. Wer beschloß über Memorandum, Statut und Prospekt 
und gab den Rechtsbeiständen die nötige Information? 

3. Wer übernahm die Ko&ten der Vorbereitung der Ge- 
sellschaft? 

4. Wer setzte sich mit dem ersten Vorstand zwecks 
Uebemahme der Aemter in Verbindung? 

5. Wer hatte durch Gründung der Gesellschaft einen Vorteil ? 

Aber auch diese Fragen können zu falschen Ergebnissen 
führen. Der Verkäufer des Eigentums wird sehr oft auch der 
Promoter sein; die Berichte über die Minengesellschaften zeigen 
das. Es ist jedoch auch möglich, daß die Promoter schon 
existieren, bevor die Verkaufsabsicht bestand. 

II. Die Stellung des Promoter der Gesellschaft gegenüber 
ist eine Vertrauensstellung und er muß deshalb zum Vorteil 
und Wohl der Gesellschaft handeln, selbst dann, wenn er zu- 
gleich Vertreter anderer Personen ist. Dies gilt besonders 
bezüglich der Rechnungslegung, Auskunfterteilung und Ab- 
führung vom erzielten Gewinn. Falsche Vorspiegelung bei 
der Gründung macht die eingegangenen Schuldverhältnisse 
hinfallig, soweit eine Auflösung noch möglich ist. Wo das 
nicht der Fall ist, tritt an Stelle dessen eine Schadenersatz- 
forderung. Die Pflichten der Promoter beginnen mit der 
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ersten Promotionshandlang. Die BeobachtUDg der Pflichten 
unterliegt der gewissenhaften Prüfung des Vorstandes und der- 
jenigen der Generalversammlung der Gesellschaft. Anderseits 
haben die Promoter einen Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen 
und auf sonstige verabredete Leistungen. 

Ihre Haupteinnahme fließt gewöhnlich aus dem Eaufgeld 
fär Erwerbung des Eigentums. Oft erhält der Promoter den 
Betrag; der sich aus der Emission der Anteile mit Gewinn 
ergibt. Mehrere Promoter stehen nicht notwendig in einer 
rechtlichen Gemeinschaft (als Gesellschafter ^ Stellvertreter, 
Beauftragte). 

ni. Der Gründung einer Gesellschaft geht gewöhnlich 
eine ganze Reihe geschäftlicher Handlungen (mit Eigentümern 
und sonstigen Berechtigten, den künftigen Direktoren, Ver- 
trauenspersonen) voraus. Man muß ja in dem zukünftigen 
Prospekt dem Publikum etwas zu bieten oder zu versprechen 
haben. Sollten irgendwelche Personen für die zukünftige Ge- 
sellschaft schon Verträge abgeschlossen haben, so ist natürlich 
die Gesellschaft nicht dadurch gebunden. Sie wird es erst 
durch die gesetzlich und statutarisch ordnungsmäßige Ver- 
pflichtung ihrer Organe. Die betreffenden Personen haften, 
soweit nichts anderes verabredet ist, lediglich persönlich. Auch 
aus der Uebernahme der Verpflichtung zur Anerkennung der 
eingegangeneu Verbindlichkeiten im Memorandum folgt noch 
kein Klagerecht dritter Personen. Vor der ersten General- 
versammlung sollen Bedingungen von Verträgen, aaf die der 
Prospekt Bezug nimmt, nicht geändert werden (Sect. 1 1 Comp. 
Act. 1900) und die Direktoren müssen in dem eine Woche 
vor der Versammlung zu erstattenden Bericht die Einzelheiten 
etwaiger Aenderungen begründen. Die Promoter haben sich 
insbesondere um die Berechtigung der etwaigen Verkäofer 
zur Uebertragung ihrer Ansprüche und um Untersuchung des 
Eigentums durch Sachverständige zu kümmern. Sie d&rfen 
sich nicht unerlaubt Provisionen vom Verkäufer gewahren 
lassen« 
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IV. Bei der fast regelmäßigen Sukzessivg^ündang ist der 
Prospekt von der größten Bedeutung, er bildet für das Publi- 
kum die Grundlage zur Beurteilung des wahrscheinlichen 
Wertes der Gesellschaft. Bis zum Gesetz von 1900 waren 
von Rechts wegen nur wenige Bestimmungen über Prospekte 
gegeben, man verlangte Mitteilung von Daten der Parteien, 
die etwaige Verträge geschlossen hatten. Durch das Gesetz 
von 1900 wurden (Sect, 9 — 11) ausfuhrliche Vorschriften ge- 
geben. Es dürfte zweckmäßig sein, sie hier wiederzugeben. 

Sect. 9. 1, Jeder durch oder für eine Gesellschaft oder 
in Bezug auf eine künftige Gesellschaft ausgegebene Prospekt 
soll datiert sein und das Datum soll, sofern nicht das Gegen- 
teil bewiesen wird, als Datum der Veröffentlichung des Pro- 
spekts gelten. 

2. Eine Abschrift von jedem solchen Prospekt soll durch 
jede darin als Direktor oder künftiger Direktor der Gesell- 
schaft genannte Person oder deren schriftlich bevollmächtigten 
Vertreter gezeichnet und bei dem Eintragsbeamten an oder 
vor dem Datum seiner Veröffentlichung eingereicht werden. 

3. Der Eintragungsbeamte soll keinen Prospekt eintragen, 
sofern er nicht so datiert und gezeichnet ist. Kein Prospekt 
soll ausgegeben werden, bevor er zur Eintragung eingereicht 
ist, und jeder Prospekt soll die Angabe enthalten, daß er ein- 
gereicht ist. 

Sect. 10. 1. Jeder durch oder für eine Gesellschaft bezw. 
durch oder fUr eine an der Gründung der Gesellschaft be- 
teiligte oder interessierte Person ausgegebene Prospekt muß 
Angaben enthalten über 

a) den Inhalt des Memorandums mit Namen, Stand und 
Adressen der Unterzeichner und die Zahl der von ihnen über- 
nommenen Anteile, ferner die Zahl der etwaigen Gründer- 
oder ähnlicher Anteile und über die Art und Umfang der Ver- 
gütung der Inhaber des Eigentums, sowie den Gewinn der 
Gesellschaft; 

b) die durch Statut etwa festgesetzte Zahl der Shares, 
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die den Direktoren gewährt werden^ und jede Bonstige im 
Statut den Direktoren als Vergütung gewährte Provision; 

c) Namen, Stand und Adressen der Direktoren oder kQnf- 
tigen Direktoren; 

d) den geringsten Subskriptionsbetrag , auf den hin die 
Direktoren zur Zuteilung der Anteile schreiten können , und 
den beim Gesuch und bei der Zuteilung auf jeden Anteil so 
zahlenden Betrag, sowie im Falle jedes zweiten oder ferneren 
Angebotes von Anteilen den bei der früheren Zuteilung zur 
Zeichnung angebotenen Betrag und den wirklich zugeteilten 
Betrag; ferner den auf solche Anteile gezahlten Betrag; 

e) Zahl und Betrag der Anteile und Obligationen, welche 
emittiert sind oder deren Emission beschlossen ist, ob ganz 
oder teilweise anders als bar gezahlt bezw. im letzteren 
Falle in welcher Höhe, sowie die Summe, für die Anteile 
oder Obligationen emittiert sind oder werden sollen; 

{) Namen und Adressen der Verkäufer des von der Ge- 
sellschaft gekauften oder erworbenen bezw. zu kaufenden oder 
zu erwerbenden Eigentums, welches ganz oder teilweise aus 
dem Ertrage der emittierten Papiere bezahlt werden soll oder 
dessen Erwerbung zur Zeit der Veröffentlichung des Prospekts 
noch nicht endgültig geregelt ist, sowie den in Bar, Anteilen, 
Obligationen an den Verkäufer zu zahlenden Betrag und, wo mehr 
als ein Verkäufer oder wo die Gesellschaft der (Jnterkaofer 
ist, den an jeden Käufer zu zahlenden Betrag; 

g) den als Eaufgeld in Bar, Anteilen, Obligationen zu 
zahlenden Betrag unter näherer Angabe der als Vergütnng 
zu zahlenden Summe; 

h) die fUr Zeichnung oder das Zeichnungsabkommen oder 
die Verschaffung der Subskription bezw. fär das Abkommen 
über die Verschaffung auf die Anteile gezahlte oder zu 
zahlende Gebühr oder die Höhe der festgesetzten Gebühr; 

i) Betrag oder Schätzungsbetrag vorläufiger Ausgaben, 
gezahlte oder zu zahlende Vergütung fGlr die Promoter und 
ihre Gegenleistung; 
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k) die Daten des AbschlasseS; sowie die Parteien der 
wesentlichen Verträge und eine angemessene Zeit und Stelle, 
wo letztere oder eine Abschrift daron eingesehen werden 
können (dies gilt nicht für einen im regelmäßigen Geschäfts- 
betrieb geschlossenen oder beabsichtigten Vertrag oder für 
mehr als drei Jahre Tor Veröffentlichung des Prospekts zurück- 
liegende Verträge); 

1) Namen and Adressen der Revisoren (auditors) der Ge- 
sellschaft ; 

m) genaue Einzelheiten über Art und Umfang des etwaigen 
Interesses eines jeden Direktors an der Gründung oder an dem 
zu erwerbenden Eigentum nebst Angabe aller ihrer in Bar 
oder Anteilen seitens einer Person zwecks Uebemahme seines 
Amtes für sonstige Dienste ^ die bei der Gründung der Ge- 
sellschaft geleistet sind^ gezahlten oder zu zahlenden Summen. 

2. Im Sinne dieser Vorschriften gilt als Verkäufer jeder, 
der einen bedingten oder unbedingten Vertrag mit der Ge- 
sellschaft behufs Kaufes oder Verkaufes oder behufs einer 
Kaufoption geschlossen hat, falls 

a) das Eaufgeld bei Veröffentlichung des Prospekts nicht 
▼oll berichtigt ist, oder 

b) das Eaufgeld ganz oder teilweise aus den durch die 
Emission gewonnenen Erträgen gezahlt oder berichtigt werden 
soll, oder 

c) der Vertrag seiner Gültigkeit oder Erfüllung nach von 
den Ergebnissen der Emission abhängig ist. 

3. Wo es sich um Erwerbung von Pachtrechten handelt, 
gilt im Sinne dieser Vorschriften der Verpächter als Ver- 
käufer, der Unterpächter als Unterkäufer und der Pachtzins 
als Eaufgeld. 

4. Die Vorschriften gelten nicht für bloße Zirkulare oder 
Einladungen vorhandener Anteil- oder Obligationsinhaber einer 
Gesellschaft zur Zeichnung weiterer Anteile oder Obligationen^ 
sondern nur für Gründungsprospekte und auch hier mit folgen- 
den Maßgaben: 
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a) die ErfordemiBse bezüglich des MemorandimiSy der Be- 
fiihigang, Vergütung und Beteiligung Ton Direktoren, der An- 
gabe Ton Namen y Stand und Adressen der Torhandenen oder 
künftigen Direktoren, des Betrages oder Schätanngsbetrages 
der vorläufigen Ausgaben finden keine Anwendung, falls der 
Prospekt mehr als ein Jahr nach der Zeit yeröffentlicht 
wird, wo die Gesellschaft berechtigt ist, ihr Geschäft zu be- 
ginnen. 

b) Falls der Prospekt mehr als ein Jahr nach der Zeit, 
wo die Gesellschaft zum Beginn des Geschäftsbetriebes be- 
rechtigt ist, yeröffentlicht wird, ist die Verpflichtung, die wesent- 
lichen Beträge mitzuteilen, beschränkt auf die Periode der dtf 
Veröffentlichung yorhergehenden beiden Jahre. 

5. Vertragsmäßiger Verzicht auf die Erfüllung dieser 
Vorschriften sowie eine Abmachung über Mitteilung von Ur- 
kunden oder Verträgen, die der Prospekt nicht erwähnt, ist 
unwirksam. 

6. Wenn der Prospekt als Zeitungsannonce veröffentlicht 
wird, ist es nicht erforderlich, den Inhalt des Memorandams 
oder dessen Unterzeichner und die Anzahl der von ihnen 
subskribierten Anteile anzugeben. 

7. Im Falle der Nichterfüllung der vorstehenden Vor- 
schriften ist ein Direktor oder eine andere ftbr den Prospekt 
verantwortliche Person nicht haftbar^), falls sie beweist, daß 



Im Falle der Angabe falscher Tatsachen im Prospekt and der 
dadurch yeranlaßten Beteiligung an der Gesellschaft kann der Anteib- 
inhaber stets die Aufhebung seines auf Erwerbung der Anteile ge- 
richteten Vertrages und er kann femer Schadenersats ron denjenigen 
(Direktor, Emissionshaus) yerlangen, die ihn zur Beteiligung yeranlafit 
haben, ein Recht, das auch bei Liquidation der Gesellschaft fortbesteht. 
Dies ist geregelt in ,The Directors Liability Act 1890*. Ersatsklagen 
verjähren nach „The Statute of Limitations*^ (21 Jac. I, c. 16) in 6 Jahren« 
Außerdem bestehen naturgemäß Rechte der Gesellschaft gegen Verkäufer 
des Eigentums und Promoter im Falle der Angabe unrichtiger Tatsachen 
seitens dieser. 
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a) sie eine nicht mitgeteilte Tatsache selbst nicht 
kannte, oder 

b) die Nichterfüllung auf entschuldbarem Irrtum beruhte. 

Im Falle der Nichterfüllung der unter 1 gegebenen Vor- 
schrift ist der Direktor oder eine andere Person nur haftbar, 
wenn bewiesen wird, daß sie die nicht mitgeteilten Tatsachen 
kannte. 

8. Die Vorschriften anderer Gesetze bezüglich der Haft- 
barkeit werden durch diese Bestimmungen nicht berührt. 

See. 11. Eine Gesellschaft soll vor der statutarischen 
Generalversammlung die Bedingungen eines im Prospekt er- 
wähnten Vertrages nicht ändern, sofern nicht die Versamm- 
lung die Aenderung genehmigt. 

Der Prospekt wird (See. 30) definiert als eine Bekannt- 
machung, Zirkular oder andere an das Publikum gerichtete 
Einladung zur Zeichnung oder zum Kauf von Anteilen oder 
Obligationen einer Gesellschaft, ob diese Einladung an Mit- 
glieder oder an Nichtmitglieder der Gesellschaft gerichtet wird 
(See. 10^). Die bei einer Rekonstruktion der Gesellschaft an 
die Mitglieder der bisherigen Gesellschaft gerichteten Ein- 
ladungen bedürfen keines Prospektes. 

V. Was insbesondere die Erwerbung des Eigentums an- 
langt, so geht sie häufig so vor sich, daß der Eigentümer 
sein Besitztum an einen Mittelsmann des Promoter verkauft, 
und daß dieser dann — mit größerem Gewinn natürlich — 
es der Gesellschaft weiter verkauft, beim Erwerb von Minen 
kommen dann und wann mehrere Zwischenerwerber vor. 
Früher ging die Gründung oft derart vor sich, daß derjenige, 
welcher eine Mine entdeckt hatte, der Prospektor, sie dem 
Spekulanten verkaufte für eine verhältnismäßig geringe Bar- 
zahlung mit einem Anteil (1/10) an dem Kapital der zu be- 
gründenden Gesellschaft. Der Spekulant brachte dann, wie 
man sich ausdrückte, die Mine nach England und verkaufte 
sie einem Finanzkonsortium fUr einen schon bedeutend höheren 
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Barbetrag and einen eben£Edls wesentlich höheren Anteil an 
dem Kapital der GeselLschaft. Das Eonaortiom kaofie dann 
das Eigentum, betrieb die Gesellachaftsgründung nnd ließ sich 
dafür von der nunmehrigen OeselLschaft Auslagen und Provi- 
sion in bar ersetzen und einen bedeutenden Betrag aller An- 
teile (shares) der Gesellschaft gewähren. Bei der Subskription 
auf die Anteile wurde dann als Barbetrag zunächst so viel 
verlangt; dafi man die Barzahlung an die Promoter leisten 
konnte und etwas Betriebskapital hatte« Das Publikum küm- 
merte sich wenig um die riesige Differenz zwischen dem Eauf- 
preis; den der Prospektor erhalten , und demjenigen , den die 
Gesellschaft bezahlt hatte. Durch die Bestimmungen von 
See. 18 besonders unter F^ 6 und E könnte sich jetzt das 
Publikum Aufklärung verschaffen, aber jeder, der das Publikum 
kennt, weiß, daß es wenig Aufklärung verlangt. Es gehört 
auch schon ziemlich viel Sachkenntnis dazu, um sich aus den 
Mitteilungen des Prospekts und etwaiger Verträge wirklich 
ein Bild machen zu können. 

VI. Nach dem Gesetz von 1900 ist die Zahlung einer Ver- 
gütung (commission) für Entnahme und Placierung von Anteilen 
erlaubt im Falle einer öffentlichen Emission der Anteile, aber 
unzulässig in jeder Form bei privater Ausgabe der Anteile '). 

Zahlung der Vergütung und ihre Höhe muß durch die 
Statuten erlaubt und im Prospekt mitgeteilt werden. Wer 
eine solche Verpflichtung zur Unterbringung von Anteilen 
schließt, ist erst durch die ihm zugegangene Annahme dieses 
Angebotes gebunden. 

C. Die Notierung an der Börse. 

Auch hier muß man wieder von dem Gesetzlichen, Nor- 
malen und von dem Außerordentlichen, aber leider auch Ge- 
wöhnlichen sprechen. 

') Ein Vertrag, der den Unterzeichnern eine Option gibt, Anteile 
nnter ihrem Marktwert, aber über ihren Nominalwert zu zeichnen, ist 
eine mit Zahlung einer Vergütung yerbnndene Zeichnung. 
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Große Gesellschaften wünschen an sich die Notierung an 
der Londoner Börse (Stock Exchange). Zu diesem Zweck hat 
man sich an eine Börsenkommission (committee) zu wenden. 
Dieses weist die Notierung (quotation) zurück^ falls die Ge- 
sellschaft nicht nach bestimmten Regeln gegründet ist. 

Es ist üblich^ sich zunächst einen besonderen Liquidations- 
tag (special settling day) zu verschaffen« Dieser Tag wird 
von der Kommission festgesetzt und es werden neue Werte 
3,per special settlement', d. h. per Erscheinen gehandelt; es 
können daher erst nach Festsetzung dieses Tages Abrechnungen 
über die abgeschlossenen Geschäfte erteilt werden. Der Bankier 
oder Makler (broker) , der mehrere Geschäfte in einem Wert 
gemacht hat, ersucht um einen solchen Abrechnungstag. Dieser 
bedeutet die Zulassung des Papiers zum Handel an der Börse, 
Der Antrag lautet gewöhnlich: 

„Wir ersuchen um einen Abrechnungstag in .... An- 
teilen mit den Zahlen .... für • . . . in der .... Gesellschaft.' 

Voraussetzungen für die Notierung sind folgende: 

1« Die Gesellschaft muß groß genug sein und bedeutend 
sein (ein Kapital von £ 100000 gilt gewöhnlich als das 
Mindeste). 

2. Der Antrag muß drei Tage yorher eingehen. 

3. Folgende Urkunden sind dem Sekretär des Share und 
lioan Departement einzureichen: 

a) Der Prospekt. 

b) Das Zertifikat über die Inkorporation. 

c) Eine Bescheinigung^ daß die Gesellschaft berechtigt 
ist; ihr Geschäft zu beginnen. 

d) Die Statuten« 

e) Die ursprünglichen Anträge für Anteile und Obli- 
gationen. 

f) Das Zuteilungsbuch für Anteile und Obligationen^ sowie 

g) Abschrift des Briefes über die Zuteilung, 
h) Ein Specimen vom Zertifikat. 
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i) Beglaubigte Abschriften der Verträge. 

k) Notariell beglaubigte UeberaetzuDgen von KonsessioneD 
und Abmachungen. 

1) Eine vom Vorsitzenden und vom Sekretär gegebene 
Bescheinigung; daß der Prospekt dem Gesetz entspricht, daß 
die erforderlichen Urkunden niedergelegt sind, sowie über An- 
zahl, Betrag und Nummern der Anteile und Obligationen, über 
Anzahl, Betrag und Nummern der nicht bar zu zahlenden An- 
teile, über den Betrag der bezahlten Kautionen und ihre 
Freiheit von jeder Belastung, sowie endlich darüber, dafi die 
Bescheinigungen vorhanden, daß das Eigentum gekauft und 
bezahlt ist und daß keine Hindemisse für die Abrechnung 
existieren. 

m) Das ,,Paß'-Buch des Bankiers. 

n) Bescheinigungen des Bankiers über die erhaltenen 
Kautionen. 

o) Bei Obligationen die Verpffindungsurkunde. 

4. Der Prospekt ist 

a) öffentlich bekannt zu machen, 

b) er muß dem Gesetz und den Statuten entsprechen. 

c) Es darf nicht weniger als die Hälfte des Nominal- 
kapitals emittiert und es müssen 10 Prozent des gezeichneten 
Betrages gezahlt werden. 

d) Bei Obligationen sind Fälligkeitsbedingungen anzugeben. 

5. Es muß mindestens der Betrag von zwei Dritteln der 
zur Zeichnung ausgelegten Summen gezeichnet und dem PQ' 
blikum ohne Bedingung zugeteilt worden sein. 

6. Die Statuten müssen verbieten, daß die Direktoren 
die Fonds der Gesellschaft zum Ankauf der Anteile oder 
Obligationen benutzen. 

7. Die Obligationen sollen gemäß N. 4d Auskunft geben. 

8. Ein Börsenmakler muß ermächtigt sein, volle Informa- 
tionen zu geben. 
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D. Das MemorandnnL 

Das Memorandum ist die Grandakte (charter) der Gesell- 
schaft. Es ist nicht das Statut. Es bestimmt hauptsächlich 
den Zweck des Unternehmens^ über welchen dasselbe nicht 
hinausgehen darf. Es muß von mindestens sieben Personen 
gezeichnet werden, die mindestens eine Aktie übernehmen. 
Da die Aktie beliebig groß sein darf, so lassen sich Gesell- 
schaften mit lächerlich geringem Kapital denken. Es gibt 
denn auch in der Tat Minengesellschaften mit hochklingendem 
Namen und £ 7 Kapital. Frauen können zeichnen. Bevor- 
mundete nicht, doch heilt die Inkorporation einen etwaigen 
Mangel in dieser Beziehung. Die Bestimmungen des Memo- 
randums im einzelnen müssen sich erstrecken auf folgendes: 

1. Den Namen der Gesellschaft. Er soll den Zweck des 
Unternehmens angeben und den Zusatz j^Limited^ enthalten. 
Abkürzungen sind unzulässig, der Name muß sich deutlich 
▼on den Namen anderer eingetragener Gesellschaften unter- 
scheiden. Gesellschaften zu wohltätigem Zweck können von 
der Zentralbehörde das Recht auf Fortlassung des Wortes 
Limited erhalten. Die Gesellschaft kann die Aenderung ihres 
Namens beschließen. Der Zusatz j^Königlich^ o. a. kann nur 
durch Privileg erlangt werden. 

2. Die Angabe des Sitzes (Bureaus) der Gesellschaft, 
wohin Zustellungen gerichtet werden können. 

3. Der Zweck. Notwendig ist es, nicht nur den Haupt- 
sweck zu erwähnen, sondern auch für Hilfstransaktionen, 
Nebenzwecke die Möglichkeit im Wortlaut zu schaffen. Nur 
darf die Bestimmung nicht so allgemein lauten, daß die Ge- 
sellschaft jedes Geschäft betreiben kann. 

4. Das Kapital. Es muß die Höhe des Kapitals und der 
Betrag der Aktie angegeben, ferner erwähnt werden, ob be- 
sondere Aktienarten emittiert werden sollen. 

Aenderungen des Memorandums bedürfen besonderer Be- 
schlüsse der Generalversammlung. Handelt es sich um Aende- 
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rung des Zweckes, so ist auch ein Gerichtsbeschluß erforder- 
lich, welcher in eine materielle Prüfung der Zweckmäßigkeit 
der AenderuDg eintritt. 

E. Das Statut und die Eintragimg. 

1. Das Memorandum enthält die Orundbedingungen f&r 
die Inkorporation. Das Statut regelt die inneren Beziehungen 
der Gesellschaft, es bestimmt die Rechte und Pflichten, die 
Vertretungs- und GeschSftsführungsmacht der Gesellschafb- 
Organe, die Einzelheiten des Geschäftsbetriebes und die Art, 
wie die inneren Beziehungen geändert werden können. Das 
Statut darf nicht gegen zwingende Vorschriften des Oesetzes 
verstoßen. Mangels statutarischer Bestimmung gelten die ge- 
setzlichen Vorschriften. Im Statut kann eine Mindestanmme 
von gezeichnetem Kapital vorgesehen werden, auf Grund 
dessen die Zuteilung der Aktien erfolgen darf; mangels einer 
solchen Bestimmung muß das ganze Kapital gezeichnet and 
zugeteilt werden. — Das Statut kann durch Beschluß der 
Aktionäre geändert werden; Sonderrechte dürfen nur mit Ein- 
willigung der Berechtigen geändert werden. 

2. Nach Unterzeichnung des Statuts und Memorandums 
erfolgt die Inkorporation durch Eintragung. Dies geschieht 
durch das Joint Stock Companies registration Office in Somerset 
House^ London für England. Das Memorandum wird in Ur- 
schrift; die Statuten gewöhnlich gedruckt überreicht Eine 
Eintragung des Statuts ist nicht erforderlich. Ueber die Ein- 
tragung wird eine Bescheinigung erteilt. Bei Gesellschaften, 
die einen Prospekt ausgeben , ist noch die Einreichung der 
Liste der Personen erforderlich, welche die erwählten Vertreter 
sein wollen, 

F« Die Ausgabe der Aktieu. 

Vier Voraussetzungen bedingen die Erlangung der 
Schaft als Aktionär, soweit es sich um die Erwerbung 
Eigenschaft bei Gründung der Gesellschaft handelt: 
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a) Das Gesuch des künftigen Aktionärs, die Zeichnung 
(application); sie geschieht gewöhnlich durch Vollziehung eines 
mit dem Prospekt zugleich ausgegebenen Formulars und ist 
von Deponierung einer gewissen Summe eines Teilbetrages 
des subskribierten Kapitals als Kaution abhängig; die Sicher- 
heit beträgt mindestens 5 vom Hundert des Nominalbetrages. 
Die Applikation kann an sich auch mündlich und durch Be- 
vollmächtigte erfolgen. 

b) Die Zuteilung (Allotment); sie muß binnen der vorher 
festgesetzten Zeit und Form und darf nur geschehen, wenn 
der statutarisch bestimmte Mindestsatz oder in Ermanglung 
einer solchen Bestimmung der ganze Nominalbetrag des Kapi- 
tals gezeichnet ist. Zuteilungen ^ die hiergegen verstoßen^ 
können innerhalb eines Monats angefochten werden^ abgesehen 
von der persönlichen Haftung der Direktoren. 

c) Die Zuteilung erfolgt im allgemeinen brieflich an den 
einzelnen Zeichner. Bis zu der mit der Zuteilung erfolgenden 
Annahme des Zeichnungsgesuchs kann das letztere grundsätz- 
lich zurückgezogen werden« Die Zuteilung kann^ falls dies 
vorgesehen; auch auf einen Teil des gezeichneten Betrages 
erfolgen. 

d) Eintragung des Aktionärs in das Aktienbuch; welches 
jede Gesellschaft führen muß und dessen Einsicht gestattet ist. 

2. Die Zahlung auf die Aktien erfolgt in bar. Natürlich 
sind Gründeraktien (founders shares) bezw. Hingabe von Aktien 
für Sacheinlagen oder geleistete Dienste zulässig. 

3. Emission unter Pari ist verboten. Wohl aber kann 
von der Zahlung des vollen Betrages zunächst abgesehen und 
das Kapital durch verschiedene Aufrufe (calls) eingefordert 
werden. Emission mit Prämie (Agio) ist gestattet und sehr 
häufig. 

4. Privilegien der ursprünglichen Anteilinhaber sind zu 
vermerken. In der Praxis kommen verschiedene Arten von 
Shares vor. Gewöhnliche; defered (in der Anteilnahme am 



216 Epstein. 

Reingewinn zarückgesetzte), Vorzngsanteile (der Vorzog, pre- 
ference , kann sich nur auf die Dividenden oder auf Kapital 
und Dividenden beziehen) und Gründeranteile; von cumulative 
preference Shares spricht man^ wenn die Dividende nicht nur 
aus dem Gewinn eines Jahres gezahlt wird. Die Rechte der 
bevorzugten Teilhaber können durch G^neralversammlmigB- 
beschluß nur geändert werden , wenn das Recht dazu im 
Memorandum vorbehalten ist, aber auch im Falle dieses Vor- 
behalts nicht, falls ein besonderer Vertrag entgegensteht 
Manche Gesellschaften behandeln die Vorzugsanteile als Obli- 
gationen; es hängt von den konkreten Abmachungen ab, ob 
noch weitere Vorzugsanteile oder Obligationen ausgegeben 
werden dürfen. — Gründeranteile sind bei spekulativen Unter- 
nehmungen sehr beliebt: sie werden, da sie auch den gewöhn- 
lichen Anteilen nachstehen, erst bei großem Gewinn wertvoll. 
Nicht nur Gründer, sondern auch Emissionshäuser nnd die 
ersten Zeichner erhalten sie häufig. Man gibt ihnen oft einen 
größeren Anteil am Reingewinn, um für ihren schlechten Rang 
zu entschädigen, oder man gibt sie als eine Art Rabatt fur 
Entnahme einer gewissen Anzahl anderer Anteile. Sie haben 
den Nachteil, daß sie die Bildung größerer Rücklagen hindern. 

5. Fast alle Statuten enthalten Bestimmungen über die 
Verwirkung der Aktienrechte bei Nichtzahlung der Zeich- 
nungsbeträge. Verfallene Aktien können von neuem ausge- 
geben werden. Auf andere Fälle darf die Verwirkung nicht 
ausgedehnt werden. Abandonnierung von Aktien kann für d«i 
Fall von Schulden der Aktionäre gegenüber der Gesellschaft 
vorgesehen werden. Diese Abandonnierung darf aber nicht 
zum Rückkauf der eigenen Aktien führen. 

6. Ueber die Eintragung in das Aktienbuch bezw. über 
das Aktienrecht wird eine Bescheinigung erteilt. Dieselbe soll 
auch zum Verkauf oder der sonstigen Uebertragnng des Aktien- 
rechtes dienen. Diese Bescheinigung ist ein Legitimations- 
papier. Auszüge aus dem Aktienbuch können verlangt wer> 
den. Für koloniale Unternehmungen gibt es Zweigregister 
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fQr die in der Kolonie lebenden Aktionäre. Ist das Register 
fehlerhaft^ so kann eine Berichtigung verlangt werden. 

6. üebertragrmg des AktienreoliteB. 

1. Die gewöhnliche Uebertragung erfolgt bei Inhaber- 
aktien durch Einigung und Uebergabe, bei Namensaktien 
durch £änigung und Umschreibung auf den Namen des Er- 
werbers. Zur Umschreibung im Aktienbuch kann die Gesell- 
schaft einen formellen Uebertragungsvertrag verlangen. Ueber 
die Uebertragung (transfer) werden Bescheinigungen ausge- 
stellt. Die Gebühren (Stempel) für Abtretung des Aktien- 
rechts sind sehr hoch; beträgt z. B. die für die Abtretung 
zu zahlende Summe über £ 50; so beträgt der Stempel 7 sh. 
6 d. (etwa 7^50 Mark), beträgt sie über £ 275, so ist der 
Stempel £ 1 sb. 10 (etwa 80 Mark); außerdem kommt hinzu 
die Gebühr ; welche die Gesellschaften für die Abtretung er- 
heben, diese transfer fee ist gewöhnlich 2 sh. 6 d. 

Es gibt Statuten, welche die Gültigkeit der Abtretung 
Ton der Zustimmung der Direktion abhängig machen. In 
diesen Fällen soll aber die Zustimmung nicht schikanös ver- 
weigert werden; eine unbegründete Verweigerung kann z. B. 
darin liegen, wenn die Genehmigung nicht erteilt wird, weil 
der betreffende Aktionär bereits Aktien besitzt. Die Ver- 
weigerung macht das Uebertragungsgeschäft grundsätzlich 
nicht hinfallig. 

2. Während man in den bisher erwähnten Fällen von 
transfer der shares spricht, bezeichnet man die sonstigen Fälle 
der Sukzession mit transmission des Aktienrechtes. 

Hierher gehören 

a) Tod des Aktionärs. Die Nachfolge der Erben wird 
durch Testament oder Erbschein gegenüber der Gesellschaft 
erwiesen. Sind Testamentsvollstrecker ernannt, so werden sie 
in das Register eingetragen. 

b) Konkurs. Rechte und Pflichten gehen auf den Ver- 
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waiter über. Er kann sie aber binnen einem Jahr nadi seiner 
Bestellung abandonnieren. 

c) Geisteskrankheit oder Geistesschwäche. Die Bechte 
werden durch den Pfleger ausgeübt, im Register findet keine 
Umschreibung statt. 

H. Das Aktienkapital und seine Verzinsung. 

1. Das Aktienkapital ist in Aktien serlegt. Seine Höhe 
wird durch das Memorandum festgesetzt. Sehr oft wird nicht 
der gesamte Nominalbetrag ausgegeben, sondern den Direktoren 
wird es überlassen^ zunächst einen Teil zu emittieren. Da- 
durch entsteht der Gegensatz von authorised und issued capital. 

2. Durch die Statuten oder einen besonderen Beschluß 
der Generalversammlung kann eine Erhöhung des Kapitals 
gestattet sein. Von der Eapitalserhöhung ist der Registrar 
binnen 15 Tagen nach dem Beschluß zu benachrichtigen. Die 
Erhöhung kann erfolgen durch Ausgabe neuer Aktien (reget* 
mäßiger Fall), durch Teilung des Kapitals in Aktien von 
größerem Betrage (seltener Fall) oder durch Umwandelnng 
der shares in stock (Schuldverschreibungen) bezw. Rekon- 
version dieser in shares. 

3. In gleicher Weise kann die Teilung der Aktien in 
solche von geringerem Betrage erfolgen, ohne daß eine Kapital* 
Veränderung der Hohe nach eintritt. 

4. Die Reduktion des Kapitals, welche dieselben E^order- 
nisse wie die Erhöhung hat, kann erfolgen 

a) Durch Umschreibung des noch nicht eingeforderten 
Kapitals. 

b) Durch Zusammenlegung der Aktien zwecks Beseitigung 
der Unterbilanz. 

c) Durch Rückzahlung von Kapital. 

d) Durch Vernichtung von noch nicht emittierten Aktien. 

e) Dadurch, daß aufgesparter Gewinn auf voUbesaUte 
Aktien ausgeschüttet und hiernach die Zahl der vollbezahlten 
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Aktien verringert und der Betrag des noch nicht ganz aufge- 
rufenen (uncalled) Kapitals entsprechend vergrößert wird. 

In den ersten drei Fällen ist gerichtliche Genehmigong 
erforderlich; vor Erteilung derselben werden die Schuldver- 
hältnisse der Gesellschaft einer Prüfung unterzogen. 

Grundsätzlich darf die Gesellschaft ihre eigenen Aktien 
nicht erwerben; denn das Kapital soll den im Memorandum 
bezeichneten Zwecken dienen. 

5. Das Gesetz gibt keine Vorschriften über die Berech- 
nung des Gewinns und die Bezahlung der Dividenden; es 
überläßt hier alles dem Handelsbrauch. Die Dividende wird 
meist jährlich bezahlt ^ sie kann aber auch öfter bezahlt wer- 
den. Festgesetzt wird sie in einer zu diesem Zwecke einbe- 
rufenen Generalversammlung. — Die Dividende soll aus dem 
Reingewinn und nur aus diesem bezahlt werden. Reingewinn 
ist der Betrag^ welcher sich nach Abzug aller Ausgaben vom 
Bruttogewinn und nach ordnungsmäßigen Abschreibungen auf 
alle Sachen und ausstehenden Forderungen und nach Bildung 
bezw. Dotierung der vorgeschriebenen Fonds oder angemessener 
Sammlung sonstiger Rücklagen ergibt. Dividenden dürfen nie 
aus dem Kapital (auch nicht aus dem Agio bei etwaigen Neu- 
emissionen) gezahlt werden; entgegengesetzte Beschlüsse sind 
unwirksam. Solange aus Vorjahren Verlust zu decken ist^ 
ist eigentlich kein Reingewinn vorhanden und sollte keine Divi- 
dende gezahlt werden. Ein gesetzliches Verbot besteht jedoch 
in diesem Falle nicht ^ aber der geschäftliche Anstand fordert 
es. — Ist wirklich Reingewinn vorhanden, aber zur Verteilung 
der Dividende kein Barbetrag flüssig, so steht nichts im Wege, 
daß etwa Wertpapiere verkauft oder Kredite in Anspruch ge- 
nommen werden. Die Dividende ist jedenfalls in bar zu 
zahlen. Sie darf nicht etwa in Aktien gezahlt werden. In 
dem Falle^ wo Vorzugsaktien geschaffen sind, welche auf den 
Reingewinn des Geschäftsführers Anspruch haben ^ kann auch 
diese Dividende selbst dann gezahlt werden, wenn aus früheren 
Geschäftsjahren noch Verluste bestehen. Es gibt auch Aktien 
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mit garantierter Dividende; in welcher Weise die Garantie za 
erfüllen ist^ hängt von den Bestimmungen des Statuta ab. 

J. Die Organisation der OeseUsehaft 

I. Die Gesellschaft kann nicht firüher Geschäfte betreiben, 
als bis sie die gesetzlich vorgeschriebenen Förmlichkeiten er- 
füllt hat. Der Kreis der Geschäfte, die sie überbaapt be- 
treiben darf, ist durch Memorandum und Statut begrenzt. Der 
dritte wird durch Nichtkenntnis der letzteren nicht geschützt 
Ueber die Erfüllung der zum Geschäftsbeginn erforderlichen 
Förmlichkeiten gibt der Registerbeamte ein Zeugnis. Personen^ 
welche für Gesellschaften vor Erhalt des Zengnisses Ge- 
schäfte machen, werden mit einer Geldstrafe bis £ 50 fur 
jeden Tag der Zuwiderhandlung bestraft. — Ist das Zeugnis 
erteilt, so kontrahiert die Gesellschaft im übrigen wie eine 
Einzelperson. Bei der Zeichnung für die Gesellschaft soll 
auch stets die Tatsache zum Ausdruck kommen, daB die Ge- 
sellschaft die eigentliche Eontrahentin ist. Bei Aaalaasnng 
des Wortes „Limited* ist eine Geldstrafe bis £ 50 verwirkt 
und der betreffende Beamte kann sich außerdem persönlich 
haftbar machen; die Abkürzung Ltd. ist durchaus ebenso un- 
zulässig, wie die bei uns beliebte m. b. H. oder A.G. 

Zum ordentlichen Betrieb der Gesellschaft gehört, dafi 
sie diejenigen Bücher führt, welche zur vollständigen üeber- 
sicht über den Geschäftsgang erforderlich sind. Sie soll ferner 
die einlaufenden Skripturen verwahren. Nachrichten an die 
Gesellschaft gelten, wenn sie an das Bureau adressiert sind, 
als ordnungsmäßig abgesandt. Der Umstand, daß ein Direktor 
zufällig von einer Tatsache Kenntnis hat, schadet der Gresell- 
schaft nicht. Die Gesellschaft kann unter ihrem Namen klagen 
und verklagt werden. Klagt sie, so kann der Beklagte, falls 
ein besonderer Grund für die Zahlungsunfähigkeit der Gesell- 
schaft vorliegt, Sicherheit für die Prozeflkosten verlangen; ein 
Grund liegt stets bei Gesellschaften in Liquidation vor. Die 
Gesellschaften können bei Beleidigungen bezüglich ihres Eigen- 
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tarns oder ihrer Kreditwürdigkeit Straf7erfolgung yerlangeii; 
nicht dagegen wegen Beleidigungen ihrer Angestellten. Wegen 
der Maßnahmen; welche im ordentlichen Betriebe erfolgen, 
können die Aktionäre nicht gegen die Gesellschaft mit ELige 
vorgehen, sie müssen sich der Majorität fägen. Ueberschreitet 
sie aber ihre Befugnisse, dann kann der Aktionär sich an das 
Gericht wegen Abstellung wenden; dasselbe kann er tun, wenn 
Minoritäten zu Gunsten der Majorität benachteiligt werden. 

Die Gesellschaft führt ein Siegel, welches sie zu wichtigen 
Formalitäten, femer zur Ausstellung der Aktien oder Obli- 
gationen benutzt, sowie zur Bevollmächtigung zwecks Voll- 
ziehung gewisser Formalitäten. 

II. Der Vorstand. Was man im englischen Recht „direc- 
tors^ nennt, ist nicht die Direktion in unserem Sinne. Es 
gibt nämlich keine so strenge Scheidung zwischen Direktion 
imd Au£9ichtsrat. Der letztere entspricht vielmehr etwa dem 
board of directors und in seiner Mitte befinden sich managing 
directors, und dies sind die eigentlich handelnden Personen. 
Sie sind befugt alle Geschäfte zu machen, welche der Betrieb 
der Gesellschaft mit sich bringt. Zu anderen Geschäften be- 
dürfen sie einer besonderen Vollmacht, die ihnen durch das 
Statut oder die Generalversammlung übertragen werden kann. 
£s ist an sich nicht erforderlich, wenn auch üblich^ daß eine 
Gesellschaft Direktoren hat, sie kann auch eine oder mehrere 
Personen mit anderem Titel zur Vertretung bestellen^ nur 
muß sie eben Vertreter (governors, trustees) haben. Aus- 
länder, Frauen und Kinder kOnnen Direktoren sein, nicht da- 
gegen mit Pfründe versehene Geistliche. 

Die Namen der Direktoren nebst deren Adressen müssen 
in ein besonderes Register eingetragen werden; eine Abschrift 
derselben ist dem Registrar zu senden; diesem ist auch von 
allen Veränderungen Kenntnis zu geben. 

Die Art der Bestellung der Direktoren richtet sich nach 
dem Statut. Als gültig bestellt gilt ein Direktor erst, wenn 
er dem Registrar gegenüber erklärt hat, daß er das Amt 
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annehme und daß er die zur Uebernahme des Amtes etwa 
statutarisch erforderliche Zahl von Aktien gezeichnet hat 

Direktoren, welche einen falschen Prospekt nnterzeichnen, 
machen sich auch persönlich haftbar. Dasselbe gilt, wenn 
die Vorschriften über die Zuteilung nicht erfüllt werden nnd 
wenn ein Direktor vor Ausstellung der betreffenden Zeugnisse 
für die Gesellschaft handelt, Zuwiderhandlungen machen flrn 
strafbar mit einer bis £ 50 fär jeden Tag betragenden Geld- 
strafe. 

Die Direktion hat die erste ordentliche OeneralTersamm- 
lung innerhalb des ersten bis dritten Monats zu berufen seit 
der Zeit, wo die Gesellschaft zum Oeschäffcsbetrieb berechtigt 
ist. Untauglich für sein Amt wird der Direktor, wenn er die 
statutarisch vorgeschriebene Zahl der Aktien nicht erwirbt, sowie 
im Falle des Eonkurses, der Geisteskrankheit, der Bestrafung 
wegen Betrugs, sowie der Innehabung eines anderen gewins- 
bringenden Amtes. In allen den letztgenannten Fällen können 
die Statuten natürlich modifizieren. Persönlich haftbar macht 
sich der Direktor der Gesellschaft bei misfeasance (Untreue). 
Die Bezahlung des Direktors wird durch das Statut oder die 
Generalversammlung festgesetzt. Im Prospekt sollen sich über 
diesen Punkt Angaben finden, Teilen die Statuten der Direk- 
tion eine bestimmte Summe zu, so ist der einzelne Direktor 
dem Beschlüsse der anderen tlber die Verteilung unterworfeo. 
Bei nichtbezahltem Gehalt kann der Direktor gegen die Ge- 
sellschaft erst klagen, wenn er sein Amt niedergelegt hat, denn 
es verträgt sich mit demselben nicht, einen Zwang auf die 
Gesellschaft auszuüben. Bei dem managing director gilt aller- 
dings der Satz nicht. Verzichte auf das Amt können nur 
von der Generalversammlung gültig angenommen werden. Zur 
Entlassung des Direktors ist die Gesellschaft nur da berech- 
tigt, wo ihr das Statut die Befugnis hierzu verleiht. Läßt sieb 
ein Direktor bestechen, so begeht er ein misdemeanour. Dss 
selbe gilt, wenn er Urkunden der Gesellschaft fälscht oder rer 
fälscht oder falsche Eintragungen in die Geschäftsbücher macht 
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wenn er wisBentlicb unrichtige Angaben in Prospekten oder 
anderen Veröffentlichungen macht. 

Die wichtigste Stellung der Gesellschaft ist die des Vor- 
sitzenden (chairman) der Direktion. Im einzelnen allerdings 
regeln sich seine Befugnisse nach dem Statut, im allgemeinen 
aber hat er die oberste Leitung, insbesondere durch die bei 
allen Sitzungen und Generalversammlungen, Bei den Sitzungen 
der Direktoren (des Aufsichtsrates) muß zur Gültigkeit der 
Beschlüsse ein quorum vorhanden sein; der Gang der Ver- 
handlungen wird protokolliert und die Protokolle werden vom 
Vorsitzenden unterschrieben. Oft bilden die Direktoren ftlr 
bestimmte Zwecke Kommissionen. 

III. Der Manager (Geschäftsführer). Er ist der leitende 
Beamte unter dem Verwaltungsrat, er ist das, was wir Direktor 
nennen, er ist aber insofern etwas beschränkter, als die Be- 
deutung des Verwaltungsrats größer ist. Es kann natürlich 
mehrere manager geben und es ist an sich auch möglich, daß 
überhaupt kein manager da ist, weil die Vertretung und Ge- 
schäftsführung ganz und allein in den Händen des Direktoriums 
liegen kann. Das ist ein grundsätzlicher Unterschied von 
unserem Aktienrecht. Im übrigen entscheidet über den In- 
halt der Rechte und Pflichten des manager der Anstellungs- 
vertrag, bezw. das Statut. Für die Handlungen, die er für 
die Gesellschaft vornimmt, haftet er nicht persönlich. Ver- 
treter kann sich der manager nur bestellen, wo Statut oder 
Vertrag ihm dies erlauben. Bezüglich des Gehalts sowie der 
Auflösung des Vertrages gelten die besonderen Vereinbarungen 
und in Ermangelung solcher die Begeln des Dienstvertrages. 

IV. Der secretary (Sekretär), ein ungemein wichtiges und 
im Gegensatz zu demjenigen des manager gesetzlich notwen- 
diges Amt. Der Sekretär verwahrt unter anderem das Siegel 
der Gesellschaft, er führt das Register und leitet die hierauf 
bezüglichen Geschäfte. Er ist anwesend bei den Aufsichts- 
ratssitzungen, besorgt die notwendigen Veröffentlichungen und 
erstattet auch Berichte. Es ist ein sehr wichtiges und ein- 
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flußreiches Amt; auf dessen Einzelheiten das bezüglich des 
manager Gesagte entsprechende Anwendung findet. 

y. Der Auditor^ eine Art Revisor, ein Vertrauensposten 
zum Schutz der Aktionäre, der deshalb auch mit keinem Be- 
amten der Gesellschaft besetzt werden darf. Der Auditor 
soll völlig unabhängig und unparteiisch sein. Er hat nicht 
nur schematisch die rein rechnungsmäßige Richtigkeit der 
Zahlen in den Büchern, sondern er hat den Geschäftsbetrieb 
selbst zu prüfen, er hat festzustellen, ob das Oeld so den 
hierzu bestimmten Zwecken ausgegeben worden ist und ob 
die Bilanz innerlich richtig gemacht ist, d. h. ob z. B. fiir 
zweifelhafte Forderungen Reserven vorhanden, ob genügende 
Abschreibungen gemacht worden sind. Um dies zu köniieo, 
hat er ein Recht auf Auskunft durch die Beamten und Einsicht 
aller Bücher und Beläge. Er hat aber immer nur darauf so 
achten, ob der Wille der Gesellschafter ausgeftLhrt wird, er 
hat nicht materiell in den Betrieb einzugreifen. Er hat über 
gefundene Mängel der Gesellschaft Bericht zu erstatten. — 
Bei jeder ordentlichen Generalversammlung ist ein auditor za 
ernennen, welcher ein Jahr im Amte verbleibt. Erfolgt keine 
Ernennung, so kann das Handelsamt dieselbe vornehmen. Die 
Vergütung wird von letzterem oder sonst durch die Geneni- 
Versammlung festgesetzt. 

VI. Die Generalversammlung. Mindestens einmal im Jahre 
muß eine ordentliche Versammlung der Gesellschafter statt- 
finden. Jeder Gesellschafter hat mindestens eine Stimme. Die 
Zahl der außerordentlichen Versammlungen ist nicht begrenzt; 
Einberufung ist Sache der Direktion. Die erste ordentliche 
Generalversammlung (statutory meeting) muß binnen 1 bis 
3 Monaten nach dem Tage stattfinden, an welchem die Ge- 
sellschaft zum Geschäftsbetrieb berechtigt ist. Spätestens eine 
Woche vor der Versammlung hat jeder Gesellschafter einen 
Bericht der Direktoren zu erhalten, in welchem die Zahl der 
zugeteilten Aktien bezw. der gezahlte Betrag, die vorläufigen 
(Gründnngs-)Ko8ten, die Namen der Beamten, die zu übe^ 
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nehmenden Verträge aufgeführt sind. Bei der Versammlung 
selbst muß eine Präsenzliste angefertigt werden. Zur Dis* 
koBsion kann jede auf die Gründung bezügliche Angelegen- 
heit gestellt werden. Soll ein Beschluß gefaßt werden, welcher 
flieh nicht mit der Tagesordnung deckt, so kann die Versamm- 
lang vertagt werden. Stellyertretung ist nur da möglich, wo 
die Statuten dies gestatten. Wird die Einberufung dieser ersten 
Versammlung unterlassen, so erfolgt die Liquidation der Oe- 
sellschaft. 

Zu allen Versammlungen sind die Gesellschafter mit der 
statutarisch vorgesehenen Frist (gewöhnlich eine Woche) zu 
laden; die Tagesordnung ist derart mitzuteilen, daß sich die 
Gesellschafter eventuell vorher informieren können. Quorum 
bestimmt Statut, jedenfalls muß mehr als ein Gesellschafter 
anwesend sein. Der Chairmann des Direktoriums leitet die 
Versammlung, eventuell ein anderes Mitglied der Verwaltung. 
Auflösungen oder Vertagungen können nur durch die Gesell- 
achafter beschlossen werden. Der Gang der Verhandlung ist 
im übrigen von dem bei uns üblichen kaum abweichend. Es 
ist jedenfalls nur das zu verhandeln, was auf der Tagesord- 
nung steht. Natürlich ist dies nicht zu eng zu fassen und 
Zusätze oder Aenderungen von den zur Beratung stehenden 
Anträgen sind zulässig. Die Entscheidungen erfolgen regel- 
mäßig mit absoluter Mehrheit der nach Aktien ermittelten 
Stimmen. Alle Beschlüsse müssen sich im Rahmen der Sta- 
tuten und des Memorandums halten. Es ist durchaus üblich 
und fast für notwendig erachtet, daß ein Antrag von anderer 
Seite unterstützt wird; eine gesetzliche Notwendigkeit aber 
besteht keineswegs. 

Es gibt außer den ordentlichen und außerordentlichen Be- 
schlüssen noch sogen, besondere (special resolutions). Die ersteren 
sind die gewöhnlichen, mit absoluter Mehrheit zu fassenden. 
AoBerordentliche Beschlüsse erfordern eine Dreiviertelmehr- 
heit in einer zu dem bestimmten Zwecke berufenen Versamm- 
lung; sie kommen vor z. B. bei dem Antrag auf Liquidation 
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und sonatigen statatarisoh bestimmten Fällen. Das letztere 
gilt auch von den besonderen Beschlüssen, aber diese erfordern 
noch, daß eine folgende Versammlung die Beschlüsse der Tor- 
hergehenden mit einfacher Mehrheit genehmigt, und die neue 
Versammlung muß spätestens binnen 2 Wochen bis 1 Monat 
nach der früheren stattfinden. Ausfertigungen der Protokolle 
sind dem Registerbeamten zu übersenden. 

EL Kreditaufnahme. 

I. Allgemeines, Eine Gesellschaft kann, soweit nicht 
statutarische Bestimmungen entgegenstehen, wie der einxelne 
Kredit in Anspruch nehmen, und zwar von der Zeit ab, wo 
sie zum Geschäftsbetrieb befugt ist Auch vorher darf sie 
Aktien und Obligationen zur Subskription anbieten; aber irgend 
eine Zuteilung auf die letzteren darf bei Vermeidung einer 
Strafe bis £ 50 pro Tag nicht erfolgen, bevor nicht die er- 
forderliche Barzahlung ftir übernommene Aktien geleistet ist. 
Da, wo die Statuten die Macht der Direktoren zur Kredit- 
aufnahme beschränken, gelten diese Beschränkungen natür- 
lich zu Gunsten der Gesellschaft. 

n. Mortgages, d. h. hypothekarische Belastungen« Audi 
bezüglich solcher gelten keine besonderen Bestimmungen. 

III, Obligationen, debentures. Die Aufnahme solcher ist 
die regelmäßige Form der Kreditaufnahme in grOBerem Um- 
fange. Die Obligationen sind entweder dinglich gesicherte 
bezw. irgendwie privilegierte oder gewöhnliche, welche die 
Rechte von Schuldscheinen (promissory notes) gewähren» Die 
Praxis schafft in der Form und den Rechten der ObligationSre 
unendliche Mannigfaltigkeiten. So gibt es z. B. solche, welche 
den Obligationären das Recht gewähren, neben einer ordent- 
lichen Verzinsung durch Zuzahlung einer gewissen Summe die 
Umwandlung in Aktien zu verlangen, so z. B« die S^/t^/sigen 
Gold- Bonds der Pennsylvania Railroad Co.; hier können die 
Obligationsinhaber warten, bis der Kurs der Aktien derart 
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ist, daß sich der Umtausch lohnt^ und sie haben während der 
Wartezeit eine normale Verzinsung ihres Kapitals. — Im 
Gegensatz zu Aktien können Obligationen unter Pari emittiert 
werden. Bei dinglich gesicherten Obligationen ist die Be- 
stellung eines Treuhänders häufig. Grundsätzlich hat der 
Obligationär ein direktes Elagerecht gegen die Gesellschaft 
und er kann CTentuell selbständig zur Vollstreckung fichreiten. 
Ein Grund zur Klage wäre gegeben^ wenn die Gesellschaften 
andere Anleihen aufnehmen^ die entgegen den Emissions- 
bedingungen einer früheren die neuere privilegierten. Da, wo 
Treuhänder bestellt sind, besteht kein direktes Klagerecht der 
Obligationäre und es werden deshalb auch keine Obligationen, 
sondern nur Zertifikate über die Obligationen ausgestellt. Da^ 
wo keine besonderen Vorrechte unter mehreren in zulässiger 
Weise geschafiTenen Anleihen bestehen^ sind alle Obligationen 
gleich berechtigt; die frühere Emission schafft kein Vorrecht. 
Verpfändung von noch nicht aufgerufenem Kapital ist an sich 
unzulässig, denn nicht aufgerufenes Kapital ist keine Forderung 
der Gesellschaft, sondern es verleiht nur das Recht zum Auf- 
ruf; aufgerufenes, aber rückständiges Kapital ist verpfändbar. 
Abmachungen, wonach die Obligationen Stimmrecht in der 
Generalversammlung geben sollen, sind für unzulässig zu er- 
achten. Die Obligationen können auf Namen oder auf Inhaber 
lauten, letztere unterliegen dem höheren Stempel von 10 ^/o 
und Bind Inhaberpapiere. Bei der Liquidation werden die 
Obligationen sofort fällig, auch wenn andere Termine für die 
Rückzahlung festgesetzt waren« Sollten bei der Schaffung der 
Obligationen Verstöße oder Versehen vorgekommen sein, ist 
z« B. die Generalversammlung nicht, wie oben geschrieben, 
gefragt worden, so kann hieraus gegen einen gutgläubigen 
Obligationsinhaber kein Recht hergeleitet werden. Es möge 
hier noch erwähnt werden, daß die hypothekarischen Be- 
lastungen des Gesellschaftsvermögens in ein besonderes öffent- 
liches, jedermann zugängliches Register eingetragen werden. 
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L. Rekonstruktion. 

Von der größten Wichtigkeit ist die sogen. Rekonstruktion 
der Gesellschaft. Sie ist so häufig, daß sie schon snr be- 
rechtigten Eigentümlichkeit geworden zn sein scheint. Man 
versteht darunter den Verkauf der Aktiva einer bestehenden 
Gesellschaft unter Auflösung derselben an eine Gesellschaft, 
welche als Kaufpreis der alten Gesellschaft ihre eigenen Aktien 
gibt. Diese Umgründung ist oft erklärlich, und oft nützlich. 
Hat z. B. jemand ein Mineneigentum erworben, so wird es 
ihm mit den natürlichen Mitteln der Entnahme von Proben 
und Ingenieurberichten schwer fallen, Kapitalisten zu inter- 
essieren; er wird viel leichter zum Ziel kommen, wenn er sich 
mit einer bestehenden, aber nicht reüssierenden Gesellschaft 
in Verbindung setzt. Diese, deren Minen alles andere als Gold 
enthielten, hat nun eine neue Anziehungskraft für Publikum 
und Aktionär; die letzteren haben Instinkt genug, nm zu 
fühlen, daß sie durch jede Veränderung nur gewinnen können, 
und so kommt die Rekonstruktion zu stände. Die Umgründung 
kann auch andere Zwecke haben: Aenderung der geschäft- 
lichen Grundlage (Zwecke), Ausgabe andersgearteter Anteile, 
Ermäßigung von Abmachungen mit Gläubigern, Reduktion 
von Kapitalien, Fusion (amalgamation) mehrerer Gesellschaften. 
Die Rekonstruktion setzt eine Liquidation der alten Gesell- 
schaft voraus und bezüglich dieser kommt das vorher Gesagte 
in Betracht. Die Ermächtigung der Gesellschaft zur Rekon- 
struktion kann schon statutarisch bestimmt sein. Die Rekon- 
struktion erstreckt sich nicht notwendig auf das gesamte Ver- 
mögen der Gesellschaft. Gesellschafter, die dem Beschluß 
auf Rekonstruktion ordnungsgemäß widersprechen, können Ab- 
kauf ihrer Anteile verlangen zu einem Preise, der bei Nicht- 
einigung schiedsrichterlich bestimmt wird. Ueber die Wahl- 
rechte der Gesellschafter bezüglich ihres Eintritts in die neoe 
Gesellschaft sind besondere Beschlüsse zu fassen. Bei einer 
Umgründung muß der kaufende Kontrahent eine schon be* 
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siebende oder zu bildende Oesellscbaft, er darf aber nicht eine 
Einzelperson sein ; wohl aber kann dem Liquidator Vollmacht 
erteilt werden, wegen der Veräußerung an eine Einzelperson 
zu verfügen. Dadurch, daß Vorzugsgläubigern der alten Qe- 
Seilschaft auch in der neuen Vorzugsanteile eingeräumt werden, 
dürfen die bisherigen Aktionäre nicht benachteiligt werden. 
Gläubiger, deren Anforderungen vor Ausführung der Um- 
gründung nicht bezahlt werden, müssen zu derselben ihre Zu- 
stimmung geben. Nach der Joint Stock Companies Arrange- 
ment Act. 1870 sind, falls auf einer zu diesem Zweck unter 
gerichtlicher Mitwirkung abgehaltenen Versammlung dreiviertel 
der erschienenen Qläubiger und Forderungen der Umgründung 
zustimmen, die übrigen Gläubiger an diesen Beschluß gebunden. 

H. Liquidation. 

I. Allgemeines und Verfahren. Die Liquidation ist ge- 
regelt durch die Companies Winding-up Act 1890; sie hat 
sich zum großen Teil das Eonkursrecht zum Vorbild genommen. 

Erforderlich ist ein Antrag auf Liquidation beim Gericht. 
Bei Gesellschaften mit einem Kapital von über £ 10 000 ist 
der High Court zuständig, sonst ein County Court. Zum An- 
trag berechtigt ist die Gesellschaft selbst oder ein Gläubiger 
oder auch ein Aktionär. Ein Gläubiger hat das Recht auf 
den Antrag, wenn er wegen einer fälligen Forderung nicht 
befriedigt ist; ist diese Forderung aber nur gering, so muß 
er besondere Gründe für die Liquidation geltend machen. Die 
Forderung muß liquid sein. Unbegründete Anträge auf Liqui- 
dation machen schadenersatzpflichtig. Widersprechen die anderen 
Gläubiger der Liquidation und ergibt sich bei Prüfung der 
Lage, daß die Liquidation dem Antragsteller doch keine Be- 
friedigung gewähren würde, so ist der Antrag zurückzuweisen; 
eine Zurückweisung erfolgt nur dann, wenn die Liquidation 
dem Literesse der übrigen Gläubiger entgegen sein würde, und 
nicht nur das Literesse dieser, sondern auch dasjenige der 
Aktionäre hat das Gericht zu berücksichtigen. — Geht der 
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Antrag von der Gesellschaft aus, so muß er die Zustimmung 
des Aufsichtsrats haben und von der Generalversammlung ge- 
nehmigt sein. Der Antrag ist 7 Tage vor der Verhandlang 
über derselben im Amtsblatt zu veröffentlichen und zuzustellen. 
Der Antragsteller hat die Tatsachen durch eidesstattliche \er- 
Sicherungen (affidavits) glaubhaft zu machen. Bis zur end- 
gültigen Entscheidung kann das Gericht einen vorläufigen 
Liquidator bestellen. 

II. Zu den Gründen für die Liquidation gehören folgende: 

1. Ein besonderer Beschluß der Generalversammlung anf 
Liquidation. 

2. Nichtbeginn der Geschäfte innerhalb eines Jahres nach 
Inkorporation oder Einstellen der Geschäfte seit einem Jahr. 

3. Sinken der Mitglieder unter 7. 

4. Zahlungsun&higkeit. 

5. Billiges Ermessen des Gerichts. 

6. Nichtausgabe von Berichten und Nichtabhaltung der 
ordentlichen Generalversammlungen. 

Was insbesondere den vorletzten Grund anbelangt, so iit 
er gegeben, wenn die Gesellschaft nur dem Namen nach noch 
besteht, z. B. wenn das Patent, dessentwegen die Gründung o^ 
folgte, wertlos geworden ist; dagegen liegt nicht schon dann 
ein Grund vor, wenn die Gesellschaft mit Verlust arbeitet 

III. Der Verwalter, Official Receiver. Er hat eine dem 
Eonkursverwalter ähnliche Stellung. Er wird gewöhnlich erst 
zum vorläufigen Verwalter bestellt, er tritt überall da ein, wo 
ein anderer Verwalter nicht bestellt ist. Er hat Beanaten- 
funktion. Er kann sich Hilfskräfte anstellen lassen. Er hat 
binnen 14 Tagen nach dem gerichtlichen Liquidationsbeschloß 
ein Inventar zu errichten, welches von einem verantwortlicheD 
Angestellten der Gesellschaft gegenzuzeichnen ist. Wer sich 
der letzteren Pflicht entzieht, wird bestraft (bis iE? 10 fär jeden 
Tag). Der Verwalter kann über alle Verhältnisse Auakunft 
verlangen. Er hat über das Ergebnis seiner Untersuchungen, 
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inabeaondere über die Gründe dea MiBerfolges dea Untemeh- 
mena den Gläubigem Bericht zu erstatten. Der Verwalter hat 
dafür zu Borgen, daß innerhalb 3 Wochen getrennte Yeraamm- 
lungen der Gläubiger und Aktionäre atattfinden, zu welchen 
die Beteiligten eine Woche vorher zu laden aind. Die verant- 
wortlichen Peraonen der Geaellachaft müaaen bei den Veraamm- 
lungen anweaend aein. Den Voraitz führt der Verwalter. Dieae 
erate Yeraammlung hat zu befinden, ob ein anderer Liquidator 
bestellt und ob ein Aufaichtsgläubigerausachuß erwählt werden 
aolle. Sind die beiden Versammlungen verachiedener Anaicht, 
80 entacheidet daa Gericht. Einen ähnlichen Bericht wie den 
Gläubigern hat der Verwalter auch dem Gericht einzureichen ; 
er hat hier beaondera die atrafrechtliche Seite zu beleuchten. 
Daa Gericht kann infolge dea Berichta Veranlaaaung nehmen^ 
gewiaae Peraonen, die der Geaellachaft nahe atehen, eidlich zu 
vernehmen. Der Verwalter hat die Gläubiger aufzuforderD, 
ihre Anaprüche anzumelden und zu beweiaen. Abaonderunga- 
berechtigte gibt ea nur im uneigentlichem Sinne, d. h. Per- 
aonen, welche eine dingliche Sicherheit haben, müaaen den 
Wert dieaer achätzen und eine danach verbleibende Reat- 
forderung anmelden und beweisen; wer dies veraäumt, verliert 
aein Abaonderungarecht. Andere Liquidatoren als der Official 
müaaen ihre Ernennung dem Registerbeamten anzeigen und 
Sicherheit leiaten. 

IV. Die wichtigate Pflicht dea Liquidators ist die Liqui- 
dierung, d. h. die RealiaieruDg der Aktiva und die Bezahlung 
der Schulden. Er ateht hierbei unter dauernder Eontrolle dea 
Gericbta. Zum Zweck der Liquidation kann er daa Geachäft 
fortführen, klagen und aich verklagen laasen. Flüaaigea Geld 
ist bei der Bank von England zu hinterlegen; hält er mehr 
ala £ 50 über 10 Tage zurück, ao hat er 20 ^/o Zinaen zu be- 
zahlen. Ist die Liquidation nicht binnen 1 Jahr beendet, ao 
hat er einen eidesstattlich versicherten Bericht über Einnahmen 
und Ausgaben an den Regiaterbeamten zu aenden bei Ver- 
meidung einer Geldatrafe von £ 50 pro Tag. Jeder Liqui- 
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dator kann mit wichtigen Gründen sein Amt niederiegen und 
entlasaen werdeni. 

V. Aktionäre^ welche noch nicht voll eingesafalt hahen, 
können zwecks Bezahlung der Schulden zur Begleichung der 
noch fehlenden Beträge aufgefordert werden. Sie kOnnen gegen- 
über diesem Anspruch nicht mit Forderungen an die Gesell- 
schaft aufrechnen. Im übrigen ist die Aufrechnung statthaft. 

VI. Bezüglich der strafrechtlichen Bestimmungen sind die 
Vorschriften des Konkursrechtes anwendbar. Bestraft wird 
also insbesondere doloses Handeln des Schuldners zu Gunsten 
eines Gläubigers unter Benachteiligung der anderen. Greachieht 
die Handlung des Schuldners aber, um sich der Bestrafimg zu 
entziehen, so liegt keine strafbare Begünstigung vor. 

Vn. Freiwillige Liquidation. Sie tritt ein, wenn die Ge- 
sellschaft nur für eine Zeit gegründet war und diese abge- 
laufen oder wenn der Zweck der Gesellschaft erledigt ist. Ein 
weiterer Fall bildet die Auflösung durch besondere Beschlüsse 
der Generalversammlung. Die Liquidation beginnt sofort nach 
der Auflösung. Auf Antrag des Official Receiver kann auch 
in diesen Fällen die gerichtliche Liquidation^ wie sie vorher 
geschildert ist^ eintreten. Einen entsprechenden Antrag kann 
jeder Gläubiger stellen. Der Liquidationsbeschlnß ist im Amts- 
blatt (London, Gazette) zu veröffentlichen. Im übrigen haben 
die Liquidatoren dieselbe Stelle wie die Verwalter im Falle der 
gerichtlich geleiteten Liquidation. Sie müssen einmal jährlich 
die Gesellschafter berufen und können auch mehr Versamm- 
lungen stattfinden lassen. Bei Beendigung der Liquidation 
müssen sie Schloßrechnung legen und die Masse ausschütten. 
Von der Schlußversammlung ist dem Registerbeamten Mit- 
teilung zu machen; 3 Monate später gilt die Gesellschaft als 
aufgelöst. Bezüglich der Massekosten gilt eine bestimmte 
Reihenfolge. 

Ein Mittelding zwischen gerichtlicher und freiwilliger Liqui- 
dation ist die freiwillige unter gerichtlicher Aufsicht, welche 
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jederzeit vom Gericht angeordnet werden kann. Das Gericht 
kann aber diese Form anch durch die rein gerichtliche Liqui- 
dation ersetzen. 

Zusatz. Eine Gesellschaft, welche, ohne aufgelöst zu 
sein, erloschen ist, kann durch Streichung im Begister ihr 
gesetzliches Ende finden. 



X. 

Die geschichtliche Entwicklung des Eonknrsrechts 

in England und Schottland. 

Von 

Rechtsanwalt Dr. C. H. P. Inholsen» 

Birkbeck Bank Chambers, Holborn, London, W. G. 

Während man vielfach die Geschichte unseres dentschen 
Eonknrsrechts an die L. 6 § 7 D. qnae in frand. cred. 42. 8 
anknüpft, d. h. mit dem Satze beginnt ,,qai post bona possesst 
debitnm suum reeepit, hnnc in portionem vocandam exaeqo»n- 
dumque ceteris creditoribns', pflegt man in England die Ge- 
schichte des Eonkursrechts mit der Bemerkung einzuleitoi, 
daß nicht nur das Wort g^bankruptcj', sondern auch die dazu 
führenden y schlechten Gesinnungen aus dem Auslande ent- 
stammen. Richtig ist, daß die englische lex non scripta einen 
Eonkurs nicht kannte; sie schützte nur die Rechte individoeller 
Gläubiger; jeder nahm^ was er fassen konnte , und behielt es 
nach besten Eräften. Eine proportionelle Verteilung i& 
Aktiven unter die Gläubiger kannte die lex non scripta nicht: 
sie berücksichtigte überhaupt nicht die Interessen der Gesamt- 
heit der Gläubiger. 

Nicht diese Interessen, sondern die Entrüstung über die 
Schuldner veranlaßten die Gesetzgebung einzuschreiten. Die- 
selbe verfolgte in der ersten Periode hauptsächlich Strafzwecke 
und nahm nur incidenter auf die Interessen der Gesamtheit 
der Gläubiger Rücksicht. 1542 schuf man für Stra&wecke 
ein besonderes Gericht, welches sich nebenbei der Mühe unter- 
zog, die Aktiven pro rata zu verteilen. 1570 tauchte nun 



Die geschichtliche Entwicklung des Konkursrechts etc. 235 

ersten Male die erat 1861 wieder beseitigte UnterBcheidung 
zwischen Eaufleuten und Nichtkaufleuten auf. Um insolvente 
Eaufleute zu strafen und nebenbei um die Interessen ihrer 
Oläubiger zu wahren, wurde der Lordkanzler ermächtigt, jene 
mit weitreichenden Befugnissen ausgestatteten ,, Commissioners^ 
zu bestellen, welche bis zum Jahre 1831 existierten. Es folgen 
sodann weitere Gesetze, welche in der Annahme, daß sich 
Insolvenz durch Strafandrohungen beseitigen lasse, die Strafen 
erhöhten, bis eine weitere Erhöhung nicht mehr möglich war. 
1603 wurde zunächst bestimmt, daß ein Schuldner, welcher 
bei seiner Vernehmung einen Meioeid begehe, mit einem Ohr 
angenagelt zwei Stunden öffentlich am Pranger stehen und 
das angenagelte Ohr einbüßen solle. 1623 ordnete man die 
gleiche Strafe für jeden Schuldner an, der seine Insolvenz 
nicht zu rechtfertigen vermöge. 1705 ging man noch weiter 
und bedrohte mit der Todesstrafe den Schuldner, welcher 
nicht binnen 30 Tagen nach Kenntnis von der Konkurseröff- 
nung sich einstellte und sein Vermögen aufdeckte. 1706 wurde 
die Todesstrafe auch dem Schuldner in Aussicht gestellt, welcher 
Vermögen fortschaffte oder verheimlichte. Schließlich perpe- 
tuierte man 1732 die Bestimmungen, welche die Todesstrafe 
androhten. 

Weder Pranger noch Todesstrafen vermochten die an- 
geblich aus dem Auslande entstammenden schlechten Gesin-^ 
nungen auszurotten. Die Gesetze brachten indessen Vorteile, 
soweit sie über Strafbestimmungen hinausgingen. Das Gesetz 
von 1603 sprach von einer besseren Abhilfe für die Gläubiger; 
das Gesetz von 1623 empfahl eine weitgehende, nutzbringende 
Auslegung zu Gunsten der Gläubiger, und das Gesetz von 
1705 stellte dem Kaufmann, welcher sein ganzes Vermögen 
ehrlich seinen Gläubigern auslieferte, Liberierung von seinen 
früheren Schulden in Aussicht, ein Satz, welcher unserem 
deutschen Konkursrecht (K.-O. § 164) noch heute fremd ist. 
Das Gesetz von 1732 beließ endlich dem Schuldner zum eigenen 
Unterhalt eine kleine Quote der Aktiven und ermächtigte die 
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Gläubiger; Eonkursyerwalter zu wählen, welche unter Beach- 
tung bestimmter Vorschriften zu realisieren und Terteflen 
hatten. Diese creditors' assignees — im Gegensatz zo den 
späteren amtlichen oder official assignees — bestanden bis lom 
Jahre 1831; sie waren Zessionare und nicht bloß mit der 
Ausübung des Verwaltungs- und Verf&gungsrechts betranto 
Personen, wie unsere deutschen Konkursverwalter (K.-0. § 6). 
Damit hatten sich in England die ersten AnfiLnge ebee 
Eonkursrechts entwickelt. Dasselbe war nahezu von An&Dg 
an auf Eaufleute beschränkt geblieben. Die Wohltat der 
Schuldenliberierung kam nicht dem Nichtkauimann, inabesoD- 
dere nicht dem . gentleman', zu gute. Auf der anderen Seite 
hatte letzterer eigentlich nur mit der Schuldhaft zu rechneiL 
Dieselbe war nach der lex neu scripta ein Modus der Schuld- 
befriedignng und schloß, solange sie dauerte, eine Vollstreckimg 
in VermOgensstücke aus. Erwägt man femer, daß damals die 
Vorschriften über Vollstreckungen in VermOgensstücke, soweit 
sie überhaupt existierten, höchst unvollkommene waren, m 
wird es verständlich, daß ein vermögender Schuldner, welcher 
nicht zahlen wollte, sich nur an der französischen Eüste Diede^ 
zulassen brauchte oder, falls er das Schicksal des Mr. Pickwick 
teilte, einfach in der Schuldhaft zu verbleiben hatte« Es war 
der von allen Mitteln entblößte Schuldner, welcher unter der 
Schuldhaft litt. Dieselbe war nicht nur zeitlich unbeschrankt, 
sondern gleichzeitig ein Mittel, von welchem der Gläubiger 
kostenlos Gebrauch machen konnte. Letzterer hatte nicht, 
wie der § 911 unserer Z.-P.-O, vorschreibt, die Verpfiegongi* 
kosten von Monat zu Monat vorauszuzahlen. Der verarmte 
Schuldner hungerte und kränkelte im Schuldgefängnis, bis 
man ihm schließlich eine kleine Unterstützung aus der Armeih 
kasse gab. Gelang es dem Schuldner, aus dem Schuldge&ngnis 
zu entfliehen, so besserte sich auch die Lage des Gläubigers; 
derselbe forderte sofort die ganze Schuld von der Grefangnis- 
verwaltung. Als im Jahre 1772 die Schuldgefangenen gemein- 
schaftlich ihre Wärter überwältigten, bedurfte es eines besoo- 
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deren Gesetzes , um die Gefangnisverwaltang za liberieren. 
Von Zeit zu Zeit wurden zur Entleerung der überfüllten 
Schuldgefängnisse Gesetze erlassen, welche die Schuldner unter 
Bedingungen auf freien Fuß setzten und gegen weitere Schuld- 
haft wegen der alten Schulden schützten. Diese Gesetze be- 
trafen indessen nur die jeweiligen Schuldgefangenen und ver- 
mochten nicht zu verhindern y daß sich die Schuldgef&ngnisae 
von neuem füllten. Schließlich sah man ein, daß es eine un- 
gesunde Politik war, Schuldner, welche zur Auslieferung ihres 
ganzen Vermögens bereit waren und der Ejrone wertvolle 
Dienste leisten konnten, ins Ausland zu treiben oder in Schuld- 
haft festzuhalten, und man schritt zu dauernden Reformen. 
Die am nächsten liegende Reform — die Ausdehnung des 
Kaufmannskonkurses auf Nichtkaufleute — nahm man nicht 
vor. Statt dessen schuf man 1813 ein neues kostspieliges Ge- 
richt, den Insolvent Debtors Court, bei welchem der Nicht- 
kaufmann Anträge stellen konnte, nachdem er sich zuvor tat- 
sächlich der Schuldhaft unterzogen hatte. Gewährte das In- 
solvenzgericht ihm Discharge, so war er gegen weitere Schuld- 
haft geschützt; sein später erworbenes Vermögen haftete in- 
dessen für die alten Schulden. Die Versuche, den Kaufmanns« 
konkurs auf den Nichtkaufmann auszudehnen, scheiterten in 
der Folgezeit an den Vorurteilen auf dem Lande. Noch im 
Jahre 1831 vermochte man im Oberhause nicht zu verstehen, 
weshalb ein j^ gentleman', der sich entschlossen habe, im Aus- 
lande zu leben, sein Vermögen aufgeben solle, um seine Gläu- 
biger zu befriedigen; darin würde ein Eingriff in die persön- 
liche Freiheit zu befinden sein. Die Regierung mußte im 
Jahre 1861 ihren ganzen Einfluß geltend machen, um die 
Beseitigung der Unterscheidung zwischen Eaufleuten und 
Nichtkaufleuten und die Vereinigung des Insolvenzgerichts mit 
dem Eonkursgericht endlich durchzusetzen. 

Bereits längere Zeit vor dieser Vereinigung war man ge- 
zwungen worden, den Eaufmannskonkurs weiter zu reformieren. 
Die zugleich mit richterlichen Funktionen und mit der Ver- 
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mOgensaufsicht betrauten ,Coinmi88ionerB' — Lmealdearcn- 
denten der im Jahre 1570 Tom Lordkanzler bestellten Per- 
sonen — waren im Londoner Bezirk auf 70 angewachsen mid 
im Volke unter dem Namen ^Septnagint* bekannt geworden. 
Lrgend eine Qualifikation war für das Amt nicht Yorgeschrieben. 
In der Provinz wählte der Anwalt den „Commissioner* fär 
die einzelne Konkurssache aus, und der von ihm gewählte 
^Commissioner' setzte später die Anwaltskosten fest. Eis exi- 
stierte ferner ein mysteriöser Patentee of Bankruptcy^ welcher 
jährlich £ 8000 aus den Eonkursmassen vereinnahmte , ohne 
irgendwelche Arbeiten zu verrichten. Die Aufsicht über die 
creditors' assignees war eine derartig oberflächliche^ dafi enorme 
Summen veruntreut wurden. Um diesen Uebelständen abzu- 
helfen, errichtete man 1831 einen Court of Bankruptcy mit 
sechs Commissioners für den Londoner Bezirk und zw5lf Com- 
missioners fär die Provinz. Letztere hielten ihre Grerichts- 
sitzuDgen in den Hauptstädten der ihnen zugewiesenen Provinzial- 
bezirke ab. Sowohl in London wie in der Provins wurden 
den Commissioners zahlreiche Registrars, Rechnungsbeamte, 
Kostenfestsetzungsbeamte , Boten, Schreiber und sonstige Ge- 
hilfen beigegeben. Man bestellte femer eine große Zahl von 
official assignees, welche mit den creditors' assignees zusammen- 
arbeiten sollten, letztere indessen tatsächlich ersetzten. Diese 
official assignees ergriffen sofort nach der Adjudikation von 
den Konkursmassen Besitz; in London wurde für jede ein- 
zelne Masse der official assignee durch das Los bestimmt 
Schließlich errichtete man noch ein mit vier Richtern besetztes 
Berufungsgericht, welches indessen bereits 1847 als zwecklos 
wieder abgeschafi% wurde. Es stellte sich sehr bald hermos; 
daß das Gesetz von 1831 keinen Fortschritt, sondern einen 
gewaltigen Rückschritt enthielt. Dasselbe verursachte enorme 
Ausgaben. Man kann vielleicht darüber hinweggehen, daß 
den Richtern am Berufungsgericht Jahresgehälter von £ 3000 
bezw. £ 2000 und den Commissioners Jahresgehälter von 
£ 1500 gezahlt wurden. Auffallend ist jeden£EdlS| dafi ein 
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official assignee in 10 Monaten £ 4802 Tereinnahmte und nnr 
£ 2546 zorückzuzahlen hatte; daß ein anderer official assignee 
fUr 4 Monate £ 2687.1.8 liquidierte und £ 981 tatsächlich 
erhielt; und daß für eine Periode von 2 Jahren und 4 Monaten 
das Einkommen eines jeden der sieben official assignees zwi- 
schen £ 6896 und £ 2067 lag, d» h. sich fUr den einzelnen 
official assignee durchschnittlich auf £ 2000 per annum stellte. 
Diese Ziffern wurden von den official assignees vorgelegt, als 
man beabsichtigte, ihnen anstatt ihrer Prozentgebühren feste 
Gehälter zu zahlen. Nicht minder auffallend ist, daß Boten, 
welche ihre Arbeiten durch mit 3^8 Schillingen pro Tag be- 
zahlte Stellvertreter Terrichten ließen, ein Einkommen von 
£ 1296 bezw. £ 1361 bezw. £ 1767 bezogen. Hinzu traten 
die Pensionen der Mitglieder des alten ^Septuagint' und die 
Ruhegehälter anderer Beamten» Diese enormen Ausgaben 
wurden nicht etwa, wie die Gehälter anderer Richter und Ge- 
richtsbeamten, aus der Staatskasse bestritten, sondern aus den 
Konkursmassen. Die ganze Eonkursorganisation existierte aus 
eigenen Mitteln, d. h. auf Kosten der Gläubiger. Die Ein- 
nahmen stellten sich 1859 wie folgt: 1. £ 46170 Zinsen aus 
belegten Konkursgeldem; 2. £ 29922 Prozentgebühren aus 
Konkursmassen; 3. £ 13850 Stempelgebühren aus Konkurs- 
massen. Diesen Einnahmen im Gesamtbetrage von £ 89942 
standen Ausgaben in einer Gesamthöhe von £ 82459 gegen- 
über, enthaltend £ 20200 Pensionen. Zählt man zu den Ein- 
nahmen £ 50000 Prozentgebühren der official assignees hin- 
zu, so hat man ein vollständiges Bild von der damaligen Kon- 
kursfinanzwirtschaft und man versteht, daß dem Lordkanzler 
vorgeworfen werden konnte, er habe mit dem Gesetz von 
1831 nur seine eigenen Patrouatsrechte zu erweitem gewünscht. 
In jenen Zeiten erblickte man in einer Konkursmasse nicht 
eine ökonomisch für die Gläubiger zu verwaltende Vermögens- 
masse, sondern einen Kadaver, an dem Geier fraßen und sich, 
sättigten. 

Erst im Jahre 1860 machte die Regierung einen ernst- 
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lichen Yersnch, die Uebelstände ssu beseitigen. Der Oeseti- 
entwurf^ welchen die Regierung vorlegte ^ achaflPie die Com- 
misBioners ab, bestellte einen Oberrichter f&r KonknnBachen 
und übertrug die Verwaltungsarbeiten den Registrars; welche, 
um den Gläubigem und dem Schuldner Reisen zu ersparen, 
lokalen Gläubigerversammlungen beiwohnen sollten. Boten 
und Prozentgebühren wurden abgeschafft. Die durchBcbmtt- 
liehe Eintragungsgebühr wurde auf £ 10 fixiert. Die Eon- 
kursverwaltung wurde wieder den creditors^ assignees übe^ 
tragen^ deren Abrechnungen von official assignees mit einem 
£ 1500 nicht übersteigenden Gehalte geprüft werden Bollteii. 
Die verschiedenen Klassen der Discharge wurden abgeschafil 
Der Entwurf gedachte die Grafschaftsgerichte für Eonkon- 
sachen zu verwerten und gestand einer Majorität der Gläu- 
biger das Recht zu, eine außergerichtliche Liquidation anza- 
ordnen, unter der Bedingung der Eintragung in ein öffent- 
liches Register. Der Entwurf mußte zurückgezogen w^en, 
weil er der Staatskasse Pensionen aufbürdete, welche den 
1831 pensionierten Beamten zustanden. 1861 half die Regie- 
rung diesem Mangel dadurch ab, daß sie die Boten und an- 
deren Beamten, für deren Pensionierung die Mittel fehlten, 
beibehielt und einen entsprechend abgeänderten Entwurf vor 
legte. In dieser abgeänderten Fassung wurde der Entwarf 
zum Gesetz. I^s war ein Gesetz, welches alle Punkte be- 
rührte und verbesserte, und trotzdem praktisch und substan- 
tiell das frühere Recht bestehen ließ. 

Nachdem sich herausgestellt hatte, daß mit dem Gesetie 
von 1861 sehr wenig geholfen war, drängte man die Regierung, 
das schottische System, dem bereits einige Ideen entlehnt 
waren, als Ganzes einzuführen. Die Regierung unterzog bIcH 
dieser Aufgabe und legte 1869 einen Gesetzentwurf vor. Der- 
selbe schaffte die besonderen Eonkursgerichte in der Provins 
ab und übertrug für die Provinz die Eonkursgerichtsbarkeit 
den Ghrafschaftsgerichten. Darin lag eine Annäherung an das 
schottische System, welche den englischen Eonkursmassen sehr 
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beträchtliche Snmmen erspart hat. Abgesehen hiervon ist in- 
dessen in dem Entwurf von dem schottischen System sehr 
wenig za finden. Der Eonkurs sollte eröfinet werden , falls 
eine Person gesetzlich bestimmte sogen. Konkurshandlungen 
beging oder auf eine Zahlungsaufforderung nicht zahlte und 
nicht vor Gericht eidlich die Schuld bestritt. Die Gläubiger 
wurden sodann zusammenberufen^ und der Gerichtsbeamte ließ 
sich zwecks Feststellung des Stimmrechts die Forderungen 
Torläufig nachweisen. Abweichend vom schottischen System, 
welches nur eine Prozedur kannte, gab der Entwurf den Gläu- 
bigern die Wahl zwischen drei Prozeduren: die Majorität der 
Gläubiger konnte entweder einen Zwangsvergleich schließen 
oder eine besondere Liquidation anordnen oder endlich das 
gerichtliche Konkursverfahren weiter durchführen. Als Kon- 
kursverwalter fungierte nicht bin Beamter, sondern eine von 
den Gläubigem gewählte Person, deren Entschädigung von 
den Gläubigem selbst zu fixieren war. Die Regierung gab 
sich der trügerischen Hofi'nung hin, daß sich nicht nur eine 
Berufsklasse von Konkursverwaltern bilden werde, sondern daß 
auch die Konkurrenz innerhalb dieser Klasse zu wirklich zu- 
friedenstellenden Leistungen ftihren würde. Wie das Gesetz 
von 1861 brachte auch das Gesetz von 1869 keine bedeuten- 
den Verbesserungen. Die Konkursmassen verblieben mit der 
Pensionslast und mit sehr liberalen Beamtengehältern beschwert; 
jie Gerichts- und Anwaltskosten waren enorme und die Kon- 
kursverwalter bezogen hohe Remunerationen. Um an Kosten 
sQ sparen, zogen die Gläubiger Zwangsvergleich und beson- 
lere Liquidationen der Durchführung des gerichtlichen Kon- 
Liirsverfahrens vor. Im Jahre 1881 betrug die Zahl der 
Konkurse nur 1005, während sich die Ziffer der Zwangsver- 
^leiche und besonderen Liquidationen auf 8722 stellte. Man 
lörte nur noch selten die Behauptung, daß die Konkursorgani- 
ation aus eigenen Mitteln existiere. Mit den Zwangsver- 
ieichen und besonderen Liquidationen zogen zum Nachteil 
er Minoritäten sehr bedenkliche Mißbräuche ein. Majoritäten, 
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welche die Schuldner durch Bevorzugungen gewonnen hatten, 
schloBsen ohne jede vorgängige Untersuchung gänsslich un- 
gerechtfertigte Zwangsvergleiche , welche es den Schuldnern 
ermöglichten, sofort wieder geschäftlich tätig su werden. Den 
Minoritäten, welche wußten, daß sie gänzlich machtlos waren, 
blieb nichts weiter übrig, als sich zu fügen oder ihre Forde- 
rungen zu streichen und ihre Aufmerksamkeit nutzbringen- 
deren Aufgaben zuzuwenden. 

Obschon im Jahre 1880 eine Unterhauskommission eine 
weitere Annäherung an das schottische System empfahl, legte 
die Regierung 1883 einen Gesetzentwurf vor, welcher zu alten 
Prinzipien und zum Bureaukratismus im großen Umfange zu- 
rückkehrte. Der Verfasser hat das heute geltende Haupt- 
gesetz von 1883, welches 1890 in einigen Punkten amendiert 
wurde, in der j^Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr* 
(Karl Heymann, Berlin), Bd. H (1897) S. 877—899 ausführ- 
lich dargestellt. Zu Grunde liegt das alte Prinzip, daß die 
Konkursgesetzgebung in erster Linie die Moralität in der Ge- 
schäftswelt heben und den ehrbaren Handel fördern soll; man 
müsse Schiffbrüche verhindern und nicht bloß die Schifftrümmer 
schützen. Eine ehrliche Konkursverwaltung zwecks schneller 
und gerechter Verteilung der Eonkursmassen unter ihre Eigen- 
tümer sei erst in zweiter Linie anzustreben. Der Rückkehr 
zu diesen alten Prinzipien verdankt England seine 60 official 
receivers, welche einen Kostenaufwand von £ 50000 verur- 
sachen. Ihre Hauptaufgabe ist es, das Verhalten des Schuldners 
und die Ereignisse, welche zum Konkurse führten, zu unter- 
suchen, den Schuldner vor Gericht zu vernehmen und dem 
Gericht vor der Entscheidung über die Liberierung des Schuld-^ 
ners von seinen Schulden Bericht zu erstatten. Sie sind Öffent- 
liche Untersuchungsbeamte und eventuell öffentliche Ankläger. 
Nebenbei werden sie den Gläubigem als Konkursverwalter zur 
Verfügung gestellt; sie sollen nicht die von den Gläubigern 
zu wählenden Verwalter ersetzen; die Gläubiger verwenden 
indessen die official receivers in großem Umfange als Kon- 
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korsYerwalter. Mit der UnterBtellnng der official receivers 
unter das Handelsamt ist die Konknrsorganisation zum ersten 
Male einem Regierangsdepartement untergeordnet worden. Die 
Kosten der Konkorsorganisation, einschlieälich der Gehälter der 
official receivers, werden aus den nachstehenden drei Quellen 
bestritten: 1. aus der Eonkursantragsgebühr, welche £ 5 be- 
trägt; 2. aus einer etwas erhöhten Prozentgebühr der Kon- 
kursaktiven ; 3. aus den auf £ 25 000 — 30 000 veranschlagten 
Zinsen der Konkursgelder, welche sämtlich bei der Bank of 
England zu belegen sind. Es sind mithin die durch die Kon- 
kurse bereits an sich leidenden Gläubiger, welche die Kosten 
einer Organisation tragen, deren Hauptzweck ist, weitere Kon- 
kurse zu verhindern. Es ist ein Anwendungsfall des paradoxen, 
englischen Prinzips, daß, falls A durch B bestohlen wird, 
A ans eigenen Mitteln den B strafrechtlich zu verfolgen hat, 
damit der Rest des englischen Volkes gegen Diebstähle ge- 
sichert werde. Die Gläubiger unterhalten die Konkursorgani- 
aation pro bono publico. Damit die heutige Organisation finan- 
ziell bestehen kann, ist erforderlich, daß die official receivers 
häufig als Konkursverwalter fungieren, und daß die Konkurs- 
gelder möglichst lange bei der Bank of England verbleiben. 
Die official receivers sind daher eifrigst bemüht, die englische 
Geschäftswelt davon zu überzeugen, daß eine amtliche Kon- 
kursverwaltang bessere Resultate ergibt, als eine Konkursver- 
waltung durch Rechnungssteller und Anwälte zweiter Klasse. 
Letztere bestreiten diese Behauptung und bemängeln auf jedem 
Anwaltstage den Bureaukratismus in der heutigen englischen 
Konkursorganisation. 

Wenden wir uns nunmehr Schottland zu, dessen Konkurs- 
Bjstem der englischen Regierung mehrfach als Muster vorge- 
halten wurde, so finden wir, daß die Gesetzgebung in Schott- 
land viel später, nämlich erst im Jahre 1772 einschritt Bis 
dahin sah es in Schottland nicht viel besser aus, als in Eng- 
land unter der lex non scripta. Allerdings hatte Schottland, 
welches zufolge seiner engen Beziehungen zu Frankreich früh- 
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zeitig mit dem römischen Recht in Berührnng trat, die cessio 
bonorum rezipiert, deren Wohltat der römische Schuldner zu 
schätzen wußte. Der schottische Schuldner, welcher sein ganzes 
Vermögen seinen Gläubigem auslieferte, hatte unter den nach- 
stehenden Bedingungen Anspruch auf Freilassung und auf Schutz 
gegen erneute Verhaftung: er mußte einen Monat in Schuld- 
haft verbracht haben, bevor er um die Wohltat der cessio 
nachsuchen konnte; er hatte anzugeben, worauf seine Insol- 
venz zurückzuführen sei ; er mußte eidlich sein Vermögen voll 
und ganz aufdecken ; er hatte zu versichern, daß er seit seiner 
Verhaftung keine Vermögensstücke zum Nachteil seiner Gläu- 
biger übertragen habe, und vor seiner Verhaftung vorgenom- 
mene Vermögensübertragungen dieser Art genau zu spezi- 
fizieren; endlich mußte er sein ganzes Vermögen zedieren. 
Erfüllte er diese Bedingungen, so wurde er freigelassen, vor- 
behaltlich der Verpflichtung, die Kleidung der Insolventen zu 
tragen. Auch diese Spezialkleidung wurde aus Frankreich 
rezipiert, wo man 1592 dem cessionaire aufgab, ein bonnet 
vert zu tragen. Anfänglich — 1605 — begnügte man sich 
auch in Schottland damit, eine besondere Kopfbedeckung vor- 
zuschreiben, und man wählte die gelbe Farbe. 1659 ordnete 
man indessen an, daß die ganze Kleidung eine besondere — 
halb gelbe, halb braune — sein müsse, und 1696 gestattete 
man eine Dispensation von dieser Spezialkleidung nur für den 
Fall, daß der Schuldner nachgewiesenermaßen ohne eigene 
Schuld insolvent geworden war. Erst gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts wurde die Dispensation in liberaler Weise gewährt; 
sie wurde zum letzten Male im Jahre 1775 verweigert, und 
1836 wurden die Spezialbekleidungsvorschriften förmlich auf- 
gehoben. Wünschte der Schuldner der Haft zu entgehen — 
dieselbe war eine sehr harte, weil man durch den squalor car- 
ceris zur Zahlung zwingen wollte — so mußte er an einen 
jener Orte fliehen, welche ein Asyl gewähren konnten. H0I7- 
rood House war das Asjl, welches am längsten bestand. Die 
bloße Tatsache des Aufenthalts im Asyl schützte nur 24 Stunden ; 
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am längeren Schutz zu genießen ^ mußte der Schuldner sich 
im Asyl eintragen lassen und eine Gebühr von £ 2.2.0 zahlen. 
Noch im Jahre 1861 ist ein Fall vorgekommen, in welchem 
ein Schuldner sich in die Abtei zurückzog, d. h. sich in Holy- 
rood House eintragen ließ. Seine Bedeutung verlor das Asyl 
1880 mit der nahezu vollständigen Abschaffung der Schuldhaft. 
In Schottland weist man mit Stolz darauf hin, daß bereits 
das erste schottische Konkursgesetz einzig und allein die In- 
teressen der Gesamtheit der Gläubiger berücksichtigt habe, 
ohne von den Sünden des Schuldners überhaupt zu sprechen. 
Das Oesetz von 1772, welches die Grundlage des heutigen 
schottischen Konkursrechts bildet und in 35 Paragraphen die 
noch heute geltenden, wesentlichen Prinzipien aufstellt, beklagt 
in seinem einleitenden Teil, daß Gläubiger, welche, weil in 
der Nachbarschaft wohnend, oder mit dem Schuldner in Ver- 
bindung stehend, zuerst von der Insolvenz Kenntnis erhalten, 
unter Ausschluß der übrigen Gläubiger von den Aktiven Be- 
sitz ergreifen und eine gleichmäßige Verteilung unter alle 
Gläubiger verhindern, und gibt sodann die Wahl zwischen 
1. einer Liquidation durch einen judicial factor, d. h. durch 
einen von den Gläubigern gewählten Verwalter, welcher, wie 
ein Gerichtsbeamter, seine Weisungen vom Gericht erhielt, 
und 2. einer Liquidation durch einen private trustee, d« h. 
durch einen Verwalter, welcher nicht bloß von den Gläubigem 
ernannt wurde, sondern auch seine Weisungen von denselben 
empfing. Beide Arten von Verwaltern wurden an bestimmte 
Vorschriften gebunden. Das Gesetz von 1772, welches auf 
7 Jahre erlassen war und nur für Mobilien galt, wurde tem- 
porär verlängert und 1783 unter Ausdehnung auf Immobilien 
erneuert. Gleichzeitig schaffte man die Liquidation durch einen 
judicial factor ab und dehnte die Liquidation durch einen pri- 
vate trustee, welche sich bewährt hatte, unter Verbesserungen 
weiter aus. Das Gesetz von 1783 machte indessen insofern 
einen Rückschritt, als es nach englischem Vorbilde den Kon- 
kurs auf E^aufleute beschränkte und Nichtkaufleute der lex 
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non scripta, insbesondere der imperfekten Remednr der cessio 
bonorum überließ. Anch das Gesetz von 1783 war eine tem- 
poräre Maßregel; es wurde 1793 und 1814 verlängert nnd 
verbessert; und von 1814 ab trat eine Erneuerung von Jahr 
zu Jahr ein. Das erste permanente Konknrsgesetz — von 
Glasgow aus angeregt und von Professor Bell entworfen — 
erging im Jahre 1839. Um das Verfahren zu beschleunigen 
und an Kosten zu sparen, verwies das Gesetz nach der Kon- 
kurseröffnung in der Hauptstadt das weitere Verfahren an das 
Lokalgericht; das Landesgericht in der Hauptstadt funktio- 
nierte indessen nicht nur als Berufungsgericht; sondern behielt 
auch die unmittelbare Aufsicht über das weitere Verfahren. 
Nach einer Verbesserung im Jahre 1853 wurde das Gesetz 
1856 durch das heute geltende Gesetz ersetzt. Letzteres hob 
die Unterscheidung zwischen Kaufleuten und Nichtkauflenten 
auf und gab auch den Lokalgerichten die Befugnis, Konkurse 
zu eroffnen. Soweit von dieser Befugnis Gebrauch gemacht 
wird, funktioniert das Landesgericht in der Hauptstadt nur 
noch als Berufungsgericht. Von den späteren Ergänzungs- 
gesetzen ist das Gesetz von 1880, welches die Schuldhaft auf- 
hob, bereits erwähnt worden. Die neuere Gesetzgebung hat 
wohl insofern einen Fehler begangen, als sie die cessio bono- 
rum, deren Esiistenzberechtigung mit der Abschaffung der 
Schuldhaft aufhörte, für kleine Konkurse auszunutzen versacht 
hat ; das gewöhnliche Konkursverfahren in summarischer Form 
würde den Vorzug verdient haben. 

Das schottische Konkursrecht befaßt sich hauptsächlich 
und nahezu ausschließlich mit der Bealisierung und gleich- 
mäßigen Verteilung der Aktiven. Im Gegensatz zum eng- 
lischen System ist ferner die schottische Konkursverwaltang 
frei von Bureaukratismus. Die Gläubiger wählen den Ver- 
walter und fixieren seine Remuneration. Die Rechnungen des 
Verwalters, welcher Sicherheit bestellt und an gesetzliche 
Fristen und strikte Vorschriften gebunden ist, werden von 
dem Gläubigerausschuß revidiert. Die Rechnungsbeamten des 
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Gerichts prüfen nar^ falls ein Gläubiger dies beantragt; um 
die allgemeine Konknrsleitnng kümmern sie sich erst, nach- 
dem die Gläubiger dieselbe zu ihrer Kenntnis gebracht haben ; 
und zu ihren gesetzlichen I^inktionen gehört es^ Anträge der 
Gläubiger beim Gericht zu vermitteln. Abgesehen von dieser 
sehr geringfügigen Beaufsichtigung durch die Rechnungs- 
beamten fehlt jeder Bureaukratismus. Veruntreuungen durch 
Verwalter sind nahezu unbekannt. Ein weiterer Vorzug, wel- 
cher in England Bewunderung und Neid erregt hat, liegt darin, 
daß in Schottland die Kosten mäßige sind. 1861 erklärte 
die englische Regierung, daß in England die Kosten S3 bis 
34 ^0 der realisierten Aktiven und in Schottland nur 13 bis 
14 ^/o betrügen; 1869 gab die englische Regierung die schotti- 
schen Kosten auf 12 — 13 ^o an, während in England die gün- 
stigste Schätzung 33 V ^^h i^^ch glaubwürdiger Quelle der 
Durchschnitt sich auf 60 ^/o stelle, und in einigen Fällen die 
Kosten sogar 75 ^ der realisierten Aktiven betragen hätten. 
Die schottische Gerichtsstatistik für 1897 bezifferte die schotti- 
sehen Durchschnittskosten auf 11 — 12 ^ der realisierten Brutto- 
beträge. Endlich erblickt man in Schottland einen Vorzug 
auch darin, daß die Minorität nur auf dem Konkurswege ge- 
bunden werden kann. Keine Majorität vermag einen außer«* 
gerichtlichen Vergleich zu erzwingen ; die Minorität ist in der 
Läge, die Ausführung desselben zu verhindern und zum Kon- 
kurse zu treiben. Da die Kosten des außergerichtlichen Ver- 
gleichs mindestens den Konkurskosten gleichkommen, erleidet 
die Majorität keinen Schaden, während die Minorität Gelegen- 
heit erhält, im Konkurse den Schuldner zu vernehmen und 
volle Aufdeckung und Auslieferung des Vermögens zu er- 
zwingen. Der Verfasser hat auf die Schattenseiten des heu- 
tigen, englischen, außergerichtlichen Konkurses im ^Deutschen 
Handelsmuseum^, 1904, Heft 10, S. 176 (abgedruckt in der 
„Deutschen Rechtsanwaltszeitung^, 1905, 23. Januar, S. 7 ; in 
der „Handelsauskunftei', 1905, Sept., S. 3, und in der „Ver- 
bandszeitung fOr die Vereine Kreditreform', 1905, April) auf« 
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merksam gemacht. Vergl. auch die ^Rechtsverfolgung im inter- 
nationalen Verkehr*, Bd. II, S. 888. 

In unserer deutschen Heimat hat man in neuerer Zeit 
eine gesetzliche Regelung des außergerichtlichen Zwangsver- 
gleichs gefordert. Angesichts des schottischen Rechts und der 
in England mit außergerichtlichen Konkursen gemachten Er- 
fahrungen muß dieses Verlangen auf den ersten Blick be- 
fremden. Erwägt man indessen, daß heute der deutsche 
Schuldner nur im Falle eines gerichtlichen Zwangsvergleichs 
auf Schuldenliberierung zu hoffen hat, während in England 
und Schottland der Konkurs, früher oder später, stets zur 
Schuldenliberierung führt, so läßt sich allerdings das deutsche 
Verlangen nach einer Erleichterung des Zwangsvergleichs ver- 
stehen. Sollte der außergerichtliche Zwangsvergleich nicht im 
Interesse des Schuldners, sondern im Interesse der Gläubiger 
gewünscht werden, und der Wunsch nur ein anderer Ausdruck 
dafür sein, daß das deutsche Konkursverfahren den Interessen 
der Gläubiger nicht entspricht, so steht man in Deutschland 
vor einem Schritte, welcher in England keinen Erfolg gehabt 
hat. Prinzipiell ist jedenfalls das schottische System vorzu- 
ziehen, welches das Konkursverfahren in derartig zufrieden- 
stellender Weise beordnet, daß das Bedtlrfnis nach einem außer- 
gerichtlichen Zwangsvergleiche überhaupt nicht entsteht. 



Zusatz. 



Ich füge des rechtsgeschichtlichen Interesses willen die 
Statutenbestimmungen über die Bankrottstrafe bei: 

1. 1603. 1 Jac. I c. 15 sec. 9. 

(An act for the better relief of the creditors against such 
as shall become bankrupt.) 

6. 9. And that if upon his, her or their examination it 
shall appear that he, she or they have committed any wilful or 
corrupt perjury tending to the hurt or damage of the creditors 



Die geschichtliche Entwicklung des Konkarsrechts etc. 249 

of the said bankrupt, to the valae of ten pounds . . . the party 
80 offending shall or may thereof be indicted . . . and being 
lawfully convicted thereof shall stand upon the pillory in 
some publick place by the space of two hours and 
have one of his ears nailed to the pillory and cut off. 

2. 1623. 2 Jac. I c. 19. 

(An act for the further description of a bankrupt.) 
8. 7. If any bankrupt shall ... be found fraudulently or 
deceitfully to have conveyed away his or her goods, chattels, 
lands, tenements, offices, fees, rents or annuities or other estate 
or any part thereof ... to the end and purposes to hinder the 
execution of this statute . . . and shall not upon his or her 
examination discover unto the said commissioners and . . . de- 
liver all that her means kept and detained from the said com- 
missioners or . . . cannot make it appear unto the said com- 
missioners that he or she hath sustained some casual loss, 
whereby he or she is disabled to pay what he or she then 
owed, shall or may be indicted . . . and ... he or she so con- 
victed shall be set upon the pillory in some publick 
place for the space of two hours and have one of his 
or her ears nailed to the pillory and cut off. 

Bestimmungen meist vorübergehender Art mit schwerer 
Bestrafung des bankrupt enthalten sodann: 

1705. 4 u. 5, Anna c. 17, 

1706. 5 u. 6, Anna c. 22, 
1709. 7, Anna 25, s. 4, 
1711. 10, Anna 15, s. 3, 
1716. 3, Georg I 12. 

In 5 Georg II c. 30 s. 1 v. 1732 heißt es: wenn der 
bankrupt nicht 

truly disclose and discover all his or her or their effects 
and estate . . . and also upon such examination deliver up unto 
the said commissioners ... all such part of his, her or their . . . 
goods, wares, merchandizes, money, estate and effects and all 
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books, papers and writings relating thereunto, . . . then he, she 
or they ... in case of any default and wilful ommission in not 
surrendering and submitting to be examined as aforesaid, or 
in case he . . . shall remove conceal or embezzle any part of 
such . . . estate ... to the value of 20 pounds, or any books 
of account, papers or writings relating thereto, with an intent 
to defraud his . . . creditors . . . shall be deemed and ad- 
juged to be guity of felony and shall suffer as felons... 
Ueber die beschimpfende Tracht des Schuldners vgL 
Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz S. 47 f. und 
über den Vorzug des SelbsthilfeverÜEdirens über den Bureau- 
kratismus im Eonkurs vgl. Leitfaden des Eonkursrechts 2. Aufl. 
S. 3 f. 

Josef Eohler. 



XI. 

Das chinesische Strafgesetzhuch. 

Von 

Josef Kohler (Mootz). 

IP). 

Herrn Mootz verdanken wir bereits eine Fortsetzung der 
Uebersetzung des chinesischen Strafgesetzbuchs, nämlich den 
Titel über Hehlerei«). 

A. Gesetz (Lü). 

1. Wer als Hehler von Räubern anstiftet, persönlich nicht 
zur Ausführung schreitet, aber an der Beute teilnimmt^ wird 
geköpft; wer nicht zur Ausführung schreitet und nicht an der 
Beute teilnimmt, wird mit 100 Hieben und 3000 li weiter Ver- 
bannung bestraft. 

Wer mit überlegt, zur Ausführung schreitet und nicht 
an der Beute teilnimmt, oder an der Beute teilnimmt und nicht 
zur Ausftlhrung schreitet, wird geköpft; wer nicht zur Aus- 
führung schreitet und nicht an der Beute teilnimmt, mit 
100 Hieben bestraft. 

2. Wer als Hehler von Dieben anstiftet, persönlich nicht 
zur Ausführung schreitet, aber an der Beute teilnimmt, wird 
als Rädelsführer bestraft; wer nicht zur Ausführung schreitet 
und nicht an der Beute teilnimmt, als Mittäter. Wenn er im 

Fortsetzung von XVII S. 184 f. 

*) Ueber BegttnstigUDg vgl. Chines. Strafrecht S. 29, über Hehlerei 
ebenda 8. 81, über Hehlerei bei Seeraab Li zu a. 225 (China Review VIII p. 4). 
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entscheidenden Zeitpunkte den Entschluß faßt, zum Diebstahle 
zu schreiten^ wird er als Rädelsführer bestraft; wenn er folgt^ 
zur Ausführung schreitet und nicht an der Beute teibiimmt 
oder an der Beute teilnimmt und nicht zur Ausführung 
schreitet; als Mittäter; wenn er nicht zur Ausführung schreitet 
und nicht an der Beute teilnimmt^ wird er mit 40 Schlägen 
bestraft'). 

3. Wer nicht mit überlegt, bei unvermutetem Zusammen- 
tre£fen (mit Genossen) aber mit stiehlt oder raubt, wird, wie 
wer im entscheidenden Zeitpunkte den Entschluß fasst und (als 
erster) zum Diebstahl schreitet, als Rädelsführer, die übrigen 
als Mittäter bestraft. 

4. Wem bekannt ist, daß unter Vorspiegelung falscher Tat- 
sachen Menschen verkauft oder mit Uebereinstimmung (freier 
Einwilligung) Menschen verleitet worden sind, daß Raub oder 
Diebstahl ausgeführt war, und an der Beute teilnimmt, wird 
unter Berechnung der (ungerechten) Bereicherung (Kaufpreis, 
Beute), wie ein Mittäter beim Diebstahl bestraft, nicht gebrand- 
markt. 

5. Wer geraubte oder gestohlene Sachen kennt und sie 
absichtlich kauft, wird unter Berechnung der gekauften Sachen 
bestraft; wer sie kennt, in Empfang nimmt und versteckt, 
einen Grad niedriger. Die Strafe ist in keinem Falle höher 
als 100 Hiebe. 

Wer nichts von der Sache weiß, zufiLllig kauft oder in 
Empfang nimmt, ist nicht strafbar^). 

') Bei Schlägen wird mit einer kurzen leichten Bambnsrippe die 
Strafe vollzogen, bei Hieben mit einem längeren schwereren Stock. 
(Bemerkung von Mootz.) 

*) Das Gesetz kennt persönliche, sachliche und qualifizierte Be- 
günstigung. Die Beweggründe des Hehlers sind: Täter oder Teilnehmer 
der Bestrafung zu entziehen, ihm die Vorteile des Verbrechens zu sichern 
und selbst eigenen Vorteil von der Beistandleistang zu ernten. 

Die schwerste Strafe droht das Gesetz dem an, der die Idee zu der 
verbrecherischen Handlung erzeugt. 

In einem Volke, bei dem der Einzelne so wenig selbständige, eigene 
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B. Ergftnziuigsgesetz (Li). 

1. Bei dem gerichtliehen VerhOr eines Hehlers wegen 
Verborgenhaltens (Personenhehlerei) oder wegen Teilnahme an 

Gedanken haben darf, ist das doppelt wichtig. Der gewöhnliche Mann 
laßt sich leicht fähren, aber auch leicht verführen. 

Nach dem, der die Idee bringt, ist der, der überlegt, berät, alle 
Schliche nnd Züge ausdenkt, der meist belastete Mann. 

In dem Ansspinnen eines Qedankens, der, wenn ausgeführt, Katzen 
bringt, ist der Chinese Ja Meister. Tag und Nacht kann er brüten bis 
er meint, es gefunden zu haben. Und gerade in den Hütten der Hehler 
werden die bösen Pläne zur Ausführung Ton Raub und Diebstahl ge- 
schmiedet. Die Hehler betreiben meist eine Speise Wirtschaft, Kramerei 
oder haben ein Vergnügungslokal und sind, früher selbst zur .Zunft* 
gehörig, erfahrene, weise Ratgeber der Verbrecher. 

üeberlegen ist also hier ein selbständiges Vergehen (delictum sui 
generis); ebenso wie Anstiften. Daß dem Verbrecher die Begünstigung 
vorher zugesagt sein muß, ist nicht ausgesprochen, liegt aber zweifel- 
los darin. 

Der erste Satz des Gesetzes stellt die Strafe für Hehlerei bei Raub 
( j£2^ Wegnahme mit Anwendung von Gewalt) fest 

Die Strafe der Verbannung auf 8000 li weit von dem ursprüng- 
lichen Wohnsitze weg, ist nicht leicht. Der Sträfling wird in die menschen- 
armen Gegenden im Westen oder Norden des Reiches, früher viel in die 
nördliche Mantschurei, deportiert und hat dort für sein Durchkommen 
Sorge zu tragen. 

Im zweiten Satze des Gesetzes ist die Strafe für Hehlerei und Dieb- 
stahl ( IK j^ [heimliche] Wegnahme, ohne Anwendung tou Gewalt) fest- 
gesetzt. 

Der dritte Satz des Gesetzes gilt sowohl für Hehler als für Ver- 
brecher; demjenigen, der zum Verbrechen anführt (anstiftet), wird 
schwerere Strafe angedroht. Der Unterschied aber zwischen Rädels- 
führer (Anführer) und Mittäter trifft nur bei Diebstahl ein; nach aus- 
geführtem Raube wird Täter und Teilnehmer mit dem Tode bestraft. 

Im vierten Satze wird Begünstigung bei Verbrechen und Vergehen 
wider die persönliche Freiheit und bei Kuppelei mit derselben Strafe 
bedroht, wie die Beteiligung an Gegenständen, die als von Raub oder 
Diebstahl herrührend bekannt sind. Die hier festgesetzte Strafe ist 
folgende: Wegnahme (Diebstahl) im Werte unter einem Liang (ein 
Liang = 37,80 g Silber) Strafe = 60 Hiebe; 1—10 Liang 70 Hiebe; bis 
20 LiaBg 80 Hiebe; 30 Liang 90 Hiebe; 40 Liang 100 Hiebe; 
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der Beate ist genaa zu unterscheiden, ob er mit angestiftet 
oder mit überlegt hat: dann erst kann er nach dem Lü (Gesetz) 
als Hehler geköpft werden. Wer nur herbeilockt , Aafenhalt 
gewährt, yerkehren, wohnen und übernachten läßt, ohne ange- 
stiftet oder mit überlegt su haben, ist nach (folgendem) Li 
als Verborgenhalter zu deportieren; er kann nicht mit dem 
Buchstaben (des Gesetzes) allgemein belastet, einfach als Hehler 
bestraft werden. 

2. Wenn Hausgenossen und Gresinde einer starken Familie 
sich zusammenrotten und rauben, Beamte töten, Kassen plün- 
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50 Liang 60 Hiebe und 1 Jahr Bann (der mit dem Bann Be- 
strafte hat seine Heimat während der Daner der yer- 
hängten Strafe zn verlassen nnd den Beamten eines andern 
Bezirks als Briefträger, Meldereiter oder Hansknli [Knecht] 
zn dienen). 
60 Liang 70 Hiebe und 1 Vi Jahre Bann 

, .2 Jahre Bann 
n s 2Vs Jahre Bann 
, ,8 Jahre Bann 
a a 2000 li weite Verbannung 
jf a 2500 « • • 

a a 8000 9 9 w 

Über 120 liang wird der Diebstahl mit dem Tode durch Erhängen be- 
straft; wer sich zum drittenmal des Diebstahls schuldig gemacht, wird 
ohne Berechnung des Gestohlenen (ob viel oder wenig) gehängt. 

Diese Strafe tritt auch ein bei dem fünften Satze des Gesetzes; hier 
handelt es sich um die sogen. Partiererei oder Sachhehlerei. 

Das Gesetz sagt nichts über Hehlerei» die ag^werbs- oder gewohn- 
heitsmäßig* betrieben wird, auch nichts über Hehlerei im Rückfalle; es 
ist nicht ersichtlich, ob bei Hehlerei im Rückfalle dieselbe Strafe Platz 
greift, wie bei Diebstahl im Rückfalle. 

Dieses Gesetz über Hehlerei wird durch Ergänzungsgesetze (Li) 
weiter erläutert und erweitert. 

Die Ergänzungsgesetze schöpfen aus der richterliehen Erfahrung und 
greifen mehr in die Wirklichkeit ein, während das Gesetz in Tornehmem 
Tone den Weg des Rechts zeigt und vieles dem freien richterlichen Er- 
messen anheimstellt (Bemerkung von Mootz.) Ueber Diebstahlstrafe 
▼gl. auch chinesisches Strafrecht S. 44. 
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dern^ Gefängnisse dfinen^ brandstiften, muß das Haupt der 
starken Familie sie zur Untersuchung an Beamte ausliefern. 
Wenn dem Familienhaupte der Vorfall bekannt ist und er 
willentlich das unterläßt, so ist nebst der Todesstrafe, die den 
wirklichen Täter triff);, die Strafe der Hiebe, des Gefängnisses, 
der Verbannung insgesamt in Dienste unter dem in der Nähe 
liegenden Militär umzuwandeln. 

3. Wer als Hausdiener oder Gärtner eines Verwalters am 
Kaiserlichen Hofe, Leute, die verdächtig sind, herbeilockt oder 
zwei und mehr Räuber oder über fünf Diebe yerborgen hält, 
oder wer im Hause Beute mit ihnen teilt, wird verhört und 
in der Nähe der. Grenze unter das Militär gesteckt; wer an- 
stiftet und mitüberlegt, wird nach dem Lü unter erschweren- 
den Umständen verurteilt. Hat der Verwalter damit etwas zu 
tan, wird er abgesetzt und bestraft. 

4. Wer an Plätzen, wo heimatloses Gesindel sich auf- 
hält, Räuber zum Raube einführt, um geheime Feindschaft zu 
rächen, oder wer alle Schliche und Kni£fe (auch Maßnahmen 
der Behörde) ausspioniert und hinterträgt, so daß die Räuber 
fliehen und entkommen, der wird nach dem Gesetz über Spione 
geköpft; sein Kopf wird ausgesteckt der Menge zur Schau 
(Warnung). 

5. Wer weiß, daß es gestohlene Sachen sind und davon 
kauft oder annimmt, wird, wenn es über zwei Pferde oder Esel 
oder Silberwaren (Sachen) im Werte über der j^VoUzahl^ sind, 
verhört und ohne Unterschied, ob es der erste oder zweite Fall 
bei dem Manne ist, mit einem Monat (den) Holzkragen (zu 
tragen) bestraft ; ist es der dritte Fall, wird er nicht mit dem 
Holzkragen bestraft, sondern in der Nähe der Grenze unter 
das Militär gesteckt (Hehlerei im Rückfall)^). 

») Als „Vollzahl« ist 

1. beim Kaufe TOn gestohlenen Sachen 80 Liang, 

2. bei Annahme von gestohlenen Sachen 100 Liang, 

3. bei Sachen, die von der Teilnahme an der Beate herrühren 
120 Liang festgesetzt. (1 Liang = 87,80 g Silber). (Bemerkung von Mootz.) 
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Im neunten Jahre von T'nng Tschy (1871) verbessert 
nnd abgeändert^). 

*) In diesem noch ziemlich neuen Li wird ein ganz anderer Ton an- 
geschlagen, als in dem Lü (Gesetz). Es tritt eine ganz neue Art der 
Strafe ein: die DeportatiOD. 

Diese Ahndung für Vergehen gibt dem Staate die Möglichkeit, in 
dem Sträfling einen Verbrecher los zn werden, ihn wenigstens unter 
scharfe Aufsicht zn stellen und unschädlich zu machen. Von der Strafe 
der Deportation wird, dem Li nach zn schließen, häufig Gebrauch gemacht. 

Die mildeste Art ist, den Sträfling in ein nahes Militärlager zu 
stecken, wo er als Arbeiter und Lagerkuli oder auch als Soldat Ver» 
Wendung findet. Die chinesischen Lager sind zu dieser Haft passend 
gebaut Durch das große Tor, an dem stets die Wache steht, kann so 
leicht niemand unbeachtet entrinnen. Auf dem hohen Walle geht hinter 
der Brustwehr der Posten, jeden, der über den Wall steigt, soll er be- 
merken. Ist der Sträfling erst einmal in der Militärkolonie, so wird ihm 
das Entfliehen schwer. Auch fügt sich der Chinese leicht, tut seine 
Arbeit und fühlt sich mit der Zeit wohl unter den Soldaten. 

Schwieriger wird es, wenn der Sträfling an den fernen Grenz- 
gegenden seine Strafe unter dem Militär yerbüßen muß. Schon das 
Weitweg von der Heimat, das unwirtliche des Landes, die ganze Rauheit 
des Daseins, die Oede der Fremde machen den Aufenthalt drückender: 
jedoch sind auch hier Fluchtversuche selten. Der Sträfling hat es schließ- 
lich nicht viel schlimmer als der besoldete Soldat. 

Verschärft wird die Strafe der Deportation dadurch, daß der Sträfling 
in die Malaria- und Sumpfgegenden gesandt wird, wo Krankheit und 
die Furcht vor dem Tode am Fieber ihn quält, oder daß er am Orte 
seiner Strafe eine Zeitlang den Holzkragen tragen moß. 

Die schwerste Art dieser Strafe ist die Deportation in den äußersten 
Westen des Reiches, an die Grenze von Turkestan. Hier sind die Militär- 
lager die reinsten Arbeiterkolonien. Der Transport von Proviant für 
das dort liegende Militär ist schwierig und kostspielig. Deshalb gehören 
zu den Lagern große Strecken Landes, die von den Soldaten bebaut 
werden müssen, um das nötige Getreide dort zu ziehen. Die Winter- 
kälte, die Dürftigkeit der Nahrung und Kleidung setzen hier den Sträf- 
lingen 80 zu, daß sie bald erliegen. 

In den Bestimmungen der Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete hier, 
wo auch das chinesische Recht angewandt werden kann, iet von Deporta- 
tion nichts erwähnt. Vielleicht wäre es gut, sie beizubehalten nnd an 
geeigneten Plätzen unserer auswärtigen Beeitzangen Arbeiterkolonien für 
chinesische Sträflinge zu errichten. Der mit Deportation bestrafte Chinese 
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Wer als Nachbar von Räubern nm den Raab weiß, ihn 
aber nicht anzeigt, wird mit 100 Hieben bestraft. 

Wenn jemand als Hehler von Räubern oder Dieben mit 
Angehörigen zusammen wohnt und diese ihn anzeigen, so 



ist kein Verbrecher nach unserem Sinne; schwere Verbrechen werden 
nach dem chinesischen Strafrecht mit dem Tode bestraft. Der Mann, 
der wegen eines Vergehens deportiert wird, ist sittlich nicht schlechter 
and steht nicht niedriger, als der gewöhnliche Arbeiter, Krämer nnd 
Bauer: er ist ^leider* bei seinem unlauteren Gkwerbe ertappt worden, 
der andere eben noch nicht oder wird es nie. 

Diese Leute würden ihre StraQahre in der Fremde äußerst willig 
und gehorsam abarbeiten. Bewachung und Unterhaltungskosten würden 
sie abverdienen: im chinesischen Schutzgebiet kommt beides wohl teuer 
XU stehen. 

Nachdem der erste Satz dieses 1871 erlassenen Ergänzungsgeseties 
auf gründliche Untersuchung und genaue Feststellung der Schuld hin- 
gewiesen und die Strafe der Deportation angekündet hat, schreitet der 
sweite Satz direkt in die Wirklichkeit hinein. 

Eine , starke Familie^ ist oft ein ganzer Dorfkomplex, ja ganze 
Dorfverbände , oder in den Dörfern und Städten wiederum einzelne 
Stämme, die zusammengehören, zusammen ein festgefügtes Gemeinwesen 
bilden, die ihre eigene Chronik führen, ihre Siedlungsgeschichte, ihre 
Bämpfe mit anderen Stämmen aufgezeichnet besitzen und hochhalten. 

Es gibt Yiele Dörfer, in denen alle männlichen Bewohner den- 
selben Geschlechtsnamen haben. Die älteren Männer leiten das Gemein- 
wesen! Und wenn einer unter ihnen durch Alter, Bildung und Geschick 
oder durch Titel, die er bei einer Staatsprüfung sich erwarb, die anderen 
überragt, ist er der Leiter des Ganzen. 

Daß eine solche starke Familie sehr gefährlich werden kann, ist 
Terst&ndlich. Ihre Macht wird aber für immer gebrochen, wenn die 
Mitglieder den Militärlagern einverleibt werden. 

Der dritte Satz des Gesetzes läßt uns einen Blick tun in Vorkomm« 

nisse bei Hofe. Der Hof nimmt im ganzen Gesetzbuche eine Ausnahme- 

stdlung ein. 

Es folgt nun noch eine ganze Reihe von Ergänzungsgesetzen, die in* 

sofern Ton Interesse sind, als sie mehr und sicherer in das Leben und in 

die Verhältnisse des chinesischen Volkes einführen, als die sogen, ^ Alten 

Chinakenner*. Sie mögen deshalb folgen. (Bemerkung von Mootz.) 

Ueber die Dorfgemeinschaft und die Dorfhaftung s. ReohtSYergh Studien 

a. 179 f. 

ZallMlixilt für Tergletehondo BeohtiwliMiuohftft. XIZ. Band. J7 
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werden sie nicht bestraft; wenn Angehörige am die Sache 
wissen und an der Beute teilnehmen, so werden sie als Mittäter 
nach dem Li betreffend Ranb oder Diebstahl bestraft; jedoch 
einen Grad niedriger. 

Wenn Vater oder ältere Brüder ihre Söhne oder jüngere 
Brüder nicht meistern noch zügeln können, so daß sie Hehler 
werden, so sind sie wie bei Raub und Diebstahl von Ange- 
hörigen SU bestrafen. 

Tschia Tsch'ing im sechsten Jahre (1802) verbessert 
und abgeändert. 

Wer Beamter war oder ist und hehlt oder verborgen hält, 
sei es bei Diebstahl oder Raub, wird, wenn er nach diesem 
Lü oder Li wegen Hehlerei mit dem Tode durch Enthauptung 
bestraft war, sofort geköpft; sein Kopf wird ausgesteckt, um 
die Bestrafung zu zeigen^. Wenn Todesstrafe mittels Elr- 
hängen festgesetzt war, so wird er sofort gehängt. Wenn Ge- 
fängnis, Verbannung, Dienst unter dem Militär als Strafe fest- 
gesetzt war, so wird er nach Hei Lung Tschiang (dem schwarzen 
Drachenfluß = dem Amur) deportiert und dort als Läufer (Amts- 
diener) verwandt. 

Tau Kuang, im ersten Jahre (1821) Zusatz. 

!• Wird ein Getreideschiff mit Tributreis beraubt, so 
werden SchifisfQhrer und Mannschaften, die herbeigelockt, ver- 
borgen gehalten oder an der Beute teilgenommen haben, nach 
dem Li bestraft. 

Wer jedoch zu der Zeit, als der Vorfall sich ereignete, 
den Hilferufenden nicht antwortete und nicht kräftig Hilfe 
leistete, wird, nach Unterscheidung ob Raub oder Diebstahl 



^ Sofortige Enthauptung im Gegensatz zum gewöhnlichen Fall, wo 
die Hinrichtang erst zur fiblichen Zeit (im Herbst) stattfindet; denn 
letzterenfalls ist inzwischen Begnadigung möglich, ja wahrscheinlich. 
Enthauptung gilt aber als schwerer, denn Erdrosselung, weil die Ent- 
hauptung im Jenseits die Seele schädigt. Vgl. Chinesisches Strafirecht 
6. 16; Alabaster, Chinese Crim. Law p. 59, 115 f.; Gray, China 
I p. 830. 
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vorliegt, nach dem Li betreffend „Hehlerei und nicht zur Ans- 
ftihrnng geschritten noch an der Beate teilgenommen^ bestraft; 
jedoch einen Grad niedriger. 

Wird durch Untersachong des Beamten der Wachaoldaten 
die Sache nicht festgestellt, so ist er zur Verantwortung zu 
ziehen^); gelingt es, Helfer der Anfdhrer oder mehrfach be- 
Bchuldete Diebe, Räuber, Haupthehler festzunehmen, so wird 
Ton der oberen Behörde Belohnung ausgeteilt. 

2. Wer herumschweifendes Gesindel aus auswärtigen Pro- 
vinzen bei sich weilen läßt, wird nach dem Li betreffend 
„Herbeilocken und Einführen von verdächtigen Leuten' be- 
straft und in der Nähe der Grenze unter das Militär gesteckt. 

3. Bei Einsetzung von Ortsvorstehem , Gemeindevor- 
stehern etc. müssen fleißige, ehrliche und gewandte Leute aus- 
gewählt und mit diesen Aemtern betraut werden. Anmaßende 
Gesellen, die kraft ihres Amtes eine Zwingherrschaft ausüben 
(die Gemeinde terrorisieren), sind durch den zuständigen Be- 
amten in ein scharfes Verhör zu nehmen, nach erfolgter 
Untersuchung ihres Amtes zu entsetzen und streng zu be- 
strafen. 

Wenn sie bei Untersuchungen und Nachforschungen nach 
Dieben und Räabern kräftig mithelfen, der Wahrheit ent- 
sprechende Anzeigen machen, werden sie wie Polizisten, welche 
Mitglieder einer Bande bis über die Hälfte der Bande fest- 
genommen haben, und nach der Zahl der Leute belohnt. 

Wenn die Vorsteher wissen, daß es Leute gibt, die des 
Raubes, des Diebstahls, der Hehlerei dringend verdächtig sind 
und sie aus Furcht vor den Folgen verheimlichen, werden sie 
mit 80 Hieben bestraft. Bei Diebstahl ist zwischen der Schwere 
oder Unbedeutendheit des Falles zu unterscheiden und ein Ver- 
weis zu erteilen. 

Wenn der Alteste einiger Familien die Sache bei den Vor- 



*) üeber die Haftung des Untersnchnngsbeamten , der nicht zam 
Ziel kommt, Chines. 8trafreeht S. 80, 88 ; Chin. Rev. YIU p. 1. 
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Stehern anzeigt, nnd diese es nicht weiter geben, so werden sie 
bestraft; den Aeltesten, der die Sache angezeigt, tri£Pit keine 
Strafe. In Geldsachen, Ehesachen, Grundbesitz (bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten) ist der Ortsvorsteher nicht zu fragen. 
Nur bei Gefahrdung des menschlichen Lebens (Strafrechtspflege) 
sind die Nachbarn und Ortsvorsteher zu verhören. 

Die Spielstellen sind die bergenden Nester der Räuber 
nnd Diebe. Diese müssen stets gleich Raub und Diebstahl 
untersucht werden. 

Wenn es in einer Gegend eine Warte gibt, wo die Dorf* 
bewohner je nach ihren Stämmen zusammenkommen, und es 
sind über hundert Leute zusammen, so haben nicht die Orts- 
vorsteher einzutragen und zu prüfen (die Personen zu be- 
urkunden), sondern aus dem Stamme ist ein angesehener Mann 
zu wählen, der als Stammvorsteher einzusetzen ist. Findet sich 
nichtsnutziges Gesindel, so hat er Anzeige zu erstatten. Wenn 
er, beeinflußt von seinen Gefühlen, die Sache verbirgt, wird 
er wie die Ortsvorsteher bestraft. 

4. Wenn es im Aufsichtsgebiet des Altesten einiger Fa- 
milien Diebe oder Räuber gibt, wird er, auch wenn er nichts von 
der Sache weiß, durch Untersuchung aber nichts herausbringen 
kann, mit 40 Schlägen bestraft^); Vorsteher von zehn Familien 
und der Ortsvorsteher werden gradweise niedriger bestraft. 

5. Alles verdächtige Gesindel, Stromer, Bösewichter, 
Schwindler, deren Vergangenheit nicht durchsichtig ist und die 
sich heimlich in die Hauptstadt eingeschlichen haben, um in 
deren Stadtbezirken zu wohnen, müssen von den Bezirks- 
beamten ermittelt werden, dadurch, daß man jede Herberge, 
jedes Kloster, Schulhallen genau durchsucht, sich von dem 
Bewohner eine freiwillige Bescheinigung geben läßt mit der 
Erklärung, daß sich niemand Verdächtiges dort aufhält. Diese 



"*) Wiedemm die Haftung des nicht snm Ziel« kommenden Unter- 
snchnngsfährers, Vgl. Chinesisches Strafrecht 6. 80. 
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Bescheinigung wird jeder Behörde zur Prüfung und Einsicht 
vorgelegt. 

Wer als Hausbesitzer eine Wohnung vermietet, muß sich 
Erklärungen einholen über die Vergangenheit des Bürgen und 
muß von den Nachbarn Erkundigungen einziehen. Findet sich 
einer von ob^n benannter Sorte der Herumstreicher, so ist er 
mit gegenseitiger Unterstützung hinauszuwerfen. Wer Be- 
stechung angenommen und somit, beeinflußt von seinen Ge- 
ftüilen, Aufenthalt gewährt, wird bestraft. Der verdächtige 
Mensch wird nach dem Lü (Gesetz) bestraft und in seine Hei- 
mat befördert. Die Besitzer der Herbergen, Klöster, Tempel 
werden ebenfalls bestraft. 

Wenn der Bezirksamtmann den Fall nicht herausunter- 
sucht, wird er seiner oberen Behörde angezeigt und zur Ver- 
antwortung gezogen. 

In die Listen eingetragene Bürger, die ein ständiges Be- 
sitztum haben, oder Amtsanwärter (Kandidaten), Amtsbewerber, 
Bücherleser, Kaufleute etc., die glaubwürdige Beweise (Pa- 
piere) haben, dürfen nicht ausgewiesen werden. 

Wer aber (von den stellesuchenden Beamten) unter ge- 
liehenen Vorwänden Erpressungen (von Geld) vornimmt oder 
das Volk verwirrt und aufwiegelt, wird nach dem Li be- 
treffend ^Furcht erwecken^ bestraft. 

6. Wenn Lau-Kuaräuber^^) in einer Gegend sind und die 
Nachbarn und Ortsältesten von der Sache wissen, ihnen dessen- 
ungeachtet Aufenthalt gewähren, werden sie in der Nähe der 
Grenze unter das Militär gesteckt. Wenn sie nichts von der 
Sache wissen und Aufenthalt gewähren, werden die Nachbarn 
und Ortsältesten mit 80 Hieben bestraft, weil sie unterlassen 
haben, nachzuforschen. 

Wenn ein Nachbar, Ortsältester, Soldat (Polizist) oder 
Bürger Spuren von Lau-Kuaräubem entdeckt, dem zuständigen 



^^) Spitzname einer gefährlichen Bande; wörtlich übersetzt: ,Alte- 
Gnrken-Baaber* (Bemerkung yen Mootz). 
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Beamten davon Anzeige macht, so hat der betreffende Beamte 
die Festnahme zu veranlassen; er darf den Namen des An- 
zeigenden nicht kundton. Gelingt es, den Lau-Knarinber fest- 
zonehmen nnd die Untersnchang ergibt, daß er wirklich einer 
ist, so erhält der Anzeiger eine Belohnung. Wenn solche 
Räuber den, der es angezeigt hat, verletzen, so ist dies straf- 
rechtlich zu verfolgen. 

Ist der angezeigte Räuber ein Hauptmann (Anfährer), so 
wird als Belohnung 50 Liang festgesetzt; ist er ein Mittäter, 
25 Liang. Sind von den Angezeigten mehrere gefeißt worden, 
so ist nach ihrer Zahl die Belohnung zu verabfolgen. Das 
Geld (Belohnung) ist den Beständen der Konfiskation zu ent- 
nehmen. 

Wer aus Rache und Feindschaft falsche Anzeigen macht« 
wird nach dem Li betreffend „falsche Anschuldigung* be- 
straft"). 

7. Wer Aufenthalt gewährt und Gesindel in seinem Hause 
nisten läßt, wird, wenn er anstiftet oder zur Ausftihnmg 
schreitet, an der Beute teilnimmt oder für andere (die Beute) 
verkauft, an die äußerste Grenze in die Malariagebiete depor- 
tiert und unter das Militär gesteckt. Auf seinem Gesicht wer- 
den die zwei Schriftzeichen Üt fl eingeätzt ^'). 

Entflieht er und wird er wieder festgenommen, so wird er 
nach Hsin tschiang^') deportiert und dort bei dem Landbau 
als Arbeiter verwandt. 

Wer nicht angestiftet hat und nicht zur Ausftlhrung ge- 
schritten ist, aber als Hehler Aufenthalt gewährt, an der 
Beute teilgenommen hat, jedoch nur einen unbedeutenden Teil 
davon erhielt, oder lediglich für andere Beute verkaufte, wird 
einen Grad niedriger bestraft. 



^0 Alabaster p. 502 f. 

") ^ Kai = ändern, verbessern, H f a = wegsenden. (Bemerkung 

Ton Mootz). Vgl. auch XVII S. 200. 

") Hßin tschiang = .neue Grense* ist das östliche Turkestan. (Be- 
merkung von Mootz.) 
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Wer Untertanen mohammedanischen Glaubens, welche 
Diebstahl begangen haben, als Hehler verborgen hält, wird an 
die Grenze deportiert und nach dem Li betreffend ,,Aafenthalt 
gewähren nnd Gesindel bei sich nisten lassen^ bestraft. 

Tschia tschMng, im 6. Jahre (1802) und im 
19. Jahre (1815) verbessert und abgeändert. Tau Euang, 
im 10. Jahre (1831) und im 25. Jahre (1846) veröffentlicht. 

Wer als Hehler Leute einführt, bei Raub oder Diebstahl 
mit zur Ausführung schreitet und Beute erlangt, ist nach dem 
Lü (Gesetz) betreffend ^Raub' zu verurteilen. Wer nicht zur 
Ausführung schreitet und nicht Beute erlangt, sondern ledig- 
lich das Objekt (der verbrecherischen Handlung) ausspäht und 
aushorcht, alle Schliche und Kniffe kennt, Leute einführt, ihnen 
den Weg weist: wird wie ein j^Hehler von Räubern, der 
angestiftet, nicht zur Ausführung geschritten und nicht an der 
Beute teilgenommen hat^ ^^), bestraft und nach Hsin tschiang 
deportiert; dort wird er den Beamten (Offizieren) und Soldaten 
als Sklave zugewiesen. 

T'ung tschy, im 9. Jahre (1871) verbessert und ab- 
geändert. 

Wer als Hehler anstiftet und an der Beute teilnimmt, ist 
nicht nach dem Lü (Gesetz) betreffend j^Diebstahl unter Be- 
rechnung nur eines Geschädigten, und zwar dessen, dem das 
meiste weggenommen wurde^, zu verurteilen^^), sondern es ist 
das Weggenommene aller Geschädigten insgesamt zu berechnen. 
Hat die Beute den Wert von 120 Liang und darüber erreicht, 
so wird (der Hehler) zum Tode durch Erhängen verurteilt; 
steht der Wert unter 120 Liang, so ist ebenfalls die Beute (bei 
mehreren Geschädigten in einem Falle) insgesamt zu berechnen 
und hiemach die Strafe zu bemessen. 

Tschia tsch'ing, im 20. Jahre (1816) verbessert und ab- 
geändert. 

") Vgl. 8. 251, 264. 

") Nach den Regeln der Realkonknrrenz; im chineBischen Recht 
gilt der Absorptionsgrundsatz, Chinesisches Strafrecht S. 81. 
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Wer als Hehler von Räabem anstiftet, nicht zur Aus- 
führung schreitet und nicht an der Beute teilnimmt, wird nach 
Hsin tachiang deportiert und Beamten (Offizieren) und Soldaten 
als Sklave zugewiesen. 

Wer nicht anstiftet, nicht zur Ausführung schreitet und 
nicht an der Beute teilnimmt, lediglich um die Sache weiß, 
wird, wenn er einem Menschen Aufenthalt gewährt, in die 
Nähe der Grenze deportiert und unter das Militär gesteckt. 
Wenn er zwei Menschen Aufenthalt gewährt, so wird er nach 
Hsin tschiang deportiert und Beamten und Soldaten als Sklave 
zugewiesen; wenn er über drei Leuten Aufenthalt gewährt, 
so muß er am Orte der Deportation 3 Monate lang den Holz- 
kragen tragen. Wenn er über fünf Leuten Aufenthalt gewährt» 
so muß er 6 Monate lang den Holzkragen tragen. 

Wer um die Sache weiß und an der Beute teilnimmt, 
wird in jedem Falle ohne Rücksicht darauf, wie vielen Leuten 
er Aufenthalt gewährt hat, nach dem Lü (Gesetz) betreffend 
jgHehlerei' geköpft. 

T'ung tschy, im 9. Jahre (1871) verbessert und abge- 
ändert. 

Wird in der Heininggegend (einem Bezirk in der Provinz 
Kansu) eine geheime Herberge (Raubnest) gefaßt, so sind die 
Bewohner — abgesehen von ^ gesetzlosen^ (schweren) Ver- 
brechen, die offenbar werden und worauf Todesstrafe steht — , 
welche an den Berghängen an kleinen Pfaden seit Jahren oder seit 
Monaten eine geheime Herberge errichtet oder eröffiaet haben, 
wie folgt zu bestrafen: 

Der Rädelsführer wird nach dem Li betreffend ,,geheimen 
Verkehr mit den Miau tsj^ an die weitentlegene Grenze de- 
portiert und unter das Militär gesteckt. 

Der Mittäter wird mit 100 Hieben und 3 Jahren Bann 

(Arbeitsdienst) bestraft. 

Tau kuang, im 5. Jahre (1826) Znsatz. 
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Untertanen mohammedaniachen Glaubens, die sich der 
Hehlerei beim Diebstahl schuldig gemacht und zur Deportation 
an die äußerste Orense in die Malariagegenden zu verurteilen 
sind, werden nach Hsin tschiang deportiert und Offizieren und 
Soldaten als Sklaven zugewiesen. 

Tau kuangy im 10. und im 25. Jahre verbessert und ab- 
geändert. 

Wer in den fünf Bezirken von Schun t^ien fu (Peking) 
oder in den beiden Provinzen Tsch^i li und Schantung als 
Hehler Dieben Aufenthalt gewährt , wird, wenn es ein oder 
zwei Leute sind, mit 100 Hieben und 3 Jahren Bann (Ar- 
beitsdienst) bestraft; wenn es über drei Leute sind, in die 
Nähe der Grenze deportiert und unter das Militär gesteckt. 
Sind es über fünf Leute, wird er nach Yün nan oder Eni 
tschou oder in eine der Euangprovinzen an die äußerste 
Grenze in Malariagegenden deportiert und unter das Militär 
gesteckt. 

Wer Aufenthalt gewährt und Gesindel bei sich nisten läBt, 
einerlei ob die Beschuldigten dort Diebstahl ausführten oder 
nicht, wird, wenn er um die Personen wußte und ihnen als 
Hehler Aufenthalt gewährte, nach Tun nan oder Eni tschou 
oder in eine der Euangprovinzen an die äußerste Grenze in 
Malariagegenden deportiert und unter das Militär gesteckt, Ist 
auf Todesstrafe zu erkennen, so muß die Strafe schwerer 
bemessen werden. 

T'ung tschj, im 9. Jahre (1871) verbessert und ab- 
geändert. 

Wenn in einer Strafsache bei Räubern klar wird, dsß je- 
mand um die Sache gewußt und Beute gekauft hat, so ist er 
nach dem Li über Seeräuber mit Unterscheidung, ob es der 
erste Fall ist oder ob es Rückfälle sind, zu bestrafen ^^). 

Wer um die Sache gewußt und Beute genommen oder 
verborgen gehalten hat, oder wer für andere die Beute ab- 



^*) Ueber diesen Li vgl. oben S. 251 und 268. 
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nimmt, wird im ersten Falle mit 80 Hieben und 2 Jahren 
Bann (Arbeitsdienst) bestraft; im zweiten Falle mit 90 Hieben 
und 2Vs Jahren Bann, im dritten Falle und darüber mit 
100 Hieben und 3 Jahren Bann. 

Ttschia tsch'ing, im 19. Jahre (1815) Zusats. 

T^ung tschy, im 9. Jahre (1871) erlassen. 

Wenn jemand in der Provinz Kuang tung und Kuang 
hsi als ruchloser Hehler Gesindel bei sich nisten läßt, die 
nun Leute fangen, einsperren, der Freiheit berauben, ihre 
Auslösung (bei den Angehörigen der Ueberfallenen) erpressen, 
und wenn er mit ihnen Beute teilt, so wird der Hehler, einerlei 
ob er Beute erhalten hat oder nicht, ob viel oder wenig Leute 
festgenommen wurden oder ob es der erste Fall ist oder 
RtLckfalle, auch wenn er nicht zur Ausführung geschritten ist, 
sofort geköpft. 

Wer nicht angestiftet, vorher aber mit überlegt hat, ist 
nach erfolgter Untersuchung, ob Mißhandlung oder Quälerei, 
die (das Opfer) zum Selbstmorde trieb, vorliegt oder nicht, 
mit dem Tode durch Enthaupten oder mit Deportation zu be- 
strafen. 

Wer nicht angestiftet und vorher nicht mit überlegt hat, 
nach ausgeführtem Verbrechen aber als Hehler die Täter ver- 
borgen hält, Leute einsperrt und ihre Auslösung erpressen läßt, 
wird, wenn die Täter mit EInthauptung oder Erhängen zu 
bestrafen sind, als schuldiger Hehler nach Hsin-tschiang de- 
portiert und Offizieren und Soldaten als Sklave zugewiesen; 
sind die Täter mit Deportation zu bestrafen, so wird der Hehler 
an die äußerste Grenze — volle 4000 Li weit weg — deportiert 
und unter das Militär gesteckt. 

Wer als Täter der Freiheitsberaubung oder der Erpressung 
zur Auslösung sich selbst schaldig gemacht, ohne daß jemand 
als Hehler dabei beteiligt gewesen, wird nach diesem Li unter 
erschwerenden Umständen bestraft. 

Vater und ältere Brüder des Verbrechers werden nach 
erfolgter Untersuchung, ob sie an der Beute teilgenommen 
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haben oder nicht, nach dem Li über j, Diebstahl^ be- 
straft"). 

Wer als Nachbar , Aeltester, Ortsvorsteher Bestechang 
angenommen hat und die Sache verheimlicht , wird selbst- 
redend streng bestraft;. Er wird aber nach dem Li über 
Diebstahl bestraft, wenn er um die Sache gewußt hat und 
sie nicht zur Anzeige brachte. Das Haus, in dem die Heh- 
lerei stattfand und in dem der Ueberfallene eingesperrt war^ 
wird, wenn der Hausbesitzer um die Sache gewußt hat, 
konfisziert^^). 

Wenn seit einigen Jahren diese Verbrechen auch ge- 
schwunden sind^ so muß doch zeitweise darüber noch berichtet 
und darüber beraten* und befunden werden. 

Tau Euang, im 25. Jahre (1846) Zusatz. 

T'ung Tschy, im 9. Jahre (1871) erlassen. 

Wer in der Provinz Schantung Mitglieder der Nienfu^*)- 
Räuber als Hehler bei sich weilen läßt — ob er nun mit zur 
Ausführung geschritten ist oder nicht — , wird, wenn die Ver- 
brecher, die er als Hehler bei sich weilen läßt, Raub oder 
Diebstahl, Betrug oder Erpressung, gewaltsame Verpfandung 
oder Aufwiegelung ausgeführt haben, nach dem Li der be- 
treffenden Fälle als Rädelsführer bestraft. Sind auch seit einigen 
Jahren diese Verbrechen geschwunden, so muß doch dar- 
über berichtet und nach dem alten Li die Sache geschlichtet 
werden. 

Tau Euang, im 25. Jahre (1846) Zusatz. 

Wenn in einem Verfahren gegen Seeräuber klar wird, 
daß jemand der Abnahme und des Kaufes von geraubten 

'0 Vgl. auch Chinesisches Strafrecht S. 21 f. über die Haftung von 
Familiengliedem. 

^*) Einziehung der Mittel der Yergehung, Chines. Strafrecht S. 17; 
Gray n p. 289. 

^*) Die Nien fu {Qf ^^) Räuber, eine gefdrchtete Bande, haben 
diesen Namen von dem mit eingeöltem Zwirn gewirkten Turban, den 
die Mitglieder als Erkennungszeichen tragen. (Bemerkung von Mootz.) 
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Sachen aich schuldig gemacht'^); wird er, ohne Rücksicht dar- 
auf; ob es viel oder wenig war, im ersten Falle mit 100 Hieben 
and 3 Jahren Bann (Arbeitsdienst) bestraft^ im zweiten Falle 
in die Nähe der Orenze deportiert und unter das Militär ge- 
steckt, im dritten Falle und darüber wird er nach Hsin- 
tschiang deportiert und Offissieren und Soldaten ab Sklave ssu- 
gewiesen. 

Tschia tsch^ng, im 19. Jahre (1815) Zusatz. 

Euang hsü, im 1. Jahre (1874) vervollständigt. 

'*) Vgl* über den Li betreffend die Hehlerei bei Seeraub auch obea 
8. 251. Vgl anch oben S. 265. 
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Beitrftge zum griechischen Becht^). 

2. Jnrifltisolies aus g^echlselieii Iiisoliriften. 

Von 

Dr. Erieh Ziebarth^ Hamburg. 

Der reiche Zuwachs an InschrifteU; wie er meist in den 
in Athen erscheinenden Zeitschriften der verschiedenen archäo- 
logischen Institute zuerst mitgeteilt wird^ bringt alljährlich auch 
dem griechischen Recht neue Aufklärung. Doch ist es dem 
Juristen nicht immer leicht, den Ertrag der neuen Ernte zu 
übersehen. Deshalb soll an dieser Stelle in zwanglosen Be- 
richten auf neue und juristisch wertvolle Funde hingewiesen, 
nicht aber ein erschöpfender Bericht aus der Literatur über 
das griechische Recht gegeben werden. 

Die inschriftlichen Funde auf griechischem Boden zer- 
fallen gewöhnlich in zwei Gruppen. Die eine wird gebildet 
durch die zufällig etwa durch einen Bauer beim Pflügen oder 
durch einen modernen Hausbau dem Boden abgewonnenen 
Funde, die andere besteht aus den Ergebnissen der planmäßigen 
Ausgrabungen größeren Stils, wie sie immer gleichzeitig an 
mehreren Stellen im Gange sind. Die umfassendere Kunde 
von den Rechtsverhältnissen in einer bestimmten Stadt pflegt 
naturgemäß die zweite Gruppe von Inschrifiten zu liefern, und 
darum sei mit dieser begonnen. 

Im Mittelpunkt des Interesses stehen augenblicklich die 
deutschen Ausgrabungen in Pergamon und Milet und die franzö- 
sischen in Delos. Da die neuen Berichte über die letzten 



•) Vgl. oben XVI 8. 249 flf- 
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Funde von Fergamon und Milet gerade noch zn erwarten sind, 
sei mit Delos begonnen. 

In Dolos beanspruchen die größte Beachtung des Juristen, 
des Nationalökonomen wie des Historikers jene großen In- 
schriften, welche die Abrechnungen über Einnahmen und Aus- 
gaben des gewaltig großen Tempelhaushalts und zugleich die 
Inventare der Tempelansstattung enthalten. Auch bei den neuen 
Ausgrabungen sind neue und wertvolle Beispiele von ihnen zu 
Tage gefördert, Sie eröffnen einen Einblick in eine Fülle von 
Einzelheiten auch aus dem täglichen Rechtsleben von Delos. 
Denn die einzigartige Bedeutung dieser Urkunden, von denen 
schon 1887 nicht weniger als 103 Bruchstücke vorhanden 
waren, beruht nicht darin, daß sie irgend einen interessanten 
Bechtsfall, einen einzelnen Prozeß, zu unserer Kenntnis bringen, 
sondern daß sie ein Gesamtbild geben von allen den oft recht 
schwierigen Rechtsverhältnissen, die mit dem großen Tempel- 
haushalt in Znsammenhang stehen. Schon der erste Entdecker 
und Bearbeiter dieser Steine, Th^ophile HomoUe, hat in den 
Archives de PIntendance sacräe k Delos S. 5 in klaren Strichen 
gezeichnet, welch eine Fülle von Problemen durch diese Ur- 
kunden gestellt wird, aber zu einer Ausarbeitung aller der 
nötigen Einzeluntersuchungen ist noch kaum der Anfang ge- 
macht. Der Hauptgrund hierfür ist, daß die Veröffentlichung 
der Urkunden nur sehr allmählich und in langen Zwischen* 
räumen erfolgt ist. Da aber in dem Bulletin de correspondance 
hell^nique 1903 und 1905 nunmehr in sehr dankenswerterweise 
neue und wertvolle Stücke von Tempelrechnungen mitgeteilt 
sind, ist es an der Zeit, den juristischen Problemen, die sie 
in reicher Fülle stellen, näher zu treten. 

Das Vermögen des Apollo von Delos floß aus den ver- 
schiedensten Einnahmequellen, die wir in der Liste der jähr- 
lichen Einnahmen einer Reihe von Jahren bequem, übersehen 
können. 

Einen kleinen Orundstock bildet das Bargeld, welches die 
Pilger beim Rundgang durch die verschiedenen Tempel in den 
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Opferstock; den ^oaopöc, oder in offene Sammelschalen warfen, 
die an den Tempeltüren im Boden befestigt waren nnd fort- 
genommen werden mußten, wenn die Türe repariert wnrde^). 
Es war zwar meist nicht viel, aber ab und eu lag doch auch 
neben falschen Münzen ein Goldstück darin. 

Sonst aber bestehen die regelmäßigen Einnahmen des 
Tempels hauptsächlich aus den Einkünften seines Vermögens» 
Und wie ein großes Vermögen in dem Oriechenland des vierten 
bis zweiten vorchristlichen Jahrhunderts verwaltet wurde^ dafür 
bieten die delischen Urkunden ein Musterbeispiel. 

Als der junge Alexander zum Perserkriege aufbrach, ver- 
teilte er in königlicher Großmut einen großen Teil seines Ver- 
mögens an seine Feldherren und seine nächste Umgebung, in- 
dem er gab tcp (i^v ^TP^^i "^^ ^^ X(o(i7]V, t(j> dh oovoinuxg icpöoofiov 
fl Xi(iivoc (Plut. Alex. 15). Sein Königsgut bestand also u. a. 
aus Grundbesitz, Dörfern, Häusern und Einnahmen aus Hafen- 
zöllen« Nicht anders war das Vermögen des Gottes von Dolos 
angelegt. 

Der Tempel war zunächst der größte Grundbesitzer auf 
Dolos und den Nachbarinseln. Er verwaltete seinen Besitz 
nicht selbst, sondern verpachtete ihn auf je 10 Jahre in etwa 
19 — 22 kleinen Gütern, deren genaue Beschreibung wir in den 
Rechnungsurkunden besitzen. Selten ist uns auf griechischem 
Boden über alle die Rechtsverhältnisse, die aus der Verpach- 
tung eines umfassenden Grundbesitzes entstehen, so genaue 
Aufklärung gegeben, wie auf den delischen Urkunden. Eine 
Behandlung der delischen Pachtkontrakte auf Grund des neuen 
Materials ist durchaus nötig und wird interessante Beiträge zur 
Geschichte der Landwirtschaft geben, da sich namentlich auf 
Grund der 1903 neu veröffentlichen Rechnungen des Jahres 250 
die einzelnen delischen j^Agrarier^ in ihren verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Unternehmungen verfolgen lassen, da man be- 



Vgl. Bull, de corr. 27, 73 Z. 77. Scuicditpcoi xadcX^vxi td; (pidXac 
8ts xb d6p(tt}ia xattaxtodfCeto xal iiciCixeudidavti td^ ^opä^ oh td inxd, 4 Dr. 
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obachten kanii^ wie der eine bei der Neuverpachtang gesteigert 
wird; der andere so schlechte Geschäfte gemacht hat, daß er 
seine Pachtung aufgeben muß; aber doch an dem ihm lieben 
Gmnd ond Boden noch als Bttrge des neuen Pächters beteiligt 
bleibt, wie endlich wieder ein anderer das Geld zur Pachtung 
von seinem Vater erhalten hat; der unter den Bürgen des Pacht- 
kontraktes erscheint, 

Zorn deltechen Mieterecht. 

Ein weiterer, nicht unbeträchtlicher Teil des Vermögens 
des delisch en Gottes war in Häusern, den Upal olx(ai, ange- 
legt, die gleich den Upa tefilvY] an Private vermietet wurden. 
So stehen unter den jährlichen Einnahmen auch die für die 
Häuser gezahlten Mieten aufgeführt und geben einen Einblick 
in die Mietsverhältnisse einer bedeutenden griechischen Hafen- 
stadt. Was sonst über griechisches Mieterecht') bekannt ist, 
beruht auf vereinzelten Erwähnungen bei Schriftstellern und 
in Inschriften, ümsomehr lohnt es sich auf das reiche delische 
Material etwas näher einzugehen, wenn auch eine abschliefiende 
Behandlung erst möglich sein wird, nachdem die gesamten von 
Th. Homolle in den Archives de IMntendance sacr^e k Dolos 
•(1887) p. 113 ff. aufgezählten Tempelrechnungen veröffentlicht 
sein werden. 

üeber die Herkunft des Häuserbesitzes') ergeben die 
Urkunden nur wenig. Die Hänser sind allmählich in den Be- 
sitz des Tempels gelangt. Im Jahre 434/3 steht zum ersten 
Male unter seinen Einnahmen in der Rubrik: TS(i£yi], Upa *fli 
vermerkt xi^icoi und olxtai (J. G. II 1, 283), aber ohne genauere 
Trennung der Einkünfte nach Grundstücken, Gärten und 
Häusern. So ist es unmöglich, zu entscheiden, ob diese dxuu 
schon Mietshäuser waren, die einen besonderen Ertrag abwarfen 

*) Beaachet<) Histoire du droit priv^ de la i^p. Ath^n. m 97* 
IV 173. 8t Wassynski, Die Bodenpacht I (1905) 8.9. 
ii ') "^gl* <l»>^ Ball, de corr, helU U, 433. 
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oder ob in ihnen nnr die mancherlei Ställe und Oekonomiebauten 
zQ sehen sind, die zu den Domänen des Tempels gehörten. 
Im Jahre 376/5 aber werden in den uns erhaltenen Reohnungs- 
urkunden^) zuerst die Einnahmen aus heiligen Häusern ge- 
sondert aufgeführt. Genannt werden dabei folgende Häuser: 
olxCa Upä fi "^vKaXXCo, tdt xepa(i8ta xal tb yaXxeiJov & fjy Asoxlicno, 
oovotxCa xal ici^oiv & -^v 'A9 . . . T6vvcovoc, olxCa •}) ijy 'EictxÄpo[o, 
oiXTjita 8 'ijv S^a>yoc; dazu noch in der neuen Urkunde, Bull, 
de corr. hell. 1905, 424, olx^a ^ "^v $(ox[a§a>c], oixCa ^ -^v KaXXloo, 
olxla ^ -J^v KaXXto*^voi)c , olxia fi •JJv Xatpeotpdttoo, olxCac ^Jttoo 
S ^v [Aöp]xa>[v]oc, olxCa 'AicaroopLoo. Daneben werden noch ge- 
nannt ohne genauere Angabe ein biCBp&ioy xal otxTjfia, olxiat 
xal Yvaf 610V, olxCai 2 icavfioxelov, oovoixCa xal olxla. 

Einige dieser Namen^ nach denen die Häuser benannt sind, 
nämlich Episthenes, Euphantos, Leukippos und Tynnon kehren 
in derselben Inschrift J. O. TL 814 wieder als die Namen der 
Väter jener Delier, welche im Jahre 376/5 wegen einer Ver- 
schwörung gegen die Amphiktyonen zu Dolos mit Verbannung 
und teilweise auch mit Vermögenskonfiskation bestraft worden 
sind*). Es kann daher kein Zweifel sein^ daß HomoUe mit 
Recht die Erwerbung eines Teils der Häuser des Tempels auf 
die Konfiskationen des Jahres 376 zurückführt. 

Außer durch Konfiskation auf Orund eines Urteils ver- 
größerte sich der Häuserbesitz des Tempels durch mancherlei 
Rechtsgeschäfte^ an welchen er beteiligt war. Schon einfache 
Darlehen; wie sie der Tempel so vielen gewährte, konnten ihn 
veranlassen, den Grundbesitz säumiger Schuldner zu erwerben, 
wie das Beispiel der Kaufurkunden von Tenos, welche das 
Grandstück- und Häasergeschäft auf dieser Insel so anschau- 
lich wiedergeben, lehrt, in denen die Formel steht (Recueil 
des Inscript. iuridiq. I 78 Z. 74): olxCav ^v iicpiaTO üpaSCac icapA 



*) J. G. II 2, 817 a. 

') Vgl. Usteri, Aechtang und VerbannuDg im griechischen Recht 
(Berlin 1903) 8. 67. 

Zeltidirlft für Twglelobend« BachtswitfMniohaft. XIX. Band. 13 
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E&ßooXoo %azä Sdveiov. Noch leichter fiihrte zum Erwerb von 
Grundbesitz die Hypothek^), deren Stellang der Tempel für 
jeden einzelnen Schnldposten verlangte^. So erhält Antokles^ 
der Sohn des Teleaon^ im Jahre 250 gleich drei Kapitalien 
geliehen ^)^ das eine von 400 Dr. ini oicodujxei tsI oixtai Tf}i 
Iv 9(0X101 fi -^ 1[spo(ißpoTOO -fii YstToveoei i^ olxia 'i\ SaTOpoSijfioo 
xal inl tot« äXXoic tolc Sflcdpyoooiv A&toxXet «aotv xal ivaSäxotc 
'AvTi^övcoi A7](i6[oo, T7]X6(ivijot(ot 'AvTtifövoo, das zweite Kapital 
von 200 Dr. iiA oiro^xei Tf^i olxCat '^v iicpiazo Nixdviop icapa 
OeoSiopCSoo 1^1 Y^^'^o^^^^^ ^ ^^^^^ "^ SevoxXsCSoo xal i^ ""Aftvoo^ 
lict^copujaavtoc S^wvoc too Nixdvopo^ . . ., das dritte Kapital von 
400 Dr. auf ein Grundstück des Autokies. Hier nimmt also 
Autokies ^) im ersten und dritten Falle eine Hjpothek auf dss 
ihm gehörige Haus resp. Grundstück auf, bei der zweiten An- 
leihe aber tritt der merkwürdige Fall ein, daß der Schuldner 
ein Haus verpfändet, das nicht ihm, sondern dem Xenon, Sohn 
des Nikanor, gehört. Eine solche Verpfändung einer fremden 
Sache ist natürlich nur gültig ^^), wenn der Eigentümer zu- 
stimmt, daher der Zusatz ^^unter Einwilligung des Xenon, des 
Sohnes des Nikanor'. Solche Fälle der Uebernahme von 
Zahlungsverpflichtungen für einen anderen müssen in Dolos 



") Vgl. P. Gniraud, La propri6t^ fonci^re en Gr^e 8. 365. 

Gemeinhin wird der Gott nnr erste Hypotheken angenommen 
haben, wie es in Amorgos aasdräcklich gefordert wird. Dittenberger, 
Syll.* 645, 49: xal xopit^ Iotco icpaitiQ rvji dewt xal Tiüy toxotv xal ttov 

8) Bull, de corr. hell. 1903, 78 Z. 126 flf. 

*) Autokles war übrigens ein Spekulant, denn mit dem aus der 
Tempelkasse entliehenen Gelde pachtet er in demselben Jahre eine Do- 
mäne, die Limnai, für 443 Dr.! Doch starb er bald, denn 241 sahlen 
seine Kinder die Pacht der Domäne. B. d. c. h. 29, 489 n. 163 A. 18. 
Vgl. Z. 33. TsXtoaiy 6icip tcöv icatSiiov twv A&toxUooc 20 Dr. Aoch Z. 12 
ist zn lesen: icap& TeX^acDvo^ Hfl biskp tcuv itaifiioiv [t]d»[v AitoxXloo^] t& 
2dv»to]v 8 ä>f ttXtv A&toxX'^c licl t^i aovoixiat ttji Sivoivoc. 

'0 Hitzig, Das griechische Pfandrecht 8. 26, wo das delische schon 
Ball, de corr. hell. 1890, 452 angeführte Beispiel nachzutragen ist. 
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recht häufig gewesen sem^^), denn nnter den Zahlungen an 
die Tempelkasse findet sich eine groBe Anzahl mit der all- 
gemeinen Bezeichnung bnkp r^c olx(ac und 6fc&p tc^v x^P^o>Vy 
bei denen immer ein Eintreten fUr einen Schuldner des Gottes 
anzunehmen ist; da die direkten Verpflichtungen gegen die 
Tempelkasse^ sei es auf Grund eines Darlehens oder einer 
Bürgschaft oder rückständiger Mieten, stets genau bezeichnet 
werden. Bei allen solchen Fällen aber konnte der Gott leicht 
in die Lage kommen, Eigentümer des Hypothekenpfandes zu 
werden, zumal da das delische Schuldrecht recht streng war 
(vgl. unten S. 286). 

Eine weitere Möglichkeit, den Grundbesitz des Gottes zu 
vermehren, boten Schenkungen^'). Es war gar nicht ungewöhn- 
lich, einem Gotte neben allerlei Weihgeschenken und Geräten 
für den Tempelgebrauch auch ganze Häuser zu schenken. So 
machte es der Priester des ApoUon Pythios auf der Insel Jos^'), 
so auch Stesileos in Dolos, der vor dem Jahre 278 dem ApoUon 
ein Haus weihte, das allerdings schon 278, weil es baufällig 
geworden war, auf Volksbeschlnß öffentlich meistbietend auf 
dem Markte auf Abbruch versteigert wurde und dem Tempel 
nicht mehr als 180 Dr. einbrachtet^). 

Wie nun aus allen diesen Quellen der Häuserbesitz des 
delischen Tempels zu einer beträchtlichen Ausdehnung im 
dritten Jahrhundert sich entwickelt hatte, das lehren uns die 
Mietseinnahmen, die uns bisher aus fünf verschiedenen Jahren 
ziffermäßig bekannt gegeben sind. Wir überblicken sie am 
leichtesten in der beigegebenen Tabelle, aus der die Namen 
der Häuser, die Mieter und die gezahlten Mietspreise ersicht- 



^0 Vgl. noch das von Homolle, Les archives de Tintendance 
sacr^e k Delos 6. 95 A. 8 angeführte Beispiel: OiXofdiv napk Ilaxtooo 
xftl rXaoKflDVo^ t6 Bdivtiov B iSavtiaato Atd^Kpixo^ Iki t^t olxiai t^i Olvitog 
To5 lepo5 ii^opioo, 

>') Vgl. P. Guirand, La propr. fonc. S.364. 

»*) J.G.Xn 6, 12. 

>0 BoU. de corr. hell. U, 488. 
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Bezeichnanff der Hänser 


Miete 


279 


Miete 


250 


Miete 


^ 


Dr. 


Mieter 


Dr. 


Mieter 


Dr. 


olxia iv Y|i *AvtiYovo5 olwt 


60 


Archepolis 


" 


^"^ 


^^^^ 


olxCa 4J ^y tcbv icaiScov twv 


39 


Aotosthenes 






132 


'AptoTopooXoo 279 41 ^v 


4V«0b. 










*ApuiTößo6Xoo 241. 180 












olx^ 4) ^v *ApxlovTo^ 


25 


Arkeon 


41 


Dionysodoros 


58 


aovotxia 4} Y^vojjiw} *Apx^oo 












olxCa 4} iicl ToS '£pft{Lt{to^ 


— 


— ^ 


— 


— 


— 


otxia 41-?)v *EiciGdivoo(, aucli 


[51 


Apemantofl, S. d. 


60 


Poeeidikos 


108 


4j 'Emod^ysia 


25 
[3 Ob. 


Leophon, Bürg- 

schaftssahlnng d. 

Protoleos 






4 0b. 


4} Mpa 


60 


Tolmides 


67 


Kallisthenes 


— 


olx4)(iaTa iv ot^ ''Efcaoc 


51 


EphesoB 








xaicY)Xt6st 180 olxia 4} 












'Efeaoo 












olxta iv ^t 'Ilpoxoc olxtl 




Hierakos bleibt 

Miete mit 23 Dr. 

schnldig 








olx^a icp6( Tü>i *Ivu>icd>i 


— 


— 


44 


Pythagoras 


— 


olx(at al Kphq xm Gi^pticui., 


42 


Protomachos 


54 


Demeas 


— 


a^ ^oav KXeoxpftou, 279. 












olx4}fiaTa 250. olxta 180 












olxia h[ KoXwvoi 


— 


— 


40 


Boethos 


_ 


olxia 4J 4jv 'Op^xX4oü5 


41 


Qeryllos, S. d. 
Python 


— 


— 


80 








» 
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241 
Mieter 



Ariatobonlos 



Ktesias 



Aiflchrion 



Miete 
Dr. 



67 

4 0b. 

? 



28 
3 0b. 



121 (?) 



221 
Mieter 



. . . ratoB 
Empedokles 



Xenodotos (?) 



Kimi8trat08 



Miete 
Dr. 



85 
2 0b. 

50 



840 
99 
76 

43 



70 



110 



59 
4 0b. 



109 



180 
Mieter 



SonikoB 



DezitheoB, S. 
d. Kleitarchos 

Jatrokles 

Straten 

NamenioB ob f. 

dasselbe Haus? 

Enphranor 



Telemnestos, 8. 
d. Aristeides 

Hippon, S. d. 
Antiphanes 



Aristoboulos 



Antigen 08 



'280 Neubau des ihfQoiog tot- 
XOSt vgl. HomoUe, Les arcbl- 

yes 8. IM. 
S79 Ausbeuernng eines ^rT<;>- 
fia (elngeetürzte Wand) 10 Dr. 

B. d. o. h. U, 897. 
S50 Beparatur (KttXXtyevei 
igfyoXaß^avn obeo&ofifiaai) 
5 Dr. 5 Ob. B. d. o. h. 87, 75. 



obäa fj iv Xtfihn fj ijv *Ä. zu- 
erst 88S, auch 978, Ygl. B. d. 
0. b. 99, 98. 180 Ausbesserung. 
9S Dr. B. d. 0. h. 6, 54. 

Straton schuldet 99 Dr. Miete 
▼om Jahre 181. B. d. c. h. 6, 91. 



Kaoh 180 zahlt Ohreslmos für 

dasselbe Haus 87 Dr. 1(3 ^/i2 Ob. 

B. d. 0. h. S9, 695. 



Hach 241 Demetrlos, 8. d. Ni- 
kon, fAr die 'Smaifiveia 50 Dr. 
ebenda 99, 498. Vgl. auch 

0. J. G. 9958 b, 86. 

Auch 278, 969, 968 erw&hnt, ob 

identisch mit dem NV^Aecov? 

Tgl. B. d. 0. h. 99, 89. 

B. d. c. h. 14, 401. 979 Dach 

und Balken repariert für 19 Dr. 

ebenda 8. 898. 



Demeas.. Sohn d. Bmnedes, ist 

auch nach 941 noch Mieter, 

▼gl. B. d. 0. h. 99, 498. 
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lieh sind. Doch ist zu beachten , daß die Identifiziening der 
einzelnen Häuser nicht immer sicher ist, da allgemeine An- 
gaben wie t&y ivSpäycttV, rijc TovaixoivkiSoc, wo sie nicht durch 
die vorhergehenden und nachfolgenden Posten erklärt werden, 
zu Irrtümern verleiten können. Die Tabelle ist zusammenge- 
stellt aus den Rechnungsurkunden fbr 279 (Bull. 14, 389 f. 
= Michel Rec. 594), 250 (Bull. 27, 64 f.), 241 (BuU. 29, 489), 
221 (Le Baa 2092), 180 (Bull. 6, 6 f.). Einzelne weitere An- 
gaben sind in der letzten Eolunme zu finden. Die Tabelle 
gibt die Listen insofern nicht genau wieder, als hier eine alpha- 
betische Anordnung der Häuser gewählt ist, während in den 
Listen die Reihenfolge der einzelnen Posten wechselt, ohne daß 
ein bestimmter Grundsatz der Anordnung erkenntlich ist. Daß 
aber eine amtliche Reihenfolge bestanden hat, darauf scheint 
die Formel rijc ^£^C zu führen, die oft an Stelle einer näheren 
Angabe des Hauses tritt, ja in den Rechnungen von 180 sogar 
die Liste der Mietseinnahmen erOfinet (Z. 140 vf^ l^i^c ti}c 
'EiciodeveCoD olxia<; 70) ^^). Auch darin wechselt die Praxis der 
Tempelbuchführung, daß 279 und 180 die Namen der Hänser 
zuerst stehen und dann die Mieter und Mieten (t^ Xapi]te[ac 
olx(ac tffi &v8piov(ttSoc icapä ""looo Sp. 65), dagegen 250 und 241 
das Schema gilt: 9cap(k MdvYjioc ti^c Xapijtsfog 8p. 60, so wie 
es gewiß auf den Quittungen der Tempelkasse stand. 

Die Listen geben nicht immer ein vollständiges Verzeich* 
nis des Häuserbesitzes, den der Tempel in dem betreffenden 
Jahre wirklich hatte, denn neben den gezahlten Mieten sind 
auch die unbezahlten zu berücksichtigen, die an anderer Stelle 
der Jahresabrechnungen unter den übrigen ausstehenden Gel- 
dern verzeichnet waren. Aber schon die Übereinstimmung der 
verschiedenen Listen lehrt, daß uns der wesentliche Bestand 
des Häuserbesitzes bekannt ist. 

Es sind Häuser der verschiedensten Art, die meisten, wie 
es griechische Sitte war, bezeichnet nach dem ersten oder dem 

^^) Anch Le Bas 2092, 19. 21. 24 ist za ergänzen: sap& Aiovoofioo 
"c^C ^$]^< . . . 60, D. B. w. 
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früheren Besitzer; einige auch nach ihrer Benntzang oder nach 
ihrer besonderen Lage am Meere, am Inoposbachc; neben dem 
Abgrunde u. ä. 

Ueber die Größe der Häuser könnten Anskunft geben die 
Protokolle über die alle zehn Jahre stattfindende Neuvermie- 
tung, wie sie uns fdr die Grundstücke im Besitz des Tempels 
mehrfach erhalten sind. Dort lesen wir eine genaue Beschrei- 
bung jedes einzelnen Grundstückes mit Angabe der zu ihm 
gehörenden Baulichkeiten, Ställe, Viehhürden und besonders 
auch der bei der üebemahme vorhandenen Türen ^^). Und eine 
ähnliche Inventarangabe ist bei den Häuserverkäufen von Tenos 
üblich, in denen es z. B. heißt: iTrpiato rf)V olxCav njv Iv Soxsi 
icäoav 9i i[^ KoXXif &vtoc . . • xal dop&v Ceofia Ivvda xal tä^ d6pac 
täc i^l T(dv ^oplScdV (Fensterflügel) 8p. 2070 (Recueil des inscr. 
jurid. grecq. I 70). 

Erst 1905 ist ein Bruchstück solcher Häuserverpachtungen 
▼on Dolos herausgegeben (Bullet, de corr. hell. 1905, 423 n. 140), 
es stammt aus der Zeit der ersten athenischen Herrschaft in 
Delos. Es gibt nur den Namen des Hauses, den Mietspreis, 
den Mieter und seine Bilrgen. Schon damals wurden die Häuser 
▼om Tempel auch geteilt abgegeben (Z. 38 olx(a<; ^(looo 8 {Jv 
[Aöp]xa)[v]oc). 

So können wir uns zunächst von den delischen Häusern 
nur nach ihrer Benennung und nach den Mieten eine Vor- 
stellung machen (vgl. jetzt besonders Jard^, Bull. d. corr. hell. 
29, 37 f.). 

Es sind einfache Häuser darunter für eine Familie und 
für einen einfachen Gewerbebetrieb passend, deren Lage nicht 
bevorzugt war, z. B. am Inopos im Süden der Stadt oder am 
Kolonos, jedenfalls außerhalb der Stadt. Sie bringen im dritten 
Jahrhundert nur 25 — 44 Dr. jährliche Miete. 

>') Z. B. Ball. 27, 80 Z. 189. Aetpuva, AiovoooBwpo^ dp. 221. ^ty^^^^ 
Btialoc xal £ov(uvüfU)c ol Siia^oo xal TcapiXaßev xXsioioy xe^op(u{jiyov, ßoü- 
oTsoty Ttd'opüD^ivY^v, ic)(opu}ya £^opov, icpoßatwva S^-opov, £XXo oTxi]|jia ttB-u- 
pio|jivoy, ^(Spay aoXs^ay. 
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Sehr bald aber hat die Tempelverwaltang es yenstandeD, 
gerade die Hänser in der besten Lage von Delos in der Nähe 
des heiligen Bezirkes und am Meere in ihren Besitz zu bringen 
und zwar sowohl Wohnhäuser, olxiai, wie Baulichkeiten, olxi)- 
[jLata, die sich für Laden- oder Gewerbebetrieb eigneten. Da 
waren denn zuerst die Krämer, welche in der damals kleinen 
Stadt Delos den Lokalvertrieb von Lebensmitteln besorgten, 
die Mieter des Oottes. Solch einer war Ephesos. Besonders die 
am Meere gelegenen Häuser wie die Sosileia brachten etwas 
ein. Es lohnte sich bald, außer der Wohnung im Oberstock, 
die nach dem Meere zu gelegenen Räumlichkeiten gesondert 
zu vermieten und zwar schon 279 an zwei verschiedene Mieter, 
die dort zweifellos an der bevorzugten Geschäftslage ihr Ge- 
werbe betrieben. Dreißig Jahre später ist neben dem Hause 
ein Zimmerplatz etabliert, zu dem die Balken direkt vom 
Schiffe gebracht wurden. Zwei Zimmermeister gehören so zu 
den weiteren Mietern des Hauses. Schon früh aber lohnte es 
sich in Delos, ein großes Haus als oovoixia, als Mietskaserne, 
einzurichten, schon 314/1 besitzen die Erben des Oeryllos ein 
solches als Erbe (Bull. d. corr. hell. 29, 434 n. 143 Z. 16), 
für das sie 33 Dr. an Zinsen abtragen müssen. Eine solche 
oovotxia besaß auch der Tempel in der Chareteia. Sie zerfiel in 
eine Reihe von Wohnungen im Parterre und im Oberstock, die, 
je nachdem es verlangt wurde, an zwei oder mehr Parteien ver- 
mietet wurden und durch allgemeine Bezeichnungen, wie Männer- 
Wohnung und Frauen wohnung (I. Stock) unterschieden wurden. 

Und das Mietsgeschäft des Gottes wurde dabei immer 
besser, denn längst ist von HomoUe bemerkt worden, daß mit 
der immer steigenden Frequenz des delischen Hafens auch der 
Wert des Grund und Bodens in der Stadt gewaltig stieg, 
während Zahl und Wert der ländlichen Grundstücke des Tem- 
pels mit der wachsenden Ausdehnung der Stadt abnahm, ein 
Rückschlag, der nach 220 auch die Mieten traf (Bull. 14, 437). 
Ein Blick auf unsere Tabelle wird die Richtigkeit dieser Be- 
obachtung bestätigen. 
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Die Gesamtsumme der jährlichen Mietseinnahme ist nur 
in den Rechnungen von 180 angegeben mit 1711 Dr. 5 Ob. 
Da auf dem Stein nur verrechnet stehen 1661 Dr., so ist die 
Differenz von 50 Dr. 5 Ob. zweifellos einzusetzen Bull. 6, 18 
Z. 142, wo unter den Einnahmen der Sosileia steht c9}c H'^ 
T6&V &v8p(t>va>v TcapoL . . . 

Bei allen Jahreseinnahmen aber kommt es weniger auf 
die Gesamtsumme an, bei der ja mancherlei Ausfalle an rück- 
ständigen Mieten uns verborgen bleiben können , als auf das 
starke Steigen der Mieten für die einzelnen Häuser und Woh- 
nungen. 

Die Persönlichkeiten der Mieter des Gottes sind uns nur 
selten genauer bekannt. Inwieweit sie sich identifizieren lassen 
mit anderweitig bekannten Delieni; kann erst das Personal- 
Verzeichnis aller Delier lehren , dessen Aufstellung nach Be- 
endigung der französischen Ausgrabungen und Herausgabe aller 
delischen Inschriften zu erhoffen ist. Nur zwei der Mieter sind 
direkt als Gewerbtreibende kenntlich, unter den anderen mag 
manch ein Wohnungsspekulant sich verbergen. Auch Fremde 
sind naturgemäß unter den Mietern, so schon 278 ein Parier, 
Tolmides, der aber in dieser frühen Zeit ziemlich vereinzelt 
dasteht, wie der S^cov 'EppLioveGc, der dem Gotte im Jahre 279 
schuldig ist 20 Dr. 2 Ob., wovon im Jahre 250 noch stehen 
2 Dr. 5 Ob.; oder wie der 'A?roXXd8a>poc Kt)Cixt]VÖc, mit dem 
der Tempel sehr schlechte Erfahrungen gemacht hat^^, wäh- 
rend in späterer Zeit, wo Delos ein Welthandelsplatz war, 
unter den Mietern fast kein Delier zu finden ist^^). 

In derselben Familie scheinen die Häuser verhältnismäßig 
selten geblieben zu sein. Immerhin mag es kein Zufall sein, 
daß der Mieter des großen Hauses Sosileia im Jahre 279 heißt 
Ktesikles und 180 Etesikles, Sohn des Ktesikles, also wohl der 
Enkel des ersten. Von den Familienverhältnissen eines anderen 



'^) Homo 11 e^ Les archiv. de rintendance S. 45. 
*") So i. J. 165 neben 12 Ausländem nur 7 Athener. Vgl. Bull, de 
corr. hell. 14, 437. 
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Mieters von 180, des Euphranor, erfahren wir wenigstens so viel, 
daß er zwar 180 die Miete für die Epistheneia mit 43 Dr. ge- 
zahlt hat, aber von einem früheren Jahre noch schuldig war 
mindestens 24 (wahrscheinlich 44) Dr. V» *h Ob. (Ball. 6, 28). 
Und bei seinem Tode, der etwa nach 170 erfolgte, waren seine 
Geldverhältnisse wohl auch nicht glänzend, da seine EIrben 
es unterlassen, die nötigen Bürgen zu stellen ^^), also das Haus 
nicht übernehmen wollen, wie sie gekonnt hätten ^^) und wie 
andere Kinder tun (Bull 14, 391 Z. 17 too &v8p(ovoc too k^tr- 
|i^0D to6to>v, icapa tö^v Aio^divTOo naCScov), die in vielen Fällen 
einfach in die Geldverpflichtungen ihres verstorbenen Vaters 
oder auch Großvaters eintreten ^^). Mitunter sind deshalb die 
Schuldnerlisten des Gottes dicht besetzt mit xX7]povö{Loi, vgl. 
Bull. 6, 27 Z. 240 f. 29, 510, 157 f., Le Bas 2092, B. 

Es erscheinen in Dolos, ebenso wie z. B. in Tenos'*), auch 
Minderjährige als Eigentümer eines Hauses, vgl. die olxla fi "^v 
tiov 9cal8o>v Tfi&v 'Aptotoßo&Xoo und die Inschrift Bull. 1905, 517 
B. 5, wo es heißt [xal SXkaq e8aveioa{JL6V T(p Seivi iicl olxiq^ i^ij 
YeiToveoei i^ oixi[a] HTETQNA . . ., abo etwa i^ olxia ^ te mv 
A[pioToßo&Xoo ?ra{8a>v] zu ergänzen ist. Es hat also in solchen 
Fällen eine {ilo^coaic oixoo, eine zinsbare Anlegung des Waisen- 
vermögens stattgefunden *^). 

Ueber alle weiteren Einzelheiten des Mietsverhältnisses war 
in der mit jedem Mieter abgeschlossenen oo^fpa^, dem 



'•) Balletin 1905, 524 d. 179 Z. 24 (Zeit 170—160): 'Ay«(LtoMoa|uv 
Zi xal T^v olxiav tYjy 'Eicio^veiav o5 xadtatiüvTcuv tJiv E59p(£vopog xXi^po- 
v6}jL(uv Toö? h'^'^ooo<;, xal Ifiiod'iuaaio XpY^oipioc too a&too 67 Dr. V« *A« Ob(!) 
Iffuov xax6otY}08v Esvocipiov £tp.oo. Der Mietspreis zeigt, daß Enphranor 
seit 180, wo er 48 Dr. zahlte, gesteigert war. 

^^} Vgl. Ballet. 14, 432, wo ein Paragraph des yerpachtungsgesetses 
über die Rechte der Erben beginnt: l^sorcu toig xX-qpoviitoi^ ^ i^foi^lc- 

'0 ^gl- Le Bas 2092, 46 . . . too llaatti^oo 8 I^y) 6icip too «aicicoo 
o[9e[Xetv. 

*•) Rec. des inscr. jurid. grecq. I, 82 Z. 100: 0I5 «cBCTOve^ 'Iftxpirv] 
xal xä TLailioL zä Ae'cxpaxouc* 

'0 Vgl. Schaltheß, Vormandschaft nach attischem Recht S. 189 f. 
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vertrage, das Nötige vereinbart. Leider ist kein solcher Ver- 
trag erhalten; da er in Delos wie alle Quittungen und Kon- 
zepte aaf Papier ausgefertigt wurde, für das die Tempelbe- 
hörde jährlich einige Drachmen ausgibt ^^). Aus demselben 
Grande sind auch sonst die griechischen Miets* und Pacht- 
verträge, wenn auch z. B. in Thasos'^) ausdrücklich die schrift- 
liche Abfassung bezeugt ist, zu Grunde gegangen bis auf einen 
in Athen gefundenen, der auf eine Tonscherbe geschrieben ist 
(Athen. Mitt. 14, 137)"). Er ist gefunden in der Nähe des 
Eerameikos, in einem Stadtviertel, wo viele Mietskasernen 
standen und bezieht sich auf die Benutzung eines otxif]|ia (Z. 2. 
ixjtöc Sk toö olx')ij|i[aTOc), enthielt auch eine Bestimmung über 
Aftervermietung (Z. 3 xal |ii] l[£eivai [leta taojta o&voixov Ste- 
[pov TcpoaXaßsiv Szanto), sowie eine Sanktionsklausel (Z. 5 iäv 
ik ßidoT^rai 6[ . . . &9coteiadlTa>] SittXyjv . . .). Der Mieter heißt 
Parmenon, der Vermieter, wie es scheint, Agathokles. 

Die Hauptbestimmungen der Mietsverträge waren übrigens 
zweifellos durch ein Gesetz festgesetzt, entsprechend dem über 
die Verpachtung der heiligen Domänen, der hpA aoYYpa^nj, das 
schon Bull. 6, 63. 14,421. 430 von Homolle zitiert wird«^, 
aber bis heute noch nicht im Wortlaut veröffentlicht ist. Die 
Miete war, wie die Pacht der Domänen (Bull. 14, 432), ein- 
mal im Jahre, und zwar am 1. Lenaion, fällig, da sie nur ein- 
mal unter den Einnahmen verzeichnet steht ohne Angabe eines 
Datums. Wenn in einem Falle ein Mieter Aristoboulos, Sohn 
des Lysixenos, Dreiviertel seiner Miete zahlt mit 91 Dr. 3 Ob. 
Vs V^ ()">• ^% so °>uß dieser Zahlungsmodus einen besonderen 
Grund haben, gewiß hatte A. erst im Laufe des Jahres 250 
gemietet. 

'0 ^§1* Homolle, Lee archives de rintendance sacrde S. 12. 

*') Theophrast, De caasis plantarum II 11^ 3* 

'*) üeber die aaf Papyrus erhaltenen Mietsverträge s. jetzt St. Was- 
zynaki, Die Bodenpacht I (1905) 13 ff. 

'0 Vgl. auch weitere Bestimmangen aus diesem Gesetz, angeführt 
von Guiraud, La propriätö fonc. S. 486— 441. 

") Bull. 1903, 68 Z. 87. 
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Die Miete zahlt nicht in allen Fällen der Mieter selbst, 
sondern auch ein anderer, meist der Bürge f&r ihn, BulL 14, 
391 Z. 21 i«5v olx7]{LdLT(ov tcäv ffpic Tijt daXdLtxTji, xai wv bei 
TooTOt^, bnkp AtovoooScbpoo :capa Mv7]olXea> 91 Dr. nnd ebenda 
Z. 24 69c^p ToX{LiSoo ol S77001 TsiodcXtjc A&ooo, 'AvtI^ovoc KoSi • . , 
60 Dr. 

Ueber die Mietsdauer teilt HomoUe, Les archives de Pinten- 
dance S. 78; eine Bestimmung mit etc le tiv liclXotsov xP<ivov 
TOO IvtaoTOö xal elc Ivq ic^te. Füni^ährige Kontrakte mußten 
wahrscheinlich die Mieter abschlieBeU; während die Vertrage 
der Domänenpächter auf zehn Jahre liefen. 

Das Verfahren des Tempels gegen säumige Zahler ist 
uns nur aus dem Domänengesetz bekannt. Es ist ein sehr 
hartes Pfandrecht, nach welchem der Oott bei säumigen Schuld- 
nern pfänden kann zuerst die Erträge des Grundstücks, dann 
die Rinder , Schafe und Sklaven ^ endlich seine ganze Habe 
ohne jede Beschränkung^^). IntercBsant ist; daß am Schlusae 
des Verfahrens ein Offenbarungseid steht, freilich nicht 
geleistet vom Schuldner, sondern, wie es scheint, von der 
Tempelbehörde, den UpoicoioC. Erst wenn diese beschworen 
hatten, daß bei dem Schuldner und seinen Bürgen absolut 
nichts mehr zu pfänden sei, griff man zu dem letzten Mittel, 
das dem Tempel noch blieb, zur öffentlichen Eintragung des 
Schuldners in die Liste der Tempelschuldner ^^). 

Auf einen anderen, kürzlich bekannt gewordenen Eid beim 
Pf&ndungsgeschäft sei hier kurz hingewiesen, er findet sich 
im Astynomengesetz vonPergamon, Dittenberger, Orientia 

'*) Ball. U, 433, dazu Gnirand, La propriäU fonei^re S. 440. 

'^) Ball. 14, 433 A. 8. Eiav Zi pl4] Sovcuvtai (sc. tlospdlxTctv). opioavrt^, 
IvX Zk ir^opät . . . {14] Bovacol clvai icpä^ai äva^pa^ ovtcuv a&touc tl( t4}v an^Xiqv 
ica'cpod'sv Of tiXovra^ xda dtm xal ahzob^ xal xobq i'^'^otj^tä^^ xal &va|iia^oyta»y. 
Bei Gairaad 8. 440 ist von einem Eid des Schaldners aaf dem Harkte 
die Rede, darauf führt aber der bisher von Horn olle mitgeteilte Wort- 
laut nicht. HomoUe sagt Ball. 14, 433 nur: aLHnsolvabillt^ une fo» 
constat^e et certifies par serment, les fermiers et leors cautions soni 
inscrits sur la st^le des döbiteurs publics.' 
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Graeci Inscr. n. 483, 83 f.^ Xa|tßavdT(Daav aoTcov ol afifoSdipxat 
Iv^X^pa xal Ttd^odcooav Ive^opaolav 7rp6c totx; aotovd|iOD<; aidtj- 
|tEp&v t) Tfjt ootepsiar xal Idv (tifjdelc i£o|iÖGif]tai xd Ive^^pao- 
d^yt« iv i^[i^pa(g TC^vxe, TtcoXeitcooav a&xd t) Iv fpdtpYjt t) Iv xf^i 
d^opäi icXif]dooooY] ODVirapövtcttv tcäv d(3Tt)vö|ta>v ' xal to (liv fsivö- 
juvov xo|iiC^o^a>oav tcXtjv T(&v d9Co[{La>]oo|i[^va)v Ivs^opcov? . . . 
Also die Vorsteher der einzelnen Stadtviertel sind berechtigt^ 
bei Weigerang der Straßenanlieger^ den zur Straßenreinigung 
erforderlichen Beitrag zu zahlen , zur Pföndung zu schreiten, 
die gepfändeten Sachen aber werden, j^wenn niemand sie durch 
Eid losBchwört^, binnen fünf Tagen versteigert. Wer hat hier 
den Eid zu leisten? Dittenberger meint zu der Stelle: ^mihi 
qnidem de iure iurando haec dici videntur, quo quis se debi- 
tam pecuniam intra certum tempus persoluturum promittat". 
Also nach der Zwangsvollstreckung sollte der Schuldner noch 
schwören dürfen; daß er auch ganz sicher binnen einer Frist 
zahlen wollte! Die richtige Erklärung ^^) gibt vielmehr das 
Pfandrecht von Gortyn, wie es jetzt bequem zu übersehen ist 
im Recueil des Inscr. jurid. 11, 324 f. Dort ist bei Pf&ndung 
von zwei Eiden die Rede, vom Eide des Pfandenden und des 
Gepfändeten. Dieser wehrt sich durch den Eid : 2 S* lvex6paxoav 
|ti i(i,6V, d. h. er bestreitet Eigentümer der gepfändeten Sache 
zu sein. Durch einen ähnlichen Eid konnten in Pergamon zu 
Unrecht gepfändete Gegenstände vom richtigen Eigentümer 
eidlich reklamiert werden. 

Ganz 80 hart wie gegen die Pachtschuldner ging man 
gegen die Mietsschuldner des Gottes nicht vor. Denn in dem 
Verzeichnis derselben; durch welches fast 'in jedem Jahre die 
Uebersicht der Mietseinnahmen ergänzt werden mußte, findet 
sich zweimal ein Mietsschuldner, welcher die laufende Miete 
des Jahres richtig bezahlt hat; also trotz seiner Schuld an den 
Gott ruhig in seiner Wohnung belassen war. Es ist erstens 



") Vgl. jetzt auch H. F. Hitzig, Zeitschr. der Savignystiftuiig 
1905, 483. 
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im Jahre 279 'An{|tayto^ AettfdävTO^, welcher zwar für die 
olxla fi "^v 'Eiciod^otK 51 Dr. Miete bezahlt hat, aber an anderer 
Stelle >*) derselben Inschrift (Bull. 14, 401 Z. 69) notiert wird 
mit einer Mietsschnld in Höhe von 25 Dr. 3 Ob., also der Hälfte 
seiner Jahresmiete''); ferner im Jahre 180 Enphranor, der zwar 
für dasselbe Hans 43 Dr. gezahlt hat, aber 24 Dr. V« ^h Ob. 
schuldet mit der Begründung: 8 o6x aitiScDxev too ivoixCoo ti^ 
UpÄc olxtec t^c 'E«to*6V8loo (Bull. 6, 28 Tr. 7 f.). 

Aach sonst scheint die Zahl der Mietsschuldner nicht un- 
beträchtlich gewesen zu sein. Manchmal ist eine nachträgliche 
Begleichung einer solchen Schuld gebucht. So zahlt Straton, 
Sohn des Xenon, seine schuldige Miete für 181 schon 180 
(Bull. 6, 21 Z. 170), oft mag sie sich verbergen anter den zahl- 
reichen Zahlungen an die Tempelkasse, die ohne genauere An- 
gabe erfolgt sind. 

Unter diese Zahlungen von rückständiger Miete gehört 
auch eine Eintragung in der Rechnungsurkunde von 180 (Bull. 6, 
13 Z. 83), die hier kurz besprochen sei, weil sie kürzlich von 
R. Pohl, De Oraecorum medicis publicis (Berlin 1905) S. 69, 
nicht ganz richtig gedeutet ist. Es heißt dort bei Aufzählung 
der Vorräte an Bargeld, die in einzelnen Beträgen, wie sie 
eingegangen waren, aufbewahrt wurde: SXXoc otd|ivoc lirqpaf^ 
£x<»v * inb ti^c ^EXXyjvoc xal Maviiv^coC; ^3cl Air][jLT2tpU)o Iloai&ovoc, 
Idsoav eW ti Upöv 4>(i)xla>v KXeoxpitoo Ta{L(occ xal Hapiievlttv, 
ö IXoXoßooXoo xXif]povö{LOc, [&i vel Saooi, nicht &v wie Pohl will] 
^aiTov SXaßsv 6 latpöc 250 xal too ivoixloo a>aa&t(o<; 25. Die 
Summe also, welche an die beiden xa}f,iai^*^) des Jahres 185 

**) Die Hietfischaldner standen nnter einer Rabrik wie : o?8t ivouaa 
oh Tc^xoiotv iicl t9]{ 4^iBt^pa; ^PX"^?) ^^V i^s^ODoiv xd>t ^m afttol xal 
ol ijf oTjtai meist an den Schmalseiten der Inschriftstelen. Leider werden 
diese mitunter besonders wichtigen Schmalseiten in den Inschriften- 
sammlangen oft weggelassen, so fehlt die vorliegende Stelle bei Michel, 
Recaeil n. 594 und 833. 

"} Jedenfalls der Strafe des 4}(iioXiov, die ihn ans irgend einem 
•Grunde getroffen hat. 

*^) Auch Bull. 2, 573 Z. 37 steht l xatißaXsv [6 vapi^Jac ^»xudv 



J 
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(nach Homolle, Les archives S. 108) gezahlt war und von ihnen 
abgeliefert wurde^ betrag 25 Dr. an rückständiger Miete und 
250 Dr. Differenz aus einer Zahlungsverpflichtung, die unklar 
bleibt. Zu vergleichen sind Bestimmungen wie (Bull. 1908; 80 
Z. 141): tb Sk Xoiiciv Socoi SXattov if]op6V i^ x^ äva|iiadcod6ioa 
if eCXei Mv7]oC|iax^ A&toxpdctooc xal oi Sffooi und der Paragraph 
aus dem Pachtgesetz (Bull. 14; 432): Ääv SXaosov eopet, elonpao« 
oövtttv ... Es handelt sich da immer um Mindereinnahmen 
der TempelkassC; zu deren Ersatz der Bürge des vorhergehen* 
den Rechtsgeschäftes ; meist einer Domänenverpachtung, ver- 
pflichtet ist. Wenn das Subjekt zu SXaßsv, das an der Stelle 
über der Zeile eingefügt ist; richtig 6 laxpöc gelesen ist; dann 
bleibt von Pohls Vermutung so viel bestehen; daß die Ersparnis; 
welche die tajiEat buchen; von der Zahlung an einen Arzt her* 
rührt; der natürlich nicht Polyboulos hieß; wie Pohl meint; 
und auch nicht Wohnungsgeld neben seinem ,, Gehalt^ empfing; 
sondern eher für seine Wohnung in einem Hause des Tempels 
Miete schuldig geblieben war. 

Nicht zu verwechseln mit den Zahlungen der Mietsschuldner 
sind die h&ufig in den Einnahmen des Tempels sich findenden 
Zahlungen; welche gemacht sind bnkp ri^c olxloic« ^^kp tcdv 
Xcop^cov^^). Sie rühren, wie schon oben angedeutet wurde, 
her von Verpflichtungen; welche auf dem Haus oder Grund- 
besitz ruhen und deshalb von neuen Eigentümern mit über- 
nommen werden müssen. Wenn z. B. Bull. 1905, 434 n. 148; 
Z. 17 (Zeit 314/311 v. Chr.) steht: töxooc otSs Sdeoav rep6Uoo 
xXii]pov6|iot oTT^p rijc oovoixCoc 33 Dr., so ruhte auf dem Etagen- 
haus, das Geryllos seinen Kindern hinterließ, eine Hypothek 
vielleicht zu Gunsten eines Dritten von mindestens 330 Dr., 
deren Zinsen die Erben tragen mußten. Und wenn Bull. 14, 



^o5 tot[5 TtxviTai??]. 

**) Einmal heißt es aach : oTBsl toxoo^ &ic6Booav . . . ^pdtiov i% xob 
'0Xo{uciod(upoo oU'fiiuixoq 10 Dr. Vi Ob. (Le Bas 2057 B, 22). 
Ztitoehrlft (ftr Tergleioheod« Beohtowineniohaft. XIX. Band . ^9 
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392 Z. 31 (Zeit 279 v. Chr.) ^^ava^öpac 4>ava76pot> zahlt bnkp 
too olxi){LaToc 8 ^v ffpdtspov Neo>xöpoo 10 Dr. V* Ob., ao hat 
er bei der Regalierang der VermögensverfaältnisBe des NeokoroB; 
bei der mehrere Bttrgen in Alitleidenschaft gezogen warden '^)y 
dessen Haas mit einer daraaf rahenden Verpflichtang erworben. 
Aehnlich kompliziert war die Ordnang der recht derangierten 
Vermögensyerhältnisse des* Chares. I^r diesen zahlt Gorge 
and ihr x&piog Enkleides 10 Dr. im Jahr 279, ein anderer sollte 
mit 25 Dr. eintreten (B. d. c. h. 14; 392. 401). Etwas mehr 
teilt HomoUe (B. d. c. fa. 14, 451) aas den Rechnnngen von 
282 mit: . . . hzkp Xdpijtoc Sp. 200, tbv töxov 20. Fopfä xal i 
xoptoc 'Apx^Xa^ OTC&p Xdpijtoc Sp. 200, töxov 10. üöXoßoc 6icip 
XdpT]Toc 4 Sp. nap{L6yi(ov bickp Xdpijtoc 6 Sp, Also Oorgo, 
die 282 einen anderen xopioc als 279 hatte, and ein Unbe- 
kannter sind die Haaptbürgen für je 200 Dr., filr welche 
Gorgo merkwürdigerweise beide Male nar 10 anstatt 20 Dr. 
Zinsen zahlt. Die weitere Regulierang der Schulden des 
Chares erscheint im Jahre 250 in folgenden Bachangen; 

Bull. 27, 84 Mavie*eo<; A^viJtoo 6v (sc. töxov) 

lyeps A7]|idip7]<; 6 Dr. 4 Ob, 

xal bnkp Fopyooc 10 Dr. 

Bull. 27, 83 xal MavtCdsoc 'At^ovi^too bnhp 

T^C oovotx(a<; 59 Dr. 5^4 Ob, 

8v If epe 4>ep6xXelSir]c hnkp laotoö xal XdpT]TOc xal Ilpo^ivoo. 

Für die Oorgo ist also Mantitheos eingetreten, der auch 
dem Pherekleides, auf dessen Mietshaus offenbar der Hanpt- 
teil der Schulden des Chares schließlich stand, seine rettende 
Hand geliehen hat. Billig ist die Sache dem kapitalkrfiftigen 



>^») Einzelheiten gibt HomoUe, Ball. 14, 451 ans der nnedierten 
RechnnngBnrkunde von 282 : ^sptxXsidiq^ 6ic^p Ntiuxopoo h^ajj^aX^ 150 . . • 
xoxov 15 Dr.| ^iXtiqc 6ic&p Nsüixöpoo Sp. 42 töxov Bp. 4. ^ava^öpa^ Mp 
to5 olx-qpuxtoc h 4)v Neotxopoo 10 Dr« Vt Ob. Anch Bull. 14, 401 Z. 95 ist 
noch ein Bürge notiert mit 15 Dr. bnip Nt(ux6poo. 
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MantitheoB aber nicht gekommeD, denn er zahlt 250 noch ein- 
mal an TÖxo? 8v ifq &ico8iS^vai bnkp tfi^ oovoixCac f^ 'ijv ^epexXet- 
800 612 Dr. 4> Ob. (Bull. 27, 65). Doch waren mit diesen 
Zahlungen die Verpflichtungen, die auf dem Hause ruhten, 
nicht völlig abgelöst, denn auch in den Rechnungen von 241 
ist Z. 86/7 herzustellen: [MayT(d60<;^A^oy']^ot> imkp ri]? oovoixlac 
[fj] ^v *epexXe[8oD 59 Dr. 6^* Ob. 

lieber die Verwendung der vermieteten Häuser 
finden sich einige genaue Angaben. Die Häuser dienten den 
verschiedensten Zwecken der städtischen Bevölkerung. Wir 
finden Oewerbebetriebe in ihnen schon im vierten Jahrhundert, 
nämlich Töpferei, Schlosserei und Walkerei, auch ein tapi^o- 
9ca>Xiov, eine ^^Fischräucherei", wird erwähnt'^), später werden 
Werkstätten und Läden genannt, die meisten Häuser aber 
wurden, als die Bevölkerung des aufblühenden Hafenortes be- 
ständig wuchs, als Wohnhäuser benutzt. Von ihnen aber wird 
ein nicht geringer Teil gelegentlich oder dauernd dem Wirts- 
hausbetriebe gedient haben, da der Fremdenverkehr in Delos 
mit der Blüte des Heiligtums und der Stadt stark zunahm. 
Schon im Jahre 358/7 wurde eines der Häuser des Tempels als 
navSoxetov benutzt (J, G. II 2, 817a, 80), und für die Aufnahme 
eines Teiles der Pilger sorgte der Tempel selbst in seinen 
'EoTiatöpia, Speisehäuseru, von denen es mindestens drei gab, 
das TariaTÖpiov xb Iv K6[vdo>i] (Bull. 14, 507), das ^Eotiaxdpioy 
t& iv tfii Niijo(|>, dessen Dach 279 für 12 Dr. repariert wird 
(Bull. 14, 897), und das "EoTtatöpiov der Bewohner von Eeos 
(Herod. IV, 85); alle drei mußten vor jedem Feste wieder in 
stand gesetzt werden (vgl. Bull. 1905, 448 n. 144 A 3 Kö{La[i»o]c 
I^^Xaßev i^akei^ai . . . xal t&v eoTiatopCcov t&c ^&pa^ xal Tag 
^pCSog • . . Sp. 20). Auch sonst deutet mancher Posten unter 
den Ausgaben des Tempels auf Fremdenaufuahme, die der 
Tempel mitunter in großem Stil betrieb, wie denn in seinen 



»•) J. G. n 2, 821 Z. 14, 
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Depots im Jahre 864 lagerten 70 Gabeln^ 60 Tische und 150 
Betten (J. G. H 2, 818 Z. 32). 

Wir werden uns von diesen ständigen und außerordent- 
lichen Gasthäasem von Delos eine bessere Vorstellung machen, 
wenn wir die Verhältnisse von Delphi vergleichen; wie sie 
durch neue Urkunden kenntlich sind. Auch in Delphi ver- 
pachtete der Gott seinen Grundbesitz , auch dort ist eine 
Liste der Mieter und Pächter des Tempels aus dem vierten 
Jahrhundert erhalten'^. Auch in ihr wird Z. 88 ein Haus 
als navSoxsiov für 80 Statere jährlich vermietet. Unter den 
25 — 26 Mietern aber, welche zusammen 81 verschiedene 
Grundstücke und Häuser pachten, erscheinen neben Privat- 
leuten die 'Extvaiot und Aapiodiioi, also die Bewohner von 
Echinos in der Landschaft Malis und Larisa in Thessalien, 
welche je ein Haus für 11 und 80 Statere gemietet haben. 
Dort also fanden die Bewohner der beiden Städte, die oft im 
Jahre nach Delphi gekommen sein werden, ihr offizieUes Ab- 
steigequartier. Und andere Staaten sicherten sich in anderer 
Weise ein Gasthaus in Delphi, wo Wohnung ohne solche Vor- 
sorge gewiß schwer zu finden war. Juristisch am inter- 
essantesten ist die Art und Weise, wie die Stadt Theben in 
Delphi ein j^Thebanerhaus* gewonnen und behauptet hatte. 
Wir kennen diese Verhältnisse durch eine merkwürdige delphi- 
sche Inschrift im Bulletin de corresp. hellen. 25 (1901) 186, 
welche wohl die älteste Urkunde zur Geschichte des Hotel- 
wesens sein dürfte. Sie liefert ein rechtshistorisch sehr wich- 
tiges Beispiel, wie eine uralte griechische Rechtssitte, das 
Gastrecht, noch im dritten vorchristlichen Jahrhundert ihre 
praktischen juristischen Eonsequenzen geltend macht und 
gleichsam kodifiziert wird. 

Die Inschrift besteht aus zwei Volksbeschlüssen, einem 
von Theben und einem von Delphi. Von dem thebanischen 



'') C. J. G. 1690, durch ein zweites Exemplar wesentlich erginst 
und verbessert Bullet, de corr. hell. 25 (1901) 107 f. 
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iflt nur noch ao viel erhalten, daB man von thebanischen Ge- 
sandten lieat, die in Delphi wegen eines Hauses der Thebaner 
vorstellig werden. Der Sachverhalt ergibt sich ans dem 
delphischen Beschluß. Sein vollständig erhaltener Anfang 
lautet: 

"£2o4» tat icoXsi Iv k^opäi TtXttax o&fi ^dffoi^ xotX^ Iwo^otc» lictiBi] 

icapifsv6(ik8yot icpeoßeoTal ic&p xä^ icoXtoc 
cd)V Oiqßaüov tdv te fftklav tdtv icotl tdtv ic6Xiv xal t& sötp^^H^^a tdt 

'^i'^ovoxa, tocc Oiqßaioic el^ t6 Up6v Sjtvij- 
10 oav xal icepl tac olx^ac SisXs'I'ovto 8ica>( athzoX^ 8iarqpT|Xai iiad*aRsp xal 

npoxepov, ix^fiiiCov $^ xal (J'^^p^^H^ iv tot 
h'^k^pamo 8xb ttvoic tuiv icapa^svo^L^vcov OY)ßactt)v o5x Kdidoo xaxdXooiv 

KpdlxüDV xa^u>c ^aßov a&xou ol icp^fovoi 
icapd( x&c ff^Xioc t(ttv 8ir)ßaiu>y. avaxaXt3d{itvü>v 8& dtp.i0V a5x6v sie t&v 

bcxXr^oCav o&ct If^a &vxMcottXad'at 
t&c olxtac Tüftv 8')Qßai(uv ouxs ^noxexXcixsiy oh^ha xd>v icapfiyo{jJy(uVy 

8ia^oX.doociy 2& Bir^ßaCoic xa^<i)C ^ ol 
icpofoyoi icap68(uxay a6xu)i^ xal ictpiaYYjoaxo xoic icptoßsoxal^ }jLtxa Tu>y 

&px6vxiDy x^y x» Stytu>ya xal 
15 xdy olxlay ly ii 8t6xptxoc olxel zb icp6x8poy xal xdt Ipfaorfjpta x& doo 

x& icoxl xay oxodiy ßXiicoyxa. 
6{ioX6Y*^ ^^ ^^^ ^^ oTxir){JLa x6 iyoixodo^iQ)iiyoy aicoxaxaoxdotiy ly x6v 

[Seyswyja . . . 

Beschluß der Stadt in ordentlicher Volksversammlang mit der ge- 
setzmäßigen StimmeDzahl. Es erschienen Gesandte der Stadt Theben, 
welche die Freundschaft zu unserer Stadt und die Verdienste Thebens 
um das Heiligtum rühmend erwähnten und Verhandlungen einleiteten, 
damit ihnen das Haus wie früher reserviert würde. Sie brachten auch 
einen Volksbeschluß mit, in welchem ausgeführt war, daß Kraton einigen 
Ton den nach Delphi gekommenen Thebanem nicht Ausspann (und Auf- 
nahme) gewährt habe, wie es doch seine Vorfahren von der Stadt Theben 
erhalten hätten. Wir ließen ihn daher vor die Volksversammlung fordern, 
doch er leugnete, Ansprüche auf das Thebanerhaus geltend gemacht zu 
haben oder irgend einen hierher Gekommenen abgewiesen zu haben; 
vielmehr habe er das Haus für die Thebaner bewahrt, so wie es seine 
Vorfahren ihm vererbt hatten. Dann führte er die Gesandten mit den 
Behörden in dem Gastbaus herum und in der Wohnung, welche Theo- 
kritos schon seit langem bewohnt, und in den beiden Läden, die nach 
der Halle zu liegen; er verspricht auch die eingebaute Wohnung wieder 
als Fremdenzimmer einzurichten. Damit nun die Thebaner erkennen. 
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daß die alte Freundschaft and das Wohlwollen noch besteht, wird be* 
schlössen. . . 4 

Also der Staat Theben macht ein Recht aaf Benntzmig 
der Fremdenzimmer im Hause des Eraton zu Delphi geltend, 
welches damit begründet wird, daß die Vorfahren des Kraton 
Ausspann (xatdXtxse^) und gastliche Aufnahme in Theben ge- 
nossen haben. Von einer Geldzahlung durch die Stadt Theben 
oder die einzelnen nach Delphi gekommenen Thebaner ist 
keine Rede. Oerade deshalb wird es Eraton versucht haben, 
sich der alten, auf seinem Hause lastenden Verpflichtung za 
entziehen. Er hat offenbar einen Teil seines Hauses direkt 
vermietet an den Theokritos, andere Räume als Läden yer- 
wertet oder durch bauliche Veränderungen rentabler zum Ver- 
mieten eingerichtet. Die Stadt Delphi aber, die in allen ihren 
Lebensbedingungen auf Fremdenverkehr und ein gutes Ver- 
hältnis zu ihren Nachbarstaaten angewiesen war, bat, soviel 
läßt der nur bruchstückweise erhaltene Schluß der Inschrift 
erkennen, dem Antrage der thebanischen Gesandten entsprochen 
und das Recht von Theben auf das Haus anerkannt. Auch 
von einer hci'fpafÖL ist noch die Rede, die vielleicht an dem 
Hause selbst als Wirtshausschild angebracht werden soll 

Auch sonst hat in Oriechenland das Gasthauswesen sich 
vorzugsweise im Anschluß an große vielbesuchte Heiligtümer 
entwickelt. Stets gehörte es dort zu den Pflichten der das 
Fest leitenden Beamten für die Aufnahme der Festpilger nach 
Möglichkeit Sorge zu tragen. Es war dies eine offizielle Form 
der gastlichen Aufnahme, der entweder durch besondere Ge- 
bäude, wie die latiaTÖpia beim Heiligtum des Poseidon zu 
Tenos^^), das (svotpo^iov zu Mjlasa^^), das lauatöpiov zu 
Olympia ^^), das olx7](ia Safidoiov zu Eos^^) und das wieder- 



'"} Strabon S. 487 xh S'ltpov toü IIoostButvoc K^T^ ^^ Sk<sti rv)c ic6Xm»( 
^(u> ^ia^ £4iov, Iv ({> xal koziaxopia K9Koir^xoa, [xsYdiXa. 
»•) Bull, de corr. hell. 14, 619. 
") Pausan. V 15, 12. 
*0 Dittenberger, SylL* 616, 39. 
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aofgedeckte, von Studniczka als Sotiatöpiov zu etwa 50 xXivae 
gedeutete, Gebäude von Trozen^^), genügt wurde, oder auch 
durch außerordentliche MaBnahmen, die nur ftir die festlichen 
Tage galten. So wird von dem das Fest am Tempel des 
Zeus zu Panamara leitenden Oymnasiarchen, dem Tib. Flavius 
Theophanes, gerühmt, daß er alle Festgäste nicht nur reich- 
lich durch Speise und Trank erquickt, sondern auch für ihre 
Aufnahme in Zelten gesorgt hat, die er auf seine hosten er« 
richten ließ^^), während es sonst Sache des Pilgers war, 
sein Zelt mitzubringen, für das ihm ein Platz angewiesen 
wurde**). 

Nach dem Vorbild solcher offiziellen Gast- und Bewir** 
tungshäuser mögen dann in der Römerzeit die städtischen 
(svAvec gegründet sein. Denn daß die Worte des Kaisers 
Julian an den Arsakios, den äpxtspeoc FaXatCac, epist. 49, 
553 Hertl. SevoSoxsta xafi*' exdanfjv iröXtv xatdanfjaov icoxvd, iv' 
ÄicoXa6ao>aiv 61 S^vot ri^c nap' i^fiiöv ^iXavdpa>3tCac nicht bloß 
ideale Theorie waren, das beweisen die Inschriften. So hatte 
die Stadt Phaena in der Trachonitis um das Jahr 231 n. Chr. 
ihren Sevi&v, der sie der lästigen Einquartierung der Sivoi in die 
Privathäuser überhob (Dittenberger, Orient. Gr. Inscr. 609), 
so ist noch heute an Ort und Stelle in Harrftn die Wirtshaus- 
inschrift zu lesen, nach welcher im Jahre 396/7 n. Chr. zuerst 
das Erdgeschoß, dann auch die obere Etage des xoivöv icavSoxetov 
erbaut wurde (Le Bas-Waddington, Asie min. 2462. 2463), 
so gab es auch in Rimet-Hazün icavSoxsia (Le Bas 2408). Ja 
selbst eine Felsenhöhle bei Osrhoene trägt noch heute eine 
Inschrift, welche verkündet, daß Aurelios Dasios, ein tüchtiger 
Architekt, an dieser Stelle ein icavSoxetov xal f p[äara] di[vvaa] 

xat8axe6aa8V tva ol Sistovtsc d[9c]d[XXa]&v x[al dv]dXi(i<|)tv S^^aiv, 

' — - 

^') Bull, de corr. hell. 80 (1906) 56. Dazu das «tttaY^Yiov beim 
Heraion von Plataiai Thuc. 8, 68. 

*•) Bull, de corr. hell. 11, 880, Z. 20 icotYJoa? hi %a\ <ntt|vig U tiv 

**) Vgl. Dittenberger, Syll. 189, 11. 888, 85 f. 
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also einen Bastplatz fiir Karawanen geschaffen hat. (Bnll. de 
corr. hell. 20, 896.) Und als später an St&tten, wo christliche 
Heilige gelebt hatten, wieder wie im Altertum ein gewaltiges 
Znsammenströmen von Pilgerscharen stattfand, da wurde dies 
wiederum der Anlaß zur Gründung von Pilgerherbergen, wie 
denn im Jahre 497 etwa zwanzig Jahre nach dem Tode des 
heiligen Simeon Stjlites der Fremdenverkehr in Telanissus 
(Deir-Sem^ftu); wo die Oedächtniskirche fbr ihn erbaut war, 
so zunahm^ daß im Juli wie am 15. Oktober des Jahres je 
ein «avSoxeiov eröffnet wurde (Le Bas 2691. 2692). Aehnlichen 
Zwecken mag 6 Ssveobv toö &Y^oo 66oS«l>poo gedient haben, der 
unter dem Bischof Petros in Soada in Syrien gegründet wurde 
(Le Bas 2327), wie man denn unter byzantinischem Regiment 
wohl heidnische Tempel zu christlichen Gast- und Kranken- 
häusern einrichtete^^). 

Neben diesen offiziellen Gasthöfen lassen sich aber wie 
in Delos und Delphi auch an anderen Orten von Privaten ge- 
haltene Hotels oder einfachere Grasthäuser nachweisen. Es ist 
interessant, daß diese Gasthofe beim Serapeum von Memphis 
landsmannschaftlichen Charakter tragen ^^. Wird doch von 
einem braven Provinzialen, der, um Brot einzukaufen, nach 
Memphis gekommen war, und bei der Gelegenheit polizeilich 
als Zeuge vernommen wird, erzählt (Papyrus Parisin. 34, 4 f., 
157 V. Chr.): licavoX&aavtöc ts toö Nixdvopoc elc li xatdXo|ia 
t6v 'Apoivo!Td>v icpöc li 'AfpoSloiov. Es scheint aber diese 
Arsinoitenher berge identisch zu sein mit dem in Z. 11 er- 
wähnten UpwtApypn xaTdXo(ta, in welchem aaßer dem Nikanor 
noch sechs xixioopYoC, Hersteller von Kikiöl, übernachteten. 
Dasselbe Gasthaus wird auch Papyrus Parisin. 49, 85 als 



^') Le Bas 688 Sardes f ^Hv ta>v dtatoica»divT(uv 4|cot xal Ho>piodiyn»v 
dtvooifittv xal (looepwv *EXX-qvcDV. Hapä *Tic»p»^^o toö hy^ituzAxoo ^tftpcv- 
Sapioo %a\ dtof iXsoT^TOO Stxootoö [icptvxjiicoc sie xhv x&v äpootov (tvttva 
[icap»2ö6nr]] licl f^vq l. 

^') Vgl. W. Otto, Priester und Tempel im hellenist. Aegypten I 
(1905) 284. 
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Absteigeadresse angegeben ^^. Auch bei dem benachbarten 
Anonbieion gab es solche Wirtshäuser^^), nicht anders wie 
bei. dem Serapistempel von Eanopos, der als Ausflugsort von 
Alexandreia sehr beliebt war, weil dort unmittelbar am 
Kanal besonders nette Gasthäuser zahlreich vorhanden waren^^)» 
Auch die Umgegend von Athen, besonders die Straße über 
den Pames nach Oropos war bekannt wegen ihrer vielen Gast- 
häuser^^), die auch in Kleinasien besonders zahlreich an den 
beliebtesten Reiserouten, z.B. von Smyrna über Pergamon nach 
Kjzikos, anzutreffen waren, wie der Reisebericht des Aelius 
Aristides in interessanter Weise schildert ^^). 

Neben den vielbesuchten Heiligtümern waren auch die 
Badeorte reich an Gasthäusern. Einen solchen beschreibt z. B. 
Strabon S. 578 mit den Worten x«b(i7) S^lorlv aStT) (sc. Kdpoopa) 
icavSoxeta S^^ooa xal Csotcov oSdttcov IxßoXdc. 

Daß es schließlich in den belebten griechischen Hafen- 
orten an Gasthäusern jeder Art nicht fehlte, das beweisen die 
WirtshausBzenen in den römischen Komödien, die ja so viel- 
fach durchaus griechisches Milieu, griechisches Recht und 
griechische Verhältnisse treu wiedergeben ^'). Und daß wir mit 
Recht gerade das italische Wirtshauswesen ^*) in direkten Zu- 
sammenhang mit dem griechischen bringen dürfen, dafür hat 



^^) läv &vaßd> x^fu) icpooxovvjoat , icp6( os o5 pf^ MXO-o), zIq Zk xä 
npüitäp^oo xataXüOtt). 

^^) Pap. Par. 12, 8 xaxiXooa Iv z(^ 'Avooßisi<|>. 

^*) Strabon 8. 801 tuiv S' Sv ahz(^ xq) Kavwßcp xataYoiYätc (vgl. das 
icpo( xaTaY^Y'^^ oben 8. 295 A. 48) Ix^^^^ •icixctfikivac vj Stwpofi t&^pDtlc 
Tcpo^ tY]v Totaönrjv £v83tv xal thvo-^iav. 

*®) Geogr. Gr. min. I 100 iXX' »^ tuiv xataXoosiuv KoXoitX-fjo^ta xä 
«p6c t6v ßiov ^x^ooa Siff^ova xal &vaica&osic xa>X6et xoicov l^f^T^to^ai 'col^ 
68oiicopo5oiv. 

'0 Vgl. Aristid. ed. Br. Keil II 458. In Magnesia am Maiander be- 
saß die Gerousia ein icavftoxtlov. Inschr. v. Magnesia N. 88. 

**) Vgl. den neuesten gaten Beitrag hierzu von 0. FredershauBen, 
De iure Plautino et Terentiano, Diss. Göttingen 1906. 

^0 Friedländer, Sittengeschichte 2* 40 f. 
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A. Furtwängler jüngst in den Mglanges Nicoles (1905) S. 159 f» 
ein urkundliches Zeugnis beigebracht. Er veröffentlicht einen 
messapischen Trinkbecher aus dem vierten vorchristlichen 
Jahrhundert; auf dem der Hof eines Gasthauses dargestellt 
ist. Es ist ein richtiger Ausspann , wo Karren ankommen, 
Pferde sich ausruhen und sehr ungeniert benehmen und wieder 
angeschirrt werden. Die Ssene aber ist gekennzeichnet durch 
die Inschrift ^ ENON = ^evi&v in messapischer, altertümlicher 
Schrift. Die Bedeutang dieses griechischen Fremdwortes bei 
den Messapiern kennzeichnet Furtwängler treffend mit den 
Worten (S. 164): ^^Zu dem italischen Bauer kam die Einrich- 
tung des Gasthauses zugleich mit dem Worte dafür von den 
griechischen Kolonisten. Was französische Kultur lange für 
Deutschland war^ war griechische für Italien; dem Worte 
yHotel' in Deutschland entspricht das Sevcbv auf der messapi- 
schen Vase.* 

Delisehe Stiftungen. 

Doch wir kehren nach diesem Exkurs über griechische 
Gasthäuser zum Tempel von Dolos zurück^ um noch einige 
weitere Einnahmen des Gottes zu besprechen. 

Nach den festen Posten der Pachten und Mieten stehen 
meist die Einkünfte des Tempels aus Geldgeschäften ver» 
zeichnet. Der Tempel von Dolos war die größte Bank der 
Insel und des ganzen Aegäischen Meeres. Seine stets gefüllte 
Kasse diente dem Staate Dolos als willkommene Finanzreserve, 
aus der er täglich Anleihen machen konnte. Natürlich mußte 
der Staat ebenso wie private Kunden der Tempelbank Garan- 
tien stellen. Er verpfändete dazu seine öffentlichen Einnahmen 
aus den Steuern, so daß wir die Erträge derselben oft direkt 
in die Tempelkasse fließen sehen ^^). 

Neben den jährlichen Abzahlungen des Staates erscheinen 
in den Rechnungsurkunden Hunderte von privaten Kunden 



»*) Bull, de corr. hell. 14, 438 f. 
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des Gottes, die alle unter der Rubrik: xal oTSe töxooc &iri5ooav 
too Upoö äpToplot) die f&lligen Zinsen gezahlt haben. Das 
Rechtsgeschäft, ans dem ihre Schuld herrührt^ wird manchmal 
genannt (Anleihe, Miete, Pacht, Bürgschaft für einen Schuldner 
des Oottes^^), oft aber auch nicht, so daß es einfach heißt: 
'Aot(ac ^^p voö ^atpö^ 'Epaolvoo 70 Dr., A6o7)c onkp Ae^ixpd- 
tooc 10 Dr., 'AvaxpScov SO Dr., dann war eben der Schuldtitel 
in den Büchern der Tempelbehörde leicht zu finden nach der 
kurzen Notiz in dem uns auf Stein erhaltenen Eingangsjournal. 
In den Rechnungsurkunden aus dem Jahr des Archen 
Sosisthenes 250 v. Chr. erscheint unter den Zahlungen der 
privaten Schuldner ein Abschnitt, der eine besondere Erklä- 
rung verdient. Es heißt dort (Bull, de corr. hell. 27 [1903] 
85, Z. 192): 



Kai oTS« t6xooc &R^ftooav to& ^L^opioo 

*A{iy&( Tifio4<voo 80 Dr. 

ItpdpxY) bnkp AooiXstt» to5 ica- 

xoo 25 Dr. 



Auch folgende haben Zinsen gezahlt 
von dem heiligen Gelde, das Ne- 
siades geweiht hat. 

Amnos, Sohn des TimoxenoB 30 Dr. 

Hierarche fiir ihren Vater Ly- 
sileoB, der für Glaukos die 
Bürgschaft Übernommen 
hatte 25 Dr. 



A^qpiowpdxir]^ Oapoodtxoo 20 Dr. 

*XapiXac *Apiat8tSoo 50 Dr. 

Axpiduuv '£Xictvoo 89 Dr. 2 Ob. 

Auch die folgenden Zeilen gehören dazu. Z. 195. 

Auch folgende schulden noch die 
Zinsen und ihre Bürgen: 



Kai otS» ö^BtXooot xal ol 


lyfooi ai5- 


TttIV 


25 Dr. 


MvY)oaXxo( MvY|odXiioo 


50 Dr. 


AiodoTo; ^avoo 


50 Dr. 


Fop-yia^ 'Ixapioü 


50 Dr. 


Sioxpdxir]^ 'AvSpotiXooc 


50 Dr. 



*^) Auch Zahlung von Strafsummen auf Grund eines richterlichen 
Urteils mag sich oft unter der einfachen Eintragung verbergen; jede 
Eintragung unter den Schuldnern des Gottes konnte übrigens angefochten 
werden durch die Stxt) 4/8oStYTP^?^<:> ^i® Klage auf f&lschliche Eintragung 
▼gl. Homo lie, Les archives de Tintend. sacr^e S. 115. 
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Zur Erklärung der Herkunft und Bestimmung der hier 
ausgeliehenen Kapitalien dient am besten eine andere Stelle 
aus denselben Rechnungen des Jahres 250, Z. 123: 



Kai t6$8 äp^opiov IftavcCoapisv 

ic6X6i xal icpo$av8ioTac( toi( ßooXso- 
xai? 8paxp.&<; 8000 &? iv<*irjittv 'Ex^- 
vCx'V] Zry^oiXeo) el^ ^ootav xm tt 
'Aic6XXu)Vt xal tv|i 'AtppoSinqt, M 



Aach folgendes Geld haben wir 
ausgeliehen, im If onat Lenaion, auf 
Grand eines Volksbeschlasses an 
die Stadt and an die Ratsherrn als 
Vermittler des Darlehens, 8000 Dr., 
welche Echenike, die Tochter des 
Stesileos, gestiftet hat zum Zwecke 
des Opfers für Apollo and Aphro- 
dite, gegen Verpf&ndang der öffent- 
lichen Einkünfte; der Leihvertrag 
liegt bei Faches. 



Eohenike hat also eine Stiftung von 8000 Dr. errichtet, 
aus deren Zinsen ein besonderes Opfer dargebracht werden 
soll, und die Tempelverwaltung legt dies Geld zinstragend an, 
indem sie es der Stadt ausleiht. Eine ähnliche Stiftung hat 
auch Nesiades einige Jahre vor 250 errichtet, und sein Stif- 
tungskapital ist ratenweise an Private ausgeliehen worden, wie 
die jährlichen Zinszahlungen der Besitzer der Anteilscheine 
zeigen. Aus diesen Zinsen ergeben sich die einzelnen Baten 
bei dem üblichen Zinsfuß von 10 ^/o in der Höhe von 200, 
250 und 500 Dr. Da nun auch die von Z. 195 an folgenden 
Zinsen gerade Kapitalien von 250 und 500 Dr. entsprechen, 
wird die Vermutung berechtigt sein, daß auch diese fttnf Zins* 
Zahler noch zu den Anteilhabern der Stiftungsgelder des Ne- 
siades gehörten. Das Stiftungskapital läßt sich danach auf 
1640 + 2250 = 3890 Dr. berechnen. Die Stiftungszinsen 
kehren auch 'in dem Bruchstücke einer delischen Rechnungs- 
urkunde, das auf der Insel Couphonisi geftinden ist, wieder, 
Bulletin de corr. hell. 15, 291, wo Z. 16 zu lesen ist: 

äpYo]pto[o] oh dcvtO-iqxev NYjota^Yjc XapiXa^ ^Apiot&{2eo [50]. 
'AxptScwv 'EX[Tcivoo 39] .... IloXoSevo^ .... 

ülGTIQ^ SeVfiUVO^ .... XB;paX.Y| .... 
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Diese Urkunde filllt einige Jahre vor 250. Auch 241 er- 
scheinen noch 'AxpiSEcov 'EXirCvot) und 'A(ivöc [TifioS^oo] mit 
Zinsabsahlungen (B. d. c. h. 29, 489 n. 163 A 44). 

Grerade so wurde das Stiftungskapital angelegt in Raten 
von je 30 Dr. bei der Stiftung des Agasikles und der Nikagora 
zu Ealaureia und in Raten zu höchstens fünf Minen bei der 
Stiftung des KOnigs Attalos IL an die Stadt Delphi. Vgl. 
meine , Stiftung nach griechischem Recht ^ Nr. 8 und 17 in 
dieser Zeitschrift Bd. XVI. 

Aehnliche Stiftungen bestanden auch sonst noch vielfach 
in Dolos und seien hier zu der genannten Abhandlung, in der 
nur die Stiftung des Nikias unter Nr. 1 aufgeführt ist, nach- 
getragen: 

Stiftung der Philonis, Tochter des Hegesagoras, 
deren Kapital, genannt &pY&piov <^tXa>vL5siov, im Jahre 229 von 
der Tempelverwaltung zinsbar angelegt wurde oder war und 
noch 195 jährliche Erträge einbrachte, und deren Fortbestand 
sich bis etwa zum Jahre 150 an der Hand der oxd^ia $iXa>vC- 
isia (siehe unten) und anderer Weihungen feststellen läßt. 
(Vgl. B. d. c. h. 29, 562.) Vgl. Th. Homolle, Les archives de 
Pintendance sacr^e ä Delos S. 15, wo diese Stiftung aus Rech- 
nungsurkunde LVI (229) und LXXXII (195) notiert wird, 
die beide noch unveröffentlicht sind. 

Stiftung des Gorgias im Betrage von 6730 Dr., ge- 
nannt 8 ävddif]X8 FopYiaC; in derselben Urkunde LVI vom Jahre 
229, besteht noch etwa 150 v. Chr. (Bull, de corr. hell. 29, 566.) 

Ueber Kapital, Anlage und Stiftungszweck dieser beiden 
Stiftungen ist vielleicht von der Veröffentlichung der Texte 
im Wortlaut noch Aufklärung zu erwarten, vorläufig können 
wir sie ebenso wie eine Reihe von anderen Stiftungen nur an 
ihren Wirkungen erkennen. 

In den Inventaren der delischen Tempel nämlich, die zu- 
sammen mit den Jahresabrechnungen auf Stein erhalten sind, 
finden sich vielfach Weihgeschenke, meist Schalen oder Trink- 
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becher aufgeführt, die mit einem von einem Eigennamen ab- 
geleiteten Adjektiv bezeichnet sind, z. B. ox&^ia Mtx&d^ia» 
oxdf ta £ry)oiXeia, oxd^ia $iXa>v(S6ia, ftdXai Fop^Uiot (Belege 
bei V. y« Schöffer, De Deli insulae rebaa S. 180). Daß diese 
Adjektive nicht etwa den Namen des Fabrikanten der Kunst- 
werke angeben, darauf deutet ihr offenbarer Zusammenhang 
mit den anderweitig bekannten Stiftungen der Philonis und 
des Gorgias und zweitens die ausführlichen Listen solcher ge- 
weihter Schalen in der Tempelrechnung aus dem Jahre 250, 
auf denen Homolle zum Teil seine glänzende Berechnung der 
delischen Chronologie aufgebaut hat. Es heißt dort (Bull, de 
corr. hell. 27 [1903] 96 f., Z. 92); 

Kai (ptdXa^ icapsSotxsv 4^tv 78 xal £XXac Iv x&i too 'AicoXXoivog 60. 

TooTwv i^oav OoBotaftmv xal 'QxovttSwv &vaO-iq}ia .... xs^paX'V) 28. 
Z, 98 'Qv OtoXBjialoi; (&vi^xs) .... xs^paX-^ 27. 

Z. 112 'Öv 'EpiJLtac (ivi^Tjxev) xe^pa^ 27. 

Z. 119 'äv ^tX^otpo^ (ävi^xsv) .... xe^aXi] 11. 

Z. 129 Kai tdS» icox-rjpta «Lv &vt6nr)7ie StiQOcXcfü^ .... ipi^fiöc 76. 

unter den einzelnen Rubriken sind dann die Schalen auf- 
gezählt; jede mit Angabe des Archen, unter dem sie geweiht 
ist, und zwar sind die Weihungen, wie Homolle nachgewiesen 
hat; jährlich erfolgt. Eine ähnliche Liste von je 15 f idXai Top- 
f Uiot und (DKÄfia ^tXcoviSsia und von 8 (jxd^ia Mixodsia und 
4 xoXixec Mix&dstoi steht auch in dem Inventar des Jahres 
180 (Bull, de corr. hell. 6; U, Z. 143 f.) und ebenso wie Ptole- 
maios und Philetairos haben auch Stratonike, Antigonos, De* 
metrics Stiftungen zum Zwecke der jährlichen Beschenkung 
des Apollo von Delos errichtet; vgl. Homolle, Les archives 
de Pintendance sacr^e k Dolos (1887) S. 55 f. 

Alle diese Stiftungen genau zu datieren, würde leicht 
sein, wenn die auf Orund derselben geweihten Gegenstände 
numeriert wären. Da dies aber in den Inventaren nicht ge- 
schehen ist, muß es genügen, mitzuteilen, was Homolle, Les 
archives de Pintendance S. 59 f., auf (3rund seiner Chronologie 
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der deliachen Beamten über die Gründungszeit der delischen 
TempelBtiftuDgen ermittelt hat. 

Stiftung des Stesileos, des Sohnes des Diodotos, errichtet 
vor 301, da die «on^pta ZrvjoiXsia von 301 bis mindestens 180 
in den Inventaren erscheinen, vgl. Bull. 6, 112. Stesileos ist 
wahrscheinlich identisch mit dem Vater der Echenike and hat 
mindestens noch eine Stiftung dem Tempel von Dolos zuge- 
wendet, nämlich sein Haus, über das vgl. oben S. 275. 

Stiftung des Königs Philetairos zwischen 265 und 260. 

Stiftung des Hermias, 276 — 251, der nicht mit dem Nesi- 
archen gleichen Namens identisch sein kann, wie Dittenberger 
wollte (SylL«. 588 n. 39, vgl. Bull, de corr. hell. 29, 566). 

Stiftung des Königs Demetrios, etwa 226/5. 

Stiftung des Königs Ptolemaios Philadelphos, etwa 283. 
Von diesem Jahre an finden sich in den delischen Inventaren 
die ftdXat ^^iXaS^X^eioi bis zum Jahre 180. Es ist wahrschein- 
lich, daß auf die königliche Stiftung neben den geweihten 
Schalen auch zurückgeht das Fest ^tXaSiXftia, auch £&T6xetot 
^ikaSiXtpsia^ welches wie das entsprechende Fest der ^iXe- 
taipsta, der üroXeitala, der £6sp7^oia^^), der Uaxalxsia, der 
NtxoXdeia, der ücoxdtrpsia in Dolos gefeiert wurde. Dann sind 
die delischen Stiftungen die ältesten Beispiele von Feststif- 
tungen, deren Name von dem Namen des Stifters abgeleitet 
ist, wie alle die späteren Spielstiftungen, vgl. Stiftung nach 
griechischem Recht S. 294 f. Freilich wird sich auch bei den 
delischen Stiftungen wie bei so vielen anderen, z, B. den 
£6p&xX6(a in Sparta ^^, nicht immer entscheiden lassen, ob sie 
den Eigennamen im Titel ftlhren, weil sie von dem betreffen- 
den Fürsten gestiftet sind, oder ob das delische Volk aus 



B") Bull, de corr. hell. 6, 85 = Dittenberger, Sylloge^ 867, Z. 54 
^idXa^ 4 Sc ^^oLoay icapaSod^vat 6ic6 totfuwv TXv}icoX6[j.oo «al NMcdSp^oo <o> 
tht^toito"^ ^(knaiptitov , 2a>icatp8(u>v, IIataixe{a>v , wo Dittenberger wie 
Horn oll e, Les archives de Tintendance S« 61, statt t^sp^saiüy richtig 
E6»pY»a{<oy schrieb. 

»0 Vgl. Athen, Mitteih VI (1881) 10 f. n« Dittenberger, Syll. • 860. 
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Dankbarkeit dem Feste den Namen eines fürstlichen OOnnera 
beigelegt hat. 

Stiftung des Königs Antigonos, etwa 254/3. 

Stiftung der Königin Stratonike, etwa 254/3. 

Stiftung des Nikolaos, Sohnes des Deos ans Aetolieni knrs 
vor 250. Vgl. V. Schöffer, De Deli insnlae rebus S. 179. 

Stiftung des Pataikos, älteste Erwähnung 238, vgl. Ho* 
molle, Les archives de Tintendance S. 132. 

Stiftung des Sopatros, vor 180. 

Auch der Landbesitz des Tempels mag in mehr als einem 
Falle auf eine fromme Stiftung zurückgehen^ vgl. unsere Stif* 
tung Nr. 1 (in dieser Zeitschrift XVI^ 250) , ohne daß wir 
dies im einzelnen nachweisen könnten. Denn daß die An- 
weisung einer jährlichen Rente aus Grundstücken in Griechen- 
land die beliebteste Form war, um einem Gotte feste Ein- 
künfte zu sichern, lehrt noch eine neue Reihe von Beispielen^'), 
die hier als Nachtrag zu meiner , Stiftung nach griechischem 
Recht^ angeftlgt sei« 

Ski Ileus. Stiftung des Xenophon an die Artemis, aus 
der persischen Kriegsbeute errichtet im Jahre 384 (vgl. Proso- 
pogr. Attic. II, 161). Erhalten die Stiftungsinschrift bei Xenoph. 
Anab. Y 3, 13. Die Stiftung bestand aus dem Tempelgrund- 
stück, dessen Erträge zum Betrage von ^^o zur Bestreitung 
des jährlichen Opfers dienen sollten. Die Verwaltung der 
Stiftung lag ddm Priester ob, der die Nutznießung aller Er- 
träge von der Jagd, Fischerei und Ernte des Stiftungsgrund- 
etückes hatte, und dem stiftungsgemäß außer der Ausrichtung 
des Opfers und Jahresfestes nur noch die Verpflichtung ob- 
lag: &x Sk TOD Tc^piaaob töv va&v lirioxeodCetv, d. h. die nötigen 
Reparaturen des Tempels zu bestreiten. Auch hier fehlt nicht 
eine Sanktionsformel: Sv Sd tic (i*^ irof^i laöta tf^i de&i {uXi^oei. 

Baitokaike (Husn Suleiman). Stiftung eines Königs 



^") Teilweise bereits kurz zusammengeBtellt in der Berliner philol, 
Wochenschrift 1904, Sp. 1191—2. 1906, Sp. 860. 
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ÄntiochoB (vielleicht Antiochos VIII., 125 — 96) an den Zeus 
BairoxalxTjc^^). Erhalten der königliche Erlaß an den Satrapen 
EuphemoB über die Errichtung der Stiftung (C. J. O. 4474 
= Dittenberger; Orient. Graec. Insc. 262). Die Stiftung 
zum Zwecke des Kultus des neuen Gottes besteht aus 
dem Dorfe Baitocaece ot>v tote (3oyx6poooi xal xa^ijxouoi ?cäai 
xatä Tooc fupoöicdtpxovrac ?C6piopia{i.o6c xal oöv toic 'co5 Ivso- 
xmoq itooc Y^vijl^aaiv, also der Umfang des zur Stiftung ge- 
hörenden Grund und Bodens soll aus den n6piopio(toi, etwa 
Flurbachern, festgestellt werden, und die Ernte des laufenden 
Jahres soll schon zur Stiftung, die also Sofort in Kraft tritt, 
gehören, lieber den Stiftungszweck heißt es (Z, 10): Siccoc i^ 
^170 Ta&Dijc icpöooSpc &vaXCaxT]Tai elc tac xara (i^vac (3dvt6Xoi>{i.^- 
vag d-oalac xal taXXa ti npb^ aÖ^Tjoiv toö tspoö aovtEivovxa hieb 
too xad-esTAfidvoo bnb roö '&eoo IspScog a>c ei^iotai, jcYcovxai Sk 
xal xata {i.i}va i:avyf(bpti<; ateXeic r^ nevtexaiSexdiTO xal tpiaxdSi, 
also von der Rente aus dem Dorfe soll der Zeuspriester be- 
streiten die Ausgaben iLLr die monatlichen Opfer sowie alle 
weiteren Ausgaben für den Tempel, aber auch für die monat- 
lich zweimal beim Tempel stattfindenden abgabenfreien 
Märkte ^^), die ohne Zweifel den Zweck hatten, die Zahl der 
Besncher des Tempels zu heben. Eine Sanktionsformel (Z. 15) 
TÖv 8k lvavTia>d7]aö|jLevöv tist td>v npo^e^pafiii^vcov Ivo^ov elvat 
&aeßs((f stellt die Stiftung unter den Schutz des Gottes, und 
sein Heiligtum unter den Schutz der &ooXia, ganz wie bei den 
auch sonst ähnlichen Stiftungen von Kommagene (vgl. Bd. XVI, 
276 dieser Zeitschrift; dazu Humann-Puchstein, Reisen in 
Kleinasien u. Nordsjrien 363, 371). 

Thera, Stiftung der Timakrita an die genossenschaft- 
lich organisierte ägyptische Garnison von Thera. Erhalten 



^^) Ueber die Rainen vgl. Bull, de corr. hell. 21, 580. 

^*) Vgl. die Jahrmärkte zu Kyzikos, wo die Gewerbtreibenden aus 
ganz Kleinasien zusammenkamen »U itavYjYopiv xal dt^Xtiav t'^v ^y^M-^^^ 
iv KoCix(p (Berlin. Monatsber. 1874, S. 16 UI, 14). 

Zeitschrift für yerglelchendo BeohtswlaMMohaft. XIX. Band. 20 
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der Eönigsbrief des Ptolemaios Philometor ans dem Jahre 163 
V. Chr. (vgl. Dittenberger, Or. Gr. 59 und Hiller von 
Gärtringen, Theralll, 106), dnrch weichen er als Antwort aaf 
eine Eingabe der Soldaten die königliche Finanxverwaltnng der 
Insel anweist, ihnen gewisse Grundstücke, die in königlichen 
Besitz übergegangen waren, zu übergeben, sie also zum Grund- 
besitzerwerb ermächtigt. Die Grundstücke sind tb TetoaYÖpsiov 
xal TÖ KapxEveiov )cal xi xaXot>(uva KaXXiotpitsta xal & bI^b 
Ti(taxpCra, af ^ a>v t&c irpoaoSooc iTrd^aivev Yiveofi-at xat^ Iviaorbv 
IlToX6(iatxac Dr. 111, 8x(dc §x^^^^ ^^^ ^® ^^^ ^oCoc xal li 
SX6i[i(ta Sanaväv. Timakrita hat also, wahrscheinlich testa- 
mentarisch, eine Stiftung errichtet, zum Zwecke der Bestrei- 
tung der Kosten für Opfer und Salböl aus ihren Grundstücken, 
deren Wert nach den jährlichen Zinsen von 111 Dr. (zu etwa 
7 Proz.) auf mindestens 1600 Dr. zu veranschlagen ist. Der 
Bechtstite], aus welchem die anderen Grundstücke in den Be* 
sitz des Soldatenyereins übergehen, ist nicht genannt. Da es 
sich aber nicht um eine königliche Schenkung handelt, liegt 
die Vermutung nahe, daß alle Grundstücke durch Schenkung 
oder Stiftung den Soldaten zugefallen sind und nur zur Siche- 
rung des Rechtsverhältnisses zuerst von der königlichen Kasse 
übernommen sind, welche sie nach erfolgter königlicher Be- 
stätigung den Soldaten übergibt. 

Aehnliche Stiftungen können leicht zu Grunde liegen der ovitpttkfiinQ 
Y^ des Qottes Soknebtynis (Faljüm), ^gl* W. Otto, Priester und Tempel 
im hellenist. Aegypt. I 401, ebenso der x^P^ ^^P^ ^q>v x&v Iv 2a(L0^p^|^ 
deren 8poc an der Samothrake gegenüberliegenden thrakischen Küste 
bei Dedeagatsch gefunden ist, vgl. A. Wilhelm, Götting. Gel. Anzeig. 
1908, 790. 

Eine weitere Nachlese von griechischen Stiftungen folge 
hier noch. 

Pergamon. Tempelstiftung zur Sicherstellung der Ein- 
nahmen für den Priester. Inschriften von Pergamon I; 40. Er 
erhält das Fell und die Hüfte der Opfertiere dazu T6^v ip^aoTfi- 
pCcDV &v ivat^^xa r?]v irpöooSov, also die Miete von Läden, die 
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dem Tempel geschenkt waren. Dazu übernimmt der Priester 
die Verpflichtmig, die Läden za vermieten and sie seinem 
Nachfolger in gutem Zustande (l9ceox6Daa(idva) zu übergeben, 
widrigenfalls die nötigen Reparaturen auf seine Kosten nach- 
geholt werden. Eine solche praktische zinstragende Verwen- 
dung der Läden und Werkstätten, wie sie mit jeder großen 
Anlage von Säulenhallen verbunden waren, findet sich auch 
an anderen Orten, vgl. die Stiftung 54 (in dieser Zeitschrift 
XYI, 289) und 55, wo die Agoranomen von Trail es für die 
Elrhaltung ihrer noblen Stiftung auf dem Markte der Stadt, 
bestehend aus einer bedeckten Wandelhalle, einem Polizei- 
wachtlokal, einem dorischen Peristyl mit Nebengebäuden, da- 
durch Sorge tragen, daß sie die Mietserträge der hundert Läden 
im Erdgeschoß und der Magazine®^), die mit den Hallen 
verbunden waren, bestimmen zur Bestreitung der Betriebs- 
und Reparaturkosten der Markthallen. 

Rhodos. Schulstiftung des Königs Eumenes II. aus dem 
Jahre 163—160. Poljb. 31, 25. Das Stiftungskapital wird 
in Naturalien nämlich 280000 Medimnen Getreide ausgezahlte^) 
mit der Bestimmung: x^P^^ '^^^ tb Xo^eodev ix to6Ta>v SaveCCea«^ 
^at, zby Sk töxov etc tooc |iiodo6c &?cdtpxsiv toic ^caiSsorat^ xal 
SiSooxdXoK; tcöv olcöv. Es ist also eine Stiftung zur Bestreitung 
der Lehrergehälter, die sich zu unseren Nummern 17 (Bd. XVI, 
261 dieser Zeitschrift) und 5 stellt, und zusammen mit der 
milesischen Schulstiftung des Eudemos (vgl, bisher nur Berlin. 
Sitzungsber. 1905, 544 und Verhandlungen der 48. Versamml. 
deutsch. Philol. in Hamburg S. 36) an anderer Stelle ein- 
gehender besprochen werden soll. 



**^) xal td iv a6t<i) dinoloyila xal xa IvX tootcov iv^^cöv IpYaox-rjpia 
Z. 5. der Inschrift Kr. 24 bei PappakODBtantinos. AI TpdiXXttc, 
Athen 1895. 

**) Doch waren beim Tode des Eumenes noch 30000 Medimnen 
rflokständig. Diodor XXXI 47, vgl. T.Gelder, Geschichte der alten 
Rhodier 8. 159. 
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Ephesos, Stiftung des Tib. Jalius Aquila zum Zwecke 
der Unterhaltnng und Blicherversorgung der zu Ehren seines 
Vaters (f nach 106 n. Chr.) errichteten ßißXio^xir] KeXoiavi}, 
die von R. Heberdej ausgegraben ist. In der Ehreninschrift 
an der Ostfassade der Bibliothek wird von dem Stifter ge- 
rühmt (Jahreshefte des österr. archäol. Instituts VIII, Beiblatt 
S. 67) : KcfxikiTCB Sk xal elc licioxeoTjv axycfi<^ [xal ifopajv ßoßX(a>y 
8if)V. [iopidcSac fifto %ioo ii aiv oyTf][7Y]^aetat a&]tij [xat' Izoq . . . 
Leider sind die folgenden Zeilen ; die von der Verwendung 
der Zinsen der 25 000 Den. handeln, hoflFnungslos zerstört, 

T e n s. Stiftungen des Satyros, des Sohnes des Phileinos, 
im Gesamtbetrage von 44 500 Den. Le Bas 1847 = C. J. G. 
2336. 

1. Bäderstiftung. Außer dem Badehause (ßaXaveiov) 
schenkte Satyros der Stadt 5000 Den. (Va Ix to5 töxoo ahvm 
dsp|JLa[v7]Tat xb ßaXavelov (Z. 4), also zur Bestreitung der jähr- 
lichen Unkosten für Heizung des Badehauses. 

2. Stiftung an die Götter in Heristhos^ einem Orte auf 
Tenos, von 5000 Den., tva Ix toö töxoo aotÄv Iv r^ tyjc ßoo- 
dootac lopT*^ xat' Stoc StSötat toi«; eo(ö)[T]oo|i.^votc Iv Tü>t lepöi 
IXsD^^poic; Tirjvioic xat^ JtvSpa S'y]vdpioy (Z. 6 f.), also zur ein- 
maligen jährlichen Geldverteilung an die an dem Opferschmause 
teilnehmenden freien Tenier, die pro Kopf einen Denar er- 
halten soUeU; ohne daß eine Bestimmung getroffen wird^ was 
mit dem Ueberschuß an Zinsen im Falle geringerer Beteili- 
gung am Feste geschehen soll. 

3. Stiftung an dieselben Götter im Betrag von 10000 Den. 
mit der Bestimmung (Z. 10): tva Ix toö töxoo abtm . . P . . . . 
Iv z& Up& X7i xataats^avcbaei xal tq dxtcoxaiSsxdtif) icavtl IXso- 
dSpco Tirjvico t) xat^ ÄvaXoYiav toö oov6Xet)ao|i.^voo tcXij^oik (lepU 
Ctjtai 8iavo|i.7]. Die Höhe des zu gewährenden Festgeschenkes 
soll sich also bei dieser Stiftung richten nach der Kopfzahl 
der Festteilnehmer, der Betrag wechselte alljährlich, was sicher 
die Anziehungskraft des Festes erhöhen sollte. 
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4. Stiftung TOD 6000 Den., deren Empfänger nicht ge- 
nannt aber zweifellos die Stadt ist, mit der Bestimmung (Z. 15): 
?ya Ix toö TÖxoo a&Tö)V xat' Stoc; avSp&ai xal fovai^l TyjvLoic Iv 
t^ ^pioii^VY] Tfi&v 'Eirtta^Ccov aätoö i^(i^pa (jLeptCiriTai xad^ Sxaorov 
j) xat' ivaXo^Cav toö ooveX6000|i.^voo «Xn^^ooc StavofLij, also eine 
Gedächtnisstiflung für den Satyros mit Geldverteilung am 
jpSatyrostage*. 

5. Stiftung an die Stadt von 18 500 Den. mit der Be- 
stimmung (Z. 20): tva ix toö töxoo a&t&v bnhp ävSpcav xal 
YovatXfi&v xal nalScov iXeo^^poov TtjvCcov xat' Itoc SiSc^at tb int- 
HsfdXatov, es sollen also die Erträgnisse der Zinsen zur Ab- 
lösung der Kopfsteuer dienen. 

Delphi. Stiftung des L. Gellius Monogenes und seiner 
Frau Aurelia Julia Sotia an die Stadt im Betrage von 1000000 
otvicXapCai (oder dicXal) aus dem Jahre 315 n. Chr. Erhalten 
das Dekret der delphischen 8a|i.ioopYol bei E. Bourguet, De 
rebus Delphicis imperatoriae aetatis Paris (Th^se 1905) S. 45, 
durch welches die Annahme der Stiftung zu irgend einem 
sakralen Zwecke erfolgt^*), aber zugleich auf Antrag des 
Stifters^ der Vorsitzender der 8a(LioopYoC war, beschlossen wird, 
daß die Hälfte des Stiftungskapitals mit 500000 oivicXapCai 
vorläufig an die SafLCoopfoE des folgenden Jahres und an die 
Stifterin zurückgezahlt werden soll, damit sie nach Ansamm* 
lung der Zinsen des laufenden Jahres einem neuen Stiftungs- 
zweck dienen kann ^^), der Xoooic tcdv ßaXavsCcov, also wohl der 
Wasserversorgung der Bäder. Um einer mißbräuchlichen Be- 
nutzung dieses Kapitals vorzubeugen, soll es in der Zwischen- 
zeit bei einem Vertrauensmanne, dem Antisthenes, deponiert 
werden, der wohl Bankier war. 

Spielstiftungen, vgl. d. Zeitschr. XVI, 294 f. 

*') Z. 7. xb d^Yiia [ . . . x& fctplj td>v xp'OF^a^cov (»v ^x^pioato . . . ^<p'[J>t9 

*') Z. 16. &att] xaxaox^vra^ iviaoxby tl^ "ci^v Xo5oiv x&v ßaplavfuuv 
XP^oao^t, xal] Iva \i.tfii)iia xaxoop^ia ictpl abxa (j.TjdtffOTt '{[iirtf ai xata- 
dtlvat xabxa xa y^p-fffXixoL ic]ap' *Aytio6^vti. 
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Nib a (Lykien), *^tc Ato^eveCcov xataXetydsicn] o^pö too 
äfiop'yjii.oveoToo 7evo|i.dvoo Aoxidp^oo Atoy^ooc tplc too Mijrpo- 
Sfbpoo Neia^oc, Festschrift für Kiepert S. 156, wo ein Sieger 
SiCTcoToc i(i60oXdß>]TOc ^^tSoc lßS6ti>]c gefeiert wird. Der 
jugendliche Stifter hatte die Stadt als Erbin eingesetzt (vgl 
S. 155 xaTaXticövTa t^v ttöXiv xXtjpovötLOv), nnd aus der Erb- 
schaft war die Stiftung errichtet (3. Jahrb. n. Chr.). 

Termessos bei Oinoanda, ^i^iq 9cav'y]Y6pefidc, gestiftet von 
M. Aurelius Artemon, dem die Ehreninschrift Di ttenb erger, 
Or. Qraec. Inscr. 566 gilt. Dort heißt es Z. 19: xaptodt|i6vov 
oov Tj fovaixl a&TOö xal oooTTfjodfLevov elc xdvTa töv aiä)va wavij- 
Yopiv ifcovcov ^opLeXixoo xal Y^t^vtxoö i% icdvTCDV Aoxicov . . . hnl 
ivSptdtotv xal d^pLaaiv xaTaXeXoixOTa xal vo[Ld<; toIc icoXetTaic ^ 
T^ Xpövcp Tf}c ffavYjYopeax;, also die musischen und gjmnischen 
Spiele waren oflFen für alle Ljkier, und auBer den vom Stifter 
ausgesetzten Preisen (d^ata) gab es auch noch ein Geldge- 
schenk für die Festteilnehmer. 

Maximianopolis d^piic AovY^XXtja anb yjpyi^ztüy M. Al(u- 
Xloo Aövyoo. Ramsay, Cities and bishoprics of Phrjgia 
I 333 D. 149, wo 'AvTODvetvoc Mevvdoo vsixi^oac ivSpöv icdXT]v ge- 
feiert wird. 

Bin da d^|i.ic TeipLO^eavi^ Ramsay S. 334 u. 152 , wo ein 
Aöp. 'Avvtavöc als Sieger TcdXifjv Uodtxwv dieser Spiele ge- 
ehrt wird. 

UnbekannteStadt zwischen Tatarli und HaidarlL Stif- 
tung des ArtemidoroS; des Sohnes des Sosthenes, eines o^oXaGTi- 
xöc (Rechtsanwalt); den die Stadt mit der Begründung ehrt: 
8övTa xal dpiföpiov sie iY^^^C .fitd^eotv xa^ä>c t6 [Softfev a&T^ 
^i^<pio[ia (lapTopst?] Ramsayl 2, S. 760. Er hatte also eine 
Summe gegeben zur Einrichtung eines Agon, was keinesfiAUs 
eine einmalige Schenkung; sondern gewiß eine Spielstiftung 
bedeutet; auf deren Statut vielleicht in dem Schlußsatz der 
Inschrift Bezug genommen war (also etwa: xa^Q>c t6 [oit* a&TOo 
7cpQr{B'(pa\L^tifOV (oder 8tdTaif|i.a) X^et]). 



Beiträge zum griechischen Recht. 311 

Antiocheia. 

1. Stiftung des Sosibios zur Zeit des Augustus, von der 
es bei Malalas p. 224 Dindorf (vgl. Ball, de corr. hell. 24 
[1900], 290 heißt: Icoolßiöc tic 'Avttoxsoc ooYxXtjttxöc iveX*a>v 
|i8ta TOO A&ifo6oTOt) Iv rl) T(ib|i.iQ teXeovä xataXiicobv t^v icpöaoSov 
ahzob zfi IS(g^ icöXst elc t6 lictteXelo^ai iv a5tf} xat& icevtaeryjplSa 
tptdxovta i^[i^pac to5 Ticepßspetaloo [iYjvöc ifSvac äixpoatidctcAV 
(«dvTCüv) xal ^t)[L6Xixd)V (xal) oxtqvixäv <:«dv*ca)V> xal ä^Xyjt&v 
xai licictxöv iffi^va. 

2. Stiftung des Sohnes des Perseas, von der es in seiner 
Grabschrift (Bull, de corr. hell. 24, 290) heißt: üepaioo SXoice 
^aipe* xataXelTTO) Aa^vebaic td xati S^oc Kipxi^oia Ys^vd|i.6va 
decDpstv. 

Oxyrynchos. Stiftungen des Aurelius Horion im Jahre 
200—202 n. Chr. 

1. Spielstiftung zu Gunsten der Epheben. Das Kapital 
beträgt mindestens 10 000 attische Drachmen. Vom Stiftungs- 
zweck handeln die Worte (Papyr. Oxyrynch. 705 II, 47 f.): 
ta&jtac SaveiCsodai te xal foXdaaeo^ai xaM in\ tcdV icpot^pcov 
äptavai, t6v 8^ oovaYÖpLevov töxov yja^pelv elc Sica^Xa if i^ßcov t(&v 
icap' a&TOtc xat' Itoc 47üDVtot)|i.^(öv itp' olc xal ol 'AvT[i]v[oetc?] 
vov &Y<)^^^CovT6. Also die Anlegung des Geldes soll ebenso vor 
sich gehen, wie bei früheren Stiftungen des Aur. Horion, von 
denen nichts weiter bekannt ist, die jährlichen Zinsen aber 
sollen als Preise für die Wettspiele der Epheben ^^) verwendet 
werden, welche offenbar kurz vorher nach dem Muster der Stadt 
Antinoe eingerichtet waren. Erhalten ist uns von den die 
Stiftung betreffenden Urkunden nur ein Teil der Petition des 
Stifters an die Kaiser Septimius Severus und Caracalla, welche 
um Sanktion der Stiftung gebeten werden (Z. 51 xal ä^td^ 



**) Die Stiftung scheint ttber 100 Jahre bestanden zn haben, denn 
noch 828 n. Chr. macht der Logistes bekannt, daß die Wettkämpfe der 
Epheben am nächsten Tage stattfinden sollen. Pap. Ox. 60, vgl« Ox. 
Pap. IV, S. 168. 
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xeXeöoai opLoc xal tdcora ta XPhV*^'^^ |i.7]86vl i^etvai elc iXXo {i>]S^v 
xepioicdv). 

2. Stiftung zu Gunsten einiger Dörfer des ozyrynchiti' 
sehen Gaues, deren Bewohner durch die staatlichen Abgaben 
und Liturgien hart betroffen waren und zeitweilig deshalb die 
von ihnen zu bestellenden Felder nicht besorgen konnten* 
Zweck der Stiftung, deren Kapital nicht genannt wird, ist, 
den durch die Liturgien und Dienste Betroffenen Ersatz zu 
gewähren fbr ihren Lebensunterhalt und die ihnen erwachsen- 
den Extraauslagen, doch bleibt die Absicht des Stifters im 
einzelnen unklar (Z. 76 ßo6Xo(Lai sie &vdxry]Oiv a&tc&v litlSoalv 
tiva ßpa^efav Ixdiong «oii^oaodat sie oovwvJjv xl^P*^]®^ ®^ 'h ^P^" 
ooSoc xataTs^oevat elc tpo^ olc xocl Saicdvac xm xat' Stoc Xettoop- 
7if]oövTo>v licl T(p . .). Die Gelder werden in Naturalien, Kohl, 
angelegt, dessen Verkauf also yorteilhaft sein muBte, Erhalten 
ist am Ende desselben Papyrus 705 die erbetene Sanktion 
auch dieser Stiftung durch die Kaiser, 
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Grundriß der Geschichte des armenischen Rechtes. 

Von 

Dr. Josef JKarst^ Straßburg i./E. 
Abbreviaturen. 

Arm. Rb. = ArmeniBches Rechtsbnch von JosefKarst, Straßburg 1905. 

I. Text und üebersetznng, IL Kommentar. 
Ass. Ant. = Assises d^Antioche, Venise 1876. 
A. Mai, Script, vett. X= Scriptorum Vetemm nova collectio, T. X, 

Romae 1838. 
Cod. Ham. = Hammurabis Gesetz von J. Kohl er nnd F. E. Peiser, 

Leipzig 1904. 
Cod. Vaeht. = Vachthangscher Codex ans dem 17. Jahrhandert. 
Comm. = Kommentar oder Bd. II von Arm. Rb. 
Dat. I. n. = Datastanagirkh, d. i. Rechtsbuch des Mechithar Gösch ed. 

Bastamiants^ 1880. I. = erster oder kanonischer Teil, IL = zweiter 

oder zivilistischer Teil. 
Dat. Intr. = Juristischer Einleitnngstraktat von Dat[astanagirkh]. 
Ewers = Das älteste Recht der Rnssen in seiner geschichtlichen Ent- 
wicklung dargestellt von J. Ph. G. Ewers, Dorpat 1826. 
L AA = Leon AliSan Airarat, Venedig 1890. 
L AS = Leon AliSan Sisakan, Venedig 1898. 
L ASh = Leon AliSan'^Sirak, Venedig 188L 
L ASis. =:Leon Ali San Sisvan, Venedig 1885. 
Langl. Cart, = Le tr^sor des Chartes d'Arm^nie ou Cartulaire, ed. Lang* 

lois, Venise 1868. 
Leist AIC = Lei st, Altarisches jus ciyile I. II. 1892. 
Leist AIG = Leist, Altarisches jus gentium 1889. 
Leist GIR = L e i s t , Gräco-italische Rechtsgeschichte 1884. 
Iffac. Slay. R. = Slawische Rechtsgeschichte Ton W. A. Maeieiowski, 

I^IV. Deutsch von F. J. Büß, 1885—1889. 
Mittels, Reichsr. = Reichsrecht und Volksrecht in den östlichen Provinzen 

des römischen Kaiserreichs. Von L. Mitteis, Leipzig 1891. 
Mos. Chor, odw Choren. = Moses Chorenathsi, Geschichte Armeniens, 

Venedig 1865. 
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Müller, Hammur. = Die Gesetze Hammurabis und ihr Verhältnis zar 
mosaischen Gesetzgebung sowie zu den XII Tafeln . . . Ton 
D. BL Müller, Wien 1908. 

Müller, Syr.-Rb. = Das Syrisch-römische Rechtsbnch und Hammurabi 
von D. H. Müller, Wien 1905. 

Rb. = Sempadsches Rechtsbuch aus dem 13. Jahrh. , herausg. im Arm. 
Rb. I. 

Syr. Rb. oder 8-R Rb. = syrisch-römisches Rechtsbuch, herausg., übers, 
und erläut. Ton Bruns und S ach au 1880. 

Turner = Slavisches Familienrecht von P. Turner 1874. 

Vers. £ = Etschmiadziner Version von Rb. 

Vers. V = Venezianische Version von Rb. 

Vers, georg. oder — gras. = Georgische Version von Dat. im Cod. Vacht. 

Vers. pol. = Lemberger oder polnisch-armenische Version von Dat. 

Zachar. Gr.-R. R. = Zachariä von Lingenthal, Geschichte des griechisch- 
römischen Rechts, 3. Aufl. 1892. 
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ürkanden lar Geschichte der Armenier in Lember^, herausg. Ton 
Ferd. Bi schoff (im Archiv f. Kunde österr. Geschichtsqnellen 82, 
Wien 1865). 

Alexejew, M.: ApHHHCKÜ CyxetfHHK'b. Der armenische Kodex (ras* 
Bisch) 1870. 

Assises d'Antioche reprodaites en Fran^ais et pabli^es . . . par la 
Soci^t^ Mdchithariste de Saint-Lasare, Venise 1876. 

Mechithariants, Abel: Histoire des Conciles de l'^glise Armcnienne, 
Vagharschapat 1878. 

Syrisch-römisches Rechtsbuch ans dem 5. Jahrhundert . . . 
herausg., übersetzt und erläutert von K. G. Bruns und Ed. Sachaa. 
Leipzig 1880. 

Mechithar Gösch, Datastanagirkh Hayots («Gerichtsbuch der 
Armenier^), herausgegeben im Grundtext mit einer rechtshistori- 
schen Einleitung und Anmerkungen von Vahan Bastamiants. 
Vagharschapat 1880. 

Bastamiants, Vaban: Die Ehe nach dem armenischen Kirchenrecht, 
[armenisch] 1880 (in der arm. Revue Phordz, 1880 Xl—XLl, 
1881 IV ff.). 

Hube, R. V.: Zur Beleuchtung der Schicksale des sogenannten syrisch- 
römischen Rechtsbuches (Zeitschr. f. Rechtsgeschichte 16, N. F. 8, 
Jahrg. 1882, p. 17 ff.). 

Kovalewsky, Maxim, Coutume contemporaine et loi primitive (russ. 
GoBpeKeHHufi o6u?afi h ApeBHiS saEOHi), Moskau 1886. Dazu ein 
Rezensionsartikel von 

Dareste, R.: im Journal des Savants 1887. 

Kohl er, Josef, Das Recht der Armenier (Zeitschr. f. vergl. Rechts- 
wissenschaft 7, p. 385—486) 1887. 

Kalemkiar, G. : Studie über das Rechtsbuch der galizischen Armenier. 
(Neuarmen. Uebersetzung von F. Bischoff, „Das alte Recht der 
Armenier in Polen^ und J. Kohler, .Das Recht der Armenier*.) 
Mit Kommentar, Wien 1890. 

Megavorian: Familie et mariage Armeniens, 1894. 

Daschian, Jakob: Die Lehre der Apostel (Apost. Can.) [armenisch], 

V\rien 1896. 
Conybeare, F. C. The Armenian Canons of St. Sahak catholicos of 

Armenia (American journal of theology t. II, 1898). 
Güter bock, Karl: Römisch-Armenien und die römischen Satrapien im 

4. — 6. Jahrhundert. Eine rechtsgeschichtliche Studie. (In „Fest- 
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gäbe der juristischen Fakultät za Königsberg für J. Th. Schirmer*.) 
Königsberg 1900. 

Basmadjian, K. — J.: Le droit arxn^nien depnis Vorigine joBqa'ik noa 
joun (Memoire pr^ente aa Congr^ international d'Histoire com- 
part, Paris 1900.) Macon 1901. 

Poturian, Mkrtitsch: Das armenische Katholikat (im Bazmapep 1902 
und 1903). 

Ghazarian, Mkrtitsch: Armenien unter der arabischen Herrachaft bis 
zur Entstehung des Bagratidenreiches. Marburg 1908. 

Melik-Thangian: Das armenische Kirchenrecht. I. Einleitung u. Quellen, 
Tiflis 1903 [armenisch]. 

Thopdschian, Hagob: Die inneren Zustande von Armenien unter 
Achot I. Inang.-Diss., Halle 1904. 

Samuelian, Gh.: Das altarmenische Recht und die Methode seiner Er- 
forschung, Tiflis 1904 [armenisch]. (.Enthalten in Azgagrakan 
Randes [= Ethnographische Zeitschrift] IX. Jahrg., Heft 9^ p. 5 — 32.) 

Armenisches Rechtsbuch Ton Josef Karst, Straßbui^ 1905. 

Bd. I (Text und Ueberaetzung) a. n. d. T.: Sempadscher Kodex 
aus dem 18. Jahrh. oder Mittelarmenisches Rechtsbuch, nach der 
Venediger und der Etschmiadziner Version unter Zurfickfnhrung 
auf seine Quellen herausgegeben und übersetzt von J. Karat. 

Bd. II (Kommentar) a. u. d. T.: Sempadscher Kodex aus dem 
18. Jahrh. in Verbindang mit dem großarmenischen Rechtsbuch 
des Mechithar Gösch (aus dem 12. Jahrh.) unter Berücksichtigung 
der jüngeren abgeleiteten Gesetzbücher erläutert von J. Karat. 

Kohler, Josef: Altsyrisches und armenisches Recht, 1906 (Zeitschr. f. 
▼ergl. Rechtswissensch. 1906, 1. Heft, S. 108 ff.). 

Maller, David Heinrich : Semitica II. Sprach- nnd rechtsvergleichende 
Stadien (spez. über das armenische Recht und sein Verhältnis zur 
mosaischen Gesetzgebung). Wien (Sitz.-Ber. d. k. k. Akad. d. 
W. phil.-hist. Cl. Bd. 154) 1906. 

2. Quellen des armeiüsolLen Reolites. 

Die Quellen für unsere Kenntnis des armenischen Rechtes sind: 

1. Die altarmenische Literatur im allgemeinen, besondera die 
geschichtlichen Dokumente. Ergänzungsweise treten hinzu Ter- 
einzelte Nachrichten aus der griechisch-römischen Literatur, insofern 
diese Armenien berührt. 

2. Die epigraphischen Denkmäler und sonstige auf uns ge- 
kommene Urkunden. Hauptsächlich kommen in Betracht die mittel- 
armenischen Inschriften aus den Gauen Schirak, Airarat, Sisakan*), als 
wertvolle Quellen fdr das Recht der Verträge, namentlich der Stiftungen 
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and Schenkungen, anch für öffentliches Recht (Stenerwesen u. dergl.). 
Wichtige Urkunden sind uns zum Teil auch überliefert bei den späteren 
Historikern, so namentlich bei Stephan Orbelian. £ine Hauptbedeutung 
kommt in dieser Beziehung auch den offiziellen Akten der rupenidischen 
Kanzlei zu, die in Langlois* Cartulaire gesammelt sind. 

8. Die kodifizierten Rechtssammlungen, sowohl kirchen- 
rechtliche als zivile: 

a) die Canones und Synodalbeschlüsse der nationalen Synoden von 
Schahapivan, Dvin, Partav etc.; 

b) die nationalarmenischen Rechtsbücher, d. i. das großarmenische 
Rechtsbuch des Mechithar Gösch (Datastanagirkh) und der cilicisch-kiein- 
armenische oder Sempadsche Rechtsspiegel. 

4« Das modernarmenische Gewohnheitsrecht. 

Bei der ünvollkommenheit und dem zum Teil zweifelhaften und 
gemischten Charakter der schriftlichen Rechtsdenkmäler bildet das unter 
4. genannte moderne Gewohnheitsrecht ein schätzbares Kriterium für 
die Prüfung des überlieferten Schriftrechtes und zugleich einen sicheren 
Anhalt zur Rekonstruktion solcher Rechtsinstitute und Normen, die von 
den schriftlichen Quellen mangelhaft überliefert sind. An der Hand 
dieser Ueberlebsel läßt sich durch Rückschluß in zahlreichen Fällen der 
ältere Rechtszustand eruieren. Freilich konnte diese Methode in vor- 
liegender Arbeit nur in beschränktem Maße zur Anwendung gelangen, 
da das Material nicht genügend zur Hand war und erst eigene dies- 
bezügliche Erhebungen an Ort und Stelle vonnöten gewesen wären, was 
einer ferneren Zukunft überlassen bleiben mußte. Ist somit unser Wissen 
auch kein erschöpfendes, so ließ sich doch immerhin auf Grund des 
überlieferten Quellenmaterials der Grundriß des Rechtssystems in seiner 
historischen Entwicklung zeichnen. Eine erschöpfende, durchaus in allen 
Details sich ergehende Geschichte des armenischen Rechts wird sich erst 
auf Grund einer eingehenderen Verwertung der Literaturdenkmäler in Ver- 
bindung mit einer gründlichen Ermittlung und Erforschung der modernen 
gewohnheitsrechtlichen Residuen ausführen lassen. 

Uebrigens war für die Abgrenzung des Stoffes und die mehr skiz- 
zenhafte Darstellungsweise bestimmend der umstand, daß das armenische 
Recht bereits von dem Herausgeber der Zeitschr. f. vergl. Rechtsw. (Jahrg. 
1888, Bd. 7 und im lauf. Jahrg. 1906, Heft I) nach gewohnter meisterhafter 
Weise einer eingehenderen Betrachtung unterzogen worden ist, wie denn 
auch bereits in meinem Arm. Rb. II. Kommentar das ältere Kodexrecht 



*) Jetzt allgemein zugänglich durch die vortrefflichen Editionen 
Alischans in seinen Werken: Schirak, Venedig 1881; Airarat, Venedig 
1890; Sisakan, Venedig 1898. 
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xa ausführlicher Behandlang gekommen ist. Mit Rücksicht hierauf sollen 
in der unter III. Abschnitt folgenden Darstellung der inneren Bechtsentwick- 
lung nicht sowohl neue Einzelheiten gebracht, als vielmehr die bereits 
bekannten Grundsätze und Rechtsnormen nach einheitlich-systematischen 
Gesichtspunkten und historisch-vergleichender Methode angeordnet werden. 
Die ganze Abhandlung sollte nach ursprünglichem Plan und Anlage die 
Einleitung zum Kommentar des „Armenischen Rb.s^ bilden und ist ala 
Ergänzung zu diesem gedacht 



I. Aenßere Bechtsgeschichte. 



Erster Abschnitt. 

Allgemeine äuBere Entwicklungsgeschichte. 

Die älteaten Nachrichten über armeniBches Recht liefern 
nns die urartisch-armeniBchen EeilinBchriften Beit dem 9. Jahrb. 
V. Chr.: yereinzelte Königs Verordnungen, dernnter wohl auch 
spärliche strafrechtliche Bestimmungen, wie e. B. die An- 
drohung der Todesstrafe durch Feuer oder Ertränken (analog 
wie auf den assyrisch-babylonischen Eeilinschriften) ist so 
ziemlich alles, was sich aus ihnen entnehmen läßt. 

Die ersten Spuren einer positiven Gesetzgebung lassen 
sich erst unter der Arsazidendynastie nachweisen. Nach dem 
Zeugnisse des Geschichtschreibers Moses von Choren war es 
der Gründer dieser Dynastie, Valarsaces I. (arm. YagharsalL) 
(149—127 V. Chr.), der dem Lande eine geordnete Verfassung 
und ein Gesetz gab. Freilich dürfen wir uns unter dieser 
Gesetzgebung noch keineswegs eine zivilrechtliche vorstellen; 
die organisatorische Tätigkeit des Arsazidenherrschers war, 
wie sich aus den diesbezüglichen historischen Mitteilungen 
absehen läßt, eine wesentlich auf das öffentlich-rechtliche Ge- 
biet sich erstreckende und scheint in erster Linie das Recht 
des königlichen Hauses, sowie das Standes- und Feudalverhält- 
nis der Vasallen untereinander und in Bezug auf die Krone 
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betroffen zu haben ^). Zwar weiß derselbe Historiker weiter 
noch von anderen Arsazidenkönigen zu berichten, welche „Ver- 
ordnnngen und schöne RechtagewohDheiten^ etatnierten und 
sanktionierten* Es können jedoch hiermit nur ganz rudimen- 



Mos. Chor. II c. 8: .Auch ein Gesetz stellt er (d. h. König 
Vagharsak I.) auf in seinem Königshanse; and er bestimmt die 
Standen der Ein- and Aaegänge und der Ratsversammlangen and der 
Gelage and der Belastigangen ... Er stellt die Satzung auf, daß den 
Bewohnern der Städte der Ehrenvorrang zu teil werde vor den Dorf- 
bewohnern, und daß die Dörfler den Städtern dieselben Ehrenbezei- 
gungen zu erweisen haben wie den Fürsten . . .^ (Vgl. die analoge 
Bestimmung Dat. II 1 n. Rb. 1.) Weitere Bestimmungen desselben Königs 
betreffen das Rechtsverhältnis der Mitglieder der königlichen Familie zu 
dem regierenden Haupte, spez. deren Ansiedlung im Gaue Hasteankh 
nebst Apanagenzuteilung; vgl. ibid. II c. 8 (mitgeteilt in Arm. Rb. Comm. 
p. 406). Letzteres königliche Hausgesetz wird erweitert durch König 
ArtavazdL, über den Mos. Chor. II, 22 berichtet: .Dieser läßt seine 
Brüder und Schwestern die Erbnachfolge antreten in die Gaue Aliovit 
und Arberani, indem er ihnen den königlichen Anteil an den Siedlungen 
jener Gaue Überläßt, nebst eigenen Einkünften und Apanagen, nach Art 
der im Gebiet von HaSteankh angesiedelten Geschlechtsangehörigen, in 
dem Sinne, daß diese einen höheren Rang einnähmen und von wegen 
des königlichen Geblütes ausgezeichneter wären als die übrigen Arsa- 
ziden; nur die Niederlassung in Alrarat, in der königlichen Residenz, 
untersagt er ihnen durch Gesetz." Insbesondere berichtet weiter der 
Historiker von Einzelanwendnngen dieses Gesetzes durch die Könige 
Sanatruk und Artavazd II. Von letzterem heißt es: .Er entfernt aus 
Airarat alle seine Brüder und versetzt sie in die Gaue Aliovit und 
Arberani, damit sie nicht in Airarat im königlichen Besitztum residieren, 
sondern er bloß (seinen Bruder) Tiran als Thronfolger bei sich be- 
halte; denn er hatte keinen Sohn' (Choren. II, 61). Unter König Tiran 
verlangen die in die genannten Gaue relegierten Arsaziden ausgedehntere 
Rechte, werden jedoch abgewiesen. Die Abänderung bezw. Aufhebung 
dieses Apanagenrechtes erfolgte nach Chorenatzi unter dem Sassaniden 
Artaschir: .Artaschir aber, der dem Lande Armenien eine treffliche 
Verfassung gab, setzt auch wieder in ihren früheren Rang ein die 
Arsaziden (die nicht thronfähige Deszendenz), indem er sie, die vom 
Throne und von der Residenz in Airarat ausgeschiedenen und abge- 
trennten, in dieselben Stätten zurückversetzt mit Renten und Apanagen, 
wie sie dereinst gewesen waren* (Choren. II, 77). 
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tare Ansätze za einer Gesetzgebung gemeint sein, bestehend 
in allgemeinen Normen und Vorschriften^ nach denen sich die 
Rechtspflege in den yerschiedenen Landesteilen zu richten 
hatte« Wir wissen, daß in den einzelnen Gauen und Distrikten 
die Jurisdiktion in den Händen der Gaufürsten oder Stamm- 
häuptlingC; der Na^arars, lag. Die königliche Gerichtsbarkeit 
beschränkte sich außerhalb des eigentlichen E^ronlandes auf das 
enge Gebiet der Staatsverbrechen, als z. B. Landesverrat vu dgl. 
Innerhalb der einzelnen Gaue und Provinzen, die nur in losem 
Verbände mit der Krone standen und in inneren Angelegen- 
heiten selbständige Staatengebilde darstellten, herrschte in der 
zivilrechtlichen Praxis die jeweilige Landesgewohnheit. Es ist 
dies die Periode des vorherrschenden Gewohnheitsrechtes, 
welcher ein streng einheitliches Gemeinrecht, mithin eine Rechts- 
kodifikation noch fremd ist« Die Mannigfaltigkeit der Rechts- 
gewohnheiten je nach den verschiedenen Landesteilen, der 
Mangel einer einheitlichen Handhabung der Justiz nach kodi- 
fizierten Rechtsnormen mochten, vom Gesichtspunkte benach- 
barter, auf einer höheren Stufe der Rechtsentwicklung stehen- 
der Nationen aus betrachtet, geradezu als Rechtlosigkeit er- 
scheinen; bezeichnend ist nach dieser Richtung unter anderem 
die justinianische Erbrechtsnovelle vom Jahre 534, die die 
Armenier von ihrer bisherigen „Rechtlosigkeit' abzulösen be- 
hauptet; femer auch eine Stelle aus des Sjrrers Jakob von 
Edessa Sermo adversus Armenos, die den Armeniern schlecht- 
hin den Besitz eines Gesetzes abspricht: „Armeniens Völker 
haben seit Beginn der Welt ohne Gesetz gelebt' *). 

Daß in dieser Periode der Partherdynastie (66 v. Chr. bis 



') Im Jastinian. Edikt III wird das Recht der Armenier^ spes. die 
für Ehe und Gütervererbang herrschende Sitte als Iva^X^^ ßapßapt«6v 
bezeichnet. Dieselbe ürgierang des barbarischen Charakters der 
armenischen Nation findet sich noch sonst häufig aasgedrückt. Vgl. n. a. 
Tacit. Ann. II, 56, sowie ein Sehreiben des griechischen Patriarchen 
Attikos an den armenischen Katholikos Sahak den Großen (bei Mos. 
Choren. III, 57). 
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429 n. Chr.) neben dem einheimischen Gewohnheitsrechte sich 
bereits ein offizielles, entlehntes Fremdrecht geltend 
zu machen beginnt; ist aus mehreren Aeußerungen der Histo- 
riker nachweisbar. Das offizielle Eönigsrecht der Arsaziden 
^ird eben yermutlich nicht zum geringsten Teil persischen 
Ursprungs gewesen sein. Ist allgemein schon anzunehmeUi 
daß überhaupt seit' den ältesten Zeiten ein fortwährendes Ein- 
dringen fremden Rechts auf dem Wege der Legislation sowohl 
als der gewohnheitlichen Rezeption stattfand; indem für das 
Land jeweilig das Recht desjenigen Volkes als offizielles galt, 
unter dessen Oberherrschaft es stand; so gilt dies insbesondere 
für das Verhältnis zum persischen Recht. Seit dem 6. Jahrh. 
y. Chr. war Armenien als persische Satrapie in engere Be- 
ziehungen zu L*an getreten; derart; daß sich allmählich eine 
L:anisierung des armenischen Landes in beschränktem Sinne 
vollzog; innerhalb der Kreise des Adels und der herrschenden 
Klasse; diese Iranisierung war bereits mit Beginn des ersten 
vorchristlichen Jahrhunderts so weit gediehen; daß so ziemlich 
alles; was das damalige Armenien an höherer Kultur und Bil- 
dung besaß; persischen Ursprungs war: persisch war die 
Sprache der Vornehmen; persisch die Namen des Adels, per- 
sisch Kleidung und Bewaffnung; und daß auch Rechtssitte und 
Rechtsleben inzwischen nicht unbeeinflußt geblieben war von 
persischem Einflüsse; ist selbstredend. Wiewohl nun unter der 
Partherdynastie (vom Jahre 66 v. Chr. ab); an welcher der per- 
sische Einfluß seine natürliche Stütze fand, diese fremde Kultur- 
strömung an Bedeutung und Nachdruck gewinnen mußte ; so 
vermochte sie doch; wenigstens für das RechtslebeU; nicht in 
die inneren Schichten des armenischen Volkstums einzudringen 
und festen Grund zu fassen. Das persische Rezeptionsrecht war 
und blieb ein offizielles; ein Standesrecht des Adels ; kein 
Volksrecht. Nachhaltigeren und tiefgehenderen Einfluß auf das 
Rechtsleben gewann das Fremdrecht erst mit Beginn der 
christlichen Periode. Die eigentliche Ausbildung und Fest- 
setzung eines der Rezeption entstammenden Gemeinrechtes 

Zeltoehrlit fAr Terglelohende Beobtiwluensoluhft. XIX. Band. 21 
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neben der Provinziallandesgewohnheit ist eben ein Produkt 
der folgenden, christlichen Periode. 

Von weittragender Bedeutung für das staatliche und Rechts- 
leben Armeniens war es, daß die Christianisierung des Landes 
sich in einer Zeit nationaler Ohnmacht vollzog. Zwar über* 
dauerte das Königtum der Arsaziden die offizielle Einfuhrung 
des Christentums durch Gregor den Erleuchter und König 
Tiridates (um 300) noch um ein volles Jahrhundert; der Bestand 
war jedoch fast nur ein nomineller; in Wirklichkeit waren die 
Arsazidenherrscher dieser Periode in Lehnsabhängigkeit zu- 
nächst von Rom und darauf immer mehr in die des Sassaniden- 
reiches geraten; das Land war lediglich ein Vasallenstaat bald 
der einen bald der anderen der angrenzenden Großmächte, bis 
es im Jahre 387 vollends unter die beiden Reiche geteilt 
wurde : der große östliche Teil (etwa vier Fünftel) kam unter 
persische; der kleine westliche unter römische Oberhoheit. Das 
zunächst noch belassene Schattenkönigtum wurde mit der Ent- 
thronung des letzten Arsaziden Artases durch den Sassaniden 
Bahram V. Gor im Jahre 428 (oder 429) völlig aufgehoben. 
Während der nun folgenden Periode der Perserherrschaft 
(428 — 654) und der arabischen Okkupation (654 — 859), da 
das Land unter Statthaltern; sog. Marzpans bezw. Ostikans 
stand; blieben zwar die einheimischen Gaufürsten und Landes- 
häuptlinge innerhalb der Grenzen ihres Besitztums vollmächtige 
Herren und wurden in ihrer bisherigen Gerichtsbarkeit be- 
lassen. Faktisch jedoch scheinen sie diese ihre Jurisdiktion 
nicht allgemein ausgeübt und behauptet zu haben; vielmehr 
zeigt sich in dem geschichtlichen Verlaufe ein stufenweises 
Zurückweichen und Preisgeben der weltlichen Jurisdiktion der 
DistriktfÜrsteU; die auf die geistliche Gewalt, d. h. auf ihren 
Träger, den Eatholikos, überging. Letzterer hatte in gewissem 
Sinne das Erbe des Königtums übernommen und sich zum 
politischen Zentrum der Nation aufgeworfen. Die Folge war 
ein allmähliches Umsichgreifen der patriarchalen und bischöf* 
liehen Gerichtsbarkeit, die schließlich so ziemlich das gesamte 
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Gebiet der ehemaligen Nachararjustiz umspannte und auf der 
Synode von Schahapivan im Jahre 447; deren 20. Kanon 
wichtige Einzelbestimmungen über diese Materie gibt, förmlich 
sanktioniert wurde. Nur die Blutgerichtsbarkeit scheint der 
staatlichen Gewalt vorbehalten gewesen zu sein. (Vgl. zur 
näheren Ausführung: Arm. Rb. II, p. 341—349.) Kirchlich 
kanonisches Recht gewinnt infolgedessen die Vorherrschaft an 
den fast durchweg geistlichen oder doch von der geistlichen 
Behörde präsidierten Gerichten; der Klerus wird zum fast 
alleinigen Pfleger und Träger des Rechtes und der Gesetzes- 
kunde. Bezeichnenderweise ist die erste sicher verbürgte 
Rechtskodifikation der Armenier eben diejenige des Kanon- 
buchesy eine in ihrer Art großartige Leistung. An die Kanon- 
sammlung schließt sich schon frühzeitig eine gelehrte Kom- 
mentarliteratur an, die so ziemlich alles in sich schließt^ was 
Armenien an selbständigen juristischen Traktaten geleistet hat'). 
Dieses auf den armenischen Nationalsjnoden^) erzeugte; teil- 
weise durch private Jurisprudenz weitergebildete Kanonrecht ^) 

'} Diese kanonischen Traktate zerfallen in solche allgemeinen 
Charakters, wie z. B. der Kommentar des EliSe über die Eirchencanones, 
und in Monographien; unter letzteren nehmen die Traktate über £he- 
und Verwand tschaftsrecht, wie solche u. a. von Nerses Schnorhali, 
Jakob Chrimensis etc. überliefert sind, eine besonders hervorragende 
Stellang ein. — Ein derartiges Werk kanonrechtlichen Charakters wer- 
den wir auch vermuten dürfen in dem durch die Ueberlieferung dem 
Johannes Sarkavag (1060 — 1129) zugeschriebenen Traktat üb$r die 
Jurisdiktion, der jetzt verloren ist. Auch die in Dat. Vers. 490 ange- 
deutete Schrift von den „Fragen des Bedenklichen und Unbedenklichen** 
dürfte hierher gehören (vgl. Comm. S. 267, Anm.). 

^) Von den 58 Nationalsynoden der armenischen Kirche kommen 
als für die Schöpfung von kanonischen Statuten und mithin für die Aus- 
gestaltung des armenischen Kanonrechtes besonders wichtige hier vor- 
zugsweise die folgenden in Betracht: 

1. die I. und II. Synode von Schahapivan i. J. 447 bezw. 450; 

2. die II. Synode von Dnin (Dovin, Devin, Tevin) i. J. 527; 

3. die V. Synode von Du in i. J. 645; 

4. die II. Synode von Partav i. J. 768. 
*) Solche private Kanonsammlungen sind: 
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berücksichtigt nur nebenbei und indirekt das einheimische Ge- 
wohnheitsrecht: seinem Grundstocke nach baut es sich auf 
mosaischen Satzungen auf unter häufiger Anlehnung an grie- 
chische Eanonbestimmungen (mitunter durch sjrische Vermitt- 
lung), die teilweise vollständig rezipiert werden, wie dies z. B. 
mit dem Basilischen Kanon geschehen ist ^). Dieses kanonische 
Recht, das vorzugsweise aus fremden, d. h. mosaisch-romäischen 
Elementen sich zusammensetzt, war es, das den Boden vorbe- 
reitete für die spätere Rezeption der betreffenden Einzelrechte, 
des romäischen und des mosaischen^. 



1. die 80g. Canones des bl. Sahak (Patriarch Isaak), die zum 
Teil in Rb. rezipiert sind; 

2. die Canones des Eliäe, ediert im Anhang zu seiner Geschichte, 
Venedig 1859; 

3. die Ganones Johannes des Philosophen (genannt Odznetsi), 
ed. Yenet. 1833. 

*) Von griechischen Eanones die wenigstens teilweise in das Ar- 
menische Kanonbnch, teils darch Gewohnheit, teils darch Synodal- 
beschlaß, Aufnahme gefunden haben, sind vorzugsweise folgende zu 
nennen : 

1. Apost. Kan.; 

2. sog. Kanon der Jüngerv&ter; 
8. Nicün. Kan.; 

4. Ancyr. Kan.; 

5. Neocäs. Kan.; 

6. Gangr. Kan.; 

7. Antioch. Kan.; 

8. sog. Athanas. Kan.; 

9. Basil. Kan. 

Das armenische Kanonbuch, von dem eine gedruckte Aasgabe 
bisher noch nicht existiert, hat eine sehr mannigfaltige, reiche Ueber- 
lieferung. Ganz abgesehen davon, daß gewöhnlich als Bestandteil der 
mittelarmenischen Sammelcodices den bürgerlichen Rechtsbüchem eine 
Kanonsammlung angefügt ist — was von der Wichtigkeit dieser Canones 
für die Rechtsprechung zeugt — , existieren zahlreiche unabhängige 
Kanoncodices. Allein in der Etschmiadziner Bibliothek werden mehr als 
20 Kanonhandschriften aufbewahrt, nämlich : Nr. 785, 737, 738, 739, 740, 
741, 742, 743, 744, 745, 746, 747, 748, 749, 750, 752, 753, 754, 761, 
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RömiBcfaes Recht kommt erat verhältnismäßig spät im 
westlichen Lande auf. Darch die Teilung des Jahres 387 war 
das römische Armenien^ das sich bisher auf die westlich des 
Euphrats gelegene Armenia minor ^) beschränkt hatte, auf 
folgende Gebiete erweitert worden^ die bis auf Kaiser Mau- 
ricius ®) wesentlich das römische Gebiet ausmachten : a) Hoch- 
armenien (arm. Barder-Haikh), die römische Armenia magna ^^) 
oder A. interior; b) das sog. Gebiet der Gentes^ d. h. An- 
zitenC; Ingilene, Asthianene^ Sophene^ Sophanene^ Balabitene. 
Hocharmenien ward zum Behufe der äußeren Verwaltung 
einem Comes Armeniae unterstellt^ bildete jedoch im übrigen 
kein organisches Glied des römischen Staates und war nicht 
als Provinz organisiert. »War Großarmenien nicht Provinz, 



Synodalkodez etc. (Mitteilung von Bastam., Intr. Dat. 115.) — üeber 
armenisch-kanonisches Recht handelt ausführlich: Melik-Thangian, 
Armenisches Eirchenrecht, I. 

^ Armenia minor, bereits durch Pompeius zum römischen 
Klientelstaat gemacht und unter Vespasian als Reichsgebiet der Provinz 
Kappadozien zugeschlagen, bleibt für die folgende Untersuchung inso- 
fern außer Betracht, als dieses Gebiet in historischer Zeit überhaupt 
keine armenische Bevölkerung mehr aufweist. Erst später wird Armenia 
minor durch Einwanderung aus dem Ostlande wieder armenisiert (vgl. 
Hübschmann, Altarm. Ortsnamen, p. 207). Im folgenden wird , Klein- 
armenien* im späteren Sinne von Westarmenien einschließlich Ciliciens 
gebraucht. 

*) Die Grenzverschiebung durch Mauricius im Jahre 591, wodurch 
Rom zu den alten Landschaften Hocharmenien und viertes Armenien 
noch die Gaue Taikh, Airarat (ohne Dvin), Turuberan und Aldznikh, 
vielleicht auch großenteils Gugarkh erhielt, scheint in rechtshistorischer 
Beziehung ohne erheblichen Belang gewesen zu sein, da bereits von 641 
ab die arabische Eroberung des byzantinischen Armeniens begann, das 
schon 654 als verloren galt. Vgl. Hübschmann, Altarm. Orts- 
namen. 

^®) Die Benennung ist entstanden als Gegensatz zu der westeuphra- 
tischen Armenia minor. Dagegen heißt nach armenischer Bezeichnung 
, Großarmenien* (Medz-Haikh) das gesamte Land östlich vom Euphrat. 
Im folgenden ist .Großarmenien* regelmäßig im Sinne der einheimischen 
Terminologie gebraucht. 
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BO war auch der Grund und Boden darin nicht Provinaialland 
im rechtlichen Sinne^ so besaßen auch seine Einwohner als 
solche nicht römisches Bürgerrecht^ und römisches Recht und 
römische Gesetze hatten dort keine Geltung. Landesrecht, 
Landesgewohnheiten und Gebräuche waren in Kraft geblieben, 
nach ihnen wird von den einheimischen größeren und kleineren 
Stammhäuptlingen und Gauvorstehern die Verwaltung geführt 
und Recht gesprochen worden sein^ ^^). Dies galt in erhöhtem 
Maße für das Gebiet der Gentes. Hier, in den von den Römern 
sogenannten Satrapien, blieben die angestammten Fürsten- 
geschlechter der Nacharars im ungestörten Besitz ihrer Herr- 
schaft; nur in äußeren Angelegenheiten in einem Vasallitäts- 
Verhältnis zu Rom stehend, beherrschten diese „Satrapen' 
(Nacharars) im übrigen gleich Kleinkönigen von Klientelstaaten 
ihre Gebiete kraft eigenen erblichen Rechtes auf Lebenszeit 
(das erst 488 durch Kaiser Zeno großenteils aufgehoben ward, 
dahin, daß künftighin die Satrapen, mit Ausnahme des von 
Balabitene, der kaiserlichen Ernennung bedurften). 

Dieser Rechtszustand blieb wesentlich unverändert be- 
stehen bis zur Regierung Justinians im 6. Jahrb. Zunächst 
verlieh Justinian im Jahre 528 seinen armenischen Ländern 
eine neue Militärorganisation. j^Comite Armeniae penitus sub- 
lato', setzte er über Armenia I und U (das frühere Klein- 
armenien), den Ppntus Polemoniacus, die Armenia magna quae 
interior dicebatur (= Hocharmenien) und die Gentes einen 
Magister militum per Ärmeniam et Pontum Polemaniacum et 
genteSj dem mehrere Duces (einer in Artaleson, zwei andere 
neuemannte im Gebiete der Gentes) unterstanden^'). Zugleich 
ward über Armenia magna ein Präses als Zivilverwalter ge- 



'0 Güterbock, Römisch-Armenien, p. 25. 

^') Dieses Institut der Duces, die u. a. anch eine gewisse Zivil- 
gerichtsbarkeit ausübten (Güterbock, p. 56), scheint sich in der 
westarmenischen Gerichtsverfassung festgesetzt zu haben ; denn wir finden 
mehrfach im späteren Sempadschen Rb. einen duk (byz. doo£) als richter- 
liche Behörde aufgeführt 
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setzt. Im Jahre 536 wurden durch die neue Provinzialein- 
teilung der Novelle 31 (Armenia I, II, III, IV) die Satrapien 
der Gentes gänzlich beseitigt und diese Gebiete als Provinz 
Armenia IV unter einem Präses vereinigt. Hiermit nun ver- 
band Justinian eine Umgestaltung des materiellen Rechts 
jener westarmenischen Landesteile, indem er durch Legislation 
die hauptsächlichsten der gegen das römische Recht verstoßen- 
den Differenzen der Landesgewohnheit in römischem Sinne 
beseitigte und durch römisches Recht ersetzte. Es geschah 
dies durch zwei für die neuen Provinzen Armenia I (die ehe- 
malige magna) und Armenia IV (die ehemaligen Satrapien 
der Gentes) ergangene Novellengesetze ^*): im Jahre 535 er- 
läßt derselbe seine Erbrechtsnovelle (Edictum III) ^cepl tffi to^v 
'Ap[iev(a>v ScaSox>2<;, in welcher die allgemeine Geltung des 
römischen Rechts für Römisch-Armenien durch folgenden Satz 
ausgesprochen wird: xal 'App.ev[oüc ßoüXöpLe^a zfi(; «potdpac 
ijcaXXd^avtec i8t%ta(; iizl too? T^iist^pooc Sta «Avtcov iYaYetv 
vö|LODc xal Soövat aitotc lo&zriza tyjv «p^icoooav, j^Auch die 
Armenier wollen wir mit Ablösung von ihrer früheren Recht- 
losigkeit unseren Gesetzen in allem unterstellen und ihnen die 
geziemende Gleichheit verleihen.^ Die im nächsten Jahre 536 
folgende Novelle XXI ^De Armenis^ bestätigt und sanktio- 
niert die Unterstellung der neugebildeten armenischen Pro- 
vinzen unter das Justinianische Gesetz. Der Einfluß byzan- 
tinisch-römischen Rechtes war von nun ab im westlichen, 
römischen Armenien ein ununterbrochener, stetig anwachsender. 
Zwar standen zunächst im östlichen, von den Sassaniden be- 
herrschten und von persischen Marzpans regierten Landesteile 
(428 — 654) politische Gründe dem Eindringen romäischen 
Rechtes feindlich hemmend entgegen. Doch fielen diese 
Schranken teilweise mit der arabischen Invasion (a. 654 — 859), 
und die darauffolgende Periode des wiederhergestellten natio- 



^') Die längst romanisierte Armenia minor bedurfte einer solchen 
Gesetzgebung nicht. 
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nalen Königtams unter der Bagratidendjnastie vom Jahre 
887 — 1042 (bezw. 1045) bedeutet vollends eine allgemeine 
Erstarkung und Verallgemeinerung des romäiscben Einflussefl 
auch auf ostarmenischem Gebiete. Oströmisches Reichsrecht 
beherrschte übrigens nach wie vor die Gerichtspraxis des ehe- 
maligen byzantinischen Armenien. Auch ist schlechthin nicht 
zu bezweifeln^ daß in dieser Periode schon frühzeitig gewisse 
byzantinische Rechtskompendien bezw. fragmentarische Ueber- 
arbeitungen griechischen Rechts in armenischer Version im west- 
lichen Lande privatim eingeführt und staatlich sanktioniert 
wurden. Vor allem gilt dies für die armenische Version des 
sog. Syrisch-Römischen Rechtsbuches^ deren Entstehung 
allen Anzeichen nach in diese Zeit zu verlegen ist; auch die 
Uebertragung der isaurischen Ecloga Leonis et Constantini 
ins Armenische dürfte in ihren Hauptstücken^ wenigstens aus- 
zugsweise, schon in dieser Periode erfolgt sein. Gerade das 
romäische Element nimmt in dem späteren Kodexrecht eine 
so wichtige Stelle ein und zeigt sich so fest eingewurzelt^ daß 
dasselbe bereits eine längere Periode der Festsetzung durch 
gewohnheitsrechtliche Rezeption voraussetzt. Die Tatsache, 
daß die späteren Eompilatoren des 12. Jahrb., Nerses Lam- 
bronensis und Mechithar, das Vorhandensein solcher Kom- 
pendien entweder nicht erwähnen oder geradezu in Abrede 
stellen, beweist höchstens, daß dieselben nur beschränkt lokale 
Geltung hatten, oder auch daß die spätere Praxis dieses rezi- 
pierte Kompendienrecht aufgegeben hatte. Daß nicht erst in 
die spätere Zeit der Kodifikation des nationalen Rechts 
(12. Jahrh.) diese gewohnheitliche Rezeption zu verlegen, 
sondern schon in der bagratidischen Periode byzantinisch-romäi- 
Bches Recht durch die Gewohnheit rezipiert worden ist, geht 
deutlich aus dem Inhalte des späteren national-armenischen 
Rechtsbuches hervor: verfehlte Hyperkritik ist es, wenn z. B. 
Bastamiants in seiner Einleitung zum Datastanagirkh (p. 119) 
diese Tatsache leugnet. 

Neben der Rezeption des romäiscben läuft schon frühzeitig 
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die des mosaischen Rechtes einher. Dieses^ zum Teil durch 
syrisch-kanonische^ zum Teil durch talmudische ^^)^ vielleicht 
auch islamitische Quellen vermittelt^ scheint zunächst fUr das 
östliche^ persisch-armenische Land eine vorwiegende Bedeutung 
erlangt zu haben, indem es für dieses Gebiet, von dem die 
romäische Rezeption während der Marzpanperiode grund- 
sätzlich ausgeschlossen war, der griechenfeindlichen Perser- 
politik als Gegengewicht zu jener gelten mochte ^^). Daß das 
spätere Datastanagirkh, worin mosaisches Recht mit solch 
nachhaltiger Wucht und in der Rechtsgeschichte fast einzig 
dastehender Bedeutung zur Geltung kommt, gerade auf ost- 
armenischem Gebiet erwachsen ist, ist gewiß nicht zufällig. 
Im westlichen Lande tritt mosaisches Recht weniger nachhaltig 
und erst später hervor: wie die Rechtscodices zeigen, ward 
es hier in kompendienhafter Fassung übernommen, indem die 
bekannten als Anhänge der byzantinischen Ecloga und son- 
stiger byzantinischer Rechtsbücher überlieferten Auszüge aus 
EIxodus und Deuteronom zugleich mit der Rezeption jener 
romäischen Rechtsquellen ins Armenische übergingen. 

In dieselbe Periode der Bagratidenherrschaft fUllt die Ent- 
stehung des sog. ^Königsgesetzes^. Es ist dies die als 
I. Kapitel des zivilrechtlichen Teiles im Mechitharschen Kodex 



^^) Der Einfluß talmadischer Jurisprudenz offenbart sich deat- 
lich an der mosaischen Rezeptionsmaterie des Goschschen Rechtsbuchs, 
indem manche dort vorkommenden Mos. Satzungen in derselben modifi- 
zierten Form auftreten, wie sie nach tahnadischer Schaltradition ge- 
läufig sind. I^äheres hierüber zu ygl. in David Heinrich Müllers Semi- 
tica II über Dat. Talmadische Quellen scheinen jedoch nicht direkt 
benutzt, sondern erst auf dem Wege der islamischen Rechtswissen- 
schaft, die zur Zeit der Araberherrschaft auf armenischem Gebiete flo- 
rierte, übermittelt worden zu sein. Vgl. die Qaellenaafzählung der 
Einleitung zu Dat., worin als QaeUe zwar das islamische, nicht aber 
das talmudische Recht angeführt wird. 

'*) Nach einer von D. H. Müller (Semitica II) ausgesprochenen 
Vermutung, würe die Rezeption mosaischen Rechts hauptsächlich durch 
die V. Synode von Duin um d. J. 645 veranlaßt. 



330 Karat 

figarierende weitschweifige Rechtsordnung, die inhaltlich sich 
ans Vorschriften über die Thronfolge und Domänenvererbung, 
das königliche E^riegs- und Beuterecht, die königliche Gerichts- 
barkeit, Steuerwesen, Standes- und Lehnsrecht u. dgl. zusam- 
mensetzt. Daß dieses j^Königsgesetz^ seinem Ursprünge nach 
wirklich in die Königszeit zu verlegen ist, folgt schon aus der 
in den Codices stehend üblichen Bezeichnung j^Königsrecht', 
die nicht etwa auf den Inhalt zu beziehen ist, sondern auf 
den Urheber oder Gesetzgeber^ Denn, daß dieser etwa der 
Kompilator des Rechtsbuches sei, ist schon a priori unwahr- 
scheinlich und geradezu undenkbar, insofern die Entstehung 
des Kodex in die „königslose^ Zeit der Knechtung unter die 
Fremdherrschaft fällt, wo eine solche ,, Königssatzung' von 
keinerlei praktischer Bedeutung und Anwendbarkeit war, wie 
denn auch anderseits die Satzung nach Inhalt und Anlage auf 
einen älteren Ursprung zurückweist. Daß der Kompilator des 
Kodex diese Satzung als fertiges Produkt früherer Zeiten vor- 
gefunden und ohne wesentliche Abänderungen beibehalten, folgt 
übrigens positiv aus dem Wortlaute des Schlußparagraphen 
derselben in Vers. 489. Yen., worin sich der Redaktor des 
Kodex gegen den Vorwurf der Unzeitgemäßheit der Rezeption 
dieser veralteten Königssatzung verwahrt. Dieselbe ist also 
zweifellos ihrem Ursprünge nach in die Königsperiode zu ver- 
legen, und zwar weist sie auf das zweite Königtum, das- 
jenige der Bagratidendjnastie, hin, aus folgendem Grunde: es 
wird in der Satzung mehrfach Bezug genommen auf die 
Arsakunierregenten , die als die ,, ersten Könige^ bezeichnet 
werden; so z. B. an folgenden Stellen: ,Und die Gebiets- 
grenzen sind durch Berge und Flüsse von ihm zu bestimmen 
und durch Säulen, nach Sitte der ersten Könige'; hiermit 
wird angespielt auf eine von Mos. Choren. U 56; III 77 über 
die Arsacidenkönige berichtete Angabe. Femer: ,Beim Vor- 
handensein von Söhnen halte er den einen von ihnen ständig 
bei sich und setze diesen einen als den zuständigen zu Erben 
ein, während er den übrigen in der Ferne Wohnsitze anzu- 
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weisen hat; nach derselben Gewohnheit, die auch 
schon unsere ersten Könige geübt haben^; letztere 
Gewohnheit wird in der Tat von Mos. Choren, auf den Arsa- 
cidenkönig Vagharschak I. zurückgeführt. Aus diesen und 
ähnlichen Stellen*®), wo der Gesetzgeber das erste Königtum 
offenbar als Prototyp und Gewährschaft für seine „Königs- 
gesetze^ heranzieht, folgt, daß diese „Königsgesetze^ für die 
zweite Königsdjnastie, also während der Bagratidenperiode, 
geschaffen sind, für welche sie als praktisches Recht mit Ge- 
setzeskraft galten. 

Die Quellen, woraus diese Rechtsordnung geflossen ist, 
sind: 1. Armenisches Gewohnheitsrecht; 2. Mosaisches Recht; 
3. in geringerem Maße auch romäisches Recht. Die Ver- 
schmelzung dieser drei heterogenen Elemente zu einem Ganzen, 
die deutlich unter kanonischen Gesichtspunkten und zum Teil 
auch unter direkter Beeinflussung kanonischen Rechtes er- 
folgt*''), ist bezeichnend als vorläufiger, wenn auch erst 
schwacher Versuch einer Ausgleichung und Vermittlung zwi- 



'•) Vgl. weiter ibid. II c. 1 : „Die Stadtbürger sind höher zu ehren 
als die Dorfleute . . ., denn auch die Ordnung unserer ersten Könige 
lautet in demselben Sinne.* Hiermit wird Bezug genommen auf die 
von Mos. Choren. II c. 8 ilberlieferte entsprechende Arsazidensatzung. 
Femer ibid. Dat. II c 1 : .Denn eine ebensolche ist die Verfassung, die 
unser König Abgarios für das Königshaus der Perser angeordnet hat', 
was sich auf die bekannte bei Mos. Choren. II überlieferte Originalstelle 
bezieht. 

^^) Auf das Kanonrecht zurückgehend ist u. a. in dieser Satzung 
die Bestimmung betr. die Pönitenz als Ergänzungsstrafe, ferner auch die 
folgende: «Unstatthaft ist es für einen christgläubigen König . . . mit 
Buhlerinnen zu leben . . . denn er hat Gewalt, auf gleicher Stufe mit dem 
Patriarchen am Altare zu stehen ; sondern er ahme hierin nach dem Vor- 
bilde der frommen Könige Osias und Ezechias, desgleichen dem des 
Dayid . . .* (Dat. II, 1); vgl. hierzu als entsprechendes Quellenkorrelat 
Kan. Apost. 28: «Angeordnet haben die Apostel und zu Rechtskraft fest- 
„gesetzt in Betreff von Königen, welche den Glauben der heiligen Kirche 
„haben und Christus bekennen, daß ein solcher Gewalt habe, mit den 
Priestern am Altare zu stehen, gleichwie David und die ihm gleichenden.' 
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sehen den sich zum Teil schroff gegenüberstehenden Rezeptions- 
rechten einerseits und dem einheimischen Gewohnheitsrechte 
anderseits^ ein Prototyp der in der Folge in großartigerem 
Maßstabe durch das Gesetzeswerk des Mechithar Gösch durch- 
geführten Rechtsausgleichung. 

In der auf den Untergang des Bagratidenreiches (1045) 
folgenden Periode der Tataren- und Türkenherrschaft steigerte 
sich die Rechtsunsicherheit und Rechtsverwirrung in Groß- 
armenien. Die Rechtslage war folgende: einerseits ein ge- 
lehrtes offizielles Rezeptionsrecht ^ das sich in ein mosaisch- 
kanonisches und ein byzantinisch- römisches spaltete; anderseits 
das armenische Gewohnheitsrecht^ das zwar im ganzen einen 
einheitlichen Grundcharakter trug; im einzelnen jedoch nach 
den geographisch und politisch geschiedenen Provinzen und Kan- 
tonen lokale Verschiedenheiten aufwies ^^). Im westlichen, ehe- 
mals griechischen Armenien, d. h. Kleinarmenien nebst Cilicien, 
war byzantinisches Recht vorwiegend, im Osten, dem ehe- 
maligen Persisch- Armenien, nationales Recht neben kanonisch- 
mosaischem ^^^. Solange das Königtum bestanden hatte, machte 

'^) Auf die lokale Dififerenzierung des armenischen Gewohnheits- 
rechtes je nach Provinzen und Gaaen wird mehrfach in den Rechts- 
büchern hingewiesen : so u. a. Dat. U c. 127, c 122, c. 121, Rb. §§ 174, 
175 etc. Es betrifft diese Differenzierung jedoch nur sekandäre und 
mehr unwesentliche Modifikationen. Im Gninde und Wesen steht das 
armenische Volksrecht in einheitlicher Geschlossenheit als ein gegen die 
Rechtsbildungen benachbarter Völker abgeschlossenes Ganzes vor ans. 

^^») Dieser Zustand spiegelt sich noch in den späteren Rechtsqaellen 
wieder: So haben in dem auf hellenistischem Gebiet erwachsenen cilicisch- 
kleinarmenischen Rb. eine Anzahl von Termini inr. und sonstige griechi* 
sehen Ursprungs Eingang gefunden, die im großarmenischen Kodex 
regelmäßig durch echtarmenische Aequivalente ersetzt werden; so 
namentlich : 



in Rb. 


in Dat 


nomos (vofJLoO, 


orenkh, 


diathik (8taO-fjxfi), 


ktak, 


pristimon (tcp6oTi{j.oy), 


gravi 


parikos (tcdpoixo^). 


iinakan, 


perperat (byperperata). 


oski-dahekan. 
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sich der Mangel eines kodifizierten Gesetzes weniger flihlbar^ 
da unter geordneten politischen Verhältnissen und einer festen 
Staatsgewalt die Rechtspflege und Gerichtspraxis auch ohne 
geschriebenes Gesetz ihre Direktive innerhalb des Rahmens 
des Gewohnheitsrechtes angewiesen erhält. Dagegen mußte 
sich der Mangel eines Gesetzeskodex dringender fühlbar machen 
in dem politischen Chaos der nachbagratidischen Zeit. Dem 
Mangel ward abzuhelfen versucht durch Eodifizierung in 
folgender Weise: 

1. In Großarmenien durch das Gesetzbuch des Mechi- 
thar Gösch um das Jahr 1184. Als einer der HauptbeweggrUnde 
zur Abfassung des Kodex des Datastanagirkh^ d. i. Gerichts- 
buch ^ der für die Gerichtspraxis im weitesten Sinne, sowohl 
die kanonische als weltlich zivile, bestimmt war, wird bezeichnet 
in der Einleitung zum Kodex der von Ungläubigen sowohl als 
von Landsleuten erhobene Vorwurf des Nichtvorhandenseins 
einer Gesetzeskodifikation und die daraus resultierenden Miß- 
stände, lieber seine Quellen und die Art der Zusammensetzung 
berichtet der Kompilator in c. 10 der Einleitung folgendes: 

Dat. Intr. Kap. X. j^Aus welchen Schriften und aus 
welchen Völkern der Stoff zum Gerichtsbuche zu sammeln ist, 
woraus dann unsere Wahrhaftigkeit abgeleitet wird; und wie 
sich inhaltlich das Rechtsbuch begrenzt. 

j^Im Begriffe, schriftlich zu verzeichnen die Sachen des 
Gerichtes, müssen wir darstellen, aus welchen Schriften oder 
aus welchen Völkern wir sie sammeln, auf daß die Rechtlich- 
keit [eigentlich ,, Wahrheit^] derselben kund werde und nicht 
etwa jemand daran Anstoß nehme, als schrieben wir solche 
auf Grund unserer selbstersonnenen Aussprüche nieder. 

jpZum ersten erachten wir es für zuverlässig, aus dem 
natürlichen Gesetze zu schöpfen, demjenigen, welches die 
Stammhäupter Abraham und die anderen hatten, ohne Schrift« 
aufzeichnung; welches femer auch die Heiden hatten, kraft 
dessen sie die Ehebrecher, Diebe und Totschläger zu richten 
verstanden. 
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2^Zum zweiten schöpfen wir von sämtlichen Völkern der 
Christenheit, als von leiblichen Brüdern; was wir gehört oder 
gesehen haben bei ihnen an trefflichen Rechtsentscheiden, 
sammeln wir in diesem Buche. 

^Zum dritten schöpfen wir auch von den Mohammedanern: 
nicht das^ was sie aus der Lehre Mohammeds an lasterhaften 
Aussprüchen oder Rechtsentscheiden sich angeeignet haben, 
sondern das^ was sie aus Moses' Gesetz entnommen haben, 
dieses lesen wir aus und nehmen es auf; indem wir weder um 
ihrer Rezeption willen das dem göttlichen Gesetz und Recht 
angehörige verwerfen, noch auch um ihrer Gesetzmischung 
willen die ihrigen lasterhaften Aussprüche annehmen, vielmehr 
mit Auswahl des Rechtlichen das Lasterhafte verschmähen. 

.Dieses sind die Völker, von denen wir auswählen und 
sammeln die Rechtsbestimmungen. 

^Von Schriften aber ist unsere erste Quelle der Exodus 
und das Zweite Gesetz und die weiteren übrigen Bücher, die 
bestimmt und unmittelbar Gottes Gesetz und Recht zum Aus- 
druck bringen; wie es denn darin auch heißt: .Dieses sind 
die Gesetze und Rechte und Zeugnisse, die euch der Herr 
vorgeschrieben hat. 

j^Dic zweite sind die Eanonbücher; denn auch hier findet 
sich nicht nur der Kraft nach vorhandenes [virtuelles] Recht, 
sondern auch bestimmt ausgesprochenes Recht allenthalben. 

j^Zu dritter Quelle schöpfen wir aus der gesamten Schrift 
Alten und Neuen Testamentes; denn die gesamte Schrift, was 
ist sie anders als Unterweisung und Gesetz fiir geistliches 
und weltliches Gericht? 

^ Diese so beschaffene Art der Sammlung erweist nun offen- 
bar unsere Rechtlichkeit [eigentlich ,Wahrheit'], in dem Sinne, 
daß wir nicht kraft selbstersonnener Aussprüche das Werk 
schreiben, sondern auf Grund auszugsweiser aus den Schriften 
und den Völkern geschehender Stoffsammlung dasselbe ver- 
fassen für die Bedürfnisse der Gläubigen.' 

Die Aufzählung der Quellen ist einseitig tendenziös, in* 



Grundriß der Geschichte des armenischen Rechtes. 335 

sofern sie zu sehr und ausschließlich die fremden Quellen 
nrgiert. Zum Verständnis der Mecbitharschen Darstellung 
haben wir uns die oben geschilderte Rechtslage der nach- 
bagratidischen Zeit zu vergegenwärtigen ; nach welcher nicht 
sowohl das einbeimische Landesrecht als vielmehr die in 
mehrere getrennte Gebiete zerfallende Eezeptionsmaterie 
im Vordergründe stand und für die Gerichtspraxis in erster 
Linie in Betracht kam. Nächstes und Hauptziel der Mecbithar- 
schen Kodifikation mußte nun die Vereinheitlichung und Ver- 
schmelzung dieser bisher unvermittelt nebeneinander stehenden 
heterogenen Rechtsmassen des Rezeptionsrechtes sein, und 
zwar unter kanonischen Gesichtspunkten. Daß das Gewohn- 
heitsrecht bei dieser kanonischen Sjstematisierung^ die vor 
allem die Aufstellung eines einheitlichen offiziellen Gelehrten- 
rechtes bezweckte; nicht zu seiner vollen Geltung kommen 
kann und mehr subsidiär herangezogen wird, ist nach dem 
geschichtlichen Verlauf der armenischen Rechtsentwicklung, 
wonach bis zu Mechithar als offizielles Recht lediglich das 
kanonische bezw. mosaische und griechische Rezeptionsrecht 
galt; nicht weiter auffallende^). Bezeichnend ist in dieser Hin- 



^') Das Gewohnheitsrecht gilt Mechithar als subsidiäres, als 
Hilfsrecht; erst da, wo das offizielle Schriftrecht, die Rezeption smaterie, 
versagt, wird direkt zur Landesgewohnheit gegriffen. Dies ergibt sich 
deutlich aus Stellen wie die folgenden: Dat. I, 109: , Vorstehend haben 
wir in Uebereinstimmung mit Gesetz und Kanon den Gerichtsentscheid 
getroffen . . . und ich habe diesbezüglich eine davon abweichende Eigenan- 
sicht nicht aufstellen wollen, um nicht in irgend als dem Kanon zuwider- 
laufend erachtet zu werden ; was jedoch vom Kanon nicht besonders 
aufgeführt wird, das haben wir der lebendigen mündlichen 
Üeberlieferung entnommen.* Ferner Dat. U, 1: , Diese Be- 
stimmung habep wir gegeben nach der Gewohnheit, da eine 
diesbezügliche Bestimmung vom Schrift recht nicht getroffen 
ist." In demselben Kap. Dat. II, 1 wird sodann die Priorität des rezi- 
pierten Schriftrechts vor dem einheimischen Rechtsbrauche ausgesprochen 
durch den Satz: ,Wenn jedoch hiergegen mau einwenden wollte, wieso 
denn nach der Uebung der Gegenden des Südens diese (d. i. die 
Königstochter) nicht befugt sein sollte, selbst die Krone zu tragen, statt 
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sieht für den Mecfaitharscben Gesiehtspunkt, daß Meehithar 
das Oewohnheitsreeht unter den Quellen zn seinem Kodex 
nicht ausdrücklich aufzählt. Gleichwohl ist eine große Masse 
armenischen Gewohnheitsrechtes in seinem Rechtsbuch ent- 
halten ^ indem sehr häufig ganze Rechtssatzungen direkt aus 
der Landesgewohnheit geschöpft, mitunter auch die abweichende 
Rezeptionssatzung in die entsprechende Landesgewohnheit um- 
gemodelt wird^ wie ja übrigens an zahlreichen Stellen des 
Dat. die betreffenden Mechitharschen Bestimmungen aasdrück- 
lich als Ausflüsse des lebenden Rechtsbrauches bezeichnet wer- 
den; vgl. u. a. Dat. I 57^ I 109, U 1. Die Ausgleichung der 
gegenseitigen Differenzen zwischen Rezeptions- und Volksrecht 
und Verschmelzung der heterogenen Rechtsmasse zu einem 
einheitlichen Korpus ist das große Werk des Mechitharschen 
Kodex. 

2. In Klein- und Westarmenien(Cilicien)ydas von grie- 
chischem Einflüsse beherrscht war, konnte das national-armenische 
Gewohnheitsrecht noch nicht zu einer gesetzlichen Kodi- 
fikation gelangen. Es war naturgemäß, daß man sich hier zu- 
nächst noch mit dem herrschenden byzantinischen Gesetzesrecht 
begnügte. Fast um dieselbe Zeit, da in Großarmenien Meehithar 
Gösch seinen Kodex schuf, wurde in Cilicien durch Nerses 
Lambronensis, Erzbischof von Tarsos, eine fdr die Ge- 
richtspraxis des eben unter der Rupenidendynastie neuerstan- 
denen nationalen Königreiches bestimmte Gesetzessammlung 



dieselbe auf den Gatten zn übertragen, so ist zu wissen, daß dort freilich 
die Gewohnheit Jene Uebung vorzieht, hier aber erachte ich nach 
Schriftrecht diese für gültige/ Vgl. auch Dat. II, 57, wo ebenfalls 
der Satz ausgesprochen wird, dafi , überhaupt bei sämtlichem (seil. ,au8 
mündlicher Rechts Überlieferung geschöpftem Material^) was in diesem 
Gerichtsbuche als gegen die Schriftsatzung verstoßend erseheinen dürfte, 
der betreffenden Schriftsatzung für die praktische Anwendung der Vor- 
zug zu geben ist • . .*. Klarer und bestimmter kann die Priorität des 
Schriftrechtes (d. h. Rezeptionsrecht} vor dem nur subsidiäre Geltung 
habenden Volksrechte überhaupt nicht ausgesprochen werden. 
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veranstaltet^ bestehend aus Uebertragungen byzantinischer und 
syrisch-hellenistischer Gesetze. In zwei Memorialen^ die uns in 
je einem juristischen Sammelkodex aus Maras und aus Kai« 
sarieh überliefert sind, beschreibt derselbe uns seine gesetz- 
geberische Tätigkeit folgendermaßen: 

^In den Jahren des Pontifikates Qrigors über Armenien, 
der als dritter seinen Vorgängern auf dem Stuhle zu Hromgla 
folgte, im Jahre 1193; dem achtzehnten des Pontifikates des- 
selben, erging die Anfrage an seine Heiligkeit seitens der 
Bewohner der Städte und der Gaue nach einem bürgerlichen 
Gesetze; denn die ismaelitischen Präfekte, die in den Städten 
als Richter saßen, führten keine Gerichtsbarkeit über die 
Hayastanier, sondern beschieden die Rechtsuchenden an ihr 
eigenes [armenisches] Gesetz; denn so lautete der Befehl der 
Obermeliks an die Richter der Städte'^), dieselben dem Ge- 
richte ihres nationalen Gesetzes zu überlassen. Die streitenden 
Parteien pflegten sich deshalb an die Kirche zu wenden, um 
gesetzliches Recht von den Priestern und den Priesterfürsten zu 
erheischen; diese jedoch besaßen keine kodifizierten Aufzeich- 
nungen, auf Grund welcher sie das Recht entschieden, wie sie 
deren bei den anderen Nationen sahen, christlichen sowohl als 
moslimischen, d. h. bei Römern, Griechen, Syrern, Aegyptern, 
Arabern, Persem und unseren jetzigen Beherrschern, den Türken. 

^Es kamen nun also zur diesbezüglichen Anfrage an 
unsem obengenannten Patriarchen Abgeordnete von den 
Armeniern, aufgeklärte Kleriker und Laien, Männer, die sich 
durch das Beispiel der fremden Nationen angestachelt fühlten 
und nach dem Besseren eiferten. Als wir danach in der 
Bibliothek der Katholikosresidenz Nachsuchung anstellten, 
fanden wir kein Gesetz, außer nur das kanonische, das sich 
als von den Vätern der heiligen Synoden herrührendes vor- 
fand, sowie die damit durch ebendieselben verbundenen authen- 



'^) üeber die moslemischen Richter der arabischen Okkapaüons- 

period e ygl. Ghazar, Armenien nnter der arabischen Herrschaft, p. 57. 
ZcitMlulft fAr T«ffglaloh€nda BechtiwineBiohAft. XIZ. Band. 22 
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tiBchen Canones der Kirche. Ein Zivilgesetz aber wurde 
nicht gefanden nnter den Armeniern, weder bei der Kirche 
noch bei den Fürsten. Darob sehr betrübt, ließ der Patriarch 
Nachforschungen anstellen bei anderen Nationen. Da offen- 
barte ein gerade dort anwesender weisheitbeflissener syrischer 
Priester namens Theodosins meinem Herrn, daß bei ihm diese 
ygeJcürgte Zivilgesetjsgehung' vorhanden sei; welche, nachdem 
er mir, seinem armen Schützling und Pflegesohn Nerses, den 
Auftrag da^u gegeben, ins Armenische übersetzt ward, ihm 
selbst zum gesegneten Andenken und den nachkommenden 
Qeschlechtern zur Richtschnur ihres Wandels. Danach habe 
ich femer auch aus dem Griechischen veranstaltet die Ueber- 
setzung vorliegenden ^Mosaischen Gesetzes^ sowie diejenige von 
dem ^Gesetze Leons und Konstantins^'^ aus welchem ich auch 
dieses folgende ßoldatengesetsf übertragen habe; und habe es 
gewidmet denen, welchen beliebt nach ihm zu wandeln und 
Gott wohlgefällig befunden zu werden, den Gouverneuren der 
Städte und der Gaue.' In einem zweiten Memoriale heifit 
es: „Dieses Gesetzeskompendium habe ich armer Bischof von 
Tarsos übersetzt aus einem alten griechischen Kodex im Jahre 
1196, in der neuerbauten Burg von Lulu, welche die cilici- 
sehen Tore beherrscht, welche aus langjähriger Verödung in 
eine menschenwohnliche umgeschaffen hatte einer meiner 
Brüder, Schahinschah, indem er das durch die Ismaeliten zer- 
störte Gebäude der Griechen fester wieder aufbaute; wodurch 
er das armenische Gebiet erweiterte in der Hand des Königs 
Levon, der in Cilicien und über die syrischen Gaue herrscht, 
indem dieser sich des zweiten Kappadociens mit der Haupt- 
stadt Tiana dadurch bemächtigte, daß er die neuerbaute 
Festung an sich nahm, zum Buhm Christi und zum Hort der 
Christen. Wieder nach der Kathedralkirche Tarsos zurück- 
gekehrt, feilte ich dort die Uebersetzung aus zu vorliegender 
Fassung, und habe sie gewidmet den Armeniern* '^), 

'0 ^ Original mitgeteilt im „Katalog der altarmeiiischezi Ueber- 
setzuDgen' (vom 4.— 13. Jahrb.), Venedig 1889. 
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Als sicher von Nerses herrührend sind demnach zunächst 
außer dem mosaischen Gesetzauszuge die armenischen Versionen 
der Edoga Leonis et Gonstantini und die des Nomos stratiotikos 
verbürgt. Was unter der aus dem Syrischen übernommenen 
^igekürzten Ziyilgesetzgebung^ zu verstehen sei; können wir, 
da uns die betreffenden Codices , die diese Textstücke ent- 
halten, nicht vorliegen, hier nicht mit Sicherheit entscheiden. 
Doch wohl kaum das Sjr.-Röm. Rechtsbuch, das sonst allge- 
mein unter dem Titel «Gesetz der Könige Konstantin, Theodos 
und Leo, Könige der Bomäer'' angeführt wird; eher ließe sich 
mutmaßen auf den in den Codices unter dem Titel „Rekapi- 
tulationskompendium der Gesetze' überlieferten Traktat, der 
nach einigen sprachlichen Eigentümlichkeiten auf syrisches 
Original hinzudeuten scheint, Uebrigens ist auch für das 
Edogarecht eigentlich nicht Nerses der erste Begründer und 
Einführer auf armenischem Gebiet, da nach dem oben Er- 
örterten bereits zur Bagratidenzeit die Rezeption dieses Rechtes 
eingeleitet worden ist. Ueberhaupt dürfte es schwer, ja un- 
möglich sein, die einzelnen Stücke dieser juridischen Ueber- 
setzungs- und Kompendienliteratur auf ihre jeweiligen Autoren 
und Entstehungszeiten zurückzuführen. In den Rechtscodices 
sind sie meist nach praktischen Gesichtspunkten zu einem 
Korpus vereinigt ^^). Ein anschauliches Bild eines derartigen 



") Dies hat zu der irrigen Ansicht geführt, die typischen Bestand- 
teile dieser Rechtssammlnngen, nämlich vor allem: Mech. Dat., Syr. Rb., 
Rechtsregeln in 85 Artikeln, Edoga und Mos. Gesetzesversion als ein- 
heitliche zusammengehörige Kompilation ein und des- 
selben Juristen aufzufassen ; und zwar glaubt man hierin das Werk 
des Mechithar Gösch zu erkennen, dessen Datastanagirkh die genannten 
Traktate in mehreren Codices angehängt sind. Diese auf den ungenauen 
Angaben Brossets foßende Theorie, die zumal von NichtOrientalisten wie 
Ton Hube (Zeitschr. f. Rechtsgeschichte 1882, p. 17), nach ihm von 
Kohl er (Zeitschr. f. yergl. Rechtsw, 7, p. 400) und Lei st (Altarisehes 
Jus Gentium, p. 48) naturgemäß reproduziert werden mußte , ist bereits 
▼on Bastamiants (Intr. Dat.) als unhaltbare nachgewiesen worden, 
und bedarf keiner weiteren Widerlegung. Speziell ist auch zu ver- 
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aus Uebersetzungen und mehr oder minder starken Ueber- 
arbeitungen byzantinischer Bechtskompendien zusammenge- 
setzten Rechtskodez, wie sie auf kleinarmenischem Gebiete 
im 12. Jahrhundert und teilweise schon früher vielleicht unter 
den Bagratiden in der Gerichtspraxis in Uebung waren^ gibt 
uns Cod. Mb. Nr. 1223 der Venet. Mechitharistenbibliothek. 
Die im Sammelkodex enthaltenen Schriften sind der Beihe 
nach folgende: 

Nach einer einleitenden Inhaltstabelle zu 1. und 2. be- 
ginnt: 

1. Mosaisches Gesetz aus einer griechischen Vorlage 
geflossen (p. 30 — 144). Am Schluß steht folgende Nachschrift: 
3,Des Besitzers dieses Buches, des Baron Oschin, auf dessen 
Befehl und Kosten dasselbe geschrieben wurde, gedenket im 
Herrn, Amen.* — Folgt 

2. Die Ecloga der isaurischen Kaiser Konstantin und. 
Leo, und zwar: a) p. 145 — 163 Einleitung zur Ecloga (iden- 
tisch mit der bei Monferrat edierten) unter dem Titel: Leons 
und Konstantins, der rechtgläubigen Könige, Vorwort der 
Bürgerlichen Gesetzgebung; b) unter der Titeltiberschrift: 
3,Gekürzte Auslese aus den bürgerlichen Gesetzen Leons und 
Konstantins, der weisen und rechtgläubigen Könige, nach der 
vom großen Justinian geschaffenen, der Orthodoxie angepaßten 
Beform' der Text der Ecloga in 19 Titeln in einer von der 
Monferratschen Vulgärversion teilweise erheblich abweichenden 
Bedaktion. Dem Titel 19 sind sechs als Appendices Eclogae 
(bei Monferrat) überlieferte Textstücke einverleibt, in zum Teil 
stark umgearbeiteter Fassung, fragmentarisch und mit völliger 
Auslassung von App. III icotvdXta ^epl atpatKotixcov. 



werfen die Petermannsche Vermatang, daß Mechithar Gösch der Ver- 
fasser von Red. Arm. des Syr. Rb.8 sei (ygl. 8yr. Rb., p. 168). — Ebenso 
unrichtig ist die gegenteilige Tendenz, sämtliche armenische Versionen 
des griechischen Rechtes auf Nerses Lambronensis als Redaktor znräck- 
znf Uhren. 
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3. (p. 347 — 860): Novelle der Kaiserin Irene de 
testinm inramento ans den Jahren 797—802; unter dem Titel: 
„Gesetzgebung der Königin Irene, der Mutter Konstantins, 
über die Vermeidung der Eidschwttre, gemäß der hehren Vor- 
schrift des Herrn.' 

4. (p. 861 — 376): Ein Auszug aus den justiniani- 
schen Novellen unter dem Titel: «Zwölf Kapitel aus dem 
justinianischen Gesetz betreffend die von den Königen und 
Fürsten gegen die Canones der heiligen Kirche und die darin 
enthaltenen Bestimmungen zu beobachtende Ehrerbietung.' 
Die einzelnen Artikel sind entnommen aus Nov. 88 und 128, 
die bekanntlich kirchenrechtlichen Charakters sind, bezw. staat- 
liches Kirchenrecht darstellen. 

5. (p. 377—571): Das Syrisch-Römische Rechtsbuch 
unter dem Titel: Kompendium von Kapiteln der Zivilgesetz - 
gebung, exzerpiert aus den königlichen Verordnungen, a) Re- 
gister, b) Text. 

6. Unter dem Titel: „Kurze Rekapitulationssamm- 
lung des Gesetzes^ ein aus dem griechisch-römischen 
Recht wahrscheinlich durch ein syrisches Mittel hindurch über- 
nommener Traktat in 85 Paragraphen, dessen Identifizierung 
bis jetzt nicht gelungen ist. 

7. Der Nomos Stratiotikos {= Append. Ill ad Eclog. 
ed. Monferr.) unter dem Titel : j^Betreffend Militärgesetzgebung 
56 Kapitel.^ Hierauf folgt die Titeldenkschrift: ,Ich Nerses, 
armer Uebersetzer und Gesetzgeber dieser Militärsatzung unter- 
weise hiermit die Heerestruppen.* Als zweiter [ünter-]Titel 
folgt sodann dieser: , Satzung zur Disziplinierung und Ab- 
schreckung des Militärs, aus der Zivilgesetzgebungsordnung 
(d. h. Ecloga).« 

8. Ein „Traktat über die Verwandtschaftsgrade^, 
eine Kontamination aus Bestandteilen des 7. Titels des Pro- 
Chiron audum (Ed. Zach. Jus gr.-rom. VI), inhaltlich verwandt 
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mit dem als Appendix YII zur Monferratschen Ecloga über- 
lieferten Traktat. 

Ein ähnlicher; inhaltlich nahverwandter oder gar identi- 
scher Sammelkodex byzantinischen Rechtes in armenischer 
Uebertragnng scheint vorznliegen in dem Etschmiadziner Ms. 
Nr. 493; worüber Bastamiantz Introd. ad Dat. p. 119 folgen- 
des mitteilt: ,,Ich muß hinzufügen, daß sich in der Etschmiad- 
ziner Bibliothek ein Gesetzkodex befindet^ Cod. Ms. Nr. 493| 
in welchem ausschließlich der römisch-griechischen Gesetz- 
gebung entnommene Sammlungen enthalten sind, ohne Mechi- 
thars Einleitung und Bechtsbuch, ohne die Sammlung mosai- 
scher Gesetze und ohne irgendwelche sonstige Zusätze und, 
da die Handschrift am Anfang und am Ende defekt ist, ohne 
Gedenkschrift.^ Nach Bastamiantz' Meinung wäre die Materie 
dieser Kompilation entnommen aus j^dem Theodosischen Eo- 
deX; den Justinianischen Institutionen und teilweise auch dessen 
Kodex ; der Ecloga Leos des Isauriers und Konstantins Ko- 
pronymos etc.^ Wiewohl uns nun zwar der Kodex nicht vor- 
liegt, vermögen wir doch a priori unsere Bedenken gegen 
diese Quellentheorie nicht zu unterdrücken. Nicht das klas« 
sisch-römische justinianische Recht, sondern das spätere Recht 
der Isaurier ist von entscheidendem Einflüsse auf die arme- 
nische Rechtsentwicklung gewesen. Dies zeigt sich allenthalben 
an den national-armenischen Codices, worin sich Schritt fiir 
Schritt Spuren des Eclogarechtes, teilweise auch des Sjr.- 
Röm. Rechtsbuches finden. Bastamiantz, der als Nichtromanist 
wohl von der kanonischen, nicht aber von der oströmisch- 
byzantinischen Rechtsliteratur eingehendere Kenntnis hat, ver- 
wechselt unser Syr.-Röm. Rb. mit Cod. Theodos.; was er 
weiter als Ausfluß der Justinianischen Institutionen und des 
Kodex bezeichnet, ist vermutlich in Wirklichkeit dessen No- 
vellen bezw. den späteren Ueberarbeitungen oder Epitomen 
des Justinianischen Korpus, also etwa dem Prochiron oder 
sonst welchen späteren Kompendien entnommen. Kurzum, der 
Inhalt des fraglichen Kodex mag sich wesentlich mit dem- 
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jenigen des oben skizzierten Ms. 1223 aus Venedig decken. 
Dies wird noch wahrscheinlicher gemacht dadurch, daß in 
keinem der zahlreichen auf uns gekommenen armenischen 
Sammelcodices byzantinischen Rechts sich direkte lieber- 
tragungen aus dem Justinianischen Korpus nachweisen lassen ; 
vielmehr ist die in diesen armenisch-byzantinischen Sammel- 
codices enthaltene Materie im großen und ganzen dieselbe, 
wie die des oben skizzierten Cod. 1223. Neue byzantinische 
Versionen enthalten dieselben kaum ^% wohl aber fehlen darin 
durchgängig die in Ms. 1223 überlieferte Novella Irenae und 
die kirchenrechtlichen Novellen Justinians. Dafür sind diese 
Codices meist erweitert durch Aufnahme des Mechitharschen 
Rechtsbuches. Zur Orientierung über diese bislang noch un- 
bekannte Literatur der romäischen Rezeption auf armenischem 
Rechtsboden möge hier eine vorläufige Aufzählung und inhalt- 
liche Skizzierung der einschlägigen Sammelcodices (soweit 
solche bekannt oder erreichbar) folgen'^). 

L Gruppe. -^ Die zahlreichste Gruppe ist die, welche die 
romäischen Versionen (mitunter auch in Verbindung mit Kanon- 
sammlungen) mit dem nationalen Kodex des Mechithar (seltener 
mit dem Sempadschen) zu einem Korpus vereinigt. Hierher 
gehören : 

1. Unterabteilung, 1. Ms. Yen. 890 und 1149: Inh.: 
a) Introd. ad Syr. Rh. & Dat.^ b) Syr. Rb.^ c) Kurze Reka- 
pitulationssanunlung des Gesetzes, d) Ecloga^ e) Nomos Stra- 



") Das nach Daschians Katalog von einem Wiener Mechitharisten- 
kodex, Nr. 58, angeblich überlieferte Stück aus den Novellen des Kaisers 
Manuel hat mit dem griech. Kaiser dieses Namens nichts zu tnn, sondern 
ist ein einfacher Kanontraktat eines Kanonisten Manuel. Ebenso 
grundlos ist die Aufstellung Basmadjians (Droit Armenien p. 6): 
,Plu8 tard, sons les rois Rubiniens (1079—1375), on volt m^me Tin- 
iluence du code de Manuel Comn^ne (1148 — 1180). 

'^) Eine demnächst erscheinende Gesamtausgabe sämtlicher arme- 
nischer Versionen oder Ueberarbeitungen byzantinischen Rechtes hat 
Verfasser in Vorbereitung. 
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tiotikoB, f) Traktat über die Verwandtschaftsgrade; g) Mos. 
Gesetz, h) Mech. Dat. 

2. m. Yen. 214, 368, 993: Inh.: a) Syr. Rb., b) Kurze 
Rekapitalationssammlang; c) Mos. Gesetz^ d) Mech. Dat. 

8. Ms. Yen. 451: Inh.: a) Syr. Rb., b) Mech. Dat., c) ^Dea 
Thomas von Metzoph Traktat betreffend Verwandtschafts- 
recht' ^^); d) Traktat über die Verwandtschaftsgrade, e) Kanon- 
buch. 

4. Ms. Yen. 434: Inh.: a) Syr. Rb., b) Mech. Dat., 
c) Eanonsammlong des Joh. Erzenkensis. 

Zn bemerken ist, daß der Traktat ^^Kurze Rekapitolations- 
sammlung' stets als Anhängsel an Syr. Rb. folgt. Schon dies 
deutet darauf hin, daß derselbe zugleich mit jenem aus einem 
syrischen Original von ein und derselben Hand übersetzt ist. 

2. Unterabteilung. Ms. JEtschm. 492: a) Mech. Dat., 
b) Mos. Ges., c) Syr. Rb., d) j^Eurze Rekapitulationssamm- 
lung*, e) Ecloga. 

5. Unterabteilung. Ms. Etschm. 491: Abgesehen von 
den heterogenen Elementen, die dieser Kodex enthält, folgen 
sich die einzelnen juristischen Teile desselben folgendermaßen: 

a) Ecloga Leonis & Constantini, in fragmentarischer 
Fassung. 

b) Traktat über die Verwandtschaftsgrade. 

c) Assisen von Antiochen (arm* Vers.). 

d) Sempadsches Rechtsbuch. 

e) Eanonsammlungen. 

n. Gruppe. — In der zweiten, kleineren Gruppe fehlen 
die national-armenischen Codices. Hierher gehört die bereits 
oben besprochene Ven. Hdschr. 1223 und Cod. Etschm. 493. 

'') Der Traktat stellt das Recht der erlaubten Grade mit Rück- 
sicht auf die VerehelichuDg dar (mit Tabellen). Im Gegensats za dem 
aus Prochiron auctum geschöpften analogen Traktat scheint hier eine 
selbständige., aUenfalls auf nationalem Kanonrecht basierende Abhand- 
lung Torznliegen. 
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Ferner Ms. Yen. 101: a) Mos, Ges.^ b) Nomos Stratiotikos ; 
Mb. VeD. 1630: a) Sjr. Rb., b) Kurze Bekapitalationssamm- 
lang. Ferner Ms. Vienn. (Mechitb.) 134: a) Auszug aus den 
Canones^ b) Nerses Schnorhalis Bemerkung über die Tabelle 
der Blutsverwandtschaft, c) Syr. Rb., d) Jacob, Schüler des 
Vardapet Georg aus Erznka, über die Blutsverwandtschaft. 

Wie aus der vorstehenden Aufzählung ersichtlich, ist das 
in diesen Codices enthaltene romäische Rezeptionsrecht seiner 
Hauptmasse nach nicht das klassisch-justinianische noch auch 
das spätere wiederhergestellte justinianische; das Basilikenrecht; 
vielmehr erstreckt sich die gewohnheitliche Rezeption vorzüg- 
lich auf späteres, nichtreinrömisches Recht, vor allem das Recht 
der isaurischen Periode (717 — 867), welchem als Hauptver- 
treterin die Ecloga mit ihren verschiedenen Appendices (Nomos 
Stratiotikos u. dgl.)^^) angehört. Da nun aber das Eclogarecht 
ein Reformrecht darstellt, das sich als eine Umbildung des 
Justinianischen Eodexrechts im Sinne griechischer Sitte 
und Volksgewohnheit kennzeichnet, so folgt hieraus, daß 
hiermit ein bedeutendes griechisch-rechtliches Element 
ins Armenische Aufnahme fand. Das griechische Volks- 
recht war eben — wie noch im folgenden unter Abschn. HI 
näher darzutun sein wird — dem armenischen nächstverwandt 
und kongenial, und aus diesem Umstände erklärt sich sowohl 
die Bevorzugung des gräzisierenden Eclogarechts durch die 
armenische Rezeption, als auch insbesondere die bedeutende 
Rolle, die das Recht des sog. Syrischen Rechtsbuchs in ar- 
menischer Version auf armenischem Rechtsgebiete spielte ; das 
sog. Syr. Rh. bringt nämlich, wie Mit t eis' diesbezügliche 
Untersuchungen dargetan haben '^»), im wesentlichen ebenfalls 



"} Die der Rezeption zu Grande gelegte Edogaverslon steht der 
Monferratechen Version nahe; außer Nomos Stratiotikos - zeigt diese 
Yersion noch als Appendices: a) Traktat der Verwandtschaftsgrade; 
b) Mosaisches Gesetzesexcerpt aus Exod. und Levit. 

><•) Zur abweichenden Theorie Dav. H. Müllers (Müller Syr. 
Rh, & Semitica II) vgl. unten Abschnitt III zu Schluß. 
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griechisches Volksrecht zum Ausdrucke. Daß übrigens 
dieses hellenistische Rezeptionsrecht teilweise nicht unbetracht* 
lieh dem einheimischen Volksrecht angepaßt und durch ent* 
sprechende Modifizierung anbequemt und angeglichen wurde, 
ist bereits von Kohler (Zeitschr. f. vgl. Rechtswissenschaft Vll) 
und Mitteis eingesehen und im Kommentar zum Arm. Rb. ge- 
nügend nachgewiesen worden. 

So weit und tiefgreifend nun aber auch der Einfluß und 
die Geltung dieses byzantinischen Rezeptionsrechts, zumal im 
Westlichen Landesgebiete, sich erstrecken mochte'^, auf die 
Dauer mußte es sich als unzureichend und unpraktisch heraus- 
stellen. Mit der Erstarkung der Rupenidenherrschaft und der 
Wiederherstellung des national- armenischen Königtums in Ci- 
licien, da der Schwerpunkt des nationalen Lebens aus dem 
alten Zentrallande sich nach dem cilicisch-kleinarmenischen 
Reiche verschoben hatte, gewann auch hier das nationale 
Recht schließlich das üebergewicht'^): es entstand um das 
Jahr 1265 der national-armenische Kodex Sempads, formell 
eine verkürzte Bearbeitung des Mechitharschen Rechtsbuchs, 



^0 Wenn der Einfluß dieses Rezeptionsrechtes bisher antersohätst 
und teilweise Terkannt worden ist (so auch in Bd. 7 der Zeitschr. f. vgl. 
Rw. von Kohl er), so beruhte dies auf der unvollständigen Kenntnis der 
Originalquellen, die nicht hinreichend erschlossen waren. Der romäische 
Einfluß betätigte sich nicht nur äußerlich, sondern auch innerlich, indem 
er mehrfach auf die einheimischen gewohnheitsrechtlichen Institutionen 
modifizierend einwirkte. Vgl. unter Teil III. 

'^) Die rupenidische Herrschaft bedeutet für West- oder Klein- 
armenien eine Zurückdrä.ngung des gpriechisch-byzantinischen Einflusses 
in dreifacher Beziehung: 

1. in politischer, insofern die Rupenidenherrschaft durch offene Auf- 
lehnung gegen Byzanz entstand; 

2. in kirchlicher, insofern an Stelle der bisherigen ünionsversuche mit 
den Griechen in bewußtem Gegensatze solche mit der römischen Kirche be- 
gannen. Unter Patriarch Gregor VI. Apirat ward die Union mit Rom feier- 
lich proklamiert i. J. 1198 bei Gelegenheit der Krönung König Levons n.; 

3. in rechtlicher: Entstehung des national-armenischen Rb. an Stelle 
der bisherigen byzantinisch-armenischen Rechtssammlungen. 
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inhaltlich jedoch von jenem stark abweichend; indem im Sem-« 
padschen Kodex bewußt und systematisch unter möglichster 
Ausscheidung des fremden Rezeptionsrechts, das einheimische 
Gewohnheitsrecht in geläuterter Form darzustellen versucht 
wird. Allerdings wird dieses Ziel nur teilweise und bis zu 
einem gewissen Grade erreicht; denn auch der Sempadsche 
Kodex ist gemischten Charakters und kann sich des Einflusses 
des Bezeptionsrechts keineswegs ganz entledigen, zumal in 
ihm ein neues Rezeptionselement; das des fränkischen Assisen- 
rechts ; sekundär zur Geltung kommt. Er hat jedoch den 
Vorzug vor dem Mechitharschen ; daß in ihm das armenische 
Gewohnheitsrecht entschieden den Grundstock und Kern des 
Werkes bildet , während in Dat. umgekehrt das Rezeptions- 
recht vorwiegt. Dat. geht regelmäßig vom Rezeptionsrechte 
als seiner Rechtsquelle aus (so insbesondere häufig von mosai- 
schen Grundsatzungen) und versucht die Rezeptionsmaterie in 
Einklang und Uebereinstimmung mit der Nationalgewohnheit 
darzustellen bezw. auch entsprechend umzumodeln und nach 
seinen Zwecken auszulegen. Umgekehrt verfährt die Sem- 
padsche Methode : dieselbe geht aus von der gegebenen leben- 
den nationalen Rechtsübung und nimmt dieselbe unverändert 
auf regelmäßig in allen Fällen, wo deren Geltung eine un- 
bestrittene ist; in zweifelhaften Fällen jedoch und solchen, 
wo die verschiedenen Provinzialgewohnheiten in ein und der- 
selben Rechtsfrage einander widerstreiten, lehnt das Rechtsbuch 
sich an das Rezeptionsrecht an, unter ausnahmsweiser Abwei- 
chung von der Usance. 

Der Sempadsche Kodex enthält wesentlich Landrecht; für 
das nach fränkisch-abendländischem Muster umgebildete Feudal 
Wesen ward als Lehnrechtskodex durch denselben Connetable 
Sempad eine armenische Version der fränkischen Assisen von 
Antiochien veranstaltet (um das Jahr 1260). 

Mit dem Untergang des Cilicisch- Armenischen Königreichs 
kamen die auf diesem Gebiete eingeführten Codices, der Sem- 
padsche und die Assisen, außer Geltung und blieben ver* 
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schollen^ bis sie erst in jüngster Zeit wieder an das Tages- 
licht gelangten. Dagegen war der ältere, großarmenische 
Kodex berufen, seine Bolle als praktisch-geltendes Rechtsbnch 
bis in die Neuzeit hinein weiter zu spielen, und zwar nicht 
sowohl im armenischen Stammlande, wo unter türkischer Herr- 
schaft eine gedeihliche Entfaltung des Rechtslebens nicht statt- 
fand, als in den Kolonien: «Das Rechtsbuch hat, nach Kohlers 
Worten, seine bedeutungsvolle Qeschichte. Es folgte den 
Armeniern auf ihren Eroberungszügen — es folgte den Ar- 
meniern in die Feme, wohin sie ihr Handelsgeist trug; es 
bahnte sich seinen Weg zu benachbarten Völkern/ Als ge- 
setzlich sanktionierte Rechtsnorm finden wir den Mechithar- 
schen Kodex namentlich bei der polnisch-armenischen Kolonie 
und in Georgien. 

Die erste Auswanderung von Armeniern nach Polen ge- 
schah in den Jahren 1046 — 1064. Eine zweite größere ar- 
menische Kolonie wandte sich nach der Zerstörung der Haupt- 
stadt Ani durch den Tatarenchan Alp- Asian um 1239, nach 
zeitweiliger Niederlassung in Astrachan, das unter den tatari- 
schen Bedrückungen bald verlassen wurde, nach Polen. Die 
hier besonders blühende Lemberger Gemeinde ward durch 
zwei Verordnungen Casimirs HI. vom Jahre 1344 und 1356 
in ihrer eigenen Gerichtsbarkeit nach dem national-armenischen 
Kodex bestätigt. Wie sich in der Folge das Rechtsleben und 
die Jurisdiktion dieser armenischen Gemeinde, die namentlich 
durch längere Zerwürfnisse mit der nach deutschem Recht 
lebenden Stadtgemeinde bedroht ward, gestaltete, ist bereits 
durch Bisch of fs und Kohlers einschlägigen Arbeiten ge- 
zeichnet worden. Hier ist namentlich in dieser Beziehung 
hervorzuheben das von König Sigismund I. im Jahre 1518 
erteilte Privileg, das der armenischen Gemeinde ihren bis- 
herigen Rechtsstand bestätigte. Sodann eine weitere Verfügung 
von 1518, die dahin lautet: ut ipsi Armeni jus suum lingua 
Ruthenica sen latina conscriptum ad conventum generalem 
secum afferant et coram nobis producant. Hierdurch wurde 
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die lateinische Version des Rechtes der Lemberger Armenier 
hervorgerufen, die im Jahre 1519 die königliche Sanktion er- 
hielt, jedoch nicht in seiner ursprünglichen Fassung, sondern 
mit zahlreichen Modifikationen, die als Xorrektionszusätze den 
einzelnen Kapiteln des Rechtsbuchs angeschlossen sind« Dieses 
lateinische Rechtsbuch der Lemberger Armenier stellt sich dar 
als gekürzte Version oder besser Umarbeitung des Mechithar- 
sehen Kodex, mit dem auch Stücke des sog. Syr.-Röm. Rechts- 
buches zusammen kontaminiert wurden. Das Lemberger Rb. 
liaben wir uns entstanden zu denken als eine kompendien- 
artige Kontamination aus einem armenischen Sammelkodez, in 
dem neben dem Datastanagirkh auch noch das Syr. Rb. ver- 
einigt war. Die Modifikationen, welche die Umarbeitung an 
den einzelnen Artikeln des Mechitharschen Kodex vorgenommen 
hat, sind teilweise sehr erhebliche und beruhen großenteils auf 
dem Bestreben der Angleichung an das Landesrecht bezw. das 
in Polen geltende abendländisch-kanonische Recht. Mehrere 
Artikel der Version sind freie, selbständige Zusätze des Re- 
daktors, ohne Quellenentsprechung in Dat. oder Syr. Rb. und 
haben als solche die Bestimmung, den veränderten Rechts- 
verhältnissen Rechnung zu tragen; es sind dies die Artikel 61, 
112; 118 und 122. Als jüngere Neuerungen gemischten Cha- 
rakters kennzeichnen sich diese Zusatzartikel schon in ihrer 
Form, die sich von der übrigen Rechtsmaterie dadurch unter- 
scheidet und abhebt, daß in ihnen wiederholt der Ausdruck 
^armenisch' urgiert und die Bezeichnung des besprochenen 
Instituts als armenisch ausdrücklich hervorgehoben wird, 
was in den eigentlich Mechitharschen Artikeln, als selbstver- 
ständlich, unterlassen wird'^). Es verrät sich in dieser For- 
malität die Nicht- Armenizität der betreffenden Artikel, die 



'*) So z. B. Art. 61 : Jus nostrum non admittit farem occidere . . . 
si vero Armsnus Armenum iDfaxnaverit . . . 

Art. 112: Si aliquis negotium armenieum in quibuscnnque causis 
sosceperit. 



350 



Karst. 



vielmehr als Ausflüsse des polnischen Reichsrechts ^ als In- 
spirationen des Sanktionators des Kodex, d. h. der königlichen 
Gewalt zu gelten haben. 

Das Verhältnis des Lemberger Rbs. zu seinen Quellen, 
d. h. zu Dat. I, II und Sjr. Bb. stellt folgende Tabelle dar, in 
der Dat. I von Dat. II durch präfigiertes I unterschieden wird : 

Art. I Angebliches Edikt des armen. Königs Johannes, in Wirk- 

lichkeit der § 44 des Syr. Rb., Vers. Arm. 

Art. II Angebliches Edikt des armen. Königs Theotos (!), in Wirk- 

lichkeit angeknüpft an eine Bestimmang des oström. 
Kaisers Theodosius im Syr. Rh, 

Art. III— VI Dat. Intr, c VI, 

Art Vn Dat. II 99. 

Art. Vm— IX Dat. II 62—65, I 121. 

Art. X Dat. I 122—123. 



Kap. 


Dat. 


Kap. 


Dat. 


1 


2 


18 


22 


2 


8 


19 


23 


3 


4 


20 


85 


4 


5 


21 


24 


5 


6 


22 


25 


6 


7 


23 


26 


7 


8 


24 


27 


8 


9 


25 


28 


9 


10 


26 


81 


10 


12 


27 


30 


11 


18 


28 


32 


12 


14 


29 


83 


18 


15 


80 


84 


14 


18 


31 


85 


15 


17 


32 


86 


16 


20 


83 


37 


17 


21 


84 


34 



Art. 18: Jure iusto et legitimo decretnm est, qnod si alicai in 
indicio et contronersia aliqaa istnd accident, qnod pretenderit se per 
sentenciam indicis vel aduocati et seniornm armenorum in iudicio eoiiim 
armenico . . • iniuriari et grauari etc, 

Art. 122 : Quicnnqne per Signum qnodcunqne adnocati armeniei tribns 
Ticibus cTOcatus fuerit 



• • » 
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Kap. 


Dat, 


Kap. 


Dat, 


85 


41 


80 


95 




86 


42 


81 


98 




87 


48 


82 


100 




88 


44 


88 


102 




39 


44—45 


84 


103 




40 


46 


85 


104 




41 


47 


86 


105 




42 


48 


87 


106 




48 


49 


88 


107 




44 


51 


89 


108 




45 


52 


90 


109 




46 


58 


91 


19 




47 


54 


92 


111 




48 


55 


98 


112 




49 


56 


94 


118 




50 


57 


95 


115 




51 


68 


96 


116 




52 


59 


97 


117 




53 


60 


98 


118 




54 


61 


99 


119 




55 


I 40 


100 


120 




56 


66 


101 


121 




57 


67 


102 


122 




58 


68 


103 


I 58 




59 


70 


104 


123 




60 


71 


105 


124 




61 


— 


106 


125 




62 


I 19, 20 


107 


180 




68 


72 


108 


Syr. Rb. § 53 




64 


73 


109 


•'— 




65 


74 


110 


. . SS 27, 97 




66 


76 


111 


. . S 130 




67 


78 


112 






68 


79 


113 


. . S 145 




69 


80 


114 


. , S 149—150 




70 


81 


116 


. . SS 1, 142 




71 


82 


117 


Dat. 1 




72 


88 


118 







78 


86 


119 


Dat. Intr. c. VI 




74 


88 


120 


Dat. Intr. c. VI 




75 


89 


121 


Dat. Intr. c. VI 




76 


I 44 


122 


— 




77 


90 


128 


Dat. Intr. c. VII 




78 


91 


124 


Dat. Intr. c. VIII 




79 


92 









Daß derselbe Kodex auch bei den Erim-Armeniern galt, 
beweist eine tatarische Version desselben, die zu Lemberg 
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im Jahre 1568 angefertigt ist und als Manuskript in der BibL 
Nationale (Snppl. arm. No. 40) aufbewahrt wird. Eine pol- 
nische Uebersetznng desselben ward im Jahre 1601 hergestellt; 
diese Version, und nicht die lateinische, diente dem Lemberger 
armenischen Gerichte fortan zur Richtschnur. Die große Be- 
deutung dieses Rechtsbuchs, für sämtliche westlandische Ar- 
menierkolonien erhellt aus der reichen handschriftlichen Tra- 
dition desselben, die sich auf verschiedene sprachliche Versionen 
und verschiedene Landesgebiete erstreckt. Erwähnt sei noch 
eine russische Version des Kodex, welche die Kaiserin Ka- 
tharina für die Krim- Armenier veranstalten ließ. — Ueber den 
weiteren Verlauf des Rechtslebens in den westarmenischen 
Kolonien vgl. Kohler, Das Recht der Armenier in Bd. 7 
p. 393—94 der Zeitschr. für vgl. Rechtsw. 

In Qeorgien fand das Mechitharsche Recht Eingang 
durch private Rezeption im 17. Jahrh. Nicht etwa vereinselt, 
sondern als integrierender Bestandteil eines armenischen Sammel- 
kodex aus Etschmiadzin, in welchem mosaisches, byzantinisches 
und national-mechitharsches Recht vereinigt war, ward das 
Oesetzwerk Dat. mit den eigentlich grusinischen und sonstigen 
Qesetzsammlungen um das Jahr 1676 von dem {^siniachen 
Czare witsch Wachtang, der sich die Aufgabe einer in grusinischer 
Sprache abzufassenden Gesetzessammlung für die grusinischen 
Länder gestellt hatte, zu einem einheitlichen Korpus verbunden. 
Das Korpus ward als sog. Wachtangscher Kodex offiziell promul- 
giert und sanktioniert den 15. Februar 1723 nach der Thron- 
besteigung Wachtangs. Unter dem letzten grusinischen Zar 
Oeorg Xin. wurde das Wachtangsche Korpus nochmals über- 
arbeitet und durch neue Bestandteile erweitert. Von dieser 
erweiterten Redaktion publizierte die russische Regierung in 
den Jahren 1813 und 1823 eine russische Uebersetzung; 
Auszüge daraus siehe bei Haxthausen IL p. 194 ff.'^). 



**) Eine neuere Uebenetsung des georg. Kod. ist die von Frank el 
in der Kaukasischen Revue 1886. 
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Nach der älteren FasBung enthält der Kodex folgende Bestand- 
teile : 

1. Mosaisches Gesetz (52 Artikel) aus dem V. Bach Moses. 

2. Griechisches Gesetz «Leo des Weisen^ Konstantins and 
der anderen Herrscher^ (318; in jüngerer Redaktion 420 Ar- 
tikel) nach Wachtangs Angabe von den 4 griechischen Pa- 
triarchen für seinen Kodex gesammelt^ inhaltlich identisch 
mit dem vielverbreiteten Aaszage romäischen Zivil- and Kirchen- 
rechts aas dem Hexabibios Harmenopali^ dem Syntagma 
Alphabeticam des Blastares a. a. m. 

8. Armenisches Gesetz (431 Artikel)^ bestehend aus: 
a) Syr.-Röm. Rb. (150 Artikel); b) Mech. Datastanagirkh 
(281 Artikel); beide durch einheitliche Paragraphenzählung 
äußerlich zu einem Ganzen vereinigt. Die Einleitung zu 3. 
ist eine Kompilation aus Bruchstücken der Mechitharschen 
Einleitung zu Dat. mit der Einleitung zu Sjr. Rb. 

4. Gesetz des grusinischen Zaren Georgi VI. (1318 — 46) 
ans dem Jahre 1321 (46 Artikel) ^^). 

5. Gesetz des Agbuga (176 Artikel) für das grusinische 
Lehnsfürstentum Samuchiska (Achalzich) erlassen und in 2 Teile 
zerfallend: Die ersten 99 Artikel bilden das Gesetzbuch des 
Atabek Beka, des Großvaters Agbugas^ der als grusinischer 
Vasall die Provinz von 1361 — 91 beherrschte; die übrigen 
Artikel (100 — 176) sind ein Zusatz des Atabek Agbuga^ der 
von 1444 — 1451 die samuchiskische Provinz regierte. 

6. Gesetz der Katholikos' (24 Artikel), publiziert im Jahre 
1605 unter dem Imeretischen König Georg durch den grusi- 
nischen Katholikos Maleachi und den abchasischen Katholikos 
Evdemon'*). 

'0 AusfilhrliclieB über den Erlaß dieses Gesetzes nebst dessen 
französischer Uebersetzung zu vgl. bei B rosset, Histoire de la GSorgie 
p. 644. 

") Nach einer zweiten, jüngeren Version figuriert dieser Teil an 
vierter Stelle, zwischen dem , Armenischen Gesetz* und dem .Gesetz des 
Agbuga". 

ZeitsohrUt fär Tergleiohende BeohtairlMensohAft. XIX. Band . 23 
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7. Gesetz des königlichen Prinzen Wachtang, des Ab- 
fassers und Promnlgaton des Kodex (267 Artikel), großen- 
teils ans dem grusinischen Gewohnheitsrecht geschöpft, zum 
kleineren Teil aas 2., 4. nnd 5."). 

Für ans kommt hier lediglich No. 3 Armenisches Gesetz 
in Betracht, and zwar, mit Ansscheidang des armenisierten 
Sjr.-Böm. Rbs., in erster Linie das Mechitharsche Rb. Die 
grnsinische Version ist eher eine Epitome des Originalwerkes, 
teils rein formal gekürzt, teils auch inhaltlich erheblich ab- 
geändert and den veränderten Landes- and Zeitverhältnissen 
angepaßt. Die äaßere Anlage in ihrem Verhältnis zor Ori- 
ginalversion stellt sich in folgender Tabelle dar. 

Georgische Version des Datastanagirkh mit den 
entsprechenden E[apiteln des armenischen Originalkodex 

znsammengestellt. 

KB : Die unter Dat. mit II bezeichneten Kammern gehören sa Dat. IL Teil» 
die anderen xa Dat I. Teil, — Punkte deaten an, daß eine Entsprechong 

im Originalkodex fehlt. 



Vers. gros. 
Kap. 


Dat 


Vers. gras. 
Kap. 


Dat 


Vers. gras. 
Kap. 


Dat 


151 


1 


167 


II 16 


188 


n 12 


152 


II 1 


168 


II 17 


184 


n 13 


158 


2 


169 


II 18 


185 


II 14 


154 


8 


170 


II 2 ' 


186 


12 


155 


4 


171 


n 3 


187 


n 15 


156 


II 5 


172 


II 4 


188 


n 16 


157 


II 6 


178 


n 5 


189 


23 


158 


II 7 


174 


n 6 


190 


24 


159 


II 8 


175 


II 7 


191 


25 


160 


II 9 


176 


n 8 


192 


26 


161 


n 10 


177 


II 9 


198 


27 


162 


n 11 


178 


U 19 


194 


28 


163 


II 12 


179 


U20 


195 


29 


164 


II 18 


180 


U 21 


196 


30 


165 


U 14 


181 


II 10 


197 


32 


166 


II 15 


182 


II 11 


198 


81 



") Ausführlicheres über iden Wachtangsohen Kod. und dessen 
Schicksale s. bei Hazthausen, Transkaukasien 2^ p. 278 if. 
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Vers. gru8. 
Kap. 


Dat. 


Vers. gruß. 
Kap. 


Dat. 


Vers. gras. 
Kap. 


Dat. 


199 


U 17 


244 


II 55 


288 


49 


200 


II 18 


245 


II 56 
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Was die nicht-nationalen Rechtskompendien griechisch- 
römischen Charakters betrifft, die einstens auf kleinarmenischem 
Gebiete vorherrschend gewesen waren, so sind auch diese im 
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Laufe der Jahrhunderte uicht ganz außer praktischem Ge- 
brauche gekommen, wenn sie auch nicht dieselbe Rolle zu 
spielen vermochten wie die Fortsetzungen des Nationalarme«^ 
nischen Rechtsbuchs. Ganz abgesehen davon, daß verschiedene 
Stücke aus dieser Literatur in den Wachtangschen Kodex 
sowie in Vers. pol. als Eompositionselemente aufgenommen 
sind — so vor allem Syr. Rb. Vers, arm., das in dieser Funk- 
tion noch im 17. Jahrh. in den kaukasischen Ländern in voller 
Rechtskraft bestand — vermochten sich in einigen armenischen 
Auslandskolonien verschiedene Ausläufer jenes alten Rezep- 
tionsrechtes in einer Sonderexistenz zu praktisch-geltendem 
Rechte zu wahren: so namentlich in den Kolonien von Neu- 
Nakitschewan a. Don und von Astrachan. Unsere Kenntnisse 
dieser Rechtsverhältnisse sind allerdings nur unvollständige und 
beruhen nicht auf unmittelbarer Quellenkunde : gleichwohl läßt 
sich auf Grund der von dem Herausgeber des Datastanagirkh 
(Proleg. ad Dat. p. 38 ss.) gelieferten Angaben ein annähernd 
richtiges Bild konstruieren. 

Im Jahre 174G wird durch Beschluß des russischen Senats 
der armenischen Kolonie zu Astrachan eigene Gerichtsbarkeit 
nach armenischem Rechte bewilligt; dasselbe PrivUeg wird 
im Jahre 1765 durch Verleihung der Kaiserin Katharina II. 
auch die armenische Gemeinde von Nakitschewan a. Don 
ausgedehnt. Es ward den Armeniern befohlen, sich für alle 
Zukunft ihre nationalen Codices zum Behufe der Rechtsprechung 
festzulegen. Die armenischen Rechtsbücher nun, die sich beide 
Kolonien von der russischen Regierung bestätigen ließen, waren 
merkwürdigerweise nicht, wie zu erwarten stünde, die geläu- 
figen Codices des Mechithar und Sempad, sondern ältere armeni- 
sierten Kompendien byzantinischen Rechts, die bis dahin 
sich in praktischer Geltung gehalten hatten, und nun teilweise 
einer Umarbeitung unterzogen wurden. Dies geht deutlich 
aus der Vorrede zum Nakitschewaner Kodex hervor. Dieselbe 
lautet nach der von Bastam gemachten Mitteilung: 

„Erstens: aus welchen Büchern wir Vorliegendes geschrieben 
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haben und ans welchen alten Gewohnheiten ? — Eis ist sn wissen, 
daß der ruhmreiche und gottesfbrchtige Kaiser Justiniao die 
Edikte und die zivilen Gesetsesstatute der firüheren KOnige 
und Kaiser sammelte, als welche da waren die von |Konstantin 
dem Großen, Theodosius, Leo, Arcadius, Honorius, Zeno, Ana- 
stasius, Martinicus (!), Grazian und der übrigen mächtigen 
K5nige, und, indem er eine einheitliche Sammlung davon ver- 
anstaltete, mit eigenmächtiger kaiserlicher Majestät in sach- 
kundiger Weise unter Ergänzung des Mangelhaften ein voll- 
kommenes und ausführliches Gesetzbuch aufstellte und an 
alle Volker und Provinzen, die seiner Botmäßigkeit untei^ 
standen, den Befehl erließ, nach demselben zu verfahren in 
allen Rechtssachen und Gerichten ausnahmslos. Und dieses 
selbe Gesetzbuch sandte er durch Edikt nach dem Lande der 
Armenier'^), damit sie nach demselben in allen Rechtssachen 
und (Berichten verführen; wo denn auch die Armenier nach 
Empfang dieses Rechtsbuches auf Grund desselben Recht imd 
Gericht schöpften, solange die Herrschaft und das Reich (eigtl. 
Fürstentum) der Armenier bestand, eine weitausgedehnte Zeit^ 
spanne hindurch. 

Zweitens: Warum ist obenbeschriebenes Rechtsbuch den 
Armeniern selbst nicht bekannt, und warum haben sie nicht 
sämtlich davon Kunde ? — Hierauf ist zu erwidern, daß, solange 
Reich und Herrschaft der Armenier bestand, das ist in der 
Periode, wo nach demselben ihre sämtlichen Händel gerichtet 
wurden, damals es ihnen allen bekannt war und sie sämtlich 
gar wohl dasselbe kannten ; als aber das Reich und die Herr- 
schaft der Armenier untergegangen und Armenien unter das 
Joch der Knechtschaft fremder Völker gefallen war und nach 
allen vier Himmelsrichtungen hin zersplittert und zerstreut 
wurde, von da ab ... . etc. 

Drittens : Diejenigen Armenier, die innerhalb des (Gebietes 
des persischen Reichs angesiedelt sind in Großarmenien und 

*') Offenbar eine geschichtliche Reminiszenz an die im obigen be- 
rührte Justinianische Novellengesetzgebong fär Armenien. 
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in den Gegenden von Farsistan, znmal die Bewohner der 
königlichen Residenzstadt Schosch, d. h. Isfahan^ obschon diese 
die Freiheit haben in der Rechtsprechung nach den armenischen 
Canones zu verfahren für sämtliche Fälle, mit Ausnahme des 
Blutgerichtes, so wenden doch auch diese das Rechtsbuch nicht 

in der Praxis an Dennoch haben unter denselben 

die Vorsteher der Kirche, ihre Gelehrten und diejenigen, die 
zur Betreibung des Handels in das Christenland wandern, 
nicht nur Wissenschaft von den unter jeglichen Völkern der 
Christenheit geltenden Gerichtsbüchern, sondern sind auch 
insbesondere vertraut mit dem Gerichtsbuche der 
Armenier, und viele von ihnen halten sich (in der 
Gerichtsprazis) an dasselbe. 

In demselben Maße nun, in welchem sich mehrten und 
ausbreiteten die Ansiedler armenischer Nation im Lande Ruß- 
land, mehrte sich auch und entfaltete sich zu vollem Glänze 
die Menschenliebe und Fürsorge der gnädigen Kaiser dieser 
unserer Nation gegenüber, in jeglichen Umständen, zumal aber 
darin, daß im Jahre des Herrn 1763 am 24. Tage des Monats 
September die allergnädigste und hochmächtigste Kaiserin 
Katharina H. Alexejewna, Selbstherrscherin aller Reußen, ein 
kaiserliches Privileg bewilligte, daß die Armenier, wo immer 
sie sich angesiedelt befinden, zum Behufe von Gottesdienst 
und Religionsausübung sich Kirchen erbauen mögen, soviele ihrer 
nötig seien .... Da ferner bei dem Anwachsen der Armenier 
Rußlands, im Jahre des Herrn 1746, am 17. des Monats 
September durch die Regierung des Senats auf Ersuchen des 
armenischen Volkes der Erlaß ergangen war, in der Stadt 
Astrachan ein eigenes Gericht zu konstituieren für die arme- 
nische Nation und die Angehörigen der römisch-katholischen 
Religion, zu welchem die Richter von der Gesamtgemeinde zu 
wählen seien, und an welchem sie Recht schöpfen sollten nach 
den armenischen Canones, wie es denn auch angeordnet worden 
ist und bis auf heute fortbesteht; in Anbetracht, daß sodann 
dieselbe Freiheit in weiterer Ausdehnung bestätigt ward von 
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Ihrer Majestät der gnädigen Kaiserin Katharina Alexejewna, 
Selbstherrscherin aller Renfien, im verflossenen Jahre des 
Herrn 1765; den 13. Januar, durch kaiserliche eigenhändige 
Unterschrift, dahin ^ daß es dem armenischen Volke gestattet 
sein solle ; die Rechtsprechung nach seinem eigenen Gesetze 
zu ToUziehen . . . .: haben wir uns bereitwillig der Aufgabe 
unterzogen ; zu bearbeiten und zu entwerfen dieses Rechts- 
buch aus dem „Gesetzbuche des gottesfürchtigen 
Kaisers Justianos'*. Weshalb nun aber haben wir es 
nicht dabei bewenden lassen, jenen alten Kodex der Praxis 
zu Grunde zu legen, vielmehr aus demselben eine neue Be-» 
arbeitung formen zu müssen geglaubt? Hierauf ist zu er- 
widern: das Exemplar des Gesetzbuchs des Kaisers Justinian, 
das sich hier befand in armenischer Sprache, war 
bestehend aus vier Büchern Manuskript, die in vielen Punkten 
miteinander nicht kongruierten und nicht vollständig, vielmehr 
in vielen Stücken lückenhaft (auseinandergerissen) waren, in- 
dem kaum etwa ein Zehntel des ganzen übrig geblieben war. 
• . • . Darum haben wir unter vielem Nachforschen das eigent- 
liche Gesetzbuch des Kaisers Justinian, gedruckt in 
lateinischer Sprache, ausfindig gemacht, und haben 
wir aus demselben dieses Buch übersetzt, uns einer 
langen mühseligen Arbeit unterziehend." 

Es ist nun zweifellos, daß das ältere römische Rechts- 
buch, das, laut dieser Einleitung, in armenischer Version bei 
der Nakitschewaner Gemeinde unter dem Namen Justinians 
kursierte, in Wirklichkeit nicht etwa ein unmittelbarer Ausfluß 
justinianischen Rechts, sondern vielmehr ein späteres Kompendium 
war, das sich auf Justinians Autorschaft berief; dies kann nun 
aber nur entweder die isaurische Ecloga oder aber das Sjr. 
Rb. gewesen sein. Für die Ecloga spricht, daß deren Titel- 
überschrift das Eclogarecht als justinianisches Reform- 
recht bezeichnet; für Sjr. Rb. dagegen, daß dieses sich als 
Gesetz von Konstantin, Theodos und Leo ausgibt, dieselben 
3 Herrscher aber gerade als Autoren des fraglichen Rechts* 
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bachs in der genannten Einleitung vor allen anderen figurieren. 
Wie dem auch sei^ sicher ist, daß eines dieser griechischen 
Kompendien bei dieser Armeniergemeinde als Norm für die 
Rechtsprechung Jahrhunderte hindurch galt, bis erst durch 
die diesbezügliche Entscheidung der russischen Regierung dieses 
sich als mangelhaft erweisende Eompendienrecht zum Teil er-^ 
gänzt; zum Teil auch durch eigentliches justinianisches Recht 
ersetzt wurde, lieber den näheren Charakter dieser sekun- 
dären Kompilation lassen sich hier bestimmtere Angaben nicht 
machen. Als Hauptquelle der überarbeiteten Redaktion scheint 
das betreffende ursprüngliche byzantinische Kompendium, das 
fölschlich Justinian zugeschoben ist, zu Grunde gelegt; wohl 
mehr sekundär und subsidiär ist das justinianische Korpus als 
Quelle benutzt; daneben ist zweifellos der nationale Rechts- 
brauch^ die Volksgewohnheit mitberücksichtigt '^). 

*') Im übrigen sind wir wesentlich auf die diesbezüglichen Mit- 
teilungen Bastamiantz (Intr. Dat.) angewiesen. Danach wird der Kaki- 
tschewaner Kodex als Manuskript im Stadtarchiv von Neu-Nakitschewan 
aufbewahrt. Die ändere Anlage dieses handschriftlichen Kodex be- 
sehreibt Bastam. (1* c-) folgenderweise: 

, Dieses Rechtsbach stellt dar eine in großer Bibelschrift verfertigte 
„und auf dickem Papier geschriebene Handschrift. Die Seite ist in 
,2 Kolumnen geteilt, die Ausstattung, wiewohl in Unzialschrift ziemlich 
.hübsch. Das Rechtsbuch zerfällt in 3 Teile: der erste Teil umfaßt 
,23 Kapitel und 956 Artikel, der zweite Teil 15 Kapitel und 101 Artikel, 
yder dritte Teil 14 Kapitel und 88 Artikel, das ganze Rechtsbuch also 
,1145 Artikel. Des ersten Teiles und zugleich des ganzen Kodex Ueber- 
ySchrift lautet: ,6eschichtliche Gesetzgebung des orthodoxen Kaisers 
y Justinian^; die des zweiten Teiles: ,Ueber die Obliegenheit der Richter, 
ydie richterlichen Beamten und die übrigen richterlichen Rangordnungen^; 
a die des dritten Teiles: ,Ueber das Gerichtsverfahrens Das armenische 
^Original ist von einer russischen Uebersetzung begleitet, die jedoch nur 
.bis zu Kap. 13 des ersten Teiles reicht . . . Daß nicht das ganze Ge- 
aSetzbuch aus dem Justinianischen Gesetz geschöpft, sondern viele Artikel 
.aus anderen Quellen entnommen oder auch neu verfaßt sind, dies er- 
a hellt sowohl aus dem Kapitelindex als aus dem Sinne der einzelnen 
Artikel, so z. B. heißt es in einem Artikel : ,Wenn ein Mohammedaner 
gOder ein Jude einen Christen ergreift und ihn gewaltsamerweise be* 
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Dieses Rechtsbuch, mit dem der Astrachaner Kodex sich 
wesentlich zu decken scheint '^, blieb in praktischer Gresetxes- 

, schneidet, so soll es mit ihm gehalten werden, wie oben im 65. Para- 
agraphen yorgeschrieben ist in Betreff des znm Enn neben Yerschneident 
ji(d. h. der 8. Teil des Vermögens als Geldbuße, und Verbannung auf 
,10 Jahre)^ (T. I Kap. 12. Art 66). Bekanntlich existierte zn Justiniant 
yZeit der Mohammedanismus noch nicht, da Jnstinians Todesjahr das 
yJahr 565 ist, während Mohammeds Geburtsjahr das Jahr 571 ist In 
a dem Rechtsbnche und zumal in dessen zweitem und drittem Teil er- 
, scheint deutlich der Einfluß der russischen Gesetze, bis zu dem Grade^ 
a daß mitunter auch russische Wörter eingedrungen sind. Für die Inter- 
^essenten lassen wir hier das Inhaltsverzeichnis des Rechtsbuchs folgen.* 

I. Teil. 

Kap. 1. üeber die Lästerung gegen Gtott und die Verächter der heiligen 
Kirche (8 Art.) 

2. Ueber Kriminalverbrechen, d. h. Hochverrat gegen die könig^ 
liehe Majestät (22 Art.). 

3. üeber Schulden (40 Art.). 
fUeber Garantie (arm. sanad = arab. sanad) (22 Art.). 
i Ueber handschriftliche Sicherungen (8 Art.). 

5. Ueber PfänduDg (19 Art.). 

6. Ueber Bürgschaft (17 Art.). 

7. Ueber Zinsen (18 Art.). 

8. Ueber Testament und Erbschaft (77 Art.). 

9. Ueber Vormundschaft (26 Art.). 

10. Ueber gekaufte Sklaven (50 Art.). 

11. Ueber Diebstahl und Raub (73 Art.). 

12. Ueber die Strafen (109 Art.). 

13. Ueber Handel (36 Art.). 

14. Ueber die Regeln des Handels (178 Art.). 

15. Ueber Schenkung (?) (48 Art). 

16. Ueber das schiedsrichterliche Recht (25 Art.). 

17. Ueber Adoption (12 Art.). 

18. Ueber die Trennung des Kindes vom Vater (8 Art.). 

19. Ueber die Trennung (Teilung) der Brüder (12 Art.). 

20. Ueber die Besiegelnng (9 Art.). 

21. Ueber die Trennung der Verehelichten (10 Art.). 

22. Ueber die kanonischen Statute (26 Art.). 

23. Ueber das Recht (109 Art). 
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kraft in der Nakitschewaner Gemeinde bis zum Jahre 1869^ wo 
die rasBische Regierung das armenische Gericht aufhob und eine 



U. Teil. 

Kap. 1. Ueber die Gerichtspersonen (2 Art.). 

2. üeber die Richter (30 Art.). 

8. Ueber die Oeffentlichkeit des Verfahrens (15 Art.). 

4. Ueber die abgesonderten Gerichtsstätten (5 Art.). 

5. Ueber den Gerichtsschreiber (7 Art.). 

6. Ueber den Kopisten (8 Art.). 

7. Ueber den Uebersetzer (3 Art.). 

8. Ueber das Erscheinen vor dem Gerichtshofe (4 Art). 

9. Ueber die Gerichtstage (3 Art.). 

10. Ueber die Geheimverwahrang der Gerichtsakten (5 Art.). 

11. Ueber den Starosten (14 Art.). 

12. Ueber den Gerichtsvorstand (8 Art.). 

13. Ueber das Archiv (1 Art.). 

14. Ueber den Gefllngnisvorstand (5 Art.). 

15. Ueber die Gerichtsbeamten (3 Art.). 

m. Teil. 

Kap. 1. Ueber Recht und Gericht (2 Art.). 

, 2. Ueber den Kläger (3 Art.). 

, 3. Ueber den Beklagten (6 Art.). 

, 4. Ueber die dem Beklagten zu gewährende Frist (5 Art). 

a 5. Ueber Stellung eines Stellvertreters (9 Art.). 

a 6. Ueber die Anklage (8 Art.). 

„ 7. Ueber die Verteidigung (eigtl. .Antwort, Widerrede*) (2 Art). 

, 8. Ueber den Beweis (4 Art). 

, 9. Ueber das Eingeständnis (3 Art.). 

a 10. Ueber die Zeugen (7 Art.). 

„ 11. Ueber die schriftlichen Zeugnisse (5 Art.). 

„ 12. Ueber den Eid (8 Art.). 

, 13. Ueber Verhör und Konfrontation (9 Art.). 

. „ 14. Ueber die Anordnung (Regulativ) (7 Art). 

'0 Vgl. über das Astrachaner Rb. den diesbezüglichen Bericht 
Bieners (nach briefl. Hitteilungen des Herrn v. Rosenkampff) in der 
Kritischen Zeitschr. f. Rechtsw. und Gesetzg. des Auslandes Bd. 11 1880 : 

,In Astrachan befinden sich zwei große armenische Gemeinden, 
a eine orthodox armenisch^ die andere mit den Katholiken uniert Diese 
yhaben im Jahre 1765 eine Rechtssammlung veranstaltet, von welcher 
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neue Gerichtsordnung einfiihrte '^). InteresBant ist ein Ver- 
gleich zwischen diesem Kodex und einem Etschmiadziner Rechts- 
kodeXy nämlich Ms. Etschm. No. 735. Letzterer Kodex be- 
ginnt mit zwei Einleitungen, deren bezeichnendste Stellen 
folgenden Wortlaut haben: 

Einleitung L 

,• . . . Unser gottesfürchtiger und seliger König Hethum I. 
bewerkstelligte eine Sammlung von Edikten des großen Trdat 
(= Tiridates), unseres Königs, welcher kaiserlichen Machtrang 
erwarb von dem heiligen König und Kaiser Konstantin, so- 
wie anderer, welche sämtliche er mit kundiger Meisterschaft 
behandelte und daraus ein Gesetzbuch zusammenstellte. Er 
bestimmte die drei Bücher: das erste über die königliche 
Gesetzgebung, das zweite über die nach dem Kanon der 
heiligen Väter bestimmte geistliche Gesetzgebung, das dritte 
über die bürgerliche und Kaufmannsgesetzgebung, und zwar 
das dritte in 4 Teile gegliedert, worin die Ordnungen und 
Statute des Kaufmannsgeschäfts umständlich zur Sprache 



.eine rassische Uebersetzang nach Petersburg eingesendet worden ist 
,Sie besteht aus drei Teilen, welche in Kapitel und 1098 Paragraphen 
.zerfallen. Die Vorrede besagt, daß ein altes von Jnstinian nach Grnsien 
, gesendetes Gesetzbuch, nebst alten Rechtsgewohnheiten beständig be- 
, folgt worden wäre, bis die Armenier unter türkische und persische 
, Herrschaft geraten wären. Seitdem hätten sich unter der WiUkur dieser 
.Herrscher die alten Gesetze fast ganz rerloren, und als Peter I. in den 
.Jahren 1718 und 1723, sowie die Kaiserin Katharina II. ihnen ihre Ge- 
.Wissensfreiheit und ihre eigentümliche Verwaltung, in Astrachan und 
.in anderen Städten, vergönnt hatten, haben die beiden geistlichen 
.Hierarchen und die Mitglieder der Gemeinden sich dahin vereinbart, 
.aus den Fragmenten des alten Justinianischen Gesetzbuchs und aus 
.ihren Rechtsgewohnheiten, dieses Rechtsbuch zu redigieren, nach 
.welchem sie sich unverbrüchlich richteten.' 

'") Vgl. hierzu Alexejew M.: ApMflHCKiH cyAeÖHHSi 1870. Der 
in dieser Abhandlung zur Sprache kommende .Armenische Kodex* ist 
eben das Nakitschewaner Rechtsbuch. 



GrnndriB der Geschichte des armenischen Rechtes. 365 

kommen; mit einem Umfange von 49 Kapiteln und 870 Ar- 
tikeln; dasselbe (Gesetzbuch) empfingen das armenische Volk 
samt den Nacharars mit großer Freude und schöpften Becht 
nach demselben ^^). 

Unser seliger und volksliebender König Hethum trat, 
als er nach vollbrachter Anordnung des Gesetzbuchs und anderer 
Konstitutionen freiwillig der Welt entsagt, in den religiösen 



'') Mit dem hier bezeichneten Kodex in 49 Kapiteln und 870 Ar- 
tikeln kann nur gemeint sein das oben besprochene byzantinische Ori- 
ginalkompendium , das als Rechtsnorm in den russisch-armenischen 
Kolonien bis zum Jahre 1746 bezw. 1765 in praktischer Geltung stand, 
um welche Zeit es auf Grund des Justin^ Korpus umgearbeitet ward. Von 
Edikten des Königs Trdat kann keine Rede sein: wenn gleichwohl solche 
als Urquelle der Materie unseres Rb.s angegeben werden, so beruht dies 
auf der sich allgemein manifestierenden nationalen Tendenz, die jüngeren 
Rechtsdenkmäler auf altes Königsrecht zurückzuführen, einer Tendenz, die 
sich u. a. auch am Lemberger Kodex ofTenbart, in welchem einige dem Syr. 
Rb. entnommene Bestimmungen armenischen Königen zugeschoben wer- 
den. Ebensowenig historisch begründet ist die angebliche Autorschaft 
König Hethums für das fragliche Rb. Die Nennung des Königs Hethum 
als Urheber dieser Gesetzgebung ist vermutlich darauf beruhend, daß 
der Name dieses Königs in irgend einer Weise durch ein Memento des 
ursprünglichen Kodex erwähnt und mit dem Inhalt des Kodex in Ver- 
bindung gebracht gewesen sein wird. Ein analoger Fall, der frappant 
zeigt, wie derartige unhistorische Autorschaftszuschiebungen zu stände 
kommen, ist folgender: In einer mittelarmenischen Chronik (nach LA Si- 
suan p. 548) ist überliefert von König Leo I. : , Dieser [König Leo L] ver- 
lieh einem Gesetzbuche Bestätigung (oder : ließ ein Gesetzbuch einführen), 
welches diese Handschrift trägt (oder: in welchem er diese Handschrift 
anbringt): ,Leo, König, sein Andenken sei im Segen.^" Die Angabe 
dieses legislatorischen Aktes des I. Rupeniden ist schon an sich höchst 
verdächtig, indem eine solche sonst nirgends erwähnt, vielmehr eher in 
Abrede gestellt wird. Als unrichtige, tendenziöse Konstruktion verrät 
sie sich in folgendem: das fragliche Gesetzbuch, das die Chronik im 
Auge hat, ist kein anderes als Syr.-Römisches Rb. In diesem findet sich 
n der Tat wiederholt die Einleitungsformel: „Leo (bezw. Konstantin oder 
Theodosius) der König gesegneten Andenkens." Der hiermit gemeinte 
griechische Kaiser Leo wird an der zitierten Stelle der armenischen 
Chronik fälschlicherweise als der armenische König gleichen Namens 
aufgefaßt, der damit sogleich zum Legislator gestempelt wird. 
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Orden ein. Daher wir die Verpflichtung haben , bis sum 
letzten Blutstropfen in Treue zu dienen unserem K5nige und 
in Gerechtigkeit zu folgen den Canones an unserem Tri-* 
bunal (d. i. die Rechtshändel Tor das national-armenische 
[Bischofs-] Gericht^ nicht aber vor dasjenige der fremden £2r-> 
oberer zur Entscheidung zu bringen)' ^^). 

Einleitung II, 

Schluß: 

„. . • . Denn bekannt ist's den Weisen^ daß, solange das 
Reich und die Herrschaft der Armenier bestand, alle dessen 
kundig waren und ein Rechtsbuch in Gebrauch hatten; nach- 
dem sie aber der Herrschaft der Ungläubigen yerfallen waren, 
und ihnen die Freiheit benommen war, ihre Rechtshändel nach 
armenischem Kanon zu entscheiden, deshalb die Armenier in 
dieser mißlichen Lage, worein sie geraten waren, besorgt 
waren und danach trachteten, freiheitlich ihren Glauben, ihre 
christliche Religion und ihre Rechtspflege ausüben zu können. 

Infolge der durch die gnädigsten Autokraten, die Kaiser 
und Kaiserinnen mittels hohen Manifestes und Elrlasses er- 
gangenen Aufforderung zu Siedelungen herbeizukommen, wobei 
vielfach Fürsorge und Begünstigung den Ansiedlern in Aus- 
sicht gestellt ward, strömten wir Armenier unter Preisgabe 
unserer Sitze, von Hab und Gut, als Zuflucht suchende zu 
dem Hafen, zu der dem Meere gleich unermeßlichen Gnade 
der allergnädigsten russischen Kaiser'. 

Diese Einleitungen, zumal die zweite, die zum Teile fast 
wörtUch mit dem entsprechenden Stücke des Nakitschewaner 
Kodex übereinstimmt, deuten auf ursprüngliche Verwandtschaft 
der beiden Codices hin. Eine Vergleichung der Inhaltsrer- 

40) pie Tendenz dieser Vorrede ist offenbar diese, das Volk an be- 
stimmen vor dem national-armenifchen geistl. Gerichte sein Recht aa 
suchen^ und es von den beliebten Fremdengerichten abwendig an machen« 
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zeichnisBe beider Handschriften ergibt einleuchtend die nahezu 
völlige Identität derselben, wenigstens ihrer ursprünglichen 
Form nach; die eben jenes byzantinische Rechtskompendinm 
darstellt; das dem Nakitschewaner Kodex als Hauptquellenvor- 
lage gedient. In der vorliegenden überlieferten Gestalt ist in- 
des auch dieser Etscbmiadziner Kodex gründlich umgestaltet, 
indem der ganze auf sog. Justinianisches' d. h. byzantinisches 
Recht bezügliche Teil von Ms. 735 ausgefallen ist. Die dafür 
überlieferten Stücke sollen, nach Bastamiants' Ansicht (Intr. 
Dat. p. 47); fast wörtliche Uebersetzungen russischer Gesetze 
sein (?). 



Sowohl in dem unter türkischer als in dem unter rus- 
sischer Oberhoheit stehenden Landesteile genossen bis in die 
jüngste Zeit die Armenier eine weitgehende politische Freiheit 
für die Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten; im Jahre 
1836 gaben sich die Armenier des russischen Gebiets ; im 
Jahre 1860 die Turk- Armenier eine auf freiheitlicher Grund- 
lage beruhende Verfassung. Die Jurisdiktion; die zunächst 
von den betreffenden Staatsregierungen dem armenischen Pa- 
triarchen in geistlichen und Zivilsachen voll belassen worden 
war; ward jedoch allmählich eingeschränkt; zumal im russischen 
Armenien; wie denn auch das bis dahin in Rechtskraft bei- 
behaltene nationale Kodexrecht, sowie der armenische Rechts- 
brauch nachgerade an Boden verloren hat; indem man namentlich 
russischerseits auf verschiedenen Gebieten dazu geschritten ist, 
die allgemeinen Landesgesetze auch auf das transkaukasische 
Land auszudehnen. 
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Zweiter Abschnitt 

Die national-armenischen Codices: das Mecliitliarsclie oder 
groBarmeniscIie Reclitsbucli ; der Sempadsclie oder Kililcisoh« 

armenisclie Reclitspiegel. 

I. Die üeberliefenmg des Mechitharsohen Bechtsbaohes, 

1. Handschriften. 

Die Ueberlieferang von Dat. ist eine aehr mannigfaltige. 
Folgende Handschriften sind bis jetzt bekannt geworden: 

1. Etschmiadziner Metropolitanbibliothek: 

Mss. No. 488, 489, 490, 492, 749 und Sin. (= Sjnodal- 
kodex). Vollkommenste und wohl auch älteste dieser Hand-f 
Schriften, vielleicht gar die älteste sämtlicher überlieferten, 
ist No. 492, die laut Nachschrift aus dem Jahre 1295 stammt. 
Sie enthält außer Dat. noch folgende weitere Schriften; 
a) Mosaische Gesetze, b) griechische Gesetze. Der Kodex 
trägt in seinem Aeußeren Spuren des Alters, Anfang und 
Ende sind defekt, indem zu Anfang ein Blatt, zu Ende des 
Bandes mehrere Blätter ausgefallen sind. Abgesehen von Sin., 
welcher laut Schreibemotiz im Jahre 1817 als Kopie einer aus dem 
Jahre 1636 entstammenden Vorlage angefertigt ist, tragen die 
übrigen Codices keine Altersnotiz ; der nach 492 nächstälteste 
ist unzweifelhaft 488, von dem 11 Blätter mit 85 Kapiteln 
ausgefallen sind. 

2. Venezianische Mechitharistenbibliothek: 
Ms. No. 1287. Alte Pergamenthandschrift, angeblich aus 
dem Jahre 1 184 und nach Ansicht der Mechitharisten von Me- 
chithar selbst herrührend. Diese Ansicht stützt sich auf die 
folgende im Ms. angebrachte Nachschrift: 

j^Ruhm unserm Erlöser Jesu, samt dem Vater und dem 
j^Geiste, der uns gewährt hat, diesem Gerichtsbuch hier einen 
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^Yorlänfigen Abschluß zu setzen. Denn wiewohl nach dem 
„vorhin in der „Meinen Denhschrift" (Dat. Intr, c. XI) Ge- 
„sagten, eine Vollendung desselben nicht erfolgt, so haben 
3, wir dennoch hier das Verfassungswerk zu vorläufigem Stillstand 
, bringen wollen, uns innerhalb der Grenzen des Möglichen 
„haltend, unbehindert der Freiheit anderer in der Folgezeit 
„das Werk zu vermehren und fortzusetzen. Und obgleich wir 
„bereits in demselben Jahre, in welchem wir begonnen, 
„das Gerichtsbuch in dem uns vorgesetzten Maß ab* 
„gefaßt hatten, so hat sich gleichwohl von wegen der Ver* 
„folgungen, die uns einheimischer-, nicht fremderseits wider- 
„fuhren, hinausgeschoben und verzögert die Abfassung dieses 
„Memorials.^ 

Diese Nachschrift nimmt deutlich Bezug auf das Schluß- 
kapitel der Mechitharschen Einleitung zum Rechtsbuche (Dat, 
Intr. c. 11)^^*), gibt sich mithin als vom Verfasser herrührende 
aus, woraus gefolgert wird, daß Mechithar, der Verfasser, zu- 
gleich Redaktor dieser Handschrift sei. Die Berechtigung 
dieser Schlußfolgerung ist indes schon von Bastam. (Intr. 111 f.) 
beanstandet worden. Zudem muß die Authentizität ,der frag* 
liehen Nachschrift äußerst verdächtig erscheinen; wir haben 
in ihr wohl ein späteres Machwerk zu erblicken, das die 
Tendenz verfolgt, den fraglichen Kodex möglichst altertümlich 
erscheinen zu lassen. — Außerdem bewahrt die Venez. Mechi- 
tharistenbibliothek noch zirka elf Codices, meist jurist. Sammel- 
bände, worin Dat. neben anderen Rechtsbüchern figuriert; die- 
selben sind bereits oben unter J. Abschnitt aufgeführt worden. 
Unter sämtlichen ist Ms. No. 1237 die wichtigste Handschrift 
von Dat. 

3. Wiener Mechitharistenbibliothek. 
Ms. No. 205 (= Ms. Etschm. 492). 

4. Moskauer Bibliothek des Lazarew-Instituts: 
Eine Handschrift (nach Bastam. Intr. 103). 



^<^a) Hitgeteilt im Folgenden unter pag. 891. 
ZeltMlixift fOr TergMoheiide B«obt«wliMnMli*ft XIZ. Band. 24 
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5. Pariser Nationalbibliothek: 

Mb. No.. 55^ No. 111^ No. 104 nebst einem vierten, mcbt- 
numerierten Kodex, letzteres ein Gteschenk von Erem. Oskan 
Jovanisian aas Moskau im 19. Jahrb. Die drei ersten Mss. 
sind jüngere, Mitte des 19. Jahrb. hergestellte Kopien von 
Venezianischen Originalen der Mechitharistenbibliothek. 

6. Handschriften ans privatem Besitz: 

a) Kod. Ms. des Bischofs Karapet ans Achalzich (Abbr. 
Kar.). 

b) Kod. Ms. des Bischofs Sargis (= Ms. Etschm. No. 492). 
Beide Mss. sind jetzt in den Besitz der Etschmiadziner BibL 
übergegangen. 

Selbständigen Wert besitzen von den hier aufgezählten 
Mss. a) zunächst die unter 1. stehenden Etschmiadziner, b) so- 
dann Ms. Yen.; c) Ms. Kar. Die übrigen können hier als 
jüngere Kopien, bezw. Dubletten der unter a), b), c) fallenden 
außer Betracht bleiben. 

2. Überliefemngs-SippeB und BedaktioBen. 

Die Handschriftenüberliefemng scheidet sich in zwei 
Hauptgruppen : 

I. Hauptgruppe mit Ms. 490 und 492 als Hauptver- 
tretem. 

II. Hauptgruppe umfassend die übrigen Mss. 

Der Scheidungsgrund beider Hauptgruppen ist vor allem 
ein formaler, die Kapitelanordnung betreffender: bei den 
Manuskripten der I. Hauptgruppe zerfallt der Text in zwei 
Teile oder Bücher: einen 1. kanonischen oder kirchenrechtlichen 
und einen 2. weltlichen oder zivilrechtlichen, von denen jeder 
seine eigene Kapitelzählung hat. Die in dieser Gruppe ver- 
tretene Version ist die ältere, insofern von einer stofflichen 
Sjstematisierung im einzelnen noch keine Spur vorhanden ist, 
vielmehr innerhalb der beiden Hauptteile für die Anordnung 
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der Kapitel lediglich die jeweils zu Grunde gelegten Quellen 
maßgebend sind; die Materie wird ebenso aneinandergereiht 
und verarbeitet, wie sie sich sukzessive aus der Reihenfolge der 
Quellenschriften ergibt. 

Dieser rein formale Einteilungsgrund in kanonisches und 
weltliches Recht ist in Hauptgruppe 11 aufgegeben, gegenüber 
der Zweiteiligkeit von Vers. I ist der Text von II ein ein- 
teiliger, nach fortlaufender Kapitelreihenfolge gezählter. An 
Stelle der rein äußerlich formalen Einteilung von I tritt hier 
wenigstens versuchsweise und in ihren Ansätzen die innere 
sachliche Systematisierung der Rechtsmaterie; als Folge dieses 
Bestrebens die je sachlich zusammengehörigen Stücke zu einem 
Ganzen zu vereinigen, ist die Kapitelreihenfolge der Vers. I 
in dieser Gruppe völlig verschoben. Vers. II verrät sich 
hierin gegenüber I deutlich als jüngere, bereits stark an den 
Sempadschen Kodex erinnernde. 

Als weiteren gemeinsamen Unterscheidungsgrund der 
Ebtuptgruppe II gegenüber I zeigt sich das Fehlen einer Serie 
von Kapiteln, die in I vorhanden sind : es sind dies vor allem 
die in I als Schluß des kanonischen Teils (nach Ms. 492, 
nach Ms. 490 am Ende des Th. II) überlieferten Kapitel 121 
bis 123, die bei Gruppe II fehlen. Dafür haben diese Mss. 
einen Kanon betr. Trunksucht überliefert, der bei Gruppe I 
fehlt. — Letzteres Stück ist übrigens ebenso wie die Kapitel 121 
bis 123 der anderen Gruppe als unechter, erst durch nach- 
trägliche Redaktion zugefügter Bestandteil zu bezeichnen. 

Die n. Hauptgruppe zerfallt wiederum in 2 Untergruppen 
oder Sippen: 

1. Sippe Ms. Ven. — 489. 

2. Sippe Ms. 488 (Kar.) — Sin. 

Eine Sonderstellung nimmt Ms. 749 ein, das nach äußerer Anord- 
nung (Zweiteiligkeit in einen kan. und einen weltl. Teil) und KapiteL 
Zählung zu Hanptgr. I, im übrigen aber stoMich und sprachlich zur 
Sippe 2 gehört. 
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Gegenüber der in 490 — 92 vertretenen Version, die wir 
mit A bezeichnen wollen, stellen sich die Redaktionen der 
Sippen 1 (Red. B) und 2 (Red. C) als jüngere Ueberarbei- 
tnngen dar. Von beiden letzteren steht B der älteren Red. A 
am nächsten. Im allgemeinen ist die sachliche Differenz 
von B zu A keine wesentliche, tiefeinschneidende; B zeigt 
mehr rein formale Umgestaltung, und Abweichung von A; 
diese tritt namentlich deutlich hervor bei dem üntergliede 
Ms. 489 dieser Gruppe, in welchem Vers. Yen. eine jüngere 
formale Umarbeitung erlitten hat, die sich als ynlgarisierende, 
verflachende, mitunter stark kürzende darstellt, indem solche 
Stücke, die nicht gerade fiir die Praxis verwertbar sein mochten, 
auf ein Minimum reduziert, mitunter gar ausgelassen werden: 
so ist u. a. in dieser Version der ganze Einleitungstraktat des 
Rechtsbuchs weggelassen. 

Eine wesentliche, den Text inhaltlich in juristischem 
Sinne bewußt und unter bestimmter Tendenz umgestaltende 
Redaktion ist dagegen die in Vers. C zu Tage tretende. Die dieser 
Sippe angehörigen Codd. Mss. repräsentieren sprachlich- 
formal, analog wie Sippe B, zwei Unterspezies ein und der- 
selben Version, indem die ältere klassizierende Vers. 488 eine 
sekundäre vulgärsprachliche Ueberarbeitung erfahren hat, die in 
den Codd. Kar. Sin. (u. 749) zum Ausdruck kommt. Im übrigen 
ist es die stoffliche Umarbeitung, die sämtliche Glieder dieser 
Sippe zu einer Einheit verbindet und ihnen ihr charakteristisches 
Gepräge verleiht. Diese Umarbeitung, die eine derart durch- 
greifende und tiefeinschneidende war, daß Vers. G gegenüber 
Vers. A teilweise ganz andere Rechtssätze zum Ausdruck bringt, 
ist, wie sich nachweisen läßt, systematisch und unter bestimmter 
Tendenz erfolgt: der Tendidnz nach Zurückdrängung 
des in Vers. A übermächtigen kanonischen Ele^ 
mentes^^), und der möglichsten Einführung und 
Geltendmachung des nationalen Volks- und Ge- 

^0 Bezeichnend ist in dieser Hinsicht, daß in C das Element der 
kanonischen Pönitenz möglichst eliminiert erscheint. 
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wohnheitsrechtes. Mag Vers. A ein für die geistlich 
kanonische Gerichtsbarkeit sehr brauchbares Handbnch darstelleni 
für die nationale zivile Rechtsprechung mußte sie immerhin 
als nicht gerade angemessei^ und mangelhaft erscheinen. Die 
zivile Rechtsprechung, wie sie bei der Wiedererhebung des 
nationalen Lebens und der nationalen Dynastie im klein-* 
armenisch-cilicischen Reiche erstarkte , mußte das Bedürfnis 
nach einer sachgemäßen Reform des ursprünglichen GK)sch* 
sehen Rechtsbuchs nahelegen. Diese Reform ist vollzogen an 
vorliegender Vers. C, deren Umarbeitung; nach allen Anzeichen^ 
sowohl sachlichen als linguistischen zu schließen, nach Cilicien 
hinweist; in cilicische Zeit zu verlegen ist und auf cilicischem 
Gebiete in Anbequemung an die volksrechtliche Praxis statt- 
gefunden hat. Der oben berührten sekundären vulgär sprach- 
lichen Rezension^ die an einigen Vertretern dieser Vers, zu Tage 
tritt; nämlich an Sin.; Kar.; 749; liegt; gewiß nicht zufälliger- 
weise; eben der cilicische Sprachtjpus zu Grunde; Vers. C 
ist auch hierin ein Vorläufer und Prototyp des späteren Sem- 
padschen Rbs.; insofern in C der erste durchgreifende Versuch 
gemacht ist; das in der ursprünglichen Mechitharschen Version 
chaotisch vorliegende Rechtsmaterial; nicht nur sachlich; unter 
Bevorzugung und Hervorhebung des einheimischen Volks- 
rechtes; sondern auch formal; durch angemessene Sjstemati- 
sierung und volkssprachlichen Ausdruck, für die Praxis der 
weltlich-staatlichen Gerichte brauchbar zu machen. — Für die 
Kenntnis des wirklichen armenischen Rechts ; d. h. des natio- 
nalen Gewohnheitsrechts; ist deshalb nicht die ursprüngliche 
Mechitharsche Gestalt des Dat.; welcher die Vers. A am nächsten 
kommt, in erster Linie zu verwerten; sondern die von' kano- 
nischen und fremden Elementen gereinigte; das Volksrecht reiner 
spiegelnde Redaktion C. 

Philologisch-textkritisch ist A der Vorzug zu gebeU; und 
ist richtig von Bastamiantz nach dieser Vers, die Textausgabe 
des Datastanagirkh unter Zugrundlegung von Ms, 492 gemacht 
worden. (Nicht konsequent freilich; indem der Herausgeber mehr- 
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fach Kapitel auB den anderen Redaktionen B and C aufnimmt^ die 
nicht ursprünglich, sondern erst nachträgliche Erweiterungen 
dieser Redaktionen sind.) Unseren folgenden AnsftLhrangen 
über die Geschichte der nationalarmenischen Codices ist des- 
halb Red. A (nach der Bastam. Aasgabe) zu &ninde zu 
legen. 

Zur Veranschaolichung der üeberlieferung unseres Rechts- 
buchs möge die folgende Darstellung dienen : 



Vers. A: Mss. 490—492 

II 



Vers. B: a) Ms. Yen. b) Ms. 489 



Vers. C: a) Ms. 488. b) Mss.Sin.-Kar. 

n. Das Mechitharsche Rechtsbuch nach Ursprung« Anlage und 

Bestimmung. 

Zum besseren Verständnis des Folgenden ist hier einiges 
über die Person des Verfassers und das Milieu, aus dem sein 
Rechtsbuch hevorgegangen, vorauszuschicken. 

Urheber des nach ihm benannten Kodex ist nach gut 
gesicherter Üeberlieferung Mechithar, mit Beinamen Gösch 
(westarm. Kosch). Geboren um die Mitte des 12. Jahrhunderts 
zu Gandzak (Gandja), dem heutigen Elisabethpol , zur Zeit 
der seldjukischen und tatarischen Okkupation, „da nur noch 
etliche einheimische GaufÜrsten sich behaupteten in den Ge- 
bieten von Chacon*', verlegte er sich mit Eifer auf das Sta- 
dium, erlangte als Schüler des Johann Tavuschetzi den Grad 
eines Vardapet, und begab sich, vom Wissensdurst getrieben, 
zur weiteren Ausbildung nach dem als wissenschaftliches Zen- 
trum berühmten Kloster Sev-Lem (^Schwarzberg^ in Cilicien. 
Von hier zurückgekehrt, befreundete er sich in Karin (Erzerum) 
mit dem im Exil dort weilenden grusinischen Vasallf&rsten 
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Khurthy dem Herrn des Gaaes Kaj^n. Aqb seiner Heimat- 
stadt durch die Belästigungen der moslimischen Eroberer ver- 
drängt; suchte er zunächst^ einem Rufe des albanischen Katho- 
likos Stephanos folgend, Zuflucht bei dem Fürsten Wachtang, 
Burgherrn von Hatherkh im Gaue Chacdn der Provinz Artzach, 
wo er längere Zeit verblieb. Nachdem sodann sein Freund, 
der erwähnte Gaufürst Khurth zurückgekehrt und in seine 
Herrschaft restituiert worden war, nahm er auf dessen Bitten 
seinen Sitz in dem zum Distrikt Kaj^n gehörigen Kloster 
Getik. Diese Klostersiedlung wurde kurz darauf verwüstet; 
Mechithar siedelte mit seiner Gemeinde über in das Gebiet 
zweier georgischen Fürsten, der Brüder Zakhard und Jvand, 
deren letzterer mit Khurth verschwägert war, und gründete 
hier, unterstüzt von ihnen sowie von dem Fürsten Wachtang 
von Chacon, unter den Auspizien des Katholikos Stephanos, 
zu dessen Sprengel das Siedlungsgebiet gehörte, ein neues 
Kloster, Nor- Getik, dessen Abt er wurde. Den Zeitgenossen 
als der ^große Vardapet* bekannt, allseitig als Autorität in 
Sachen der Kirche und der Wissenschaft angegangen und 
nach den verschiedensten Richtungen hin seine Wirksamkeit 
ausübend, starb er im Jahre 1213. 

In seiner Eigenschaft als Vardapet mußte Mechithar nicht 
nur mit dem kanonischen Rechte, sondern nach damaligen 
Zeitverhältnissen auch mit dem Zivilrechte und der Gerichts- 
praxis im weitesten Sinne vertraut sein. Der Vardapet war 
eben der berufene Vertreter des Bischofs als Vorsitzender am 
bischöflichen Gerichte. Daß er als solcher nicht bloß im ein- 
heimischen Rechtswesen bewandert, sondern auch das Recht 
der benachbarten Nationen kannte, beweisen zahlreiche Stellen 
seines Rbs., wo verschiedene Satzungen aus dem griechisch- 
römischen, islamischen und georgischen Rechte ausdrücklich 
als solche mit entsprechenden armenischen verglichen oder 
ihnen gegenübergestellt werden. Auf welchem Wege Mechithar 
diese Kenntnisse erlangte, ob auf demjenigen des Studiums 
der Originalquellen oder auf dem der mündlichen Mitteilung, 
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ist nicht allgemein nnd bestimmt zu ermitteln ^^). Daß neben 
den schriftlichen Quellen auch die mündliche Bechtsüberliefe* 
rung ergiebig benutzt ist, ergibt sich schon aus folgenden 
Worten der Einleitung zu Dat«: „Zum andern schöpfen wir 
aus sämtlichen Völkern der Christenheit als von leiblichen 
Brüdern; was wir gehört oder gesehen haben bei ihnen 
an trefflichen Rechtsentscheiden ^ sammeln wir in diesem 
Buche.^ In der Tat war j^der große Vardapet' im Laufe 
seines vielbewegten Lebens durch seine Reisen und seine Auf- 
enthalte in den Grenzlanden — in Cilicien und den georgischen 
Orenzprovinzen — in die günstige Lage versetzt, die Rechte 
fremder Völker aus der lebendigen Uebung und aus der unmittel* 
baren Anwendung durch die Gerichtspraxis kennen zu lernen, 
üeberhaupt trafen in ihm eine Reihe teils innerer teils äußerer 
Voraussetzungen zusammen, die ihn als den berufenen Schöpfer 
eines praktischen Gerichtskodez erscheinen ließen. Nicht zum 
geringsten war es namentlich der beständige Verkehr an 



^*) Einer näheren Untennchnng würdig wäre in dieser Beziehang 
K. B* die Frage, ob nnd inwieweit Mechithar in das Yerständnis der 
griechischen (romäischen) Rechtsqnellen einzudringen vermochte. Basta- 
miantz hat dies geradeaus Terneint, indem er, von mehreren Stellen aus 
Dat. ausgehend, wo griechische Originaltermini in korrupter oder miß- 
verstandener Form überliefert sind, Mechithar die Kenntnis der griechi- 
schen Sprache absprechen zu müssen vermeinte. Mir scheint diese An*» 
sieht zum mindesten ungenügend begründet. Denn die betreffenden 
Beweisstellen, auf die Bastamiantz sich stützt (so vor allem das Kapitel 
über die hierarchischen Ränge), brauchen 1. in ihrer jetzigen korrupten 
Form nicht von Mechithar herzurühren; 2. falls die betreffenden Formen 
aber wirklich in ihrer vorliegenden Gestalt authentisch sind, so ist noch 
die Möglichkeit gegeben., dafi Mechithar sie nicht direkt aus einem 
griechischen Original, sondern aus einer armenischen Version eines 
solchen geschöpft hat, worin sie bereits in korrumpierter Form vorlagen ; 
letztere Hypothese ist u. a. für das Kapitel von den Hierarchierangen 
durch Arm. Rb. Gomm. als wahrscheinliche erwiesen worden. Immer- 
hin bleibt es wahrscheinlich, daß Mechithar zur Abfassung seines Dat. 
die griechische Rechtsliteratur nicht direkt., sondern in armenische^ 
Version zur Quelle benutzt hat. 
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den Fttrstenhöfen, zumal sein längerer Aufenthalt am Wach- 
tangBchen Hofe^ was nach dieser Richtung hin entscheidend 
auf ihn wirken mußte. In diesen Kreisen und unter solchen 
Einflüssen war es, daß in ihm allmählich der Entschluß zur 
Abfassung des Rechtsbuchs heranreifte^^). 

Die ausführliche Entstehungsgeschichte des Werkes wird 
uns in dem Einleitungstraktate vorgeführt. Zunächst die Ür« 
Sachen oder inneren Gründe der Verfassung des Kodex, die 
Mechithar uns in den zwei Mngangskapiteln zu seinem Werke 
folgenderweise schildert: 



^') Derselbe Mechithar ist außerdem Verfasser von 6 anderen 
Schriften, teils kanonischen, teils dogmatischen and moralischen Charak- 
ters, in welchen sich mehr oder weniger seine juristisch veranlagte 
Katar kundgibt. So vor allem in seinem berühmten, originellen Fabel* 
buche, auf welches hier insofern besonders hinzuweisen ist, als in ihm 
mehrfach deutliche Anklänge und Anlehnungen an das Rechtsbuch vor- 
kommen« Dahin gehören u. a. Sätze wie diese: , Stärker ist die Ver- 
wandtschaft vom Vater als die von der Mutter" und: ,Der Anfall des 
Königtums und überhaupt aller Erbanfall hat sich gebührenderweise 
eher von der väterlichen als von der mütterlichen Abkunft herzuleiten* 
(Fab. 105 p. 91). (Bezugnahme auf die Erbrechtsbestimmungen des Dat. II 1, 
spez. auf das Prinzip der Hintansetzung der mütterlichen Linie.) Femer: 
«Nach dieser Fabel pflegen die Könige insgesamt zu verfahren, indem 
sie bei sich einen Sohn halten, als Erben des Königtums ..." (Fab. Il4 
p. 98). (Bezugnahme auf Dat. II 1 : ,Beim Vorhandensein von Söhnen 
halte der König den einen von ihnen ständig bei sich und setze diesen 
einen als zuständigen Erben ein.") Weiter: ,Es warnt uns die Fabel, 
durchaus nicht zu glauben den trügerischen Worten der Ungläubigen . . • 
da sie nach dem Blut und dem Besitztum der Christen lechzen" (Fab. 72 
p. 67). (Vgl. Dat. n 116: «... da es in ihrer, der Ungläubigen, Natur 
liegt, über unsem Untergang zu frohlocken.") Weiter der Satz: .König 
in oberstem Sinne ist Gott" (Fab. 184) (ebenso Dat. II c. 1: „Es ist je- 
doch zu wissen, daß König in oberstem Sinne Gott ist"). Vgl. femer 
Fab. 115 bezüglich des Erbnachlasses, Fab. 18, 91 und Fab. 140 über 
Richter und Gerichtsverfahren u. a. m. Bezeichnend für den juristischen 
Geist, der diese Schrift durchweht, ist u. a., daß in Fab. 53 die Moral 
der Fabel geradezu datumn, d. h, , Gerichtsentscheid, Urteil" ge- 
nannt wird. 
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Dat. Intr. Cap. I. 

Antwort aD diejenigen die uns vorwerfen, wir hätten 
kein Gericht (== geschriebenes Gerichtsrecht oder 

gerichtliche Gesetzgebung). 

Im Begriffe zur Abfassung dieses Gerichtsbuches zu 
schreiten, haben wir zuvor Antwort zu stehen denjenigen, die 
gegen das Gesetz Christi den Vorwurf erheben, es gebe in 
ihm kein Gericht ^^). Viele nämlich gibt es, welche die un- 
gläubigen lobend bevorzugen, weil diese ein rechtliches Gre- 
richt haben. Die aber so sprechen, fühlen sich selbst geärgert 
hierdurch und ärgern andere von den Einfältigen. 

Zum ersten werden wir diesen den folgenden Ebrwiderungs- 
grund vorhalten : Gott hat ursprünglich der Natur des Menschen 
die freie Bestimmung der Unterscheidung des Rechtlichen 
verliehen. Auf Grund derselben bestimmten die Weisen unter 
den Heiden, daß, wer die Götter verunehrt, des Todes sterben, 
und dem, der seinen Vater schlägt, die Hand abgehauen wer- 
den soll« Des Moses Gesetz aber tat hierzu ein Mehr, indem 
es denselben Vorwurf, den es aus dem Naturgesetze au&ahm, 
dahin umgestaltete: ,wer den Vater oder die Mutter verunehrt, 
soll des Todes sterben^ (fkod. 21, 16). Das Evangelium 
unseres Herrn jedoch ist die Erfüllung des Naturgesetzes so- 
wohl als des Mosaischen; darum verordnet es: .Ihr habt ge- 
hört, daß den Altvorderen gesagt worden ist solchermaßen, 
ich aber sage es euch diesermaßen^ (Matth. 5, 21). Indem näm- 
lich Gesetz und Evangelium das (in Vergessenheit geratene) 
natürliche Gesetz ins Gedächtnis zurückrufen, heben sie doch 
die freie Selbstbestimmung nicht auf, durch den Satz: .Do 
sollst den Nächsten lieben wie dich selbst' (Matth. 19, 19), 



^^) ^Geriekt* [arm. daUuian\ steht hier, wie allenthalben in 
Dat., im Sinne von Gerichtssatzong, d. i. geschriebenes Recht 
oder zivile Qesetzgebnng schlechthin. Hiervon wird nach mechi- 
tharscher Terminologie scharf unterschieden ^doB Oesetx*^ [arm. orMch]^ 
welcher Terminus regelmäßig das mosaische Gesetz bedeutet 
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da etwas Natürliches (dem Natarreclit entstammendes) die Kennt- 
nis der Selbstliebe ist. — Zum zweiten, oder vielmehr noch 
zum ersten Grunde: unserem freien Willen ist anheimgestellt 
die Jüngerunterrichtnng (mündliche Tradition) und sonstiges 
Wohltun, woraus folgt, daß auch unserer freien Willensbe- 
stimmung anheimgegeben ist das rechtliche Verfahren gegen 
Jedermann. Aus demselben Grunde ist auch das Evangelium 
ursprünglich nicht durch die Schrift, sondern durch das Wort 
überliefert worden. 

Zweitens: £^ kam Christus und lehrte die Vollendung 
des Gesetzes den Menschen, und nicht wollte er nach Art 
und Weise der Unvollendeten ein Schriftgesetz geben; dem- 
gemäß er auch den Rat gibt, unterwegs sich zu vertragen mit 
dem Widersacher, damit die Sache nicht dem Gerichte des 
Richters anheimfalle (Matth. 5, 34). So hat er denn einstens 
durch das Gleichnis vom Richter (Luk. 18, 2—7) offenbar ge- 
zeigt, wie überhaupt jegliche Sache vor dem Forum des Ge- 
wissens zu erledigen sei, statt den Richter darum anzurufen, 
desgleichen auch die eigentlichen Gerichtssachen. Dasselbe 
bekundete er auch in dem Gleichnisse vom Hausverwalter 
(Luk. 16, 1): wiewohl er diesen zunächst einen ungerechten 
nennt, so lobt er ihn gleichwohl hinterher ob seiner Reue, 
wodurch er es vermied vor dem Richtertribunal zu erscheinen, 
um Rechenschaft zu geben; durch das Wort: „gib Rechen- 
schaft von deiner Verwaltung' zeigte er, daß es notwendig sei, 
daß Gerichte bestehen, wie er andererseits durch die Belobung 
lehrte, daß es möglich sei des Gerichts nicht zu bedürfen 
(bezw. das Gericht entbehren zu können). Aus diesem Grunde 
lehnte er es ab Recht zu schaffen jenem, der ihn bat: «Sage 
meinem Bruder, daß er die Erbschaft mit mir teile' (Luk. 12, 13), 
gleich als wollte er sagen: «Habt ihr nicht einen doppelten 
Rechtsgrund, den aus der Natur [seil. Naturgesetz] und den 
aus dem [mosaischen] Gesetze? wozu bedürfet ihr noch sonstigen 
Gerichts ?' Weshalb auch der Apostel lehrte, mit den Worten: 
yDaß überhaupt Rechtshändel unter euch vorkommen 1 Warum 
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leidet ihr nicht lieber unrecht und ertraget die Schädigung? 
Ihr aber tnt Unrecht und ftiget Schaden za, und das sogar 
den Brüdern!« (1. Cor. 6,7—8). 

Drittens: 'Er wollte kein Schriftgeaetz geben ^ damit wir 
nicht aus Zwang uns auf dem Wege Rechtens hielten, sondern 
aus Gründen der Liebe und des Mitleides die Gerechtigkeit 
bewahrten nach ungeschriebenem Gesetze zu allen Zeiten. 

Viertens: Weil er es Air hinreichend hielt das Gesetz 
und die Propheten und das Evangelium gleichsam als Samen 
in dem Herzen zu hegen und nach diesen zu verfahren in der 
Qerichtspraxis. 

Fünftens : Weil [mos.] Gesetz und Propheten und Evangelium 
als etwas Unwandelbares bleiben, das Gerichtsrecht aber not- 
wendigerweise nach den Bedürfnissen der Völker und der Länder 
wechselt : deshalb hat er gestattet, daß die Weisen auf Grund 
der Erprobung je für den Einzelfall das Gerichtsrecht schaffen. 

Sechstens: Weil in ein Gterichtsrecht notwendigerweise 
der Eid Eingang findet, unser Herr aber den Eid prohibiert 
hat, da er wollte, daß wir wahrhaftige Gläubige seien, deren 
Bede sein soll: «Ja, jal Nein nein!* (Matth. 5; 37). ^^). 



^^) Die Gründe, warum Christus kein für die Qerichtspraxis be^ 
stimm tes Schriftgesetz gegeben, resümieren sich demnach folgender« 
maBen : 

1. a) weil in die Natur des Menschen die Unterscheid nngsfahigkeit 
▼on Recht und Unrecht gelegt ist; das durch die menschliche 
Vernunft erkennbare Naturrecht wird durch mosaisches GeseU 
und Eyangelium grundsätzlich nicht aufgehoben ; b) weil es der 
menschlichen Selbstbestimmung anheimgestellt ist, auf dem Wege 
der mündlichen Tradition das Naturrecht zu wahren und fort- 
zupflanzen. 

2. Die christliche YerToUkommnungsidee, wonach in Abweichung 
▼on der bisherigen Praxis das gerichtliche Verfahren möglichst 
vermieden und durch gütliche Beilegung der Streitsachen ersetzt 
werden soll. 

3. Weil Christus das Recht nicht zwangsweise sondern als Tugend 
geübt wissen wollte. 
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Dat. Intr. Kap. II. 

Warum wir uns nun entBcblossen haben eine 

Gerichtssatzang zu Bchreiben, oder auB welchem 

Grunde wir uns dazu bewogen fühlten. 

Wiewohl wir nun gesagt haben, daß kein Bedürfnis vor- 
lag für eine uns von unserem Herrn zu verleihende schrift- 
liche Gerichtsgesetzgebung, so haben wir uns dennoch nunmehr 
zu solchem Unternehmen entschlossen, weil oftmals wir ver- 
nehmen mußten die diesbezüglichen abfälligen Aeußerungen 
seitens der Ungläubigen und der Christen, es gebe im Ge- 
setze Christi schlechthin kein Gerichtsrecht, Aeußerungen 
solcher, die die Absicht der Heiligen Schrift nicht verstehen ; aus 
derartiger bösen Verdächtigung aber entspringen zwei Schäden: 
entweder die Meinung, der Gesetzgeber wäre unwissend ge- 
wesen, oder aber, er habe nicht gewollt, daß die Menschen 
nach gleichmäßiger Richtschnur ihren Wandel führten. Dieses 
ist ein erster Grund. 

Ein zweiter ist dieser: weil die Wissenschaft, die wir von 
Natur aus (bezw. vom Naturrecht) hatten, durch das Böse er- 
loschen ist, und die vollendete Schöpfung durch die Sünde 
zu einer unvollendeten umgeschaffen ward, und die Liebe und 
das Mitleid vom Hasse verdrängt worden sind. 

Der dritte: Weil gegenwärtig aus Erschlaffung sie 
nicht mehr wandeln nach Gesetz und Propheten und Evange- 



4. Weil Gesetz^ Propheten uud Evangeliam schon das Wesentliche 
eines Gesetzeskodez enthalten. 

5. Weil die in den genannten heiligen Büchern gegebene Rechts- 
materie fest und unwandelbar bleibt, ein Gesetz aber notwen« 
digerweise nach Örtlichen und zeitlichen Verhältnissen wechseln 
maß: darum mußte vom Stifter des Christentums die Aufstellung 
besonderer Gerichtscodices den einzelnen Landesgesetzgebungen 
Torbehalten und anheimgegeben werden. 

6. Das christliche Verbot des Eides, der in eine gerichtliche Gesetz- 
gebung notwendigerweise hätte Eingang finden müssen. 
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linmi 80 daß sie aus deren Kraft zn entscheiden yermöchten 
das rechte Gericht; deshalb wollten wir sie durch dieses Buch 
des Gerichts gleichsam aus dem Schlafe erwecken. 

Der vierte: Weil gegenwärtig aus unserer Mitte ge- 
schwunden ist das Wissen y durch welches wir vermochten zu 
prüfen und zu entscheiden das Gerichtsrecht je nach Zeiten 
und Völkern und Ländern: so beschlossen wir aus schriftlichen 
Quellen sammelnd und kompilierend das Gerichtsrecht nieder 
zu schreiben, auf daß es bleibe unverbrüchlich nach Art und 
Weise von Qesetz und Propheten und Evangelium. 

Der fünfte: Weil jetzt nicht mehr wirkt der Heilige 
Geist, wie ehedem in Salomon oder in Daniel oder in den 
Korinthern u. a., zur Schöpfung des wahrhaften Gerichts, da 
der Geist das in ihren Herzen geschriebene Gesetz war und sie 
eines schriftlichen Qerichtsgesetzes nicht bedurften, demgemäß 
auch die Apostel zunächst nicht durch die Schrift sondern durch 
das Wort das Evangelium überliefern wollten, bis sie sich 
dazu benötigt ftihlten; wie sie denn auch kein Schriftgesetz 
überlieferten, indem ihre Fürsorge anderen, höheren Zielen 
galt, gleichwohl aber gestatteten, in der Gerichtspraxis nach dem 
natürlichen Gesetze oder der bürgerlichen üebung und der 
Rechtskraft der Schriften zu verfahren: jetzt aber sind wir 
von all diesem abgekommen, und aus diesem Grunde wurden 
wir genötigt zur schriftlichen Abfassung. 

Der sechste: Weil zwar das Gerichtsverfahren auf den 
Eid hinausläuft, der vom Herrn verboten worden (Matth. 5, 34), 
nun aber infolge Ueberwucherns der Schlechtigkeit die Gläubigen 
nicht bloß vor Gericht schwören, sondern leichtfertig, häufig 
und bei jeglichem Anlaß, womit jenes Gebot des Herrn außer 
Kraft gesetzt wird, so haben denn auch wir uns hiermit bewogen 
gefühlt, zur Steuer der Verletzung dieses Gesetzesgebotes Ge- 
setz und Kanon vorzuschreiben zu gerichtlicher Satzung*^. 

^*) Derselbe Gedanke ist wiederholt in der Lehre vom Eide, Dat. 
Intr. c. VIII: ,üeber die Eide und wie man schwören soll; worüber wir 
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Der siebente: Damit nicht in Ermangelung eines Ge- 
richts sie zu den Ungläubigen vor Gericht gehen , gemSS 
dem vom Propheten erhobenen Vorwurfe: j,In Ermangelung 
eines Gottes inmitten Israels begebet ihr euch hin zum Be- 
fragen zum Fliegengotte von Akkaron* (4 Kön. 1,3); was 
auch der Apostel tadelnd vorhält da er sagt: „Bruder gegen 
Bruder rechtet ihr, und dazu vor Ungläubigen* (1 Kor. 6, 6). 

Der achte: Wir sehen, daß jetzt etliche von den Bi- 
schöfen, den Vardapets und den Priestern, sowie von den 
Laienoberen und den Fürsten durch Parteigunst und Bestechung 
und Unwissenheit das gerade Becht beugen. Deshalb wollten 
wir bescbränktermaßen dieses Qerichtsbuch besiegeln, damit 
es solchen zur Mahnung sei und zur Richtschnur. 

Der neunte: Weil unsere erschaffene Natur stets ver- 
geßlich ist für das Gute wegen der zahlreichen Gebrechen 
der Seele und des Leibes; so zwar, daß, wenngleich wir ge- 
rades Becht zu schöpfen beabsichtigen, wir zur Stunde des 
Gerichts aus Vergeßlichkeit fehlgehen, worauf hinterher nach 
eingetretener reuigen Sinnesänderung wir ängstlich hin und 
her schwanken, gefoltert durch den Zweifel über Sein oder 
Nichtsein. Diesem nun vorzubeugen, haben wir dieses Gerichts- 
buch angelegt, zum Zwecke eines Denkmals, das wir zu jeg- 
licher Stunde zu Händen nehmen mögen zur Förderung von 
Gedächtnis und Erinnerung, und womit wir zugleich den 
fremden Völkern erweisen werden, daß wir nach Schriftrecht 
verfahren, wodurch sie verstummen und nicht mehr uns werden 
schmähen können. 

Der zehnte: Weil bei Erschaffung des Menschen Gott 

hiermit nicht im Sinne einer positiven Vorschrift bestimmen, sondern 
lediglich die nun einmal bestehenden verwerflichen Gewohnheiten der 
Regel und dem Kanon unterstellt haben.' Ibid.: , Deshalb haben wir 
eingangs gesagt, unsere Satzung gestatte nicht das Schwören, da auch von 
dem Herrn es uns nicht gestattet worden ist; sondern wir stellen Regeln 
und Canones auf, um zu steuern solchen verwerflichen Gewohnheiten 
und dem grundlosen Eidschwören. '^ 
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ihm des Geistes Gnade einhauchte, welche Gnade fortgedieh| 
als sich jedoch die Menschen zor Sünde abwandten, alsdann 
Gott sprach: „Nicht soll bleiben mein Geist in den Menschen, 
wegen ihrer fleischlichen Gesinnung (Genes. 2, 7 und 6, 3); 
weshalb auch Christus bei seiner Ankunft denselben Geist den 
Menschen verlieh und mit ihm zugleich des Geistes Gericht (bezw. 
Gerichtsrecht, Gesetz), das ist das Evangelium und die Canones, 
da er wußte, daß die Fleischlichen notwendigerweise nach 
fleischlichem Gerichte zu richten seien; da wir jedoch aber- 
mals zum Fleische zurückgekehrt sind, sind wir nunmehr ge- 
zwungen auf dem Wege der Schrift die Gerichtssatzungen auf» 
zunehmen mittels Auswahl aus den Schriftquellen. 

Der elfte: Damit die Richter es verstünden, an der 
Hand der Schriftsatzung gerades Recht zu schöpfen, im Be- 
wußtsein, daß auch sie dereinst zu erscheinen haben zu Gerichte, 
vor dem himmlischen Richter. 

Der zwölfte: Damit auch diejenigen, die das Gericht 
um Recht angehen, von Scheu und Furcht erfüllt würden: 
denn, wenn sie vor den Menschen nicht vermögen aus Un- 
recht Recht zu machen, trotz ihrer Bemühung durch allerlei 
Reden die Richter zu täuschen, was werden sie vollends vor 
dem himmlischen Richter tun, der das Verborgene sieht, vor 
dem keiner durch Täuschung sich rechtfertigen kann, sondern 
wahrheitsmäßig untersucht wird? 

In diesen zwölf Hauptpunkten ist enthalten die Begrün- 
dung des Gerichtsbuchs nach dem Typ der heiligen Apostel, 
die vom Herrn zu Richtern über die Welt gesetzt wurden, 
und ihrerseits im Geiste erzeugten die Patriarchen und Var- 
dapets als Richter der Kirche; auch ist die zwölf als voll- 
endete Zahl bevorzugt worden von den Profanen (d. i. 
heidnischen Autoren), denn sie entsteht aus zweimal sechs, 
welche Sechs die Zahl der Schöpfangstage ist, und das Maß 
der Körperbewegung und die Zahl der Körperenergie, wie 
sie denn noch sonst manche Vorzugsstellung einnimmt in 
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der arithmetischen Kunst; auch ist sie ein Typ der zwölf 
Stammhänpter der Söhne Israels, welchen das Biblische Ge- 
setz verliehen ward durch Moses. Deshalb bestimmte sich 
nach diesen zwölf Ghrilnden die Ausführung dieses Gerichts- 
buchs . . . .* 

Als Beweggrund und äußere Veranlassung zur Ueber- 
nähme der Arbeit wird in einem Memoriale zu Dat. aus 
dem alten, oben erwähnten Venetianischen Kodex angeführt 
das an Mechithar wiederholt ergangene dringende Ersuchen 
des armenischen Fürsten Wachtang, der über mehrere Kan- 
tone des nordöstlichen Grenzlandes herrschte , um Abfassung 
eines für die Gerichtspraxis geeigneten Rechtsbuchs. Als 
eigentlich entscheidender und bestimmender Faktor für den 
Mechitharschen Entschluß zur Inangriffnahme des Werkes er- 
scheint indes vielmehr in letztem Grunde der diesbezügliche 
Auftrag; der ihm vom Katholikos von Albanien erteilt ward^^. 
Hierüber berichtet uns in anschaulicher Weise der letzte Ab- 
schnitt des n. Einleitungskapitels zu Dat., den wir hier folgen 
lassen. 

Dat. Intr. c. II Forts. 

jj. . . . Welches aber war der Beweggrund für uns 

zum Schreiben? 

^Seit langer Zeit befand ich mich im Zweifel hin und her 
schwankend betreffs dieser Sache ^ angesichts der diesbezüg- 
lichen von unseren Landsleuten sowohl als von Fremden gegen 
ans geschleuderten Vorwürfe. Sodann nötigte uns überdies 
auch hierzu unser geliebter Schüler der Heiligen Schrift^ Paulus, 
durch zwingende Beweggründe; da ich es doch nicht auf mich 
zu nehmen vermochte, da ich zur Entschuldigung hatte meine 
Unwissenheit und meine körperliche Schwäche. Deshalb be- 



^^) Zu bemerken ist, daß Albanien nicht nur kirchlich von Arme- 
nien abhängig war und eine gewisse Oberhoheit des armenischen Katho- 
likos anerkannte, sondern auch ethnologisch einige armenische Grenz- 
distrikte umfaßte. 

Zeltochrift för Terglelohende BeohtawlMeniohftft. XIX. Band. 25 
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schloß ich andere, rüstigere von den heiligen Vardapets um 
Uebemahme der Arbeit zn bitten, denn zaUreiche berühmte 
Kenner der Heiligen Schriften waren ihrer; und dennoch, in 
Erwfig^g der ünempfanglichkeit dieses unseres Volkes, wollte 
ich keinen dazu nötigen. Es wunderte mich aber, wie von 
den Aposteln und berühmten Heiligen außer Acht gelassen 
worden sei ein solch wichtiges Werk; indessen erklärte ich 
es mir derart, daß dies seinen Orund hatte in dem Hangel 
an freiverfügbarer Zeit, oder auch in den Verfolgimgen, oder 
auch darin, daß es an einem Antragsteller fehlte und jene 
aus sich heraus das Werk nicht vollführen wollten, da ihnen 
vor den Kritiken bangte, oder auch darin, daß sie unter der 
Knechtschaft anderer Völker standen und sich mit dem Rechte 
derselben begnügten; sind doch alle diese Gründe ebendie- 
selben die noch für unsere Zeit galten. 

Die eigentliche Veranlassung aber zur Verfassung dieses 
wurde die diesbezügliche Nötigung, die uns von Herrn Stephanos, 
dem Katholikos von Albanien, zn wiederholten Malen auferlegt 
wurde. Zwar schützte ich dagegen vor meine persönliche 
Schwäche und Unwissenheit; als derselbe jedoch heftiger drängte, 
nahm ich es auf mich, ohne weiter meiner Ohnmacht zu ge- 
denken, in dem Bewußtsein, daß geistlichem Befehle man sich 
fügen müsse. Wenn nämlich dieser Beschluß von Gott komme 
und verwirklicht werde durch dessen Weisheit, alsdann gut! 
wenn aber nicht, so würde dies die Veranlassung sein, daß 
Vollkommenere sich zu derselben Aufgabe bewegen ließen, 
um dieselbe zur Ausführung und zn vollendetem Abschlüsse zn 
bringen; denn von Anbeginn an geschah es so, daß jegliche 
Künste und Werke nicht etwa von Einem begonnen und von 
demselben auch zur Vollendung geführt wurden, sondern von 
Mehreren, indem die teilweise gemachten Erfindungen durch 
ihre Vereinigung zu einem Ganzen die Kunst schufen. Femer 
führte ich mir zu Gemüte, daß ich in das unbestechliche und 
unwiderrufliche Gericht Christi künftig werde eingehen, und soll 
nun schreiben mit meiner Hand des künftigen Gerichtes Weise. 
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Daher also möge keiner abftUig kritisieren unsere Dar- 
stellung; falls einer nämlich ein Unkundiger ist^ so soll er 
daraus lernen, und falls ein vollendeter Fachgelehrter, so soll er 
das Mangelhafte an derselben seinerseits ergänzen; von beiden 
sind wir bereit, gütlich die Willensäußerungen anzunehmen." 

An denselben Katholikos Stephanos, den Anreger und 
Auftraggeber des Werkes, richtet sich dessen Widmung im 
folgenden Kapitel lU, worin wir auch Näheres über Anlage, 
Plan und Bestimmung desselben erfahren. Es lautet: 

Dat. Intr. Cap. III. 

3,Eurze Anweisung über die Bedeutung des Kodex, 
nebst Bittgesuch an Herrn Stephanos, Katholikos 

von Albanien. 

„Ich bitte dich, erlauchtes Haupt der Kirchen dieses Lan- 
des Albanien, halte nicht für ein müBiges und leichtes Werk 
die geistliche Aufgabe, die du uns auferlegt hast. Denn wir 
müssen dir in wenigen Worten dartun, welches die Bedeutung 
dieses Buchs ist, das wir in Angriff nehmen. Es hat nämlich 
dies Gerichtsbuch Analogie mit dem Kanon, in welcher Be- 
ziehung einen Vergleich zwischen ihm und dem Kanon anzu- 
stellen geboten ist, damit sich die Aehnlichkeit erweise. Die 
beiden haben nun folgenderweise Aehnlichkeit miteinander: 
Der Kanon ist die Richtschnur der Seele und das Gesetz die- 
jenige des Leibes; und wiewohl sie voneinander getrennt sind, 
so vereinigen sie sich doch in vielen Punkten, gleichwie Seele 
und Leib, die, obgleich sie ihrer Natur nach zweie sind und un- 
vermischbar, dennoch sich miteinander zu einer Einheit ver- 
binden und in vielen Stücken nach einem Willen handelnd tätig 
sind: ebenso auch der Kanon und das Gesetz; daher denn 
auch, obschon beide gegebenenfalls miteinander einheitlich zu- 
sammengemengt werden, sie sich doch einander nicht auf- 
heben. Gleichwie ferner am Kanon sich die Regulierung^^) 

^>) = Berichtignng und Anpassung, bezw. Modifiziernng des gt* 
setzten Rechtes nach den Erfordernissen des Einzelfalles. 
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der Bechtskundigeii betätigt, ebenso auch am Gresetze. Und 
wie dort Strafe nnd Züchtigung stattfindet f&r die Uebertreter, 
ebenso anch hier. Und wie im Gesetze es Ebift mid Bann 
gibt f&r die Rechtsyerletser, eb^iso gibt es auch im Kanon 
Haft nnd Bann, nämlich die Bannnng. Und wie aof gerechte 
Menschen keinerlei Zwang ausübt der Kanon, ebenso auch 
nicht das Gesetz auf solche die sich rechtlich verhalten im 
bürgerlichen Leben. Und gleichwie der gerechte Mann keine 
Furcht Tor dem irdischen Richter kennt, ebenso auch der 
Sündenlose keine vor dem himmlischen. 

Fürder bringt uns dieser Kodex noch einen weiteren Vor- 
teiL Wie n&mlich sämtliche [kanonische] Schriften m dem 
Zwecke veranstaltet wurden, die Menschheit von der Sünde 
abzubringen, so auch verfolgt dieses Gerichtsbuch den Zweck, 
das Böse und das Unrecht abzuschneiden, auf daB wir ver- 
träglich und einträchtig miteinander leben. Ist doch die vierte 
Tugend die Gerechtigkeit, diese aber wird durch das Gericht 
Ein Abbild ist selbiges auch von der Goldscheidekunst: denn 
das Gold liegt zuvor in der Erde und im Felsen verborgen 
und wird mühsam zu Tage gefördert und wird dnrch die Be- 
arbeitung zum Edelmetalle. Ein Abbild ist selbiges auch von 
der grammatischen Kunst, welche das Ueberflüssige und Zweck- 
lose an Worten und Buchstaben ausscheidet und durch Reini- 
gung und Läuterung dem Ausdrucke Glanz verleiht 

Diese Gründe haben wir für die Rechtsverständigen auf- 
geführt, auf daB sie erkennen, ein welch unermeßlicher Nutzen 
in ihm liegt für das allgemeine Wohl der Menschheit, insofern 
es Streit und Verwirrung beseitigt und Frieden stiftet für 
jedermann; denn wo es an einem Gesetze fehlt| da herrscht 
Tumult allenthalben, und wo Gesetz und Recht bestehen, dort 
ist Friede allenthalben, in Welt und Kirche, weil eben das- 
selbe als ein Teil der göttlichen Gnaden der Kirche ver- 
liehen ist." 

Die vorstehend gegebene Skizzierung über Plan, Anlage 
und Bestimmung des Dat. wird weiter aufgenommen und 
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ausgeführt im 10. Kapitel der Einleitung. In demselben fahrt 
der Verfasser; unter Anknüpfung an die eingangs des Kapitels 
gegebene Aufzählung der im Dat. verarbeiteten Rechtsquellen 
(im Texte mitgeteilt oben S. 333 — 335), also fort: 

Dat. Int r. Kap. X. Forts. 

„. . . . Es ist aber zu wissen, daß nicht dieses allein das 
Oerichtsbuch ausmacht ^ was wir jetzt schreiben ^ und daß es 
nicht von uns allein die Vollendung zu erhalten braucht; da 
dasselbe Aehnlichkeit mit dem Kanon hat. Denn 
gleichwie mit dem Kanon, der weder auf einmal angeordnet, 
noch an einem Orte, noch von einem allein, sondern all- 
mählich und in vielen Zeitabschnitten und von vielen ange- 
ordnet worden ist und angeordnet werden wird bis auf ewige 
Zeiten, gemäß Beschluß desselben Kanons; zuerst nämlich 
wurde er angeordnet von den Aposteln, darauf in Nicäa, welchem 
noch andere voraufgingen, sodann je in den verschiedenen 
Zeiten von den Sjmoden und den Vätern der Folgezeit: ebenso 
hat es sich, wie füglich behauptet werden darf, auch zu ver- 
halten mit dem Gerichtsbuche. Von uns nämlich ist jetzt der 
Anfangsgrund zu demselben gelegt, und es soll gebührender- 
maßen dasselbe nach und nach durch Zuwächse vermehrt 
werden, je nach den wechselnden Zeitläufen, indem nach Maß- 
gabe des Rechtsbefundes und der Rechtschöpfung, wie sie je- 
weilig unter der Hand weiser Männer vor sich geht, das be- 
treffende [neue Rechtsgut] je nach seiner JKeihenfolge dem 
Werke anzugliedern ist, so daß dieses solcherweise allmählich 
seinen Ausbau und seine Vollendung erreiche. Es ist nämlich 
Kanonstatut, daß alljährlich zweimal die Synode zusammen- 
trete, zum Zwecke der Untersuchung, ob im Lande etwaige 
Neuerungen zum Vorschein kommen, für welche alsdann die 
entsprechenden Kanonbestimmungen zu treffen, beziehungsweise 
zu berichtigen (= reformieren) sind: ebenso soll es auch für 
das G-erichtswesen stattfinden, so zwar, daß in demselben Maße 
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als neue Sachen vorkommen und darüber von den Weisen 
Untersuchung angestellt und Rechtsentscheid getroffen wird; 
dasselbe Recht in vorliegendes Buch niederzuschreiben sei. 
Auch wird man^ bei aufmerksamer Betrachtung; finden, daß 
alle Heiligen Bücher dieserweise allmählich zur Vollendung 
gelangt sind; sei es durch Einen einzigen oder durch Mehrere: 
so z. B. ist das Buch der Schöpfung von Moses nicht in 
einem Male geschrieben worden; ebenso wie auch die zwOlf 
Propheten; so ist auch das hlg. Evangelium nicht von Einem 
geschrieben; noch in einer Zeit; sondern in verschiedenen 
Zeiten und von Verschiedenen; ebenso die Briefe des Paulns; 
wie noch viele andere Bücher der heiligen Vardapets und 
Väter. Nach derselben Weise auch dieses Buch; das von uns 
im Grundrisse begonnen ward; sei eS; insofern als es von 
uns allmählich geschrieben worden ist; sei es insofern als es 
von Vielen und zu verschiedenen Zeiten noch [ergänzungs- 
weise] zu schreiben sein wird; falls sich Mängel an ihm her- 
ausstellen; indessen ist's Gebühr; daß man nur auf Grund 
richtigen Befindens und beifälliger Rechtsentscheidung die Er- 
gänzung des Mangelhaften vornehme. 

Freilich wäre es geziemend gewesen; wenn die Verfassung 
desselben durch eine Ratsversammlung oder auf Grund einer 
mit Vielen vorzunehmenden Untersuchung erfolgt wäre; was 
übrigens auch ich sehnlichst verlangt hatte ; jedoch nicht zu 
erreichen vermochte aus mancherlei Gründen. Denn wenn 
wir für die Richter (Dat. Intr. c. V u. VI ; cf. Comm. 359) die 
Vereinigung Zweier und Dreier zur Rechtsprechung als recht- 
liches Erfordernis erachtet haben ; um wie viel mehr war es 
alsdann hier geboten, daß sich eine Mehrzahl vereinigte zum 
Behufe vorläufiger Untersuchung des Stoffes ; um ihn darauf 
durch die Schrift zu besiegeln! Da nun aber dieses nicht 
stattgefunden hat; deshalb wollen wir diesen Mangel durch 
Schriftengewähr ersetzen: ihre Autorität und ihr Machtwort 
führen wir auf zum Zeugnisse; indem wir uns namentlich be- 
rufen auf die bei denselben vorkommenden Gerichtsentscheide; 
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und auf das aaf dem Wege des Sehens oder Hörens in Er- 
fahrung gebrachte echte Recht jeglicher Völker. Indem wir 
aas solchen Quellen unsere Rechtssammlung schöpfen, aus den 
erwähnten Schriften und Völkern , werden wir sie besiegeln 
und untadelig sein.' 

Hieran reiht sich zur Vervollständigung der vom Autor 
gelieferten Notizen über Entstehung und Charakter des Rechts- 
buchs als Schlußstein des Einleitungstraktates das Kap. XI, 
welches, ebenso wie die vorhergehenden, die Idee von der Un- 
vollkommenheit und Unfertigkeit des Werkes widerspiegelt und 
außerdem die hauptsächlichen auf die Genesis des Kodex be- 
züglichen historischen Daten liefert. 



Dat. Intr. Kap. XI. 

^Gedenkschrift über Weniges. 

„Wiewohl es nun zwar in der Natur eines jeden liegt, 
nach Vollkommenheit zu streben und nach Fehlerlosigkeit in 
allen Dingen, so ist dies doch nicht erreichbar für Wesen, 
deren Natur dem Gesetze des Werdens und der Verwesung 
unterworfen ist, selbst nicht einmal für gewaltige Oeisteshelden; 
um wieviel weniger könnte es der Fall sein für Uns, denen 
jegliche Arbeit zu einer fehlerhaften ausgeartet ist, gewisser- 
maßen schon in ihrem Ursprünge I Darum richte ich an euch 
alle, die ihr da nach uns kommen werdet, Väter sowohl als 
Brüder im Laufe der verschiedenen Jahrhunderte, die flehent- 
liche Bitte, die häufigen und nicht geringen Fehler zu berichtigen^ 
die ihr beim Lesen dieser zwei Bücher trefien werdet, und 
die Lücken im Rechte auszufüllen, gemäß der im vorigen an- 
gezeigten Weise. Denn allgemeine und noch weitere als all- 
gemeine Ursachen sind es, die ich für diese Fehlerhaftigkeit 
anzuführen habe: erstens meine sittlichen Mängel, wodurch 
die Energie des Geistes gelähmt wird, sodann die körper- 
lichen Leiden, insofern nämlich in diesen Stücken der 
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Mangel^') allzumal ein allgemeiner nnd ein besonderer ist; 
femer die Geschäftsüberbördung^ da ich an krankhafter Brost die 
Säuglinge des Wortes zu halten hatte; weiter das Pilgerleben 
und die Unstetigkeit^ die Unerfahrenheit im Bücherschreiben^ 
das Wid^^treben der inneren und die Schwäche der äußeren 
Sinne ; die Anfechtungen der Dämone, die Mangelhaftigkeit 
der Schriftwerkzenge, die Dürftigkeit an Büchern, woraus 
die Stofife der Abhandlungen füglich zu schöpfen waren. 
Wenn ihr dagegen, nach der Gepflogenheit unserer Landsleute, 
Tadeler anstatt Verbesserer an den Fehlem werdet , ihr, die 
ihr doch das vorliegende als ein national-armenisches Werk an- 
erkennen solltet und zugleich auch das beschränkte Maß 
menschlichen Könnens, so bleiben wir dessen an euch un- 
schuldig. Wenn ihr aber mit Wohlwollen gegen unsere Dar- 
stellung euch verhaltet und mit fürsorglicher Bereitwilligkeit 
das Mangelhafte ergänzet, so werdet ihr vom Herrn die Ver- 
geltung empfangen für die Wohltat, und werdet durch diese 
eure Arbeiten geistige Schätze in der Kirche aufspeichern, 
euch zu dauerndem Angedenken daran. 

Die Inangrifinahme dieses Werkes durch uns geschah 
im Jahre 633 unserer armenischen Zeitrechnung, dem 101** 
im Verlaufe der sog. kleinen Aera ^®), dem 405^ der römischen 
Aera, in den Jahren der längst untergegangenen Herrschaft 
unseres Königtums, zu einer Zeit, da nur noch etliche Fürsten 
sich behaupteten in den Gebieten von Chacon, in den Tagen 
Hassans mit Beinamen Eronavoretsfeal und seines Sohnes Wach- 
tang auf Burg Haitherkh, des Hauptes der übrigen festen, 
während andererseits über die Gegenden Ciliciens Rup^n als 
Oroßfürst herrschte, in dem Todesjahre des siegreichen Königs 



^*) Eür das überlieferte anvarzuthiun bezw. varhuhiun (Ms. 490) 
ist zu lesen pakastUhiun, 

**) Die armenische Zeitrechnung, Große Armenische Aera, 
auch aChoflrowsche* oder .Parthische Aera" genannt, beginnt mit dem 
Jahre 552 n. Chr. Die um 1116 von Johannes Sarkavag eingeführte 
Kleine Aera beginnt mit dem Jahre 1084 n. Chr. 
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Oeorgi von Iberien^ unter dem Patriarchat des Herrn G-rigor 
über Oroßarmenien und dem Hohepriestertum des Herrn Ste* 
phanos über dieses Volks gebiet Ton Albanien^ im Lande Aran, 
im Oaue der nach seiner Mutterstadt Gandzak benannt ist, in 
dieser Einsiedelei und Brüderschaft, Daß^n mit Namen, einer 
Gründung des Bergklosters , welches Horomasdn geheißen, in 
dem Schatten der Heiligenkirchen von erwähnten Klöstern, 
unter Beihilfe Yon Vater Joseph und mit Bruder Paulus' Auf- 
munterung zu dem Unternehmen. 

Die Aufzeichnung dieser Gedenkschriffe aber hat statt- 
gefunden an dieser Stelle der Einleitung des Oerichtsbuchs 
aus dem Grunde, weil eine Vollendung des Werkes als eines 
ein für allemal abgeschlossenen unter unserer Hand nicht voll- 
zogen worden ist, gemäß der im vorigen angegebenen Be- 
gründung. So wollen wir denn nun also, innerhalb der Qrenzen 
des Möglichen, das Werk in Angriff nehmen, um im folgen- 
den das Oefüge der Sachen des Gerichts aufiEufUhren. In 
dieser Beziehung haben wir noch diese Bitte auszusprechen: 
wenn der Fall sich ereignet, daß es welchen angebracht er- 
scheint, in diesem vorliegenden Kodex die Rechtssatzungen 
abzuändern, so nehmet zugleich auch die entsprechenden Ab- 
änderungen an dieser unserer Gedenkschrift vor derart, daß 
darin unser gedacht werde, womit zugleich auch euer An- 
denken gewahrt bleibe in Christus Jesus unserem Herrn, welchem 
Ruhm sei in Ewigkeit, Amen.' 

Aus vorstehend mitgeteilten Texten sind folgende Punkte 
hervorzuheben : 

1. Der Kompilator will keineswegs ein ein für allemal 
abgeschlossenes Gerichtsbuch schaffen, bezeichnet vielmehr sein 
Werk als einen ersten Entwurf oder Grundriß, an dessen 
Ausarbeitung und Ergänzung die Nachwelt sich weiter be- 
tätigen möge. Dem entspricht vollkommen die rudimentäre 
Art, in welcher uns das Werk in seiner ältesten Fassung 
erscheint. Mit Recht bemerkt Bastam. (Dat. Proleg.), Dat« 
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mache den Eindmek eines nichtvollendeten Werkes, das viel- 
leicht durch den Tod des Autors unterbrochen wurde ^^). 

2. Das Werk wird nach Charakter und Anlage in Zu- 
sammenhang und Vergleich mit dem Eanonbuch gebracht. 
In der Tat knüpft die Kodifikation des armenischen Rechts 
deutlich an die so reichhaltigen und umfangreichen Eanon- 
sammlungen der armenischen Kirche an: das erste, umfang^ 
reichere Buch desDatastanagirkh ist ausschließlich dem geistlich- 
kanonischen Rechte gewidmet. Ueberhaupt zeigt die Mechithar- 
sche Rechtssammlung als Ganzes eine ausgesprochene innere 
Verwandtschaft und Annäherung an das kanonrechtliche System, 
derart, daß manche Partien vom Dat. unwillkürlich an die 
Nomocanones der orientalischen Kirchen erinnern. In ihrer 
ersten und ursprünglichen Bestimmung mochte die weltliche 
Rechtsliteratur als Anhängsel und EIrweiterung der kirchlichen 
ge£EÜ3t sein. Der allgemeine Grundgedanke, aus dem das 
Mechitharsche Werk hervorgegangen, ist die Schaffung eines 
christlich-armenischen Gemeinrechts auf Basis des 
mosaisch-kanonischen Rechts, das mit dem bislang herrschen- 
den, durch byzantinisch-römisches und griechisches Rezeptions- 
recfat vielfach alterierten und provinziell gespaltenen Gewohn- 
heitsrecht möglichst in Einklang gebracht werden soll. Von 
diesem Standpunkte aus wird uns die Art der Komposition 
des Dat., die Methode und die Anlage des Mechitharschen 
Rechtssystems verständlich : Im allgemeinen herrscht in Dat. 
zwar das Bestreben, auch die gewohnheitsrechtliche Satzung 
zur Geltung zu bringen; in zahlreichen Fällen werden Be- 
stimmungen des ungeschriebenen Rechtes als Normen in erster 
Linie vorangestellt. Der Jurist spricht sich mehrfach ausdrück- 
lich für die Geltendmachung der volksrechtlichen Normen aus, die 

'^) Daher, weil der Abschluß des Werkes noch nicht vorliegt, setst 
Mechithar das liemoriale nicht dem gemeinen Branche gemäß an das 
Ende des Baches, sondern an den Anfang, nach der Einleitnng, als 
deren Schlußkapitel, am sich so die Freiheit zu reserrieren, am Schlosse 
noch neue Partien beizofägen. 
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er gegen das Schriftrecht bevorzugt wissen möchte und als , s e i ne' 
d. h. Mechitharsche Bechtsentscheide bezeichnet. Es geschieht 
dies jedoch in schüchterner^ nicht peremptorischer Weise. Denn 
in der Regel werden solchen mehr volkstümlichen^ auf dem 
lebenden Rechtsbrauche beruhenden Satzungen entsprechende 
Korrektivbestimmungen aus dem Kanonrechte beziehungsweise 
dem von kanonischen Elementen durchsetzten Schriftrechte 
beigegeben y und was das Entscheidende, ist, daß die Kanon- 
satznng, das Schriftrecht; in letztem Grunde stets als primäres 
Element zur Geltung kommt, während dem gewohnheitsrecht- 
lichen Rechtsbrauch lediglich ein subsidiärer Charakter, als 
einem Aushilfsrechte zuerkannt wird. Aus den vielen Fällen 
dieser Art sei nur auf das folgende Beispiel hingewiesen: Für 
das Recht der Scheidung der Ehegatten aus dem Grunde gegen- 
seitigen Hasses stellt der Jurist zunächst die Satzungen Dat. I 8 
und I 12 auf, die wesentlich sich als gewohnheitsrecht- 
liche darstellen, beziehungsweise aus dem lebendigen Rechts- 
brauche mit teilweisen Modifikationen geschöpft sind. Hierzu 
wird nachträglich die Korrektivbestimmung des Eap. 57 ge- 
stellt, bestehend in einer Kanonsatzung (Can. 12 Neo-caes.) 
^In Betreff der Entlassung der Gattin wegen Hasses^, zu 
deren Anwendung Mechithar folgendes vorschreibt: „Auch 
dieses Rechtst&ema haben wir hier in wiederholter Behandlung 
vorgeführt, nachdem es bereits in einer unserer früheren Ge- 
richtssatzungen dargestellt worden ist (d. h. Dat. 18).... 
Da nun jene von uns aus mündlicher Rechtsüberlieferung ge- 
schöpfte Satzung (Dat. I 8) nicht ftir kanonmäßig gehalten 
werden dürfte, so nehme man statt derselben das vorliegende 
kanonische Wort, um so eine unzweifelhafte Richtschnur für 
die Rechtsprechung zu haben.^ Wenn auch zweifellos im 
Grunde genommen im Sinne des Juristen in der Regel ein 
Ausgleich der widerstrebenden Satzungen des Schriftrechts 
und der Usance bezweckt und angestrebt wird ^'), so bleibt doch 



^') ^gl- <li8 AnwendangBbestimmang zu Dat. I 94 betr. Eheschei- 



896 Karst 

nichtsdestoweniger, zumal bei der wenig nachdrücklichen Art, 
mit der die Mechitharschen gewohnheitarechtlichen Theorien 
angebracht werden, ein starkes Vorwiegen des kanonischen 
Elementes bestehen, das dem Gesamtwerke, namentlich in seiner 
ältesten, direkt auf Mechithar zurückgehenden Fassung ein 
geistlich-kanonisches Gepräge aufdrückt. 

Dieser Charakter tritt am deutlichsten hervor in der Be* 
trachtung der Quellen des Rechtsbuchs, unter denen, neben den 
mosaischen, die rein-kanonischen eine Haupt- und dominierende 
Stellung einnehmen. 

Die Quellen des Meohitharsolieii Beohtsbnelis. 

Nach der oben unter I. Abschnitt mitgeteilten Quellen- 
au&ählung aus Dat. Intr. c. X sind zum Dat. folgende Quellen 
benützt : 

1. Das Naturgesetz. 

2. Die Gesetze oder besser die Rechtsgewohnheiten und 
Rechtstraditionen der christlichen Völker. 

3. Das moslemische Recht. 

4. Das mosaische Gesetz. 

5. Das kanonische Recht der Armenischen Kirche bezw. 
auch das griechisch-kanonische von der Armenischen Kirche 
rezipierte Recht. 

Daß jedoch unter all diesen Rechtsquellen, wenigstens 
äußerlich und formal, den weitaus breitesten Raum die beiden 
letzten unter 4 und 5, also solche von kanonrechtlichem Cha- 
rakter einnehmen, und als Qnellensubstrat vorzugsweise diese 



dung: ,So weit möglich and zweckmäßig haben auch wir unserseits fftr 
diesen Rechtsfall den Entscheid weiter oben aafgestellt (nämlich Dat. 1 10, 
worin die entsprechende gewohnheitsrechtliche Anschanang, welcher der 
Jurist den Vorzug gibt, enthalten ist): nichtsdestoweniger haben wir 
überdies auch das in dem Kanon Enthaltene hiermit gebilligt und auf- 
genommen, damit auf Grund der sämtlichen Rechtsmaterie 
die Findung des billigen Urteils nach gerechter Norm 
den Richtern erleichtert werde.* Vgl. analog die Anwendung*- 
bestimmung zu Dat. I 96 u. a. m. 
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herangezogen sind, ergibt sich aas einer vergleichenden tabel- 
larischen Zusammenstellung der einzelnen Artikel (Kapitel) von 
Dat. mit ihren entsprechenden Qaellensto£fen^'^): 

Datastanagirkh I. 

Kap. I handelt über die Geistlichen in ihrer Eigenschaft 
als Richter und über die ihnen gebührenden Gefälle. 

Sodann folgen in je einem Kapitel die einzelnen Ver- 
fassungsstatute der 3 geistlichen Stände: 

a) Mönchkonstitution (Kap. 2). 

b) Vardapetkonstitution (Kap. 3). 

c) Pfarrpriesterkonstitution (Kap. 4). 

Als Quelle dieser 4 ersten Kapitel sind offenbar die in 
der armenischen Kirche üblichen entsprechenden Regeln ver- 
wertet. 

Sodann folgt: 

Elap. 5 bis Kap. 21 inklusive die Darstellung des Ehe- 
rechts (mit teilweiser Einflechtung des ehelichen Güterrechts). 
Hier liegt als Quelle irgend ein armenisch-kanonischer; von 
der einheimischen Gewohnheit und Rechtssitte stark infiuen- 
zierter Traktat über Eherecht zu Grunde. 

Der ganze folgende Teil des I. Buches bis zu Kap. 108 

ist verfaßt auf Orund von Kanonkonstitutionen , die je als 

Quellensubstrat den einzelnen Artikeln zu Grunde gelegt sind 

— nur Kap. 35 — 43 wird aus mosaischer Quelle hergeleitet — 

in folgender Weise: 

Dat. I: Quelle: 

Kap. 22 Apost. Ean. 24. 

, 28 Apost. Ean. 88. 

„ 24 Apost Ean. 89. 

. 25 Apost Ean. 54. 

*'«) In der Tabelle sind diejenigen Eapitel, fär welche eine ent- 
sprechende Schriftqnelle nicht bestimmt erkennbar oder zweifelhaft ist, 
durch punktierte Linien gekennzeichnet. 
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Dat. I: QneUe: 

Kap. 26 Apost. Ean. 61. 

, 27 Apost Kan. 63. 

, 28 Apost Kan. 67. 

, 29 Apost Kan. 68. 

, 30 Apost Kan. 69. 

, 31 Apost Kan. 70. 

. 82 Apost Kan. 75. 

, 88 Jung. Yät Kan. 1. 

, 84 . , Kan. 15. 

, 85 Ezod. 22 1.4. 

, 36 Exod. 22i6,i7. 

37 Levit 22i4~i6. 

38 Levit 24io— le n. it. 

39 Levit 25ts-t4. 

40 Deateron. 158— it. 

41 Deuteron. 18 t— b. 

42 Deateron. 21 10—14. 
48 Deateron. 24 1—4. 

44 Jung. Yät Kan. 18. 

45 Jung. Yät Kan. 25. 

46 Nie. Kan. 4. 

47 Nie. Kan. 5. 

48 Nie. Kan. 6—7. 

49 Nie. Kan. 15. 

50 Nie. Kan. 16. 

51 Aneyr. Kan. 12. 

52 Aneyr. Kan. 15. 

53 Aneyr. Kan. 16. 

54 Aneyr. Kan. 20. 

55 Neoeaes. Kan. 6. 

56 Neoeaes. Kan. 11. 

57 Neoeaes. Kan. 12. 

58 Neoeaes. Kan. 13. 

59 Neoeaes. Kan. 14. 

60 Neoeaes. Kan. 16. 

61 Neoeaes. Kan. 15. 

62 Neoeaes Kan. 18. 

63 Neoeaes. Kan. 19. 

64 Gangr. Kan. 7. 

65 Gangr. Kan. 21. 

66 Synod. Antioch. (341) Kan. 9. 
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Dat. I: 


Quelle: 




Kap. 67 


Synod. Antioch. Kan. 


12. 


» 68 


Synod.' Antioch. Kan. 


13. 


n 69 


Synod. Antioch. Kan. 


14. 


. 70 


Nie. Kan. 6. 




, 71 


Nie. Kan. 9. 




. 72 


Laodic. Kan. 10. 




. 78 


Apost. Kan. 83. 




. 74 


Athanas. Kan. 11. 




. 75 


Athanas. Kan. 12. 




. 76 


Athanas. Kan. 21. 




. 77 


Athanas. Kan. 23. 




. 78 


Athanas. Kan. 26. 




. 79 


Athanas. Kan. 32. 




. 80 


Athanas. Kan. 24. 




n 81 


Athanas. Kan. 59. 




. 82 


Athanas. Kan. 72. 




, 83 


Basil. Kan. 44. 




. 84 


Basil. Kan. 84 und Greg. Lnsaror. Kan. 7. 



85 

86 Basil. Kan. 207. 

87 Basil. Kan. 208. 

88 Basil. Kan. 209. 
89 

90 Basil. Kan. 210. 

91 Basil. Kan. 211. 

92 Thad. Kan. 31. 

93 Sahapiv. Kan. 4. 

94 Sahapiv. Kan. 5. 

95 Sahapiv. Kan. 6. 
y, 96 Sahapiv. Kan. 7. 

„ 97 Tevin. IL Kan. 10. 

, 98 Tevin. II. Kan. 13. 

. 99 Tevin. II. Kan. 14. 

.100 

, 101 Partav. Kan. 18. 

, 102 Partav. Kan. 19. 

, 103 Partav. Kan. 21. 

, 104 Tevin. V. Kan. 7. 

, 105 Tevin. V. Kan. 8. 

, 106 Tevin. V. Kan. 9. 

, 107 Tevin. V. Kan. 10. 
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Dat I: 

Kap. 108 
109 
110 
111 
112 
118 
114 
115 
116 
117 
118 
119 
120 



Qaelle: 



121 ....... \ Betr. Ehe- u. eheliches Gater- 

^oo ' ' ' ' I recht: wahrscheinlich nicht 

I ursprünglich, sondern erst 

^^^ J nachmechitharsche Zusätze. 

^24 \ Ebenfalls erst nachheriges An- 

/ h&ngsel. 

Kap. 124 fehlt in Ms. 490—492. 

Kap. 121 — 123 fehlen gleichmäßig in der üeberlieferungssippe der 
Mss. 488, 489, 8in., Yen. (und entsprechend auch in dem aas dieser 
Sippe geflossenen Sempadschen Rb.); im Ms. 490 sind sie nicht am 
Schlüsse des ersten, sondern als Schlußkapitel des IL Buches des Kodex 
überliefert. Es deutet dies alles darauf hin, daß diese Stacke unur- 
spränglich und erst durch nachträgliche Kompilation hinzugekom- 
men sind. 

Datastanagirkh II. 

Dat II: Quelle (Substrat): 

Kap. 1 — 3 Königsgesetz. 

, 4 — 9 Kanon. Gewohnheitsrecht. 

„ 10 — 14 Civil. Gewohnheitsrecht. 

Kap. 15 Apost Kan. 25. 

« 16 Apost. Kan. 26. 

„ 17 Apost Kan. 76. 

, 18 Apost. Kan. 78. 

« 19 Jung. Yät Kan. 4. 

„ 20 Exod. 21i^e. Deut 15it.i6. 

„ 21 Exod. 217-11. 

.22 
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1^ 

r 



(Dent. 247). 
(LeTit. 20»). 



Dat. II: Quelle: 

Kap. 28 Exod. 21 15. 

24 Exod. 21 17. 

25 Exod. 21 17. 

26 Exod. 21 18. 19. 

27 Exod. 21to. ti. 

28 Exod. 21ss. tt. 

29 Exod. 21s4. 15. (Lev. 24to, Deat. 19 ti). 

30 Exod. 21s6. S7. 

31 Exod. 21t8-8i.8a. 

32 Exod. 21 88. 86. 
38 
34 
85 



} 



Exod. 2188. 88. 



36 

37 

88 

89 Exod. 22 1.4. 

40 Exod. 228.8. 

41 Exod. 228. 

42 Exod. 226. 

43 Exod. 227. 9. 

44 Exod. 22io-i8. 

45 Exod. 22u-iB. 

46 Exod. 2298. 

47 

48 

49 

50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 



Levit. 61—8. 
Lerit 24 is. 
Levit. 2585—18. 
Levit. 25 19—80. 81. 



Armenisches Gewohn- 
heitsrecht (?). 



62 Numeri 27i-ii. 
Zelttobrift fftr vergleiohonde Beohtiwliteiisohftft. XVL, Band. 



26 
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Datll: 
Kap. 68 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
88 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
100 
101 
102 
108 



Quelle: 
Exod. 27i-i. 



Deuteron« 19 1«. 
Deuteron. 19i4-i0. (17e. t). 
Deuteron. 21i.a.t etc, 
Deuteron. 21ib-17. 
Deuteron. 21ii>ti. 
Deuteron 21at— ts. 
Deuteron. 22i— i. 
Deuteron. 22«. 
Deuteron. 225. 
Deuteron. 226-7. 
Deuteron. 228. 
Deuteron. 23i5— is. 
Deuteron. 23 S4. 
Deuteron. 23 t». 
Deuteron. 24 b« 
Deuteron. 246, 
Deuteron. 24io— it. 
Deuteron. 24i4— ib. 
Deuteron. 24 le. 
Deuteron. 24i7» 
Deuteron. 24 it. 
Deuteron. 25 s. t. 
Deuteron. 25ii.is. 
Jung. Vät. Kau. 17. 
Syn. Gangr. Kan. 15. 
Syn, Gangr. Kan. 16, 
Basil. Caes, Kan. 8. 
Basil. Caes. Kan. 27« 
Basil. Caes. Kan. 88* 
Basil. Caes. Kan. 105. 
Kanonsubstrat (unbest) 
Kanonsubstrat „ 
Kanon Substrat , 
Basil. Kan. 285. 
Basil. Kan. 200. 
Basil. Kan. 201. 
Thad. Kan. 88. 
Tevin. Kan. 11. 
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Dat. II: 

• 

Kap, 104 

„ 105 

. 106 

n 107 

, 108 

. 109 

» 110 

. 111 
. 112 
. 113 



Quelle: 
Syn. Tevin. Ean. 12, 



Kanonsnbstrat (an best) 



ff 

a 
n 






Yielleicht auf 

syrischen No- 

mo-Canones 

beruhend. 



9 



114 
115 
116 

117 



118 
119 
120 
121 
122 
123 
124 
125 
126 
127 
128 
129 
130 



Wahrscheinlich Kompi- 
lation aus kanonischen 
Statuten in Verbindung 
mit armenischem Ge- 
wohnheitsrecht. 

Kompilation aus mosaischem und besonders kano« 
nischem Recht (Kan. Athanas. und Kanon. Basil.) 
nebst Gewohnheitsrecht. 



Wahrscheinlich großenteils aus 
' armenischem Gewohnheitarecht 
geschöpft, 



Was die übrigen drei aufgezählten Quellen, Naturgesetz, 
Recht der cfaristl. Völker und moslimisches Recht, belangt, so 
bliebe hier im einzelnen noch zu untersuchen, wie es sich hier- 
mit verhält, und die diesbezüglichen Quellen im einzelnen fest* 
zustellen. Ohne uns hier auf die Einzelbehandlung dieser 
Fragen einzulassen, begnügen wir uns damit, folgende dies- 
bezügliche allgemeine Punkte hervorzuheben: 

!• Moslimisches Recht mußte dem Verfasser durch die 
tägliche Berührung mit den arabisch-türkischen Landesherren 
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geläufig sein. An mehreren Stellen des Dat. wird aiudrack- 
lich Ton mohammedaniflchen Rechtsgewohnheiten gesprochen; 
manche Satzungen des armenischen Kodex, namentlich anf den 
Gebieten des Strafirechts und des Prozesses, sind augenschein« 
lieh Ton moslimischem Rechte und moslimischer Bechtswissen- 
schaft beeinflußt oder diktiert. 

2. Mit den Rechtsgewohnheiten christlicher Völker 
ist gemeint vor allem syrisches und griechisches Recht, 
wohl auch georgisches Recht, das mehrfach im Laufe der 
Darstellung von Dat berührt wird^'*»). Oriechisches Recht ins- 
besondere ward geschöpft aus der mündlichen Tradition, in der 
Form, wie es sich seit Jahrhunderten in dem armenischen 
Rechtsleben und in der Rechtsprechung gewohnheitsrechtUdi 
festgesetzt und eingebürgert hatte; die griechische (romSische) 
Rechtsliteratur dagegen scheint, soweit sie überhaupt 
herangezogen worden ist, nur mittelbar, sei es in arme- 
nischer oder in syrischer Version benutzt^*). Die in dieser 
Hinsicht in Betracht kommenden romäischen Quellen sind, 
soweit übersichtlich, durchweg spätere: insbesondere scheinen be- 
nutzt : Syr. Rb. (namentlich für Familien- und eheliches Güter- 
recht), Ecloga (für Eriminalrecht), Leges rusticae (für die 
Darstellung der Deliktsobligationen) ^*). 

3. Unter Naturgesetz oder Naturrecht ist verstanden 
das ewige, durch die bloße Vernunft aus der Natur der Sache 
zu erkennende gemeingültige, unverbrüchliche Recht, gemäß 
der allgemein mittelalterlichen Definition des jus naturale als 
der lex aetema. 



"»») Vgl. X. B. Dat. Intr. c. VI (Ed. Bastam. p. 81) und Dat. I c 
65 (Ed. Bastam. p. 165). 

*') ^gl* die obige Kote (unter Abschn. I), wonach ea angezweifelt 
wird, ob Mechithar die griechische Sprache beherrscht 

*^) So ist z« B. die Mechitharsche Bestimmung betr. die Qrenaen 
(Dat. U 66 = Rb. § 144), die sieh äußerlich aus der bezüglichen mosai- 
schen Satzung herleitet, eigentlich eine genaue Wiedergabe Ton Leg. 
rust. X 11 L. 7 C. 
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Zweifellos soll der Mechitharscbe Begriff des jas naturale 
wenigstens virtaell die Grundprinzipien des Gewohnlieits- 
r echt es mit in sich schließen. Grundaus Terfehlt wäre näm- 
lich nach alledem der Schluß, daß der Mechitharsche Kodex 
wesentlich eine Kompilation von fremdem Reseptionsrechte 
sei« Die Unrichtigkeit einer solchen Folgerung haben wir be- 
reits oben im I. Abschnitt betont, indem wir dort feststellten, 
daß immerhin in Dat. das nationale Gewohnheitsrecht 
eine beträchtliche Rolle spielt. Wir dürfen uns eben nicht 
durch die scheinbare überwiegende Masse der mosaisch- 
kanonischen Quellenmaterie, die dem Werke zu Grunde liegt, 
beirren lassen. Denn diese mosaisch-kanonischen 
Quellenstücke sind in vielen Fällen lediglich als 
rein äußerliche Anknüpfungspunkte für die dar- 
aus nach willkürlicher Interpretation zu entwik- 
kelnden Mechitharschen Rechtssätze behandelt; 
als gelehrtes Substrat, auf dessen Autorität sich 
berufend der Interpretator mit desto größerem 
Gewicht seine eigenen Rechtstheorien herleitet, 
die meist sich als mit dem armenischen Volksrecht 
verwandte oder geradezu auch übereinstimmende 
herausstellen. In der älteren Vers. A überwuchert frei- 
lich noch der kanonische Apparat, das wirkliche Volksrecht 
tritt hier erst schüchtern und vielfach eingeschränkt zu Tage; 
erst in der jüngeren Redaktion G gelangt dasselbe zu kräftigerem 
Durchbruch, bis es schließlich im cilicischen (Sempadschen) 
Kodex vollends sieghaft in geläuterter Form zur Vorherrschaft 
gelangt. 

Wir gehen nun über zur Darstellung des Verhältnisses 
von Dat. zu dem jüngeren, cilicischen Kodex, zu Rh. 

m. Der Sempadsche BechtBapiegel in seinem Verhältnis zu Dat. 

. Das Sempadsche oder cilicische Rb. stellt sich äußerlich 
dar als Umarbeitung des älteren großarmenischen Sammel- 
werkes des Mechithar Gösch« 
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Rb. ist in zwei Redaktionen, einer Venezianiscben (V) 
nnd einer EtBchmiadziner (E), anf uns gekommen , die nicht 
nnr sprachlich differenziert sind, sondern auch sachlich bedeu- 
tende Divergenzen aufweisen. Die beiderseitige Ueberlieferung 
ist ausführlich besprochen in Arm. Rb. I, Einleitung. 

Die Priorität der beiden Redaktionen ist Vers, V zuzu- 
erkennen. Vers. V ist geflossen aus einer Quellenvorlage; die 
der jüngsten Ueberlieferungssippe des Datastanagirkh , der 
Redaktion C (Ms. 488^ Sin., Ear.) oder doch einer damit nah- 
Terwandten, angehört. Dagegen zeigt sich Vers« E in Fällen 
von sachlicher Divergenz mehrfach mit der Originalfassung 
von Dat., mit der durch Ms. 492 vertretenen Vers. A über- 
einstimmend ; so namentlich frappant im Rechte von der Beute- 
teilung Rb. § 1 (= Dat. n 1), womit zu vgl. Arm. Rb. I p. X, 
II p. 8. Zunächst dürfte man versucht sein, dies so zu er- 
klären, daß Redaktion E unabhängig von V aus der Original- 
vers. A hervorgegangen sei. Diese Annahme scheitert jedoch 
an der Tatsache, daß a) zunächst die Sto£fanordnung der beiden 
cilicischen Redaktionen, abgesehen von einzelnen sekundären 
Abweichungen, im Grunde ein und dieselbe ist und dem in 
Sippe C angewandten System entspricht; b) die als charak-» 
teristische Zusätze von Redaktion A oben gekennzeichneten drei 
Schlußkapitel gleicherweise bei Vers. E wie bei Vers. V fehlen, 
was darauf hindeutet, daß E gleichwie V nicht aus Dat. A 
geflossen ist; c) in zahlreichen Fällen ganze Kapitel und Ab- 
schnitte der beiden Versionen V und E nach Ausdruck und 
Inhalt geradezu identisch sind, was undenkbar wäre, wenn 
beide wirklich unabhängig voneinander ans je einer besonderen 
Quellenvorlage geschöpft wären. Die fraglichen Divergenzen 
erklären sich folgendermaßen : Vers. E hat (wie bereits in Ein- 
leitung zu Arm. Rb. I dargetan ward) eine sekundäre sachliche 
Umarbeitung erlitten, indem die ältere, durch V repräsentierte, 
aus Dat. C geschöpfte Textform nachträglich mit Dat. A 
(Ms. 492) kollationiert und möglichst in Einklang zu bringen 
versucht ward ; dieses unter derselben archaisierenden Tendenz, 
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nach welcher in demselben E die ursprüngliche cilicische Ans- 
drucksforni; in welcher Rb« überliefert war^ nachträglich durch 
eine dem klassischen Idiom näherstehende ersetzt ward (vgL 
hierüber Arm, Rh. I Intr,) "). 

Das Verhältnis von Rh. zu Dat. sowie zu etwaigen ander« 
wärtigen Schriftqnellen veranschaulicht die folgende ver- 
gleichende Kapitel-Tabelle S. 408 u. 409. 

Bereits in der Einleitung zum Arm. Rb. I ist bemerkt 
worden, daß es sich bei dieser Quellentsprechung bei Rb. 
in noch viel höherem Qrade als bei der Redaktion von Dat« 
(zu vgl. oben p. 104), häufig bloß um rein äußere Anlehnung 
an entsprechende Stücke des zu Grunde gelegten Kodex handelt, 
dessen Recht vielfach wesentlich umgewandelt und umgedeutet 
wird« Der alten Form wird ein neuer Inhalt eingegossen. 

Bezüglich der äußeren Disposition der Rechtsmaterie 
ergibt sich schon aus einer flüchtigen Betrachtung der oben 
aufgeführten Quellentabellen der große Fortschritt , den Rb. 
vor der ursprünglichen Version von Dat. voraus hat — ich 
sage, vor der ursprünglichen Version von Dat. 9 weil in den 
jüngeren Redaktionen des Goschschen Kodex bereits die Haupt- 
ansätze zu der im Rb. durchgesetzten Disposition vorhanden 
sind — : dort, in Dat. eine rein äußerliche Anordnung der 
Materie, indem als Anordnungsgrund die Reihenfolge der ein- 
zelnen Artikel innerhalb der jeweiligen Quellen gilt, derart, 
daß sämtliche Stücke je eines Hauptabschnittes im Kodex 
in derselben Reihenfolge belassen und vorgeführt werden, wie 
sie die entsprechenden Quellen bieten; hier, in Rh., eine sachlich- 
systematische Anordnung, auf Grund der inneren Znsammen- 
gehörigkeit der Rechtsmaterie. 

Nach ihrem Inhalte läßt sich das Verhältnis der beiden 
Codices zueinander folgendermaßen ausdrücken: Rb. stellt 



*') Danach ist die in Arm. Rb* Intr. I p. X gemachte einseitige 
Aufstellung, daß die als Quelle fOr Rb. benutzte Version des Datastana- 
girkh die durch Ms. 492 repräsentierte sei, zu berichtigen» 
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1 
2 
8 

4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 



11 

12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 

24 

25 
26 
27 

28 

29 
30 
81 
82 

33 

84 

35 

86 
87 
88 
89 
40 



n 

U 



1 
2 



n 10 

n 11 
n 12 

U 18 

U 14 

I 22 

n 15 

rn 16 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 
U 17 
n 18 

8 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

79 

82 

82 

97 

98 

- 99 

/I 100 
\Sah. Kaii.1-19 

Sah. Kan. 86-40 

Sah. Kan. 41-ia 

Sah. Kan. 48 

I 101 
I 102 
I 103 
I 104 



41 

42 

43 

44 

45 

46] 

47 

48 

491 

50) 

51 

52 

53 
54 
55 

56 

56 w» 



57 

58 

59 

60 

61 

62 
68 
64 

65 
66 

ee^ 

67 

Q^bia 

68 
69 
70 
71 

72 



105 
106 
107 
108 
104 

117 



n 



72 



73 
74 
75 

76 

77 

78 

79 

80 

80 "• 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 
89 
90 
91 
92 
98 

94 

95 
96 
97 
97 «■ 



» 



n 



8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
18 

• • 

19 
20 
21 
43 
88 
55 
56 
57 
76 
88 
77 



• • 

I 


• • • 

34 


u 


28 


n 

• • 


80 

• • ■ 
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Rb. 


Dat. 


Rb. 


Dat. 


Rbe 


Dat. 


98 


/I 74 

\n 84 


123 


ril 88 


158 


U 88 


m 84 


154 


n 76 


99 


II 81 


124 


Ol 37 


155 


n 48 


100 


II 82 


\n 88 


156 


n 45 


101) 




125 


n 24 


157 


II 44 


102 


II 47 


126 


/II 68 


158 


n 46 


108 




\n 4 


159 


n 49 


104 


fn 47 
\II 86 


127 


m 5 
m 6 






rn 50 

n 51 


105 = 97 b» 




128 


n 7 


160 


t 


n 115 


106 


II 58 


129 


n 8 






II 67 


107 


II 54 


180 


n 9 






n 101 




ril 55 


181 


I 124 


161 


i 


hl 72 


108 


II 56 


132 


I 44 


in 74 




In 57 


183 


I 88 


162 


P 75 
n 78 


109 


II 52 


134 


II 89 


163 






rn 58 


135 = 66 w» 




164 


n 79 


110 




n 59 


186 = 67Wi 




165 = 64 w« 




' 


U 60 


187 


rn 29 

\II 26 


166 = 151bto 








n 61 


167=151*ri- 




111 


n 100 


188 




168 


II 128 




fll 123 


189 


ii ' 7i 


169 


I 80 


112 


{ll 180 


140 


n 124 


169 bta 


I 118 




In 107 


141 


n 125 




1 • * ■ • . 


118 
114 


II 99 
I 85 


142 


m 111 

Ul 104 


170 


|n 115 


115 


m 20 
in 22 


148 


n 102 


171 = 169 w« 




144 


n 66 


172 


n 129 


116 


n 21 


145 


II 95 


178 


II 127 




fn 27 


146 = 80»>to 




174 


n 121 


117 


{U 30 


147 


(I 84 

in 95 


175 


n 122 




In 77 


176—177 = 




118 


II 3 


148 


n 106 


56 b» 




119 
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wesentlich das geltende Volksreclit dar^ so wie es eben in der 
Rechtsgewohnheit lebendig nnd üblich war: Rb. ist ein Rech ts- 
spiegel; Dat. dagegen formiert aus den heterogenen Ele- 
menten des Rezeptions- oder Schriftrechts und der Landes- 
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gewohnheit ein neues Produkt, ein gelehrtes Gemeinrecht: 
Dat. ist eine gelehrte Rechtskompilation. — Im übri- 
gen sei ftr die nähere Darstellnng der Beziehungen zwischen 
beiden Codices verwiesen auf Arm. Rb. I Einleitung. 

IV. Praktische Ctoltung und Anwendung der BechtsliQohsr in 

der Gerichtspraxis. 

DerMechitharsche Kodex hatte die Bestinmiung als Rechte- 
buch im weitesten Sinne und Umfange sowohl in kanonischen 
als zivilen Sachen die Norm der Rechtsprechung zu bilden, 
sowohl an den geistlich-bischöflichen Gerichten, als an den 
weltlichen. Als private Rechtssammlung abgefaßt, ohne 
Promulgierung oder irgendwelche staatliche Sanktion, entbehrte 
der Kodex als solcher der allgemein bindenden Rechtskraft: 
das in ihm vorgetragene Recht hat zunächst bloß fakultative, 
nicht gesetzliche Geltung. Gleichwohl wußte sich das Rechts- 
buch durch gewohnheitliche Rezeption nicht nur partiell in die 
Gerichtspraxis einzuführen, sondern auch dauernd fiir alle Zeiten 
zu behaupten und sich die Sanktion als national-armenischer 
Kodex xat^ S^o^i^v zu erringen. Daß noch bei Mechithars Leb- 
zeiten sein Datastanagirkh an den Zivilgerichten jener Duodez- 
fürsten (Wachtang, Zakhar^, Ivan6), unter deren Auspizien 
und auf deren Betreiben die Rechtsammlung hervorgegangen 
war, eingeführt wurde, erhellt u. a. aus einem Memoriale des 
Yenediger Manuskripts des Datastanagirkh, folgenden Wortlautes: 
3,Der Herr Gott verleihe dem gdttesfOrchtigen und recht- 
gläubigen Fürst der Fürsten Wachtang, Sohn Hassans, seinem 
Willen gemäß dieses Gerichtsbuch in fehlerloser Richtigkeit 
in der Praxis zur Anwendung zu bringen nach seinen einzelnen 
Vorschriften*^. (lieber diesen Wachtang vgl. das oben mit- 
geteilte Kap, XI Intr. Dat.) 

Daß femer das Di^tastanagirkh als Norm für die bischöf- 
liche Gerichtsbarkeit eingeführt ward, zunächst durch denMäcen 
des Werkes, den albanischen Patriarchen Stephanos, sodann 
auch außerhalb von dessen Provinz, kann keinem Zweifel unter- 
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liegen. Das beste Zeugnis aber für die Bedeutung, die das 
Rechtsbuch schon frühzeitig als praktisch-geltender Kodex 
erlangte; bildet die ungemein mannigfaltige weitverzweigte 
handschriftliche Ueberlieferung desselben. 

Aus der vorhin in diesem Abschnitte festgestellten Tat- 
sache , daß eine der Versionen des Werkes, die von uns mit 
C bezeichnete, jüngere, ihrer Entstehung nach auf das cilicische 
Armenien hinweist, darf geschlossen werden, daß vor Ein- 
führung des Sempadschen Rb. auch auf diesem, dem klein- 
armenischen Gebiete Dat. in partieller Geltung stand als Norm 
für die Gerichte. Dagegen war der Sempadsche Kodex in 
seiner Geltung und Anwendung sicherlich auf das cilicische 
Königreich beschränkt, für welches er staatlich sanktioniert 
war. Außerhalb dieses Landesgebiets hat er nicht die ge- 
ringsten Spuren hinterlassen, seine Bedeutung und Verbreitung 
war ungleich geringer als die von Dat. 

Wie Dat. weiter in verschiedenen abgeleiteten Redaktionen 
auch über die Landesgrenze hinaus, in die Kolonien, sowie 
zu den angrenzenden kaukasischen Völkern Eingang fand, ist 
bereits erörtert worden. Bemerkt sei nur noch, daß in Groß- 
armenien dasselbe Rechtsbuch Jahrhunderte hindurch in un- 
unterbrochener Rechtskraft als Richtschnur für die Entscheide 
der bischöflichen Gerichte fortbestand, und bis in die jüngste 
Zeit hinein bei der Patriarchalsynode von Etschmiadzin für 
wichtige Entscheidungen der zivilen Rechtspflege zur prak- 
tischen Anwendung kam*). 

*) Der Schluß dieser so überaus förderlichen und lehrreichen 
Arbeit des bedeutendsten deatschen Kenners des armenischen fiechts 
erscheint im nächsten Heft. Hoffentlich wird es auch in Bälde möglich 
sein, eine Darstellung des jetzt noch in Armenien geübten Gewohnheits- 
rechts zn bringen. 

Josef Kohl er. 



XIV. 
Weiteres aber das Becht der Herero. 

Von 

Josef Köhler. 
§1. 

Immer deatlicher stellt sich nnnmehr das etwas verwickelte 
Recht der Herero heraus, mid manches, was nach den älteren 
Mitteilungen noch zweifelhaft erschien , ist nnnmehr vOlIig 
aufgeklärt. Schon in dem Torigen Aufsatze (XIX S. 29 f.) 
konnte ich die früher etwas unbestimmten Meinungen über die 
Omaanda und über die Otuzo klarstellen; nunmehr wird durch 
einen ausführlichen Bericht von D anner t meine neuere Aus- 
führung im ganzen bestätigt und noch weiteres von Einzel- 
heiten hinzugefügt ^). Wenn in diesem Berichte manches 
Streitbare gegen mich enthalten ist, so bezieht sich solches fast 
durchaus auf meine frühere Darstellung (XIY S. 294), die in- 
folge der unvollständigen Grundlagen nicht immer zur endgül- 
tigen Lösung der Schwierigkeiten gelangen konnte; manches, 
was der Verfasser einwendet, beruht auch darauf, daß ihm mehr 
7on den Einzelheiten der Herero kund geworden ist, als Ton den 
allgemeinen Grundsätzen der vergleichenden Rechtswissenschaft. 
Immerhin ist es sehr dankbar, was er aus genauen Beobach- 
tungen wiedergibt, und danach sei folgendes bemerkt: Wie ich 
bereits XIX S. 30 ausführte, sind die Otuzo und die Omaanda 
zwei ganz verschiedene Gruppen, und wir haben hier das merk- 
würdige (aber durchaus nicht einzigartige) Beispiel, daß Mutter- 

Dannert, Zorn Reehte der Herero (Berlin 1906). 



Weiteres über das Recht der Herero. 413 

recht und Vaterrecht nebeneinander bestehen ^ jedes mit be- 
sonderer Berechtigung und jedes mit eigener Beziehung zur 
Persönlichkeit, um deren Familie und Erbe es sich handelt. 
Die vaterrechtlichen Gemeinschaften sind die Otuzogruppen ; 
sie haben ihre totemistische Besonderheit in der bekannten 
Weise, daß sie zu einem bestimmten Tiere in Beziehung 
stehen, es verehren und darum es nicht essen dürfen* Wäh- 
rend ich bisher 16 Otuzogruppen aufzählte, schildert der 
Verfasser bis zu 20, und die totemistischen Züge werden von 
ihm viel genauer dargelegt, als sie bisher bekannt waren. Es 
hat wohl kein Interesse, uns weiter in die Einzelheiten dieser 
Benennungen zu vertiefen, zumal die Bezeichnungen nicht immer 
mit den unserigen übereinstimmen. Folgendes sei aber noch be- 
merkt: DieOurosembi verehren das Chamäleon, rühren es nicht 
an und nennen es den alten Urvater; sie dürfen auch keine grau- 
melierten Schafe und keine graugelben Ochsen essen. Die 
Oronguatjindu halten mit Vorliebe blau- und graumelierte 
Binder, dürfen »aber keine graugelben Rinder verzehren. Die 
Orokanene haben am liebsten rotbunte Rinder und essen keinen 
Vormagen. Die Or oj ah or on go verehren das Eiddu und ver- 
zehren es nicht; sie dürfen keine Rinder oder Schafe halten, 
welche keine oder verkrüppelte Homer haben. Die Orotji- 
poro essen keine Rinder, die in gewisser Weise braun-bunt 
sind. Andere essen keine Rinder, die einen weißen Streifen 
quer über den Körper haben. Andere halten keine grauen 
Binder und essen kein Zungenfleisch u« a. Man sieht, daß die 
totemistische Gestaltung sich auf verschiedene Einzelheiten 
werfen muß; denn ein vollständiges Rinderverbot wäre für diese 
Völker geradezu ein Todesurteil. 

üeber die Omaanda im Gegensatz dazu habe ich bereits 
S. 33 gehandelt, und das dort Gesagte wird wesentlich be- 
stätigt. 

Auch das wird bestätigt, daß die Cousinehe in der Art 
sehr häufig ist, daß Bruders Tochter und Seh westers Sohn 
einander heiraten. Der« Grund aber ist nicht, wie der Verfasser 
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meint, eine Erleichtemng des Erbrechts , indem auf solche 
Weise das Oruzo** und Eandavermögen zusammenkommt, 
sondern es sind die yon mir angegebenen Gründe: denn der- 
artige ausgeklügelte praktische Rücksichten sind für die Or* 
ganisation der Volker nicht entscheidend, sondern die großen 
bildenden Gedanken des Familienrechts. Daß man solche 
Einrichtungen, wenn sie sich als praktisch bewähren, mit be- 
sonderer Vorliebe beibehält, ist allerdings richtig, und darauf 
müssen die Gründe des Verfassers beschränkt bleiben, 

§2. 

Richtig wird hervorgehoben, daß das Erbrecht sich dann 
einfach gestaltet, wenn der Erbe ein vollbürtiger Bruder ist: 
denn hier erbt er sowohl das Oruzo- als auch das Eandagut, 
da er mutter- und vaterreohtlicher Verwandter zugleich ist. 
In anderen Fällen teilt sich das Oruzo- und das Eandavermögen, 
was Schwierigkeiten bereiten muß, sofern es sich nicht um 
angeerbtes, sondern um erworbenes Vermögen handelt: es 
findet hier wohl eine Teilung nach den individuellen um- 
ständen statt. Zu berücksichtigen ist dabei, daß, sofern der 
Eandaerbe einen anderen Oruzo hat, er diejenigen Rinder nicht 
erwerben kann, welche ihm nach der Eigenart seines Oruzo ver- 
boten sind; aber auch sofern dies nicht der Fall ist, muß er 
doch die Rinder durch eine besondere Feierlichkeit in sein Hans 
einführen, da hier ein Qruzowechsel im Besitz stattfindet. In 
XIX S. 30 wurde bemerkt, daß die Ehefrau des Verstorbenen 
in das Eandavermögen falle; dies scheint nach S. 39 nur teil- 
weise der Fall zu sein: hiernach soll sie nämlich nur dann 
dem Eandavermögen angehören, wenn der Oruzoerbe ein Sohn 
des Verstorbenen ist, denn ein solcher darf die Frau seines 
Vaters nicht ererben; im anderen Falle jedoch soll die Frau 
dem Oruzo- d. h. dem Vaterrechtserben angehören , was auch 
sehr einleuchtend ist, da sie doch den angenommenen Oruzo 
des Mannes nicht leicht wechseln mag. Daß im übrigen der 
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Erblasser durch Wünsche an seine Familie die Ornzoerben 
gern begünstigt und die Eandaerben möglichst fernzuhalten 
pflegt, wie ich dies XIX S. 31 hervorgehoben habe, geht auch 
aus der Darstellung des Verfassers (S. 60 f.) hervor. 

Auch daß die Häuptlingschaft, ebenso wie XIX S. 81 
erwähnt, regelmäßig nach dem Oruzo erbt, betont der Ver- 
fSEMser (S. 55), und die entgegenstehenden Berichte (XIV S. 307) 
rühren wohl von Fällen her, wo ausnahmsweise eine mächtigere 
Eandafamilie den Ausschlag gegeben hat. 

§3. 

Einige Unterschiede in der Benennung der Verwandten 
sind rechtlich nicht von Bedeutung; wichtig dagegen ist der 
Widerspruch des Verfassers in Bezug auf die Oupanga, die 
Frauengemeinschaft zwischen mehreren Männern. Er bestreitet 
nämlich meine Lehre, daß hier ein Best der ehemaligen 
Gruppenehe oder eine Blutsbrüderschaft vorliege, indem er 
eine allerdings sehr wichtige neue Tatsache hervorhebt, daß 
nämlich niemals Brüder zusammen eine Oupanga abschließen, 
sondern immer nur einander fremd stehende Männer. Das 
ist allerdings wesentlich; allein man muß bemerken, daß 
das Institut der Wahlbrüderschaft sich oftmals von dem leib- 
lichen Bruderverhältnisse entfernt: denn die WaUbrüderschafl; 
gilt als ein innigeres Verhältnis als die leibliche Bruder- 
beziehung, und mit dem Augenblicke, wo solches hervortritt, 
wird die leibliche Brüderschaft von selbst ausgeschaltet: sie 
nimmt an den Eigenheiten der Wahlbrüderschaft nicht mehr 
teil. Allerdings behauptet der Verfasser (S. 41), daß zwischen 
den Wahlbrüdern keine Vermögensgemeinschaft bestehe; aus 
dem von ihm Mitgeteilten geht aber sicher hervor, daß solches 
doch nur mit Beschränkung anzunehmen ist; daß nämlich die 
ehemalige VermOgensgemeinschaft sich allmählich durch ge- 
wisse Anstandsgebote gelockert hat, indem ein Blutsbruder 
vom anderen nicht mehr, wie früher, alles, was er wollte, be- 
liebig herausfordern darf, sondern lediglich in zarter Weise 
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seine Wünsche geltend machen kann. Gerade solche an- 
deutende Bettelwünsche sind gewöhnlich die Anslänfer ehe- 
maliger weitgehender Ansprüche« Meine Lehre ist daher be- 
kräftigt nnd nicht widerlegt. 

§4. 

Noch sei hervorgehoben^ daB auch der Verfasser (S. 25) 
die Schwiegerschen bestätigt: sie gilt nicht nur zwischen Per- 
sonen verschiedenen, sondern anch zwischen Personen desselben 
OeschlechtS; also anch zwischen Ehemann nnd Schwieger- 
vater ; femer erzählt er des näheren, daß die Brantleute beim 
Hochzeitsfeste ganz zurückbleiben müssen nnd daß die Brant 
in eigenartiger Weise verhüllt wird: es wird ihr nämlich das 
Fettnetz des Magens eines Tieres über den Kopf gelegt, worauf 
sie sich entfernen muß. Aber auch nach Vollendung der 
Hochzeitsfeierlichkeiten kommen die zwei Brautleute zwar in 
dieselbe Hütte zusammen, dürfen aber in der ersten Nacht 
noch nicht miteinander Umgang pflegen (S. 32). Auch hier 
also die Einrichtung der Tobiasnächte, auch hier der Gedanke 
von der ünerlanbtheit und UnheiUgkeit der Ehe; denn sie ist 
für jene Zeit eine Neuerung gegenüber dem sozialen Geschlechts- 
verkehr früherer Tage« 

Das damals Unheilige ist später nicht nur zum Heiligen, 
sondern zum Eckpfeiler der Kultur geworden. 



XV. 

Eechtsvergleichende Skizzen. 

Von 

Josef Köhler. 

1. Reclit als Gebot und Beoht als Ansgleiolmng. 

Hiroike Chikuro, History of the oriental system of 
LaW; bietet in der Einleitung zu einem japanisch geschriebenen 
Werke, das hoffentlich bald völlig übersetzt wird; den Nach- 
weis, daß das chinesische Wort fa^lü für Gesetz in seinen beiden 
Bestandteilen fa und lü auf die Bedeutung j^gleichmäßig^^ ^an- 
passend^; „Gleichgewicht^ zurückgeht, während das japanische 
Wort für Gesetz nori auf ^^Sprache' und j^Befehl^ führt: in 
China ist es also mehr das innerlich angemessene Becht, in Japan 
der Gesetzesbefehl; der zu Tage tritt. Ob dies, wie der Ver- 
fasser annimmt; mit dem Unterschied der mehr demokratischen 
Anschauungen Chinas und der mehr monarchischen Staats- 
auffassung Japans zusammenhängt, steht dahin. Jedenfalls ist 
es von größtem Interesse, daß das uralte chinesische Leben 
den aristotelischen Satz von Gleichgewicht, von der Harmonie 
im Recht entwickelt hat; vgl. auch die Stelle aus Liki in 
meinem Chines. Strafrecht S. 3. 

Wichtig ist auch die Tradition von einem ehemaligen 
chinesischen Ordal. Man bediente sich eines gehörnten Tieres, 
das die Partei, welche Unrecht hatte, mit seinem Horn zu 
Tode stieß. Dies ist von Bedeutung als Beweis für das ehe- 
malige chinesische Ordalwesen, welches schon seit Jahrtau- 
senden aus dem Leben verschwunden ist. 

ZeltMhrlft f&r Terglalobenda Beohtswiifensohaft XIX. Band. 27 
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2. Wahlbrädersoliaft. 

Einen vorzüglichen Beitrag zam vergleichenden Recht 
bietet Hinojosa, Eduardo de^ La Fratemidad Artificial 
en Espana (Madrid 1905). 

Au8 der Familiengemeinschaft hat sich bei den Germanen 
das Gesellschaftsrecht entwickelt; und wer keinen Bnider als 
Genossen seines wirtschaftlichen Wirkens hatte, der wählte 
sich einen Genossen mid machte ihn zu seinem Bmder, und 
so entwickelte sich die Brüderschaft als künstliche Ver- 
wandtschaft. Wir können diese Brüderschaft sehr eingehend 
bei den Langobarden verfolgen; wir finden sie aber auch in 
der spanischen Rechtsgeschichte, nnd dies nachgewiesen zu 
haben; ist die Tat des um die Kenntnis des spanischen Rechts 
hochverdienten Verfassers. 

So gilt auch in Spanien die Familiengemeinscfaaft als 
Gemeinbrüderschaft in der Art^ daß wenn der eine Genosse 
stirbt; sein Teil dem anderen zufällt , nicht jure hereditatis 
sondern jure consortii. So Fororum regni Aragoniae III Robr. 
de comm» divi., fuero von 1247. 

Für die künstliche Brüderschaft aber kommen in Betracht 
die vom Verfasser beigebrachten Urkunden von 1180 nnd 1248; 
so 1180: Becipio te, sicutjam oUm recepi in adoptivum fratrem, 
und 1248; recepi pro germano. Auch Blutschwesterschaft 1204: 
venia in iermanitate cum uxore de Pelagio. Auch unter halb- 
freien Leuten nach einer Mitteilung von 1258 : recd)eu J. B, 
per irmao% 

3. Altsyrisches imd HellenistisclLes. 

Gegen D. H. Müller ^ Das syrisch-römische Rechtsbuch 
und Hammurabi und Zum Erbrecht der Töchter (Wiener Zeit- 
schrift für Kunde des Morgenlandes Band XIX) hat Rabel 
in der Deutschen Literaturzeitung 1906 S. 498 f. eine scharfe 
Kritik veröffentlicht, in der er die Mitteisschen Ausführungen 
verteidigt. Wie ich mich zur Frage stelle, weiß man ans 
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dieser Zeitschrift XIX S. 103 f.: man weiß^ daß ich in dieser 
Beziehung ebenfalls den Mitteisschen Ausführungen Wider- 
spruch entgegensetze, daß namentlich , wie das Erbrecht und 
noch andere Züge des Familienrechts beweisen , ein helle- 
nistischer Ursprung in keiner Weise vorliegt, sondern das syrisch- 
römische Rechtsbuch in dieser Beziehung altsjrisches Recht ent- 
hält, wie solches s. Z. schon Bruns angenommen hat. Ich ftlge 
noch ausdrücklich hinzu, daß D. H. Müller in den erwähnten 
Schriften und sonst schon vor mir die These des semitischen 
Ursprungs dieser Teile des Rechtsbuchs verteidigt und hierbei 
insbesondere auf Hammurabis Gesetze hingewiesen hat. Im 
übrigen bleibe ich dabei, daß nicht von einer Entlehnung aus 
Hammurabi die Rede ist, sondern von einem allgemeinen Zug des 
semitischen Rechts, von welchem wir in Hammurabi eben nur 
eine ganz besonders ausgeprägte Gestaltung finden; wie dies 
jeder rechtsvergleichende Jurist ohne weiteres bestätigen wird. 

4. Der Acker der Ruth. 

Ueber das Buch Ruth hat neuerdings Hermann Gunkel 
in der Deutschen Rundschau 1905 S. 50 f. gehandelt und 
hierbei auch die juristische Seite des reizenden Bibelberichts 
berührt. Ich habe seiner Zeit XVII S. 217 f. das Verhalten 
des Boas gegenüber dem näheren Agnaten des verstorbenen 
Mannes dahin gekennzeichnet, daß er diesem zwar zunächst 
den von Elimelech auf Machion (den Mann der Ruth) über- 
gegangenen Acker zum Kauf anbiete, damit aber kein eigent- 
liches Lösungsrecht zur Geltung bringe, sondern den Acker 
nur gleichsam als Anhängsel der Ruth an den Mann bringen 
wolle: den Acker möchte nun dieser nähere Verwandte gerne 
haben, nicht aber die Ruth, und so zerschlägt sich die An- 
gelegenheit bezüglich seiner; er übergibt seinen Schuh dem 
Boas, und Boas, dem sich ja die Ruth bereits in orientalischer 
Weise zur Ehe angedingt hat, übernimmt den Acker und die 
Ruth selber. Daraus geht ganz sicher hervor, welche Be- 
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wandtniB es mit dem Acker hat Der Acker ist das hinter- 
lassene Erbe des Machion, und als solches geht er über auf 
den Sohn, den Ruth mit dem Verwandten ihres verstorbenen 
Mannes zeugen wird; und wenn daher der Acker an den 
näheren Agnaten oder an Boas kommt, so kommt er an sie 
zum Zweck der Verwaltung fbr diesen künftigen Sohn. Es ist 
also ganz ähnlich wie sonst, wenn ein Vermögensstück fibr ein 
noch nicht geborenes Kind einem Pfleger in Verwaltung ge- 
geben wird. 

Der nähere Agnat schlägt die Ruth aus mit der Begrün- 
dung, er wolle sie nicht, damit er seinen Erbteil nicht ver- 
derbe. Dieses früher ganz unverstandene Motiv habe ich s. Z. 
dahin aufgeklärt: er weiß, daß sein erster Sohn mit der Rath 
nicht ihm, sondern dem verstorbenen Machion zukäme, weil 
er als Levir dem Verstorbenen Samen erwecken müßte; bliebe 
es daher bei diesem einen Sohne, dann wäre er selbst sohn- 
los und sein Erbteil ohne Herrn und Schützer, seine Seele ohne 
Vertreter auf Erden, und das ist seine Befürchtung. 

Diese Begründung hat nun auch Ounkel angenommen. 
Er widerstrebt aber meiner Erklärung bezüglich des Ackers, 
und zwar deshalb, weil es in Vers 9 des 4. Kapitels noch- 
einmal heißt: ^Ihr seid heute Zeugen, daß ich alles ge- 
kauft habe, was Elimelechs gewesen ist, und alles, 
was Kileons und Machions, von der Hand Noomis/ 
Damit wird aber nichts weiter gesagt, als daß das Erbe 
des verstorbenen Mannes auf Boas als den Mann der Ruth 
für den zu erwartenden Erben übergeht; und wenn hier 
Noomi als Verkäuferin erwähnt wird, so handelt sie wahr- 
lich nicht, weil das Land ihr zu eigen wäre, sondern sie handelt 
als Verwalterin, als Pflegerin für den künftigen Erben ihres 
verstorbenen Sohnes ; denn die Annahme, daß sie etwa als Mutter 
des Machion das Land geerbt hätte, und sie so Eigentümerin 
geworden wäre, ist aus verschiedenen Gründen ganz unan- 
nehmbar. Denn 1. widerspräche ein solches Erbrecht der 
Mutter völlig dem ganzen Zug des israelitischen Rechts, das 
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die Mutter und die Familie der Mutter ausschließt; 2. in diesem 
Falle wäre der Acker aus dem Stamme des Machlon heraus 
in den Stamm der Noomi gefallen, folgeweise wäre er für 
die Verwandten des Machlon nicht mehr lösbar gewesen: die 
Lösung steht nur den Agnaten des Verkäufers (oder Ver- 
kaufenwollenden) zu ; hier aber werden als Löser die Agnaten 
des Machlon und nicht die Agnaten der Noomi angeführt! 
3. Wenn man auch ein Erbrecht der Noomi annähme , so 
müßte dieses doch jedenfalls durch das Erbrecht des kommen- 
den Sohnes überwunden werden. 4. Eine Verbindung der 
Landlösung mit dem Levirat in der Art, daß nur derjenige 
Agnat das Land zu lösen hätte, der zugleich auch (in Bezug 
auf die Frau des verstorbenen Landeigentümers) das Levirats- 
recht ausübt^ kommt nicht vor. 

Meine Erklärung bleibt daher bestehen, und es ist nur 
so viel richtig; daß die Hebräer nicht so gute Juristen waren, 
wie die Inder und die Römer und sich daher in ihren poe- 
tischen Erzählungen nicht immer so durchsichtig ausdrücken, 
wie diese. Wer darum die juristische Gestaltung trotz der 
ungenauen Wortform richtig erkennen will, muß den Juristen 
hören; denn nur dieser kann in der unrichtigen Fassung den 
zu Grunde liegenden instinktiv waltenden Rechtsgedanken 
entdecken. 

5. Das Recht der Guato am oberen Paraguay, 

Mein ehemaliger Schüler, Dr. Max Schmidt, hat in den 
Jahren 1900 und 1901 auf einer Reise in Südamerika die 
Guato näher erforscht und wir entnehmen seiner Darstel- 
lung (Indianerstudien in Zentralbrasilien, Berlin 1905, S. 269 f., 
312 f.) folgendes: 

Die Guato haben Häuptlinge mit Erblichkeit und männ- 
licher Nachfolge; daneben scheint eine Volksversammlung be- 
standen zu haben, die von Zeit zu Zeit von den Häuptlingen 
berufen wurde. Von einer rechtsprechenden Macht der Häupt- 
linge scheint wenig vorzukommen. 
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Das Privateigentam bat sich bereits in bobem Maß ent- 
wickelt und wird selbst da durcbgefübrt^ wo mebrere Familien 
zusammenwohnen : dies gilt wenigstens, was das Eigentum an 
beweglicben Sacben betrifft; erworben wird es durcb Okkupation 
und Erarbeitung. 

Dagegen bietet das Familienrecht noch altertümliche Züge. 
Von der Gruppen ehe finden wir noch 1. den Satz, dafi der 
Ehemann y wenn seine Frau kinderlos bleibt oder stirbt, auf 
ihre jüngere Schwester Anspruch bat. 2. Vater und Vater- 
Bruder, Mutter und Mutter-Bruder, stehen sich insofern gleich, 
als das Wort für Vater und Mutter durch Verdoppelung der 
Stämme Pa und Me, welche die Benennung für Vater- und 
Mutter-Bruder sind, gebildet wird: also Vater-Bruder gleich 
Pa und Vater gleich Papa, Mutter-Bruder gleich Me, Mutter 
selbst gleich Memo; was begreiflich ist, denn der Vater ist 
gleichsam der Doppel vater, stärker mit dem Kinde ver- 
bunden als der Vater-Bruder, und das gleiche gilt von der 
Mutter in Vergleich zum Mutter-Bruder. Die Verdoppelung hat 
hier dieselbe Bedeutung, wie wenn bei manchen Völkern der 
Vater der große, der Vater-Bruder der kleine Vater genannt 
wird 1). Ferner ist das Wort für Vetter gleich dem für Bruder, 
und zwar älterer Vetter Tschina = älterem Bruder und jüngerer 
Vetter Didahir = jüngerem Bruder. Leider konnte ich nicht 
erfahren, ob dies nur von solchen Vettern gilt, die von zwei 
Brüdern oder von zwei Schwestern abstammen, oder auch von 
dem Falle, wo der eine Vetter von einem Bruder, der andere 
von einer Schwester abstammt. Ich darf wohl das erstere 
annehmen; jedenfalls war es das ursprüngliche, wenn auch 
vielleicht später der Unterschied etwas verwischt wurde. 



Es ist derselbe seelische Yorgang, der dazu geführt hat, die Ver- 
gangenheit durch Reduplikation zu bezeichnen: was geschehen ist, ist 
doppelt gewiß; es ist als Geschehenes erkannt worden und es wird 
in seinen Nachwirkungen weiter erkannt. 
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Eskimo und Gruppenehe. 

Von 

Josef Köhler. 

Ueber das Recht der Eskimo habe ich schon anderwärts 
gehandelt und insbesondere dargetan , daß hier die Stammes- 
verfasBung so ziemlich untergegangen ist^ daß dagegen bei 
ihnen, wie bei Indianerstämmen, die ehemalige grnppeneheliche 
Geschlechts Vereinigung wieder eintritt in Zeiten besonderer 
Feste und bei religiösen Anlässen. Vgl. darüber: Urgeschichte 
der Ehe S. 133, 137 f. 

Neuerdings ist von Mauß in der Ann^e sociologique Bd. IX, 
p. 39 f. eine ausfuhrliche Studie über die Stammesgestaltung 
der Eskimo veröffentlicht worden unter sorgfaltiger Benutzung 
der Literatur, wobei natürlich die bekannten Werke von Egede 
und Rink, sodann aber vor allem auch die in den Annual 
Reports des ethnologischen Bureaus in Washington enthaltenen 
Materialien von Boas Bd. VI, Murdoch IX und Nelson 
Bd. XVIII, sowie neuere dänische Mitteilungen benutzt sind. 
Zur Betrachtung empfohlen sei insbesondere auch die dänische 
Darstellung des Werkes von Steensby, Om Eskimo culturens 
oprindelse (Kopenhagen 1905). Der Verfasser kommt zu dem 
Ergebnis, daß die morphologische Gestaltung der Eskimo- 
stämme zwei streng verschiedene Typen aufweise, wonach je- 
weils ein Sommervolk und ein Wintervolk zu unterscheiden 
sei; die Unterschiede des Lebens der Eskimo im Winter und 
Sommer gäben sich nicht nur äußerlich kund, — sofern das 
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Volk im Winter isasammengedrangt in großen Erd* oiet 
Schneehäaaem wohne und su gleicher Zeit auch seine all- 
gemeinen Dorfhänseri Ejwchimhütten habe, im Sommer aber 
in Zelten nnd zwar in Einselfamilien getrennt lebe, — sondern 
die Bevölkemng sei anch in beiden Fällen nach gans anderen 
Lebensgrundsfttsen eingerichtet: zur Sommerzeit hätte sie die 
Einrichtung der Einzelfamilien nnd zwar mit vaterrechtlicher 
Gestaltung, im Winter dagegen wäre sie in Oruppen zusammen, 
und diese Gruppen führten ein Leben der Gruppenehe. Ueber 
letztere sagt der Verfasser p. 100 etwas sehr Beherzigens- 
wertes, was von tiefem Verständnis zeigt: 

j^Ajoutons enfin que ces diffSrentes fStes s'accompagnent 
toujours et partout de tr^s importants ph^nomfenes de licence 
sexuelle. ... Or le communisme sexuel est une forme de commu- 
nion, et peut-6tre la plus intime qui soit. Quand il rfegne, il se 
produit uns sorte de fusion des personnalit^s indivi- 
duelles les unes dans les autres. — Nous voilä bien 
loin de T^tat d'individuation et d'isolement oü vivent, 
pendant T^t^, les petits groupes familiaux disperses sur d'^normes 
^tendues de cötes. 

Bei dieser ganzen Betrachtungsweise aber sind die Unter- 
schiede der Sommer- und Winterzeit sicher stark übertrieben. 
Die Winterzeit ist eben bei den Eskimo die Zeit der heiligen 
Feste, die bei den Naturvölkern meist an gewisse Jahres- 
termine gebunden sind, in der Art, daß die Zeiten teils mit 
der Weise ihres wirtschaftlichen Lebens zusammenhängen, teils 
mit ihrem Naturglauben und Naturmythus; und so ist es bei 
den Eskimo der Gedanke an die untertauchende Sonne, der 
Gedanke an die Sedna und an die ihre Lebensschicksale be- 
gleitenden furchtbaren Stürme, welcher in Verbindung mit 
der besonderen Weise des winterlichen Lebensunterhaltes be- 
wirkt, daß gerade in diese Zeit die heiligen Festtage fidlen, 
in der das Volk sich in ursprünglicher Sitte vereinigt. Ist 
aber dem so, so ist diese Vereinigung nur ein Fall der ganz 
allgemeinen Erscheinung, daß, wenn Völker aus dem gruppen- 
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ehelichen Leben her7orgewach8en sind; sie bei ihren festlichen 
Zneammenkünften wieder zum gemeinflamen (kommunalen) 
gruppenehelichen Leben zurückkehren, ohne daß man deshalb 
annehmen dürfte, daß die morphologische Gestaltung des Volkes 
eine grundsätzlich andere wäre. 

Es ist -hier dieselbe Erscheinung, die wir anderwärts 
kennen; so bei den Lidianem, vor allem aber auch bei den 
Australnegem. Aus allen neuen Berichten geht hervor, daß 
diese Stämme zwar vielfach den Kommunismus des Geschlechts- 
lebens aufgegeben und eine Art einzelpersönlicher Familien 
gegründet haben, daß aber immer noch von Zeit zu Zeit das 
ursprüngliche gemeinsame Leben wieder auftaucht. Ich ver- 
weise in dieser Beziehung , was Indianer und Eskimo 
betri£Pt, auf meine Ausführung in der Urgeschichte der Ehe 
S. 139 f.: 

^Sehr gebräuchlich ist eine orgienhafte Ungezwungenheit 
im sexuellen Umgang bei gewissen Feierlichkeiten und Weihe- 
festen, was sicher auf ehemalige Verhältnisse der Weiber- und 
Männergemeinschaft hindeutet.' 

^Bei den Man dan werden, wenn es an Jagd gebricht. 
Feste gefeiert, wo man die Frauen den alten Männern über- 
läßt; und bei der Aufnahme in den Geheimbund wird die Frau 
dem Initiator preisgegeben.' 

^Ebenso werden von kalifornischen Stämmen solche 
ausgelassene Verhältnisse bei Feierlichkeiten bestätigt.' 

^Namentlich aber treffen wir im Norden derartige kom- 
munale Orgien; so bei den Aleuten und insbesondere bei den 
Innuit (Eskimo): bei gewissen Festlichkeiten mischen sie sich 
kraft ihres religiösen Brauches unterschiedslos, und in Ost- 
grönland findet sich das Lampenlöschungsspiel, wo dann solche 
Dinge vorkommen.' 

j^Die Preisgebung der Frauen nach sakralen Grundsätzen 
ist gleichfalle verbreitet: die Frau wird dem Priester hin- 
gegeben, der sie statt ihres ganzen Stammes deflorit oder 
begattet.' 
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^In oberkalifornischen Stämmen mußte sich die Frau 
jedem Zaaberer, dem sie begegnete, tlberantworten.*^ 

^Bei den Eskimo muß sich die Fran^ namentlich wenn 
sie unfruchtbar ist; dem Angekok preisgeben, und die Einipetu- 
eskimo haben ein förmliches jus primae noctis.^ 

Und was die Australneger angeht , so vgl. Zeitschr. 
XIX, S, 131: 

^Die ursprüngliche Gruppenehe zeigt sich namentlich 
darin, daß bei gewissen Festlichkeiten die Eheschranken ge- 
brochen und diejenigen, die einander heiraten dürfen, die also 
im erlaubten Familienverhältnis zueinander stehen, miteinander 
geschlechtlich umgehen« Das wird von den verschiedensten 
Stämmen übereinstimmend erzählt (vgl. p. 193, 195, 217)^), 
und zwar gilt dies namentlich bei gewissen feierlichen Gelegen- 
heiten, in Zeiten der Not u. s. w., wo ja überhaupt die alten 
Gebräuche gegenüber den neuen hervortreten.^ 

Ja, aus den neueren Beobachtungen der Australneger geht 
hervor, daß sie bei gewissen Bräuchen in eine noch frühere 
Zeit, in die Zeit des alten Hetärismus zurückgreifen, so daß 
selbst nächste Verwandte sich miteinander mischen (Zeitschr. 
XVII, S. 270f.); und daß dies urgeschichtliche Rückerinne- 
rungen sind, zeigt die Verbindung mit dem ganzen Alcheringa- 
mythus, in welcher Beziehung auf das dort entwickelte und 
auf Spencer und Gillen verwiesen werden muß. 

Allerdings wird bei den Eskimo dieser Unterschied 
zwischen Sommer- und Winterzeit noch gesteigert durch die 
besondere Art des Totemismus oder Tabuismus. Die Eskimo 
haben fast durchgängig keinen Geschlechtertotem mehr: sie 
leben nicht als Geschlechter, sondern in Ortschaften zusammen, 
und ihr Gedanke geht nicht mehr dahin, daß der Geist des 
Verstorbenen in einen Sohn oder Enkel, sondern daß er in die 
Seele dessen übergeht, der eben um diese Zeit in der Ortschaft 
geboren wird. Außerdem waltet ein zeitlicher Totemismus in 



Kämlich bei Howitt, Native tribes of South East Australia (1904). 
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der Art, daß das Kind gerade demjenigen Totem verfallt; der 
den Monat seiner Gebart regiert, und auf diese Weise kommt 
es, daß die im Sommer und die im Winter geborenen Kinder 
in einem gewissen totemistischen Gegensatz zueinander stehen. 

Das alles hindert aber nicht, daß, was die organisa- 
torische Gestaltung des Volkes angeht, die Einzelehe herrscht, 
und zwar mit Frauenkauf, wobei auch die Kinderverlobung 
nicht fehlt, vgl. Boas: Annual Reports VI p. 579 und Nelson 
XVUI, p. 291; und was die Exogamieregeln betrifft, so be- 
merkt Boas, daß die Ehe zwischen Bruder und Schwester, 
zwischen Tante und Neffen, Onkel und Nichte und zwischen 
Cousins verboten sei, Boas p. 579; während Nelson sagt, daß 
Cousins und ebenso entferntere Verwandte untereinander hei- 
raten XVIII, p. 291: der Widerspruch wird sich dahin auf- 
klären, daß bei Boas solche Cousins, die beide von Brüdern 
oder beide von Schwestern abstammen, gemeint sind, bei 
Nelson aber solche, bei denen der eine von einem Bruder, 
der andere von einer Schwester abstammt; denn beide Arten 
von Cousins werden von den gruppenehelichen Zeiten her 
streng unterschieden, und der Unterschied dauert bis in die 
späteren Geschlechter fort. Im übrigen ist die Familie sicher 
vaterrechtlich, was sich auch darin zeigt, daß die Frauen aus- 
geliehen werden, Boas p. 579; doch besteht noch der mutter- 
rechtliche Brauch, daß die Neuverheirateten (wenigstens bei 
den Zentraleskimo) zuerst zur Familie der Frau ziehen, und 
erst dann, wenn die Schwiegereltern tot sind, v5llig selbständig 
werden, so Boas p. 579. 

Alles dieses beweist eine vollständig individuell-eheliche 
Gestaltung der Verhältnisse, und diese besteht an sich in der 
Sommer- wie in der Winterzeit. Nun leben allerdings in der 
Winterzeit mehrere Familien in einer und derselben unter- 
irdischen Wohnung (jeweils durch Verschlage getrennt), und 
der Nahrungskommunismus, der während der Sommerzeit mehr 
nur die Familie berührte, erstreckt sich jetzt auf das ganze 
Haus. Vor allem aber findet hier bei den Festlichkeiten der 
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OeBchlechterkommanismus statt, der von den verschiedensten 
Forschem geschildert wird, so bei den von Boas näher nach- 
gewiesenen Maskenfesten VI, p. 605, so bei anderen Gelegen- 
heiten, bei dem Lampenlöschnngsspiel n. a. Dies ist aber nicht 
eine neue morphologische Gestaltung, sondern eine seitweise 
Wiederkehr altertümlicher gruppenehelicher Zustände. 

Wesentlich ist die Frage, ob bei diesem gemeinsamen 
Geschlechtsumgang die Verwandtschaftsschranken aufrechter- 
halten werden oder nicht. Eine ausdrückliche Erklärung hier- 
über haben wir bei Holm, meddelelser om Greoland X, p. 98. 

3,En Mand holder midlertid ikke af, at andre end den, 
hau officielt holder Bjtte med, sover hos konen. Om Vinteren 
ved Lampeslukningsleg hersker derimod tilsjneladende fnld- 
staendig Frihed. Men saavel ved denne som ved en nysnaevnte 
konebjtning er der selvfelgelig de sammeBegränsninger 
vedBlodetsBaand som vedlndgaaelsen of Aegteskab.^ 

Hiernach wäre die Frage zu bejahen, wahrscheinlich aber 
doch nur in der Theorie, da bei dem Mangel an individueller 
EJrkenntlichkeit nach der Lampenlöschung wohl auch Dinge 
vorkommen mögen, die den Vorstellungen über die Geschlechts- 
schranken widersprechen. Das scheint insbesondere aus der 
Erzählung von Rink: Eskimoishe Eventyr og Sagn (1860) 
über Sonne und Mond (Nr. 54) hervorzugehen, wo das Weib, 
das später die Sonne wird, sich über den unbewußten Umgang 
mit dem Bruder entsetzt und sich die Brust abschneidet. 

Bemerkenswert ist noch, daß sowohl die Adoption als 
auch die Blutsbruderschaft sehr häufig vorkommt, wovon die 
Adoption sich aus dem Uebergange von dem gruppenehelichen 
zu einzelehelichen Verhältnissen von selber erklärt, während die 
Blutsbruderschaft mit Frauengemeinschaft, wie sie uns ins- 
besondere Nelson XVIII, p. 292 schildert, eine künstliche 
Wiedererweckung ehemaliger gruppenehelicher Verhältnisse ist. 

Jedenfalls aber bieten die Eskimo wieder einen deutlichen 
Beweis für das ursprüngliche Bestehen der Gruppenehe. Und 
was das Wesen dieses Instituts betrifft, so findet sich in den 
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obigen Worten des Verfassers eine äußerst klare Anschauung: 
die Gruppe ist ursprünglich alles, der einzelne nichts, die 
Gruppe heiratet, und nicht der einzelne, und das Kind gehört 
der Gruppe, nicht dem einzelnen Paare. Das gibt mir Ver- 
anlassung, mich noch einmal gegen Durkheim zu wenden, der 
in demselben Bande der Annde sociologique p. 379 wiederum 
meine Aufstellung bekämpft hat. Wenn er seinerzeit den Ein- 
wand als bedeutungsvoll darstellte, daß die Abstammung von 
der Mutter sicher sei und darum zwar in Bezug auf die Vater- 
schaft, aber nicht in Bezug auf die Mutterschaft eine Mehrheit 
von möglichen Erzeugern augenommen werden könne, so scheint 
er diesem Argumente keine Bedeutung mehr beizulegen, fahrt 
aber fort, mir entgegen zu halten, daß man wohl unterscheiden 
müsse zwischen der Vater- und Mutterschaft im Sinne des 
Rechts und der Vater- und Mutterschaft im Sinne der natür- 
lichen Abstammung. Die klassifikatorischen Verwandtschafts- 
benennungen könnten aber nur auf einer juristischen Grundlage 
beruhen, nicht auf der Abstammung, denn die Abstammung 
sei doch immer nur eine Abstammung von einem Vater und 
einer Mutter. Ich muß wiederum entgegenhalten, daß dies 
auf einem Mißverständnis der früheren Denkungs weise der 
Völker beruht. Richtig ist, daß bei den Völkern auch künst- 
liche Verwandtschaften eine Rolle spielen, allein nirgends hat 
die Familie damit angefangen, uod die künstlichen Verwandt- 
schaften waren meist mehr oder minder Anknüpfungen an die 
Abstammung von Natur aus. Was aber die letztere betrifft, 
so ist der Gedanke der Völker der: man ist das Kind der- 
jenigen Personen, aus deren Ehe man kraft der natür- 
lichen Abstammung hervorgegangen ist; und ist daher 
die Ehe eine Gruppenehe, indem eine Gruppe von 
Männern eine Gruppe von Frauen heiratet, so ist das 
Kind kraft Abstammung das Kind aller durch diese 
Ehe verbundenen Personen. Dem steht nicht entgegen, 
daß das Kind immer nur von der einen Mutter geboren ist; 
denn immerhin ist es aus der Gruppe geboren und stammt es 
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▼on der Groppe ab. Die Gruppe ist eine Einheit, and was 
von einer Frau der Gruppe geboren ist, das ist Fleisch und 
Blut dieser Gruppe; ich habe bereits (Zeitschr. XVII, S. 279) 
zur Verdeutlichung das Bild gebraucht'): Wenn eine Frau 
eine Mehrheit von Geburtsorganen hätte, so wäre ein 
jedes Kind ihr Kind, das aus einem dieser Organe 
stammte, und ebenso ist das Kind kraft Abstammung ein 
Kind der Gruppe, wenn es auch nur aus einem Geburisorgan 
der Gruppe, aus dem der einen Frau der Gruppe, herrührt. 
Damit glaube ich mich nun klar genug ausgedrückt zu haben, 
um nicht wieder Mißverständnissen zu unterliegen. 

Wenn man etwa annehmen sollte, daß diese Anschauung 
eine künstliche sei, so beweist man damit nur, daß man sich in 
die ursprüngliche Denkungsweise noch nicht hineingelebt hat, 
die sich ja noch jahrhundertelang dadurch kundtut, daß nicht 
der einzelne aus seinen Taten haftbar wird, sondern die ganze 
Gruppe für die Tat des einen einstehen muß; denn die Tat 
des einen ist die Tat der Gruppe. Und wenn man schon ent- 
gegengehalten hat, daß die von Morgan und Dorsej be- 
richteten gruppenehelichen Bezeichnungen wohl einen anderen 
Ursprung haben könnten, so ist entgegenzuhalten, daß 

1. irgend eine andere plausible Erklärung weder gegeben 
worden ist, noch sich sonst auffinden läßt, denn was Schrift- 
steller, wie Westermarck hierüber aufgestellt haben, kann 
nicht ernst genommen werden, 

2. Es ist namentlich durch Dorsej nachgewiesen, daß 
bei den Omaha der gruppenehelichen Benennung eine wirk- 
liche Qruppenehe im Leben entspricht, in der Art, daß, wo 
Frauen als die Ehefrauen eines Mannes durch die Sprache be- 
zeichnet werden, eine derartige eheliche Verbindung 
auch wirklich im Leben besteht, und dies gilt bei so 
komplizierten Verhältnissen, wie sie die Omaha aufweisen! 



*) Za Unrecht läfit Durkheim (p. 379) bei Erwähnang meiner Stelle 
gerade diesen Tor allem das Verhältnis kennzeichnenden Satz weg. 
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Aehnliches bestätigt uns Fletscher im Globus 73^ S. 256 t\ 
Damit ist die Annahme, daß die sogen, klassifikatorischen Ver- 
wandtschaftsnamen auf gruppenehelichen Verhältnissen beruhen, 
nicht nur hypothetisch, sondern sicher nachgewiesen; 
and daß das Elind bei den Omaha das Kind aller dieser 
Frauen ist, die dem Manne als Ehefrauen zugewiesen sind, 
obgleich es nur von einer geboren wurde, beruht auf dem 
obigen gruppenehelichen Gedanken, daß das Kind der einen 
Gruppenfrau kraft Abstammung das Kind der Gruppe 
und damit das Kind aller Grnppenfrauen ist. 

Jeder Schritt in der Erkenntnis der Familiengestaltung 
der Naturvölker ist ein neuer Beweis für die gruppeneheliche 
Theorie. 
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1. Kurze Bespreclmngen 

von Josef Kohler. 

Miscbler& Ulbrich, Oesierreichisches Staatswörterbach (1904). 

Von enzyklopädischen Werken ist zunächst dieses österreichische 
Staatswörterbuoh hervorzuheben, von dem ein bedeutender Teil 
vorliegt — bis zu dem Worte Handel. Das Werk bietet eine außer- 
ordentliche Fülle von Belehrung. Ich verweise vor allem auf die 
Artikel über das Agrarrecht, über das Anerben- und Höferecht (das in 
Oesterreich durch Gesetz vom 1. April 1889 geregelt ist); ferner 
auf den Artikel Aktiengesellschaft, worin wir erfahren, daß im 
Jahre 1900 in Oesterreich 40 Aktienbanken, 23 Versicherungs- 
aktiengesellschaften, 107 Eisenbahngesellschaften und 422 Industrie- 
aktiengesellschaften bestanden. Sodann ist wesentlich der Artikel 
über Arbeiterrecht, der wiederum vom Arbeitervertrag, Tarifvertrag, 
Koalitionen, Arbeiterschutz, Arbeiterversicherungen handelt ; sodann 
die Artikel über Gewerbe und Handel u. a. 

Block, Maurice: Dictionnaire de l'administration fran9aise (1905). 

Dieses Lexikon der Verwaltung und des Verwaltungsreohts, 
in jeder Beziehung tüchtig ausgearbeitet, verdient besondere Er^ 
wähnung. Ich greife nur einige Artikel heraus, wie z.B. über 
Automobile und ihre polizeiliche Behandlung, über die Verwaltung 
von Algier, Tunis, über Telegraphie und Telephonic u. s. w. Die 
5. Auflage ist von Maguero bearbeitet. 

Fragapane, II problema delle origin! del Diritto 

handelt in bedeutsamer Weise von der Kennzeichnung von 
Recht und Gerechtigkeit, von der Entstehung der verschiedenen 
Rechtsformen in den verschiedenen sozialen Gruppierungen unter 
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lehrreicher philosophiegesöhichtlicher Entwicklang. Insbesondere 
weist er mit Becht auf die Leistungen V i c os hin, der die Tat Hegels 
und Sayignys vorahnte, aber bei seiner Zeit kein Verständnis fand. 

Biyalta,!! rinnoyamento della Ginrispradenza Filosofica (Leo XIII. 
gewidmet), 

bringt viel Beachtenswertes über die Bedeutung der scholasti- 
schen Philosophie; besonders ist das 8. Kapitel über die Ontologie 
des Bechts hervorzuheben. Mit Fug wendet er sich S. 202 gegen 
die üebertreibung Jherings im Kampf ums Becht und gegen die 
Verwirrung, die dadurch hervorgerufen wird, daß man die Substanz 
des Bechts mit der äußeren Verwirklichung verwechselt. 

Anzilotti, La filosofia del diritto (Firenze 1892), 

führt treffend aus, daß die soziologischen Forschungen zwar 
eine reiche Orundlage für die Bechtsphilosophie bieten, aber solche 
nicht erschöpfen und nicht ersetzen. 

Li seiner Schrift über die Notions fondamentales du droit civil 
(1892) entwickelt van Bemmelen, ehemaliger Biohter an dem 
gemischten Gericht in Aegjpten, später Bat am höchsten Gerichts- 
hof der Niederlande, eine Beihe fruchtbarer Ideen über das Becht, 
seine Entstehung, seinen inneren Charakter und namentlich sein 
Verhältnis zur MoraL Besonders interessant sind die bereits im 
Jahre 1892 geschriebenen Ausfuhrungen gegen Jherings Bechts- 
philosophie, welche trotz ihrer Schwäche und Dürftigkeit damals 
noch die Welt blendete. Es bedarf in der Tat nur einer geringen 
Betrachtung der Geschichte des Bechts, um zu erkennen, wie un- 
geheuer das ethische und das dem Ethischen zu Grunde liegende 
religiöse Element in der Geschichte der Gesetze gewirkt hat. Die 
merkwürdige Idee von der Entstehung der Gastfreundschaft oder 
des Bechts der Gastfreundschaft bei den Phöniziern mußte jedem 
die Augen öffnen, — als ob nicht auch schon die Australneger 
Gastfreundschaft gekannt hätten I 

Bergbohm, Jurisprudenz und Bechtsphilosophie (Leipzig 1902), 

ist ein eifriger Gegner jenes Dualismus, der ein natürliches Becht 
neben das positive setzen möchte. Seine Ausführungen sind aber 
nur sehr teilweise zutreffend. Es ist unrichtig, daß das positive 

Zeltsehrlft für Terglelohende Beohtiirluensoliaft XEK. Band. 28 
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Beeilt keine Lücken habe, die ergänzt werden müßten'), und was 
das Natorrecht betrifft, so besteht allerdings kein ewiges und un- 
wandelbares Recht, sondern es bestehen nur Postalate des Rechts- 
gefdhls, die natürlich nicht von selbst erwachsen, sondern durch 
die in unserer Knlturwelt mannigfach erregten seelischen Be- 
strebungen hervorgerufen worden sind. Diese Postulate aber sind 
die Triebkräfte des Rechts, wenn es auch richtig ist, daß sie erst 
dann zum Recht werden, nachdem sie durch Rechtsgebrauch oder 
Gesetz ihre Betätigung gefunden haben. In dieser Beschränkung aber 
müssen sie in vollstem Maße Anerkennung finden. 

Onaeus Flavius, Der Kampf um die Rechtswissenschaft (Heidel- 
berg 1906). 

Unter diesem Decknamen spricht ein hOchst modemer Jurist 
über die Ziele unseres heutigen Rechts und betont in einer allere 
dings übertreibenden Weise die Berechtigung der Wissenschaft und 
der Gerichte zur Schöpfung von Rechtssätzen. Das Recht ist nichts 
Ruhendes, es ist in steter Bildung begriffen, und wir haben es 
nicht etwa bloß anzuwenden, sondern fortzubilden. Das sind Ge- 
danken, die heutzutage immer allgemeiner werden, aber allerdings 
vergißt man, daß ich seinerzeit in meinem Werke »Shakespeare vor 
dem Forum der Jurisprudenz" einer der ersten war, der diese Auf- 
gabe der Gerichte darlegte und den weltgeschichtlichen Prozeß, 
wonach die Rechtsprechung stets über ein veraltetes Recht hinweg- 
kommen wird, aufgewiesen hat. Darum hatte ich auch der Angriffe 
mehr als nötig zu erfahren; und als Jhering, den man für einen 
Modernen hielt, sich dagegen erklärte, so glaubten andere ohne 
weiteres berechtigt zu sein, auf mich los oder über mich hinweg- 
zuräsonieren. Es zeigt sich auch hier, wie die richtigen Ideen 
zum Siege gelangen; nur daß derjenige stets zu leiden hat, der 
seiner Zeit um ein Vierteljahrhundert vorauseilte. 

Nicht so weit geht Goldmann, Der Richterstand und die 
sozialen Aufgaben der Gegenwart (Berlin 1906); vielmehr hebt er 
ausdrücklich hervor, daß der Richter an das Gesetz gebunden sei; 
jedoch betont auch er, daß die sozialen Aufgaben der Zeit dem 
Richter nicht fem bleiben dürfen und daß sie der Prozeßriehter, 



1) Vgl. hiergegen Lehrbuch des bürgerL Rechts I S. 82. 
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namentlich aber der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit be- 
dentungSToU in sich aufnehmen müsse. 

Kuhlenbeck, L., Natürliche Omndlagen des Rechts und der 
PoHtik, 

bringt eine Reihe geistreicher Essays über die Entwicklungs- 
geschichte der Menschheit und betont den Zusammenhang zwischen 
Recht und Biologie. Er verfolgt diesen Zusammenhang von den 
Anflbigen der Menschheit an bis in die neuere Zeit und spricht 
hier auch ausfuhrlich von den neuen Bestrebungen, das Eherecht 
nach den Grundsätzen der natürlichen Auslese umzugestalten ; daß 
diese Reformvorschläge im höchsten Grade einseitig sind, und daß 
die Ehe auch nach anderen Richtungen als nach der Richtung 
der Fortpflanzung in Betracht kommt, wird von ihm richtig be- 
merkt. Wenn er mir auf S. 67 vorhält, daß ich die notwendige 
Objektivität gegenüber Jhering vermissen lasse (?) , so erkennt er 
anderseits selbst an, daß der ütilitarismus die Ethik nicht be- 
gründen kann, womit von selber der ganzen Jheringschen Theorie 
das Wort gesprochen ist. 

Reuterskiöld, üeber Rechtsauslegung (Leipzig 1899), 

bezeichnet die Tätigkeit der Auslegung als die logische Operation, 
wodurch das Auslegungsobjekt in die richtige Beleuchtung, d. h. in 
seine Rechtsumgebung und seinen richtigen Zusammenhang, auf 
seinen rechten Platz gestellt werden solle. Es handelt sich also 
darum, dasjenige, was die Sprache ausdrücken will, richtig zu er- 
kennen, und dazu ist natürlich die Logik erforderlich, aber nicht 
diese allein. Die Abhandlung benutzt die deutsche Literatur 
aufs eingehendste, erwähnt aber auch in dankenswerter Weise die 
nordischen Arbeiten, die sich auf die Frage beziehen. 

Mo eil er. Die Trennung der deutschen und der römischen Rechts- 
geschichte (Weimar 1905), ' 

befaßt sich in einem besonderen Kapitel mit der üniversalrechts- 
geschichte, und zeigt, daß sie schon in Leibniz ihren Vertreter 
hatte, dann aber namentlich im 19. Jahrhundert unter dem Ein- 
fluß der Hegeischen Philosophie erkeimte. Grolmann, Feuerbach 
und Mittermaier wandten ihren Fleiß an fremde Rechte, ohne je- 
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doch in dieser Beziehang methodisch klar zu arbeiten. Namentlich 
ist Mittermaier ein stftndig hin und her treibendes Bohr ohne 
wissenschaftliche Festigkeit: seine Arbeiten sind prinziplos und mol- 
luskenhaft; anders schon Gans in seiner Universalgeschichte des 
Erbrechts, die allerdings ersticken mußte, weil es dem Verfasser an 
den nötigen Vorarbeiten fehlte. Daß die methodische Bechtsrer- 
gleichung mitBachofen anhebt, habeich seinerzeit dargetan und 
wird wohl kaum mehr bestritten werden : Alles andere war bloßer 
Versuch und nicht in der Lage, die Grundlage zu bieten für das 
Gebäude, welches künftig die vergleichende Bechtswissenschaft dar- 
stellen wird. Im übrigen ist der Verfasser zwar den Bemühungen 
unserer Wissenschaft nicht abgeneigt, behandelt sie aber doch nicht 
mit derjenigen Zuneigung, die man erwarten könnte, insbesondere 
wenn man bedenkt, wie heutzutage durch Fragebogen und andere 
Einrichtungen die Mittel geschaffen werden, um uns ebenso sicheres 
wie reichliches Material heimzubringen. 

Arbeiten des Instituts Solvay für Soziologie. 

Im Jahre 1902 wurde von Ernst Solvay eine Anstalt fur Sozio- 
logie gegründet mit einem Laboratorium für soziologische Unter- 
suchungen. Aus diesem Institut ist bereits eine Beihe von Arbeiten 
hervorgegangen, die zum Teil erfreuliche Förderungen der Wissen- 
schafk enthalten ; Arbeiten, die es sich zur Aufgabe setzen, klarzu- 
legen, daß in der organischen Welt neben den Einzelwesen die Ge- 
samtheiten und die Gesamtbeziehungen ihre ausschlaggebende Bedeu- 
tung haben, und die es versuchen, den verschiedenen Formen dieser 
Gesamtbeziehungen und der Art ihrer Betätigung nachzugehen. 
Die Arbeiten sind teilweise Behandlungen neuzeitlicher Probleme, 
wie z. B. die von Brees: Les Bogies et les concessions com- 
munales en Belgique, Leen er: Ge qui manque au Commerce 
Beige d'exportation , Fromont: Une ezpirience industrielle de 
reduction de la journ^e de travail; ebenso die Studie von Prins: 
De l'esprit du gouvernement d^mocratique. Teilweise gehen sie 
auf die inneren Probleme der Soziologie über; so eine Studie von 
Wax Weiler: Esquisse d'une sociologie, von Petrucci: Les ori- 
gines naturelles de la propri&t^ und Origine polyphyl^tique, homo* 
typie et non comparability directe, und von Houzö: L'Aryen et 
Tanthroposociologie. Hier sei insbesondere hingewiesen auf die 
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Darstellung über die Entstehung des Oesamtbewußtseins in der 
Waxweilerschrifk über die Soziologie S. 248 f. und sodann auf 
die Ausfrilirungen von Petrucci über die Eigentumsentwicklung : 
der Gedanke der Verknüpfung zwischen der Person und einem Teil 
der Außenwelt findet sich auch im Tierreich und zwar in der Ge- 
stalt des familiären, kollektiven, aber auch des individuellen Eigen- 
tums ; Petrucci untersucht diese Formen bei verschiedenen Tierklassen 
und kommt zum überzeugenden Nachweis, daß hier die mannig- 
faltigsten Entwicklungsstufen der Eigentumsidee zum Ausdruck ge- 
kommen sind, daß viele Tiere beispielsweise kollektive Wohnstätten 
haben, andere wieder völlig individuell gewählte und individuell 
behütete und verteidigte ünterkunftsplätze besitzen, während die 
familiär lebenden Tiere sich ihr Familienheim gründen. In gleich 
belehrender Weise sucht Petrucci in der anderen Schrift: ^Origine 
poljphyl^tique , homotypie et non comparability directe" die 
Gruppenbildungen unter den Tieren zu kennzeichnen und beweist 
auch hier, daß die verschiedensten Formen und Bildungen vertreten 
sind. Daß manche dieser Gruppenformen bei den Tieren höher stehen 
als die bei gewissen Naturvölkern, ist keine Frage: das ist längst 
hervorgehoben, beweist jedoch nichts gegen den Menschen; das ein- 
gehende Studium dieser Erscheinungen aber und ihrer Zusammen- 
hänge ist für die Menschensoziologie und für die Rechtsgeschichte 
im höchsten Grade belehrend: es ist sicher, daß die häufige Be- 
hauptung der Unmöglichkeit gewisser soziologischer Erscheinungen 
im Menschenreich auf Grund dessen, daß im Tierreich sich bereits 
darüber hinausgehende Lebensformen gestaltet haben, völlig un- 
richtig ist. Ueberhaupt sind diese wie alle derartige Beziehungen 
der mannigfachsten Art; sie hängen nicht bloß mit der seelischen 
Verfassung, sondern auch mit der ganzen Lebensweise und den um- 
gebenden Umständen zusammen. 

Hildebrand, Recht und Sitte auf den verschiedenen wirtschaft- 
lichen Kulturstufen (Jena 1896), 

setzt seine wirtschafte- und rechtsgeschiohtlichen Studien fort. Ueber 
seine Schrift: Problem der allgemeineD Entwicklungsgeschichte des 
Rechte (1894) habe ich anderwärte ausführlich gehandelt') und ge- 

•) Jurist. Literaturblatt VII S. 197. 
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zeigt, dafi der Verfasser anf unrichtigein Wege gebt nnd dämm 
niobt zu baltbaren Ergebnissen gelangen kann. 

Flacb, Jacques, Leyiratsebe und Blutverwandtscbaft (Berlin 1899). 

Die Ausfubrungen des Verfassers sind dankenswert; doeb muß 
benrorgeboben werden, daß die Leviratsebe kein einfacbes, sondern 
ein mannigfacbes Institut ist, welcbes aus versobiedener Grundlage 
beryorgeben und einem verscbiedenen Gestaltungsprinzip dienen kann. 
Den Hinweis, daß, wenn eine Frau einmal von einem Manne geboren 
bat, die Einwirkung dieses Mannes auob nocb dann fortdauert, wenn 
sie mit anderen Männern Kinder zeugt, und die pbysiologiscbe 
Parallele dieser Erscheinung zum Leviratsrecbt habe icb übrigens 
schon längst in einem Aufsatz in der Zeitschrift fur yergleiebende 
Becbtswissenscbaft m 8. 395, gegeben, was der Verfasser über- 
sehen bat. 

Grosse, Ernst, Die Formen der Familie und die Formen der 
Wirtschaft (1896), 

bietet, da die richtige geschichtliche Methode fehlt, wenig ergiebiges. 
Man vergleiche beispielsweise die ganz yerfeblten Ausfubrungen 
8. 42 über We ehemalige Gescblecbtsgemeinscbaft; der Verfasser 
folgert, wie manche andere, so : wenn diese einst bestand, so müßten 
die niedrigsten der gegenwärtigen Völker sie noch beute haben. Eine 
solcbe Folgerung zeugt aber von völliger Metbodelosigkeit : denn 
gerade die niedrigen Völker haben, was die Ebeverbältnisse betrifft, 
oft die mannigfaltigsten Wandlungen durchgemaoht. Die Behaup- 
tung, daß die Annahme einer Promiskuität eine Jugendsünde der 
Soziologie sei und die Beziehung auf ein so grundyerfebltes Buch 
wie Westermarck, richtet sich von selbst, üeber diese Art von 
Becbtsvergleicbung können wir hinweggehen. 

Mo mm sen, Theodor, Zum ältesten Strafrecbt der Eulturrölker 
(Leipzig 1905). 

üeber diese von Mommsen angeregte, nach seinem Tod her- 
ausgegebene Sammlung habe ich schon anderwärts ausführlicher 
berichtet') und dargelegt, daß sie im einzelnen viel Schätzenswertes 
enthält, aber im großen ganzen deshalb yerfeblt ist, weil auf der 

") Literatorzeitung 1905 S. 1828. 
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einen Seite die rechtsrergleichende Leitung fehlte, und auf der 
anderen Seite die Ergebnisse der von Nichtjuristen beigebrachten 
Darstellung nicht juristisch verarbeitet sind. Das gilt insbesondere 
Ton dem Beitrag von Goldziher über den Islam. 

Der tüchtige Forscher Steinmetz 

bringt in dem Werk über Rechtsverhältnisse von einge- 
borenen Völkern die Berichte nach dem seinerzeit von Post 
ausgearbeiteten Fragebogen. Ich habe darüber schon im Jurist. 
Literaturbl. XV S. 100 f. ausfuhrlicher gesprochen. Die Antworten 
bieten eine Reihe bedeutsamer Auskünfte, und das Werk reiht sich 
den Quellenwerken über die Rechte der Naturvölker würdig an. 

Eermant, Paul, Evolution Economique et sociale und Les Cou- 
tumes et les conditions ^conomiques (Brüssel 1904), 

sucht mit vielem Einzelmaterial soziologische Verhältnisse australischer 
wie nordamerikanischer Völker darzustellen; da es aber an der 
richtigen rechtsgeschichtlichen Methode fehlt, so sind seine Aus- 
führungen wenig ergiebig. 

Wiener, Studies in biblical law (London 1904), 

enthält einiges Belehrende, aber im ganzen ungeordnet und un- 
methodisch unter verfehlter Polemik gegen die moderne Bibel- 
forschung. 

Low, Leopold, Gesammelte Schriften (Szegedin 1898), 

umfaßt mehrere Abhandlungen; die wichtigste ist die über das 
talmudische Eherecht. Ich verweise beispielsweise auf die S. 235 f. 
gegebene lehrreiche Darstellung über die Entwicklung des talmu« 
dischen Ehescheidungsrechts aus dem alttestamentarischen. 

Bertholet, Die Stellung der Israeliten und der Juden zu den 
Fremden (Freiburg 1896). 

Während in Babylonien die Fremden in völlig weltmännischer 
Weise behandelt wurden, hat sich das israelitische Recht ihnen 
gegenüber erst allmählich zutraulich erwiesen. Der Fremde, der 
Oer, mußte sich einer Familie anschließen und ihren Schutz erwerben. 
Das Eheschließungsrecht mit Einheimischen fehlte ihm nicht ; wahr- 
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schemlich aber erfolgte die Ehe in der Art, daß der Fremde inmitten 
der Familie der Frau blieb und von ihr täglich and stündlich be- 
herrscht worde. Späterhin unterlag das Verhältnis mehrfach Schwan- 
kungen, bis der eindringende Hellenismus einen gänzlichen Um- 
schwung zu bewirken schien; aber nur eine Zeitlang, denn durch 
die Makkabäer wurde dem siegreichen Fremdentum ein Damm 
entgegengesetzt, und so entstanden die zwei Richtungen der Saduzäer 
und Pharisäer, von denen die Pharisäer obsiegten, üeber diese nicht 
nur iiir die Oeschichte Israels, sondern auch fur die allgemeine 
Geschichte höchst interessanten Erscheinungen finden wir reichliche 
Belehrung. 

Farbstein, Das Recht der unfreien und der freien Arbeiter nach 
jüdisch-talmudischem Recht (Frankfurt a. M. 1896). 

Bemerkenswert ist hier insbesondere die Darstellung das Tal- 
mudrechts über die Schuldknechte. Der Talmud suchte die ans 
dem Diebstahl hervorgehende Schuldknechtschafb (II Moses 22, 2) 
womöglich zu verdrängen und durch gewagte Auslegungen aus dem 
Leben zu entfernen. Dagegen wurde die vertragsmäßige Pfandling- 
schaft in der Art umgestaltet, daß der Pfandling sich für eine 
längere Zeit als 6 Jahre binden konnte. Offenbar entnahm der 
Talmud beides der damaligen Praxis; später ist auch die vertrags- 
mäßige Schuldknechtschaffc aus dem Leben verschwunden. 

Dahlmann, Das Mah&bh&rata als Epos und Rechtsbuch (Ber- 
lin 1895). 

Im Mahäbhärata finden sich eine große Menge von Rechts- 
Verhältnissen, oft sehr eingehend erörtert und von tiefgreifendem 
Einfluß auf die in dem Epos geschilderten Vorgänge. Eine zu- 
sammenfassende Darstellung dieser Rechtssätze ist für die Geschichte 
des indischen Rechts von Wichtigkeit und bietet dem Juristen das 
größte Interesse. Hervorgehoben seien darum die Erörterungen 
über das Niyoga, d. h. den Brauch, daß die kinderlose Witwe sich 
einem Verwandten des Mannes preisgeben mußte, um dem Ver- 
storbenen Rinder zu zeugen: der etwas heikle Gebrauch war 
damals nicht mehr in harmloser Geltung, und das etwas kühne 
Mittel kam nur nach vieler Erwägung und als letzte Aushilfe in 
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TJebung. Sodann wird Ton dem Tochtersolin, dem Patrikft Pntra, 
Yon der Familiengemeinsehaft and yon den versehiedenen Ehe« 
formen gesprochen. In Betracht kommt namentlich die Oandarva- 
ehe, die B&kshasa (die Banbehe) und die Eanfehe (die Asnraehe). 
Eine merkwürdige Ersoheinnng ist die Ehe der Draupadi mit den 
fünf Brüdern: ein dem indischen Recht völlig widerstrebendes poly- 
andrisches Verhältnis, das nur ein üeberrest früherer Zeiten sein kann. 
Auch die Ehezeremonie der sieben Schritte »Saptapadi^ wird er* 
wähnt; reicht sie doch bis in das Zeitalter des Bigveda hinein, und 
findet sie doch noch in dentschen Bräuchen ihr Ebenbild. 

Ein Bechtsbuch liegt dem Mah&bhärata sicher nicht zu Grunde. 
Aber das indische Volk war, wie das römische, ein Volk des Rechts; 
darum werden wir in dem großen Epos immer wieder mit Rechts- 
fragen überschüttet: das Recht galt als die Grundlage der leiblichen 
und geistigen Ordnung. 

Preux, Jules, La loi du Vinodol (Paris 1897). 

Das Gesetz von Vinodol, ein kroatisches Rechtsbuch aus dem 
Jahre 1288 von der Küste des Adriatischen Meeres, gehört zu den 
interessantesten üeberresten des altsla vischen Rechtes; darüber soll 
anderwärts ausführlich gehandelt werden. 

S h e k , Adalbert , Allgemeines Gesetzbuch über Vermögen für das 
Fürstentum Montenegro (Berlin 1893). 

Die Bedeutung dieses für das slavische Rechtsleben äußerst be- 
lehrenden Rechtsbuchs, dieses Meisterwerks vonBogisic, bedarf keiner 
weiteren Hervorhebung. Seine Kenntnis ist für die vergleichende 
Rechtswissenschaft unentbehrlich. 

Timon, Akos von. Ungarische Verfassungs- und Rechtsgeschichte. 

Die ungarische Verfassungs- und Rechtsgeschichte von Akos 
T. Timon ist durch meinen Schüler Schiller übersetzt und uns 
dadurch zugänglich geworden. Die Darstellung reicht in die Ur- 
zeiten des ungarischen Staatswesens hinein und schildert nicht nur 
die Art des Staatsverbandes und der Staatsverfassung, sondern auch 
das mittelalterliche Privatrecht. Ich verweise in dieser Beziehung 
vor allem auf die Geschichte der Eheschließung S. 843 f. und auf 
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die bier gegebene Mitteilung des Bericbtes des persischen Schiiftr 
stellers Oorddzi. Danach war die Ehe eine Eaafehe: der Kaufpreis 
richtete sich nach dem Vermögen der Frau, denn die Frau brachte 
bereits einen Yermögensbeitrag mit, und das Rechtsverhältnis war 
bereits so gestaltet, daß der Kaufpreis mehr ein Kaufpreis fär die 
Mitgift, als ein Kaufpreis f&r die Frau selbst war. Auch die unga- 
rische Sprache zeigt völlig die Entstehung der Ehe aus dem Kauf: 
der Bräutigam ist ein kaufender, das heiratsfähige Mädchen ein 
verkäufliches Mädchen. Später wurde, wie gewöhnlich, der S^aufpreis 
zum Scheinpreis: an Stelle des Preises wurde das Handgeld über- 
reicht in Gestalt des Verlobungsringes. Bereits zu Zeiten Ladislaus 
des Heiligen finden wir die lebenslängliche Leibzucht der Witwe bei 
unbeerbter Ehe, während sie bei beerbter Ehe in Gemeinsamkeit 
der Kinder im Hausvermögen sitzt, d. h. Mitgenuß hat, solange 
sie sich nicht weiter verehelichen will. 

Auch das Eigentum zeigt die Entwicklung aus dem Stamm- 
zum Geschlechtergut und von da zum Privateigentum. Aus dem 
Stammesgut wurde das Familiengut, indem es den Familien zur 
Eigenbenutzung gegeben wurde, bis sich daraus in üblicher Weise 
das Privateigentum entwickelte, während eine zweite Art des 
Privateigentums das vom König geschenkte Kronland war. üeber 
diese Kronschenkungen wird uns ausführliche Mitteilung gemacht. 

Das Testament war ursprünglich nur durch königliches Privileg 
gestattet, wenigstens soweit es sich um angeerbtes Gut handelte, 
während erworbene Güter der freien Verfügung von Todes wegen 
unterstanden. In den Städten wurde nicht selten ein allgemeiner 
Freibrief für die Testamentserriohtung erteilt. 

Noch sei auf die Darstellung des Bürgschaftsrechts hingewiesen: 
der Bürgschaftsvertrag war ein Geiselvertrag und der Bürge haftete 
mit Leib und Leben. Auch der Gottespfennig läßt sich nachweisen 
und so verschiedenes andere. Daß auch das Strafrecht ursprünglich 
auf Blutrache und Komposition beruhte, wäre schon an und für 
sich wahrscheinlich, wird aber insbesondere durch ein Gesetz des 
Königs Ladislaus des Heiligen sicher bewiesen: hiernach soll der 
Bichter in die Fehde der Parteien nicht eingreifen, sondern nur 
dann dazwischentreten, wenn die Parteien sich an ihn wenden. 
Doch im übrigen muß auf das inhaltsreiche Werk selbst verwiesen 
werden. 
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Swob od a, Heinrich, Beiträge zur griechischen Rechtsgeschichte 
(Weimar 1905), 

bietet treffliche Einzelantersachongen, zunächst über die Aechtung 
und sodann über die Schuldknechtschaft im griechischen Rechte. 
Die Aechtung machte den Geächteten friedlos, £xi{ioc und zu gleicher 
if^dif i^ioq; das letztere findet seine Erklärung in der Aehnlichkeit 
des germanischen Rechts : denn der Friedlose konnte nicht nur ver- 
letzt werden, sondern es galt als eine löbliche Tat, ihn vor Ge- 
richt zu bringen. Ebenso trefflich sind die Ausfuhrungen über die 
Schnldknechtschaft : der xaiaxtipisvog des griechischen Rechts ist, wie 
der Nexus des römischen Rechts, kein Sklave, sondern ein Pfänd- 
ung, der nur relativ an seiner Freiheit einbüßt und daher durch 
Loskauf wieder frei werden kann; weshalb es begreiflich ist, daß 
der Schuldner, um den schweren Folgen der Personalvollstreckung 
zu entgehen, sich und seine Familie der Pfandlingschaft unterwarf. 
Auch über das Hypothekenrecht und das Grundeigentum im alten 
Griechenland finden sich belehrende Bemerkungen: es wird ange- 
nommen, daß schon zu Homers Zeiten das Privateigentum an Grund 
und Boden vollständig entwickelt war, daß aber das Testament 
erst unter Solons Zeiten aufkam. AuffaUend ist es, daß meine For- 
schungen über Schuldknechtschaft in Shakespeare vor dem Forum 
der Jurisprudenz nicht beachtet worden sind. 

Waszynski, Die Bodenpacht (1905). 

Waszynski gibt auf Grund von über 100 griechischen Pacht- 
verträgen aus der ptolemäischen , römischen und byzantinischen 
Zeit, sowie aus einigen kopitischen und demotischen Urkunden eine 
Darstellung der Bodenpacht in Aegypten. Es wird hierbei fest- 
gestellt, daß die Bodenpacht in der ägyptischen Periode nur ein 
Jahr währte, während die Griechen alsbald Pachtverträge für 
längere Dauer einführten. Schon in der Mitte der 8. Jahrh. v. Chr. 
finden wir eine Pacht von 7 Jahren, doch wurden auch in der 
griechischen und selbst in der römischen Zeit die Pachten vielfach 
nur auf 2, 3 bis 9 Jahre geschlossen. Längere Pachtdauern finden 
wir in dem ersten nachchristlichen Jahrhundert, während später 
wieder bei Sinken der wirtschaftlichen Verhältnisse geringere Perioden 
üblich wurden oder dem Verpächter einfach das Recht gegeben 
wurde y den Pächter jederzeit zu vertreiben. Der Pachtzins wurde 
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teils in Früchten, teils in Geld gegeben, teils in beidem. Aufier- 
dem übernahm der Pächter die Zahlang gewisser Abgaben nnd 
die Tragong sonstiger Lasten : dazn gehörten insbesondere aneh die 
Fronden beim Bau der Nildämme. Die remissio mercedis scheint 
allgemein üblich gewesen zu sein. Die griechische PrivatpflLndungs- 
klausel findet sich auch hier: wir treffen sie bereits in der ägyp- 
tischen Zeit, aber in der ägyptischen Periode nur bezüglich der 
Sachpftlndung, entsprechend der der Personalpfändnng feindlichen Ge- 
setzgebung von Bocchoris ; die Griechen aber brachten die Personal- 
Vollstreckung mit nach Aegypten , und so finden wir sie auch in 
Pachtverträgen, obgleich die römischen Kaiser ihr widerstrebten. 
Mehrere Pächter hafteten als Gesamtschuldner. 

Auch die Teilpacht ist bekannt, namentlich in der Art, daß 
der Pächter V> ^^^ ^^^ Verpächter '/s der Ernte bekommt, oder 
so, daß sie halb und halb teilen. In späterer Zeit allerdings ist die 
Teilung manchmal noch ungünstiger für den Pächter, so V» ^uid ^/t. 
Wir finden die Teilpacht bei Wein, Oel, Flachs, Obst, auch bei 
Getreidebau. Dem Teilpächter wurden vielfach die nötigen Arbeits- 
geräte zur Verfügung gestellt; der Verpächter bestimmte die Art 
der Kultur. 

Walter, Priester und Tempel im hellenistischen Aegypten (1905), 

ist auch juristisch sehr wertvoll: sowohl die Schilderungen über 
die Stellung der Priester und ihre priesterliche Laufbahn, als auch 
die Ausführungen über die Einnahmen der Tempel, ihren Land- 
besitz und dessen Verpachtung, über die Herbergen und den Ver- 
kehr, der sich bei dem Wallfahrtsleben in dem Tempelbezirke ent- 
wickelte, sind von höchster Wichtigkeit, Die Tempel hatten eigene 
Oelfabriken, eigene Mühlen, ja Bierbrauereien, und außerdem be- 
zogen sie Steuereinnahmen und staatliche Oehaltszuschüsse. 

Profumo, Attilio, Le fonti ed i tempi dello incendio Neroniano 
(1905), 

enthält eine sehr ausführliche Untersuchung über den Neroniani- 
schen Brand und seine Ursachen; der Verfasser prüft die Gründe 
und Gegengründe bezüglich der Schuld Neros. Juristisch ist ins- 
besondere interessant die Ausführung über die rechtlichen Grund- 
lagen der Christenverfolgungen und über die römischen Gesetze, auf 
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welche sich die Anklagen gegen die Christen gründeten, wobei die 
verschiedensten Ansichten von Mommsen, Leblant, Allard, Guerin 
und anderen eingehend geprüft werden. £s ist offenbar, daß die 
Christen, welche sich dem Opfer und dem heidnischen Eide nicht 
fügen konnten, nach Auffassung jener Zeit ein crimen laesae Bo- 
manae Majestatis begingen; in welcher Beziehung besondere Be- 
stimmungen von Tiberius und von Nero gegeben sein mögen. 

Appleton, Le testament romain, la möthode du droit compare et 
rauthenticit^ des XII tables (Paris 1903), 

bietet in manchen Punkten eine Polemik gegen Lamberts An- 
schauung über die Entwicklung des römischen Testaments, welche 
ich aber trotzdem im großen und ganzen für die richtige halte. 

Cornil, Georges, La patria potestas (Paris 1897), 

enthält manches bemerkenswerte, insbesondere hebt sie im Schluß 
den unterschied zwischen den Ländern des geschriebenen Rechts 
und des Gewohnheitsrechts hervor, der darin bestand, daß in den 
Ländern des geschriebenen Bechts die väterliche Gewalt eine lebens- 
längliche war, während sie in den Ländern des Gewohnheitsrechts 
mit der Yol^'ährigkeit erlosch. Noch im Jahre 1440 findet sich 
ein südfranzOsischer Akt, wonach ein Vater oder vielmehr ein Groß- 
vater seinen sechsjährigen Enkel verkaufte. 

Cornil, Georges, Traitö de la possession dans le droit romain 
(Paris 1905), 

steht ganz auf dem Standpunkte Windscheids und Jherings und 
geht nicht wesentlich über sie hinaus, ist darum heutzutage über- 
holt. In der Abneigung gegen das constitutum possessorium stimmt 
der Verfasser mit Jhering überein; allein dieses hat eine mächtige 
Bedeutung f&r das Bechtsleben und ist ein ungeheurer Fortschritt, 
den die Menschheit nicht mehr zurückmaohen ¥drd. Meine Dar- 
stellung über das constitutum und manches andere hat der Ver- 
fasser übersehen. Die Ausführungen über das germanisch-französische 
'Recht sind dürftig. 
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Weitere Yenaehe zur Ldsimg des Besitiproblems sind Basci o, 
Sistema posiUTO del Diriito di possesao e proprieta (Napoli 1895), 
mit eigenartigen, aber ndtiinter etwas gewagten Ideen und 

Scillama, Sistema generale del possesso nel diritto civile modemo 
(Genova 1895); 

er fahrt insbesondere ans, daß der Besitz ein Recht sei, kommt 
aber dann zu dem Ergebnis, er sei ein Recht an der Person, also 
zn der Iftngst verlassenen Theorie Pachtas. 

Below, von. Die Ursachen der Rezeption des rOmischen Rechts in 
Deutschland (München und Berlin 1905), 

ist eine durch erstaunliche Fülle von Einzelheiten, scharfe Durch- 
führung und richtige geschichtliche, aber auch juristische Methode 
ausgezeichnete Schrift. Auf die von mir herausgegebenen Kölner 
Juristen Ende des 14. und Anfang des 15. Jahrhunderts wird ge- 
bührend Rüclisicht genommen: es ergibt sich daraus ein Eifer 
des Studiums des römischen Rechts zu einer Zeit, wo man ihn 
noch nicht vermutet hatte. Auf die populäre Literatur wird weniger 
Gewicht gelegt, dagegen umsomehr auf die Pflege des römischen 
Rechts auf den Universitäten und auf die Wirksamkeit des Reichs« 
kammergerichts. Daß die wirtschaftlichen Umstände für die Auf- 
nahme des römischen Rechts weniger bedeutsam waren, nimmt der 
Verfasser mit Recht an , und ich verweise in dieser Beziehung vor 
allem auf die gleichmäßige Aufnahme des Strafrechts; denn jeder, 
der die Carolina liest, insbesondere die Art 104 und 105, aber 
auch 117, 118, 120, 121, 122, 126, 135, 165 sieht, wie der Kaiser 
ohne weiteres das römische Recht als das Recht seiner Vorfahren 
darstellt, das ganz natürlich weiterdauem müsse, und es wäre 
unter diesen Umständen gerade zu verwundem, wenn man das 
römische bürgerliche Recht nicht ebenso als das geltende betrachtet 
hätte. Völlig unrichtig ist die seit Martiz viel verbreitete Meinung, 
daß das deutsche Recht sich nicht selber hätte forthelfen können: 
das Gegenteil wird aus dem englischen und französischen Rechte 
klar. Die Zersplitterung Deutschlands ist nicht bedeutungslos ge- 
wesen, aber mehr die Zersplitterung der Zentralgewalt als die Zer- 
splitterung des Rechts: hätte eine Zentralgewalt die Gkwohnheits* 
rechte in Deutschland ebenso systematisch gesammelt wie das 
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französische Königtum die Contames, so wäre dem römischen Rechte 
ein Damm entgegengesetzt worden. 

In den Festgaben für Hensler (Basel 1904) findet sich: 

Wieland, Karl, Cabium und Weohselbrief. Das Stadium 
der Italiener fährt uns immer mehr dahin, in dem Wechsel ur- 
sprünglich einen Münztausch zu erblicken: man zahlt eine Summe 
und bekommt dafür am anderen Orte eine Summe in anderer 
Münze. Hierüber und über andere Fragen finden wir reichliche 
Nachweise. Auf die Einzelheiten werden wir an anderer Stelle ein- 
gehen. 

Eine gründliche Arbeit von Teichmann handelt über die 
für die Bechtsgeschichte so überaus bedeutsamen Assisen von Je- 
rusalem und von Antiochien. Ich verweise beispielsweise auf den 
Satz, daß der Kauf so lange widerruflich ist, bis der Kaufpreis 
bezahlt oder der Besitz auf den Käufer übertragen worden ist; 
femer auf das Recht des Wandels wegen heimlicher Mängel in den 
Assisen von Jerusalem, neben welchem in den Assisen von Antiochien 
auch der Minderungsanspruch hervortritt; femer auf den Satz, 
daß der Kauf nicht die Miete bricht. Die Blutrache ist dadurch 
ergänzt, daß bei Fehlen oder Nichtauftreten von Verwandten der 
Staat eintritt. 

Burckhardt sucht dem Probleme der dinglichen Rechte eine 
neue Seite abzugewinnen und spricht von dem Satz, daß durch 
Aenderung der Sache der Nießbrauch verlösche. 

Stehlin handelt von einer Gerichtsordnung, welche er dem 
Jahre 1518 oder 19 zuschreibt; jedenfalls hat sie im Jahre 1520 
schon bestanden. 

Ein Aufsatz von F lein er bespricht die öffentlich-rechtliche 
Vorurteilsausgleichuog und sucht insbesondere den Reohtssatz, — daß, 
wenn dem Enteignenden durch den Enteignungsakt zugleich Vor- 
teil zukomme, weil der Wert des übrigen Geländes steigt, dieser 
Vorteil mit in Betracht zu ziehen ist, — in systematischer Weise 
zu erklären. 

F i c k e r , Untersuchungen der Erbenfolge der ostgermanisohen Rechte 
(Innsbmck 1904). 

Ficker hat leider sein großes Werk nicht mehr zu Ende ge- 
führt. Aus seinem Nachlaß ist der beifolgende Teil gedruckt, 
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welcher isländisches, göthisohes, ost- und westnorwegisches , bnr- 
gnndisches, alemannisches, longobardisches , gothl&ndisohes und 
wamisches Becht enthält. Diese großen erbrechtlichen Forschungen 
können nur in der Gesamtheit beurteilt werden; das allerdings kann 
ich nicht verschweigen, daß, soweit ich seine Darstellung der fran- 
zösischen Rechte nachprüfen konnte, seine Schlußfolgerungen mir 
mehr als gewagt, ja oft als unrichtig erschienen sind. 

Horten setzt in der Schrift: Personalexekution (Wien 1905), 

seine Untersuchungen fort und handelt insbesondere von den yoU- 
streckbaren Urkunden: sie leiten ihre Entstehung teils aus germa- 
nischen Beohtsgedanken , teils aus dem römischen Vulgarrecht ab. 
Namentlich die Klausel ^cum stipulatione subnixa' war 
schließlich nichts anderes als eine Vadiatio, wobei man schließ- 
lich die Urkunde selber übergab und der Erwerber der Urkunde 
das Becht der Vollstreckung erlangte. In der einen und der anderen 
Form ist der große germanische Gedanke durohgediningen, der nun- 
mehr in Gestalt der vollstreckbaren Urkunde eine immer größere 
Bedeutung annimmt. 

V 1 e u t e n , Die Grunddienstbarkeiten nach altwestnordischem Bechte 
(1902). 

beginnt die Grundlage zu legen für eine Darstellung des ger- 
manischen Orunddienstbarkeitsrechts. Der erste Teil handelt 
vom altisländischen Bechte, weist verschiedene Dienstbarkeiten nach 
und tut dar, daß die Dienstbarkeiten teils durch Vertrag entstanden, 
teils aber auch durch Ersitzung und unvordenkliche Zeit. Hervor- 
zuheben sind die Viehtrift;-, die Schiffahrtsgerechtigkeiten, vor allem 
das Strandrecht: das Becht des Strandeigentümers nämlich auf das 
angeschwemmte Holz und die angetriebenen Walfische konnte auch 
Gegenstand einer Dienstbarkeit werden. Im altnorwegischen Bechte 
galten ähnliche Grundsätze. Als Dienstbarkeit wird auch das Erb- 
baurecht angeführt, d. h. das Becht, auf fremdem Grund ein Bau- 
werk zu haben. Im Isländischen findet sich auch ein Ausdruck fur 
Dienstbarkeit, das Wort Itak, d. h. Eingriff: der Berechtigte 
greift in ein fremdes Eigentum ein. 
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Wjßy Friedrich yon, Abhandlungen zur Geschichte des schwei- 
zerischen öfifentlichen Bechts (Zürich 1892): 

4iese Abhandlangen sind von großer Bedentang für die Geschichte 
des deutschen Bechts, das wir fast am besten aas der Schweiz 
lernen können. Die eine handelt von der Landgemeindei die andere 
von den freien Leuten und die dritte gibt eine Verfassungsgeschichte 
von Zürich. Ich verweise beispielsweise auf die Zeugeninquisition 
8. 375 und auf die Darstellung des stftdtischen Vogteirechts 8. 443 f. 

Behre, Die Eigentumsverhältnisse im ehelichen Güterrecht des 
Sachsenspiegels und Magdeburger Bechts (Weimar 1904), 

kommt zu der Schlußfolgerung, daß im Bechte des Sachsenspiegels 
die ungerade der Frau in das Eigentum des Mannes kam, aller« 
dings nicht mit der Eheschließung, wohl mit dem Augenblick, wo 
sie in seine Gewerbe trat; eine Auffassung, die ich nicht teile. 

Gal, Der Ausschluß der Aszendenten von der Erbenfolge und das 
Falkecht (Breslau 1904), 

spricht ausführlich von dem in verschiedenen Bechten, namentlich 
auch in den französischen coutumes auftretenden Grundsatze des 
Fallrechts: patema — patemis, matema — matemis, sowie von 
dem Satze des Ausschlusses der Aszendentenfolge: propres ne 
remontent. Daß beide Grundsätze erst später aufgetreten sind, ist 
sicher, ebenso, daß sie in einem gewissen Zusammenhang mitein- 
ander stehen, wenn sie auch nicht zusammenfallen. Der Ent- 
stehungsgrund ist fraglich. Was der Verfasser darüber S. 188 f. 
bringt, ist kaum überzeugend. 

Moeller, v.. Die Bechtsgeschichte der Insel Helgoland (Weimar 
1904). 

Von der heiligen Insel, die ehemals Balders Sohne geweiht 
war, hören wir außer Lokalgeschichtlichem auch einiges von all- 
gemeiner Bedeutung, so z. B. über das Lotsenwesen und über das 
Strandrecht. Dieses war sehr ausgebildet. Man plünderte aller- 
dings den gestrandeten Fremdling nicht völlig, aber man nahm 
ihm doch einen guten Teil seiner Habe und erblickte darin eine 

ZeltMhrlft far Terglelohende BeohtfwisaeniohAft. XIX. Band. 29 
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Frucht des mehr oder weniger gesegneten Strandes, deren man sich 
mit gutem Rechte hemftchtigen dürfe. 

Leske , Bürgerliches Gesetzbuch und Preußisches allgemeines Land- 
recht 

kommt von geschichtlichen Betrachtungen über das frühere, 
namentlich das preußische Recht auf das bürgerliche Qesetzbuch 
zu sprechen und gibt eine, wenn auch nicht tiefgehende, so doch 
faßliche und brauchbare Darstellung. Man vergleiche beispielsweise 
S. 793 f. über die Behandlung der Ehescheidung, 

Biets ch, Dr., Der besondere Voraussetzungstatbestand beim Ver- 
gleich (Berlin 1906), 

spricht von dem bürgerlichen und vom Prozeßvergleich und fuhrt 
S. 79 aus, daß zum Prozeßvergleich ein gegenseitiges Nachgeben 
nicht erforderlich sei, sondern jeder Vertrag dazu gehöre, der nach 
Erhebung des Anspruchs vor dem Richter abgeschlossen wurde. Dies 
habe ich schon l&ngst in der Zeitschrift für den Zivilprozeß XXIX 
S. 42 (1901) dargelegt. Im übrigen sind seine Erörterungen, welche 
sich auch auf* den § 779 BGB. erstrecken, wenig durchsichtig und 
ergiebig. Der Voraussetzungsbegriff Windscheids ist unentbehrlich 
imd wird durchdringen. 

Der Schrift von Stammler, Privilegien und Vorrechte (Halle 
1903), können wir nur sehr teilweise zustimmen ; ich muß in dieser 
Beziehung auf meine Ausfuhrung in meinem Lehrbuch des burger* 
liehen Rechts I S. 117 f. verweisen. 

Rietschel, Das Recht am eigenen Bilde (1903), 

bietet manches Bemerkenswerte, obgleich er dadurch, daß er das 
Individual- oder Persönlichkeitsrecht in unserem Sinne nicht an- 
erkennt, sich selbst die Grundlage für eine gedeihliche Behandlung 
der Sache entzieht. Nachdem § 826 in das BGB. au%enommen 
wurde, ist das praktische Mittel gegeben, um das Persönliohkeitsrecht 
nach jeder Richtung hin zu wahren und zu schützen. 

Ich möchte noch erw&hnen, daß von meinem Urheberrecht 
an Schriftwerken und Verlagsrecht die erste und die zweite Liefe- 
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Txmg erschienen ist. Die dritte wird erscheinen, sobald die Revision 
der Bemer Konvention erfolgt and damit für das zwischenstaatliche 
Becht eine danemde Grundlage gebaut ist. 

Bauer, Die Jagdgesetze Preußens (1904), 

bringt die reichs- und landesgesetzlichen Bestimmungen unter reich- 
lichem Kommentar, Hinzuweisen ist auf die Vogelschutzkonvention, 
welche S. 489 f. besprochen ist. 

Schiller, Rechtsverhältnisse des Automaten (Zürich 1898), 

behandelt namentlich den Vertragsabschluß und insbesondere auch 
den Abschluß eines Versicherungsvertrages auf dem Wege des selbst- 
^tigen Werkzeugs. 

Krückmann, Dr. P., Anfechtung, Wandlung und Schadenersatz 
beim Viehkauf (1904), 

bietet auch wissenschafklich gar manches Belehrende ; man vergleiche 
beispielsweise die Ausführung über das Verhältnis von Anfechtung 
und Wandel. Im Anhang wird von einem Mitglied des Beichs- 
gesundheitsamts eine ausführliche Darstellung der Viehkrankheiten 
gegeben. 

Wettstein, Dr., Das Kassenschrankfach-Geschäft (Berlin 1908). 

Dieses Geschäft ist, wie auch der Verfasser mit Recht annimmt, 
eine Art des Verwahrungs-, nicht des Mietsvertrags, woraus sich 
wichtige Folgerungen für die gegenseitigen schuldrechtliohen Be- 
ziehungen ergeben. 

Stranz, Ein Protest gegen den Wechselprotest (Berlin 1908), 
spricht mit Recht gegen den unerhörten Formalismus des Wechsel- 
protestes, der unnötige Kosten verursacht und wegen seiner bei 
Nichtigkeit vorgeschriebenen Formbedingnisse eine Menge von 
Rechten gefährdet. Es wäre Zeit, daß man sich dieser Perücke ent- 
ledigte ; bereits haben einige Gesetzgebungen den Anfang gemacht. 

Wüstendörfer^ Dr. Hans, Studien zur modernen Entwicklung 
des Seefrachtvertrags (Dresden 1905), 

enthält eine sehr schätzenswerte Ausführung insbesondere zum 
Charterrecht und über den in der Fassung recht mißratenen § 662 
H.B.6. 
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Heck er, Zur Lehre von der rechtlichen Natar der Versichemngs- 
verträge (München 1894). 

Versicherung ist m. E. ein ümsatzyertrag, wonach jemand 
die Gefahr gegen Gegenleistung übernimmt. Der Yeifasser will 
S. 101 dies als bedenklich bezeichnen, indem statt Gefahr der mög- 
liche Schaden einzuschalten sei. Er betont insbesondere, daB der 
Ausdruck Gefahr vieldeutig sei, indem je nach der Beziehung einer 
Person zur Sache die Gefahr in den verschiedensten möglichen 
Nachteilen, die der Person drohen, bestehen könne. Er betont auch, 
daß ein Versicherungsvertrag in der Art vorkommen könne, daß 
keine bestimmte Schadensursaohe angegeben sei, sondern überhaupt 
ein bestimmter Schaden gedeckt werden solle, gleichgültig, in welcher 
Weise er entstanden ist. Das ist alles sehr richtig, steht aber 
unserer Lehre von der Uebemahme der Gefahr nicht im Wege. 
Im übrigen ist die Schrift nach mehrfacher Richtung hin förderlich 
und bedeutsam. 

Landmann, Dr. Julius, Das schweizerische Bankgesetz (Zürich 
1906). 

Mit dem Gesetz vom 6. Oktober 1905 ist in der Schweiz ein 
Ziel erreicht, dem wir noch heute zustreben, n&mlich die Verein- 
heitlichung des Notenbankwesens. Sie ist erfolgt, nachdem man 
mit dem früheren Bankgesetz vom 8. März 1881 schlimme Erfah- 
rungen gemacht hatte. Diese schweizerische Notenbank ist in ähn- 
licher Weise konstruiert wie unsere Beichsbank als eine Aktien- 
gesellschaft, deren Vorstand (Direktorium) vom Bundesrate ernannt 
wird. Die Metallreserve ist auf 40 ®/o erhöht. Der Geschftftskreis 
der Nationalbank ist ähnlich wie bei uns gestaltet. Der Beingewinn 
fällt teils an die Aktionäre, teils an den Bund, und dem Bund steht 
das Becht zu, das auf 20 Jahre erteilte Privileg zu kündigen und 
die Nationalbank mit Aktiven und Passiven zu übernehmen, wobei 
die Aktien zum Nennwert zuzüglich 4 ®/o für die Dauer der Liqui- 
dation zurückgezahlt und der Beservefonds unter den Bund, die 
Kantone und die Aktionäre verteilt wird. Hierüber und über die 
Ereignisse, welche zu den Gesetzen geführt haben, bietet die Schrift 
lehrreiche Auskunft. 

Zum Schweizer Gesetz über die Haftung des Fabrikbetriebs 
vom 25. Juli 1881 mit Zusatz vom 26. April 1887, — welches die 
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fiaftung des Betriebsnnternehiners dahin verschftrft, daß er fiir 
Körperverletzung oder Tod eines Arbeiters haftet, sofern nicht 
höhere Gewalt oder Verbrechen oder Vergehen dritter Personen 
oder eigenes Verschulden des Verletzten vorliegt, — bietet Scher er, 
Haftpflicht des Unternehmers (1905) einen eingehenden Kommentar. 

Schaler, Hans, Die Ooncnrrenoe döloyale (Zürich 1895) 

ist sehr lesenswert, und zwar noch heutzutage, obgleich seit 1895 
sich hier gar manches geftndert hat. Namentlich ist die Darstellung 
des französischen und Schweizer Rechts, wo sich das ganze Gebiet 
nicht durch Gesetzgebung, sondern durch den Gerichtsgebrauch 
entwickelte, bedeutsam. 

Manara, Ulisse, Contro un codice unico delle obbligazioni 
(Torino 1898), 

spricht gegen die Vereinheitlichung des Schuldrechts mit dem 
Handelsrecht, und dies wesentlich aus Gründen der Bechtseinheit, 
weil ein einheitliches Welthandelsrecht sich viel leichter gestalten 
laßt als ein einheitliches Schuldrecht. In der Tat ist, wie ich in der 
Einleitung zu den Handelsgesetzen des Erdballs ausgeführt habe, 
das Handelsrecht ein dem Weltrecht angehöriges Gebiet, das sich 
in das Nationalrecht hineinschiebt, weshalb ^es sachgemäß auch 
äußerlich davon getrennt bleibt. 

Flach, Jacques, Les origines de l'ancienne France H (Paris 
1893), m (1904), 

handelt im zweiten Band von der Entstehung der Ortsgemeinschaften 
und Städte und bietet eine Fülle bedeutsamen Materials in tüch- 
tigster Bearbeitung. Ich verweise beispielsweise auf die Darstellung 
der Beohte der Stadtherren, in welcher Beziehung sich der Unter- 
schied der Gebiete des geschriebenen Bechts, wo die römischen 
Traditionen fortdauerten, und des nördlichen Bechts, wo die Stadt- 
herren viel mächtiger waren, ganz besonders kundgab. So ins- 
besondere, wenn wir die Languedoc auf der einen Seite und die 
Normandie auf der anderen Seite vergleichen. Die Lehnsverfassung 
wird gründlich behandelt unter Beziehung auf die Lebensverhält- 
nisse jener Zeit. Für das Privatrecht von besonderem Interesse 
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sind die Darstellungen über das Compagnonnage: einem kräftigen 
Heerführer traten tatkräftige junge Leute zur Seite und ließen aich 
in seine Familie au&ehmen, oder auch ältere Erieger, die ihm 
ihre Treudienste versprachen; die so Verbundenen bildeten eine 
Fara, die durch einen Treueid aneinander gekettet war. Damit 
verband sich später die Commendation oder sie stanunt von ihr. 
Wie sich dies zum Lehnswesen gestaltete» wird vom Verfasser aus- 
führlich dargelegt: das Lehnswesen entstand aus den großen Guts- 
sohenkungen, die der Gommendationsherr seinen Vasallen gab, um 
diese an sich zu knüpfen, welches Verhältnis dann erblich wurde. 
Auf solche Weise wurde das ursprünglich persönliche Verhältnis 
verdinglicht, so daß das Edellehen dem längst bekannten Fief Bo- 
tarier ähnlich wurde. Verstärkt wurden die Bande durch die Bluts- 
brüderschaft, welche den ganzen Menschen so in Anspruch nahm, 
daß ohne Zustimmung des Blutsbruders keiner in eine neue Bluts- 
brüderschaft eintreten durfte; wie bei so vielen Völkern, bewirkte 
die Blutsbiiiderschaft eine Gemeinsamkeit des Vermögens. Auch 
über die Blutrache finden sich auf ß. 449 f. eine Reihe ausge- 
zeichneter Einzelheiten. 

Der dritte Band spricht über das Königsreoht und die sich hierin 
entwickelnden staatlichen Verhältnisse, auch hier auf Grund eines 
umfassenden Materials. Von besonderer Bedeutung sind auch hier 
die Entwicklungen über das Lehnswesen: vor allem wird von 
den Feudalzuständen in der Languedoc eingehend gehandelt. So- 
dann ist auf die Darstellung der Beamtenschaft und auf die Ge- 
schichte der Einzelfürstentümer nachdrücklich hinzuweisen, so Ver- 
mandois , Vexin , Valois u. a. ; namentlich aber wird über Anjou 
und Maine ausführlich berichtet, und auch die geistlichen Fürsten- 
tümer finden ihre Erörterung. Für die Geschichte des Gerichts- 
wesens sind S. 360 f. besonders wichtig: die karolingische Eönigs- 
gerichtsbarkeit dauerte weiter trotz der vielfachen Gerichtsbarkeit 
der Landesherren, und obgleich wesentlich geschwächt, tritt sie 
doch hervor, namentlich in dem appel d'^quitö, in der enquöte und 
im Königsbann, ban royal. Das Eönigsurteil hatte einen Vorteil, 
es konnte nicht 6tre faussö: eine Anfechtung mit Berufung auf 
Zweikampf, wie bei anderen Gerichten, war unmöglich; denn rex 
non pugnat. 
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Viollet, Histoire du droit dvil fran^ais (1905). 

Dieses.klassische Werk erscheint hier in zweiter Auflage. Sie ist 
erheblich vermehrt und insbesondere die Literatur bis in die Neu- 
zeit beigefügt. loh verweise z. B. auf die Zusätze über Beaumiinoir, 
du Brueil u. a« Wie bisher, möge das Werk ein Führer in die 
Geschichte des französischen Bechts seini welche leider in unserer 
jj^ermanistischen Welt noch lange nicht so bekannt ist, wie sie es 
verdient. 

Francken, Rheinisches Zivilrecht (Berlin 1898) 

ist auch heutzutage noch schätzenswert und man sieht beispiels- 
weise, wie die Gerichte in gesundem Takt auch ohne Gresetz Bechts- 
sfttze aufgenommen haben, die heutzutage gesetzliche Bestimmungen 
erlangt haben; so S. 129 das urteil, wonach ein Ehegatte keine 
Ehescheidung begehren kann, wenn er mit dem Ehebruch des anderen 
eioverstanden war. 

Fl^chöre, H. Brocher de la, Philosophie de Thistoire du droit 
k Gänöve (Gänöve 1895), 

bietet u. a. eine Beihe schätzenswerter Notizen über die Geschichte 
des Genfer Bechts. Hier bestanden trotz der geistlichen Herrschaft 
Stadtfreiheiten, so schon 1848, später 1887 gesammelt, 1444 vom 
Papst bestätigt, 1486 etwas geändert; eine Erneuerung trat ein im 
Jahre 1586, welche beeinflußt wurde durch die französische coutume 
▼on Berry, weil ein Flüchtling von dort einen großen Einfluß ge- 
wonnen hatte, ganz ähnlich wie die Ansiedler von Kanada dorthin 
das Pariser Stadtrecht brachten. Im 16., 17. und 18. Jahrhundert 
lehrten in Qenf Hotman, Dionysius und Jacobus Godofredus und 
der Natunrecbtslehrer Burlamaqui. Schlimm war es unter dem 
Regiment Calvins mit dem Strafrechte bestellt, welches völlig unter 
politischem Einflüsse stand. 

Ciccaglione, Manuale di storia del diritto italiano (Milano.) 

Band I und 11 kann als Lehrbuch mit Frucht benutzt werden, 
wenn es auch wenig tief geht und insbesondere in den Literatur- 
angaben unvollständig ist; so sind beispielsweise meine entsprechen- 
den Arbeiten nur teilweise erwähnt. 
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Foierk, Dei possesso del mobili (1891) 

handelt über den Besitz an beweglichen Sachen nach italienischem 
Hechte in gründlicher and tüchtiger Weise. Herrorzoheben sind 
insbesondere seine Ansfühmngen über den Satz: Hand muß Hand 
wahren, worin er kräftig für die Ansdehnnng des in dem Ar- 
tikel 707 enthaltenen Grundsatzes spricht, wonach der gatglftnbige 
Erwerber ohne weiteres Eigentümer wird. Er eifert gegen die Ans* 
nahmen, welche bezüglich der verlorenen und gestohlenen Sachen 
gemacht werden. Darüber läßt sich streiten, denn es handelt sich 
hier wie gewöhnlich im Recht um die Versöhnung entgegengesetzter 
Interessen. 

Wertheim, Wörterbuch des englischen Rechts (Berlin 1899). 

Es ist sehr wünschenswert, daß dieses Werk in Deutschland 
zu einer eindringlichen Kenntnis des englischen Rechts fuhrt, denn 
die Schwierigkeiten und Sonderlichkeiten der englischen Gedanken- 
welt pflegen gewöhnlich abzuschrecken. Ich verweise nur beispiels- 
weise auf die Artikel Felo de se, auf Equity, wo die großen 
Verdienste des Lord Hardwicke richtig hervorgehoben sind, auf 
die Erklärung von Ausdrücken wie Scire facias, Mandamas, 
auf die gedrängte Schilderung der Irrengesetzgebung unter Lunacy 
und anderes. « 

Schirrmeister, Dr. Gustav. Das Bürgerliche Recht Englands 
(Berlin 1906). 

Diese ausführliche Darstellung des englischen Rechts ist bis 
jetzt auf zwei Lieferungen gediehen und wird dem deutschen Juristen 
die merkwürdigen Wandelgänge des englischen Rechts dartun und 
zugleich eine Verbindung zwischen England und dem Kontinent 
anbahnen: denn noch immer ist die Rechtssprache und die ganz» 
Gedankenwelt Englands dem Deutschen wenig sympathisch und 
darum einem fremden Lande vergleichbar, dessen Lebensbedingungen 
vollkommen andere sind, als die, in denen unsere Juristen auf- 
wachsen. 

Schnitzler, Wegweiser für den Rechtsverkehr zwischen Deutsch* 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika (1903) 

ist ein belehrender Führer für die Praxis und auch fär den Stu- 
dierenden. Ich verweise beispielsweise nur auf die Ausführungen 



Kurze BesprechuDgen. 457 

über Eberecht S. 71 f., auf die eigentümliche Gestaltung der Ehe- 
scheidung in New York, wo der des Ehebruchs schuldig erkl&rte 
Ehegatte während Lebzeiten des anderen nicht heiraten darf u. a. 

Auch die skandinavische Literatur muß bei uns volles 
Bürgerrecht erwerben: 

Hier sei nur hingewiesen auf Lassen, Haandbok i Obligations- 
retten (Koppenhagen 1892). 

Das Werk zeigt, in welch umfangreicher Weise die deutsche 
Literatur berücksichtigt wird. Ich verweise beispielsweise auf die 
Ausföhrung über die Willenstheorie , auf die Darstellung über die 
WDlensmängel, auf die Vertragsschließung durch Zwischenpersonen 
n. s. w. Wir schulden volle Gegenseitigkeit. 

Von dem nordischen Obligationsrecht des viel zu &üh ver- 
storbenen Aubert liegt uns das erste Heft des speziellen Teils 
vor (1890), welches von Schenkung, Kauf, Tausch, Miete (Pacht) 
handelt. Für unsere Zwecke ist insbesondere auf die Darstellung 
der Geschichte der Grundpacht hinzuweisen. 

Gar eis, Bechtsenzyklopädie und Methodologie (Gießen 1905). 

Die faßlich geschriebene Bechtsenzyklopödie erscheint in dritter 
Auflage. Von der Bechtsvergleichung ist insbesondere S. 2 f. 
die Bede. 

Affolter, Dr. A.: Grundzüge des allgemeinen Staatsrechts (Stutt- 
gart 1892), 

bringt eine Beihe beachtenswerter Ausführungen. Mit Becht tritt 
der Verfasser auch der Ansicht entgegen, wonach dem dinglichen 
Bechte eine Verpflichtung aller vernünftigen Lebewesen gegenüber- 
stehe, oder das dingliche Becht gerade auf einer solchen Ver- 
pflichtung beruhe: es besteht für die Mitwelt lediglich ein Nicht- 
dürfen, d. h. die Negation eines Bechts, in das Eigentum anderer 
einzugreifen, keine Verpflichtung. 

In Kloeppel, P., Gesetz und Obrigkeit (Leipzig 1891} 

sind namentlich die Untersuchungen über Gesetz und Verordnung 
lesenswert S. 118 f. Vgl. auch, was S. 105 f. über die Bindingsche 
Strafrechtslehre gesagt ist. 
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Loewy, Dr. Walter, Die bestrittene Verfasstuigsmäßigkeit der 
Arbeitergesetze in den Vereinigten Staaten Yon Nordamerika 
(Heidelberg 1905). 

Die Frage über die Verfassangsmäßigkeit nnd Gültigkeit der Ge- 
setze über die Beschränkungen des Arbeitervertrags ist in Amerika 
mehrfach aufgeworfen worden, da man sie als im Widersprach er- 
achtete mit den Verfassangsbestimmnngen über die Freiheit der 
Person nnd über das Becht ihrer vertragsmäßigen Betfttigong. Die 
interessante amerikanische Hechtssprechnng wird in ansgiebigar 
Weise dargestellt. 

Boden, Die isländische Begiemngsgewalt in der freistaatlichen 
Zeit (Breslau 1905). 

Der durch yerschiedene Arbeiten auf dem Gebiete des nor- 
dischen Kechts bekannte Verfasser schildert hier die isländische 
Begierungsgewalt und ihre Geschichte, insbesondere was die Häupt- 
lingschaft, das Godord, betrifft. Es zeigt sich, wie auch hier das 
Tatsächliche in das Rechtliche übergeht, wie allm&hlich die Ver> 
erblichkeit entsteht und sodann unter den Erben auch wieder eine 
Auslese nach der Tüchtigkeit gehalten wird, — alles Erscheinungen, 
die in der Häuptlingschaft auf der ganzen Erde auftauchen. 

Hub rieh, E., Deutsches Fürstentum und deutsches Verfassungs- 
wesen (1905) 

ist eine anziehende Darstellung der deutschen Fürsten- und Ver- 
fassungsgeschichte von der altgermanischen Zeit bis zum neuen 
deutschen Reich mit einer Reihe trefflicher Einzelbemerkungen. 
Man vergleiche z. B., was S. 59 f. über Montesquieu und Rousseau 
ausgeführt wird. 

Schwalm, J., Die Appellation König Ludwigs des Bayern von 
1324 (1906). 

Die Appellation König Ludwigs von Bayern 1324 wird von 
Schwalm, nachdem er die ursprüngliche Fassung gefunden hatte, 
in genauer Weise wiedergegeben, und diese Wiedergabe bietet einen 
wertvollen Beitrag zur Charakteristik der Persönlichkeit des viel- 
angefochtenen Königs. 
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Bauch I Traktat uber den Beichstag im 16. Jahrhundert (Weimar 
1905). 

Aus dem Ende des 16. Jahrhunderts, etwa Yon 1577, stammt 
eine ausführliche Abhandlung über den deutschen Reichstag: Aus- 
führlicher Bericht, wie es auf Beichstägen pflegt 
gehalten zu werden, eine der bedeutsamsten Quellen für das 
Beichtstagsrerfahren. Er ist von Bauch neu herausgegeben und 
damit dem allgemeinen Studium eröffnet worden, was bei dem 
frisch erweckten Interesse an den Bechtsentwicklungen des alten 
deutschen Beichs höchst erfreulich ist. Ich verweise beispielsweise 
S. 95 auf die Art, wie die Beichsabschiede veröffentlicht, und S. 92 
auf die Art und Weise, wie aus den Arbeiten des Beichstags heraus 
die Beschlüsse und Abschiede verfaßt wurden. Das mögen alle 
diejenigen beachten , welche geglaubt haben, in dem Druckprivileg 
der Carolina eine moderne Gesetzespublikation zu finden! 

E ramm er, Wahl und Einsetzung des deutschen Königs im Ver- 
hältnis zueinander (Weimar 1905). 

Die Königswahl hatte in Deutschland ursprünglich die Bedeu- 
tung eines Vertrags zwischen dem Gewfthlten und den Wählern: 
dann erst trat die Eönigskrönung und die Erhebung auf den Thron 
hinzu. Das Verhältnis zwischen diesen beiden Akten war aber vielen 
Streitigkeiten unterworfen, insbesondere seitdem die Bischöfe be- 
haupteten, daß die Thronerhebung eine Sache der Geistlichkeit sei : 
um diese zu beseitigen, hat man später der Wahl eine gesteigerte 
Bedeutung gegeben. 

Lentner, Der schwarze Kodex (Innsbruck 1891) 

bietet vor allem eine Darstellung der Antisklavereiakte vom 2. Juli 
1890 mit belehrenden Ausführungen. 

Lehmann, B., Die Bechtsverhältnisse der Fremden in Argentinien 
(Buenos Aires 1889). 

Die moderne argentinische Verfassung stammt aus dem Jahre 1861. 
Daraufhin erfolgten eine Beihe begründender neuer Gesetze, welche 
versuchten, das Land der modernen Bewegung zu erschließen: so 
das Zivilehegestz von 1888, welches allerdings nur eine Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft, keine Ehescheidung kennt; sodann ein 
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ZiyUgesetzbnch Yom Jahre 1869 und 1882, eine Ziyilprozefiordiiimg 
von 1880 nebst verschiedenen Sonderbestimmtingen, denn die Zivil- 
prozeßordnung gilt zunächst nur für die Hauptstadt und die Provinz 
Buenos Aires, ist aber teilweise auf andere Provinzen ausgedehnt 
worden ; sodann Strafgesetzbuch 1887 und Strafprozeßordnung 1888. 
Neben dem Bundesrecht besteht das Recht der den Bund bildenden 
Einzelstaaten, üeber diese Punkte bietet der Verfasser belehrende 
Darstellung. Zu verweisen ist auch noch auf das Auslieferungsgesetz 
vom 25. August 1885. 

Meili, Das internationale Zivil- und Handelsrecht (Zttrich 1902). 

Gegenüber den Versuchen, das zwischenstaatliche Privatrecht 
a priori zu konstruieren, hat der Verfasser das große Verdienst, 
geschichtlich und rechtsvergleichend gearbeitet und dadurch wie 
kein anderer das zwischenstaatliche Recht gefördert zu haben. Er 
ist es, der zuerst eine richtige Würdigung des Bartolus anbahnte 
und die Züge der Entwicklung des zwischenstaatlichen bürgerlichen 
Rechts klarlegte: auf Bartolus folgte Argentrö und damit eine 
wesentlich andere Theorie ; hierauf haben die Niederländer die Lehre 
des Argentrö aufgenommen und weitergebildet, namentlich Bur- 
gundus, die beiden Vo6t und Ulricus Huber; und von da kam die 
Lehre nach England und nach Amerika. Mit Savigny trat ein 
Umschwung ein, und man kam im wesentlichen auf die Grund- 
gedanken von Bartolus zurück. Im übrigen bedarf die Darstellung 
des Verfassers kaum einer weiteren Hervorhebung: sie gehört zum 
Besten, was das zwischenstaatliche Privatrecht hervorgebracht hat. 

E seh er. Das schweizerische interkantonale Privatrecht (Zürich 
1895). 

Das interkantonale Privatrecht der Schweiz hat, wasdasFamüien- 
und Erbrecht betrifiPt, im Bundesgesetz vom 25. Juni 1891 eine 
bedeutsame Regelung erfahren. Bekanntlich geht das Gesetz haupt- 
sächlich vom Wohnsitzprinzip aus, und nur ausnahmsweise ist die 
Heimat entscheidend, eine Behandlungsweise, welche mit den jetzt 
hen*schenden Grundsätzen des zwischenstaatlichen Privatrechts nicht 
übereinstimmt. Ueber dieses Gesetz gibt der Verfasser eine lehr- 
reiche Darstellung. 
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Leske und Loewenfeld, Die RechtsYerfolgtmg im internationalen 
Verkehr, IV. Band (1904). 

Der vierte Band weist nicht nur wertyolles praktisches Material, 
sondern auch bedeatsame rechtsgeschichtliche Züge auf; so beispiels- 
weise den Bechtssatz ans Montenegro, wonach das Madchen schon 
mit dem 13. Jahre verheiratet wird, und die Eltern hierza die Zu- 
stimmung sämtlicher männlichen Mitglieder des ganzen Bratstvo ein- 
holen müssen : denn das Mädchen gehOrt nicht der Familie, sondern 
dem Bratstvo an und wird von diesem verheiratet Ganz besonders 
interessant sind die Verhältnisse in Bulgarien, worin wir noch recht 
ursprüngliche Bestimmungen verfolgen können : der Mann wird Ver- 
walter des Frauenvermögens, kann aber Liegenschaften nicht ohne 
Genehmigung der Frau veräußern; dies scheint aber ein fortgeschrit- 
tener Standpunkt zu sein, denn bei den Bauern gilt noch das Ge- 
wohnheitsrecht, daß das Vermögen mit Ausnahme der Kleidungsstücke 
und Schmucksachen in das Eigentum des Mannes übergeht, oder 
vielmehr in das Eigentum der Hausgemeinschaft, zu der der Mann 
gehört. Im Gegensatz dazu scheint die Frau vielfach die tatsäch- 
liche Macht in Händen zu haben, denn es soll Ehescheidungsgrund 
sein, wenn die Frau den Mann davonjagt und ihn innerhalb einer 
bestimmten Zeit nicht mehr aufnimmt. Das Verlöbnis hat bei den 
Slawen eine gesteigerte Bedeutung, und so kommt es, daß beispiels- 
weise in Kroatien die Ehe des Verlobten mit einer dritten Person 
ungültig ist, solange das erste Verlöbnis nicht gelöst ist, denn das 
Verlöbnis verpflichtet während dieser ganzen Dauer zur Treue. Ja, 
es bewirkt bereits ein Schwägerschaftsverhältnis, und der Verlobte, 
durch dessen Verschulden die Ehe verhindert wurde, ist zum Schaden- 
ersatz verpflichtet, üeber Band I u. 11 siehe S. 465 f. 

Schmitz-Wichmann, Die Eheschließung im internationalen 
Verkehr (1905). 

Der Artikel 48 des preußischen Ausführungsgesetzes zum B.G.B. 
bestimmt, daß, wenn Ausländer in Preußen heiraten wollen, sie ein 
Zeugnis der zuständigen Behörde ihres Staates beizubringen haben, 
daß ihr ein Ehehindemis nicht bekannt sei. Hierüber und über 
die von dem Verlobten vorzulegenden Urkunden überhaupt handelt 
die praktische, namentlich für den Gebrauch der Standesbeamten 
bestimmte Schrift im ersten Bande. Der zweite Band enthält eine 
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sehr ins einzelne gehende Darstellnng der eherechtlichen (leseti* 
gebangen der einzelnen Staaten, die anch für das reehtsyergleichende 
Stadium schätzenswert ist. 

Gaillanme, Le mariage en droit international priTÖ et la con* 
f(6rence de la Haye (Brüssel), 

spricht in belehrender Weise aber die Bestrebong der Haager Kon- 
ferenz bezfiglieh der Begelang der zwischenstaatlicbm Fragen des 
Eherechts and über das zar Geltang gebrachte Nationalitfttsprinzip. 

Beckmann, Die Vielehe in der Türkei (Berlin 1905), 

behandelt in den Berliner Jnristischen Beitragen die Frage mit 
aaßerordentlicher (xründlichkeit; er hebt insbesondere den Umstand 
hervor, daß das eine jede Vielehe rerbietende deatsche Becht aach 
in der Türkei anter den deatschen Konsalargenossen gelte, daS aber 
ein Mohammedaner anter allen ümst&nden nach mohammedanischem 
Bechte behandelt werden müsse ; denn nach den Orandanschaonngen 
der Türkei kann ein solcher anmöglieh anter fremder .Gerichtsbar- 
keit stehen. 

Leder, Die Diakonen der Bischöfe and Presbyter and ihre or- 
chrisüichen Vorlftafer (Stattgart 1905). 

Wann beginnt in der christlichen Kirche die Zeit, in der die 
von der bloßen Liebe erfüllten Eünrichtongen za Bechtseinrichtangen 
worden ? Für diese Frage bietet, wie für rerschiedene andere, der 
Verfasser, indem er insbesondere die Stellang der Sieben in der 
apostolischen Zeit ins Aage faßt, einen belehrenden Beitrag. Seine 
Anschaaxmgen zielen im ganzen dahin, den Beginn der Bechts- 
eigenschaft möglichst früh za setzen, indem die ethischen Aemter 
sehr bald in Bechts&mter übergegangen seien. 

Schaab, Der Kampf gegen den Zinswacher, angerechten Preis 
and anlaateren Handel im Mittelalter (1905). 

Hier hat die Geschichte der Zinslehre eine neae frachtbare Dar- 
stellang gefanden; sie bespricht die Zinsverhftltnisse Yon d^r Zeit 
Karls des Großen bis zam Ende der Karolingerzeit and yon da bis 
zar Zeit des Papstes Alexander m. Das Zinsyerbot wird 
geführt aaf Wirtschaftsverhältnisse and Moralanschaaangen, es 
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in das Licht der ganzen Handelspolitik jener Zeit gestellt. Bei 
sonders ansfuhrlich werden die Schriftsteller jener Tage herangezogen. 
Die Bedeutung der PcUea C. ejiciens (c. 11 D 88: homo mercator 
vk^ aut nunquam potest Deo placere . . . , nuUus Christianus debet 
esse mercator) wird abgeschwächt und herrorgehoben , daß die 
dortige Geringschfttznng des 9andels durchaus nicht die allgemeine 
Anschauung der Kirche war. 

Preisen, Staat und katholische Kirche in den deutschen Bundes- 
staaten (Stuttgart 1906). 

Das Studium der Verhältnisse zwischen dem Staat und der 
katholischen Kirche, welches immer den Scharfsinn des Staats- und 
Völkerrechtslehrers von neuem reizt, kann nur durch eine Beihe 
von Einzelstudien in fruchtbarerer Weise gefördert werden. Der 
Verfasser bietet eine Darstellung fur die Thüringischen Staaten, 
Anhalt und Waldeck. 

Kisky, Die Domkapitel der geistlichen Kurfürsten 
(Weimar 1906), 

handelt von den Domkapiteln der drei geistlichen Kurfürsten und 
bringt in dankenswerter Weise vollständige Verzeichnisse der Dom- 
herren mit biographischen Bemerkungen, die für Staats- und Rechts* 
geschichte von Interesse sind. 

Knecht, System des Justinianischen Kirchenvermögens (Stuttgart 
1905), 

behandelt die Frage gründlich und bietet damit eine wesentliche Er- 
gänzung zu der früheren Literatur. Mit Recht wird ausgeführt, daß 
hier das Christentum nicht einfach in die heidnischen Rechtsideen 
eingetreten ist, sondern selbst gestaltet hat. Das Kirchengut ist 
Anstaltsgut, an den Kirchen bestand kein Privateigentum. Dem 
Stifter konnten verschiedene Rechte eingeräumt werden. 

üeber die fur die Papstwahl wichtigste Bulle vom Jahre 1621 
und über die daran sich anlehnende Literatur finden wir bei Wahr* 
mund, Die Bulle „Aetemi patris filius' und der staatliche Einfluß 
auf die Papstwahlen (1894) belehrende Auskunft. 

Das Wormser Konkordat ist in neuerer Zeit mehrfach zum 
(Gegenstände des Studiums geworden. Der Ansicht von Schäfer^ 
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wonach dieses zwar eine ständige Bindung des deutsoben Reichs, da- 
gegen auf Seiten des Papstes bloß eine persönliche Bindung bis zum 
Tode des Kaisers oder Papstes bewirkt habe, tritt entgegen Rad or ff 
in der Schrift zur Erklftmng des Wormser Konkordats (1906). 

üeber die Lehre von dem Ablaß, dieser großartigen Einrichtimg | 

des Katholizismus, handelt Gottlob, Kreozablaß und Almosen- 
ablaß (1906), vom juristischen und theologischen Standpunkte. Die 
gründliche Abhandlung reicht bis ins 18. Jahrhundert. Besonders 
bedeutsam far die scholastische Entwicklung war der Franziskaner 
Alexander Yon Haies, obgleich hier, wie so oft, die Lehre 
des Thomas die rerbreitete und populärste war. 

Brünneck, Zur Geschichte und Dogmatik der Gnadenzeit (Statt- 
gart 1905). 

Das zuerst in den Dom- und Kollegiatstifben auftretende Gnaden- 
jähr mit der Wirkung, daß auch nach dem Tode des Kanonikers 
die Präbenden eine Zeitlang noch sein gehören und also seiner Ver- 
fügung unterliegen, hat in der katholischen wie in der evangelischen 
Kirche Nachahmung und Weiterentwicklung gefunden. Dar&ber 
bringt der Verfasser eine ausführliche Studie. Der ganze Gedanke 
geht auf die Anschauung alter Zeiten zurück und kann mit dem 
dreißigsten verglichen werden: er ist noch ein Nachklang der Vor- 
stellung, daß der Tote eine Zeitlang weiterlebe. 

Silberschmidt, Die deutsche Sondergerichtsbarkeit in Handels- 
und Gewerbesachen (Stuttgart 1904). 

Die Versuche des 19. Jahrhunderts zur Bildung der Handels- 
gerichtsbarkeit finden in dem Verfasser ihren kundigen Geschichts- 
schreiber. Das Werk schließt sich insofern an die früheren For- 
schungen des Verfassers an und bietet die erwünschte Fortsetzung. 
Von Interesse ist die Darstellung der Handelsgerichtsbarkeit in 
Nürnberg, die schon bis in das 16. Jahrhundert zurückgreift. Eine 
Handelsgerichtsordnung vom Jahre 1804 gab den Handelsgerichten 
neue Festigkeit und ebenso eine V.O. vom Jahre 1808, nachdem 
Nürnberg an Bayern gefallen war; im Jahre 1809 wurde ein 
Handelsappellationsgericht errichtet, und so ist es bis zur Beichs- 
gerichtsverfassung geblieben. 
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Yierbaus, Ueber die sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben der 
Zivilprozeßgesetzgebung (Berlin 1903), 

spricht sich namentlich far die Beschleunigung der Prozesse aus 
und tut dar, daß in dieser Beziehung die österreichische Prozeß- 
ordnung bedeutend mehr leistet als die deutsche. Der Grund ist 
offensichtlich: es ist die größere Amtsgewalt des Richters; es ist 
das System, welches ich in meinem Prozeß als Bechtsverhftltnis aus- 
geführt habe, dessen Gedanken in der österreichischen Zivilprozeß- 
ordnung mehr ihre Verwirklichung fanden als in Deutschland; 
allerdings damals wurde die Schrift von der herrschenden Schule des 
Zivilprozesses nicht anerkannt, und heutzutage denkt man kaum 
mehr an die Anregung, die meine damalige AusfGLhrungen für die 
Entwicklung des Prozesses gegeben haben. 

Demelius, Zur Lehre von der Rechtskraft des Zivilurteils (Wien 
1892), 

kommt in Widerspruch mit ünger mannigfach zu unrichtigen Er- 
gebnissen. So nimmt er an, daß eine Forderung, welche auf- 
rechnungsweise geltend gemacht und in dieser Form abgelehnt 
wurde, (nach österreichischem Rechte) noch einmal klagend geltend 
gemacht werden dürfe, und daß umgekehrt, wenn jemand mit einer 
Forderungsklage abgewiesen wurde, dieselbe Forderung noch auf- 
rechnungsweise vorgebracht werd^ dürfe. Beides ist unhaltbar. 
Richtig dagegen ist das Postulat, daß die Einwendung der rechts- 
kräftig entschiedenen Sache auch als prozeßhindernde Einrede 
gelten solle. 

L e s k e und Loewenfeld, Die Rechtsverfolgung im internationalen 
Verkehr (BerUn 1895) I. IL 

Die ersten zwei Bände enthalten die Darstellung des Zivil- 
prozesses folgender Länder: Deutschland, Oesterreich, Ungarn, 
Bosnien, Herzegowina, Schweiz^ Niederlande, Luxemburg, Frank- 
reich, Belgien, Italien, Monako, Spanien, Portugal, England, Irland, 
Schottland, Indien, Griechenland, Rumänien, Serbien, Bulgarien, 
Montenegro, Türkei, Schweden, Finnland, Rußland, Polen, Däne- 
mark und Norwegen. Die Bedeutung des Werkes für die rechts- 
vergleichende Forschung, wie für das praktische Recht ist allgemein 

Zeltoohrlfb für Torgletohende BechtawlBsenaohaft. XIX. Band. gQ 
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anerkannt und bedarf keiner Herrorbebung mebr. War doch gerade 
die yergleichende Zivilprozeßwissenechaft das Stiefkind des ver- 
gleichenden Beebts, 

Fedozzi, II diritto processnale civile internationale (Bologna 
1905). 

Von diesem Werk« das ich anderwärts ansfübrlicber besprechen 
werde, sei insbesondere das Kapitel über fremde Gerichtsbarkeit 
S« 299 f. henrorgehoben. 

Meili, Dr. F., Das internationale Zivilprozeßrecht (Zürich 1904/06). 

Wie inimer eine meisterhafte Beherrschung des Materials, Klar- 
heit der Gedanken und Feinheit der praktischen Anschauung. Ich 
verweise insbesondere auf die Darstellung über die Vollziehung aus- 
ländischer Urteile. Meine Theorie, daß die Beschränkung des aus- 
ländischen Urteils in seiner inländischen Wirkungßkraft sowohl nach 
der negativen, wie nach der positiven Seite zutrifft, so daß ins- 
besondere auch das abweisende Urteil des Auslandes für uns nur 
unter ganz besonderen Umständen bindend ist, kann ich allerdings 
nicht als widerlegt erachten, und die Annahme einer Arglist des 
Kittgers, weil er das Ausland angerufen hat und sodann dessen 
Entscheidung nicht anerkennen will, ist durchaus nicht vorhanden: 
denn er erkennt ja die Wirksamkeit der Entscheidung an für das 
Ausland , er will sie nur nicht für das Inland gelten lassen ! Für 
jeden Staat seih eigenes Urteil (sofern nicht kraft völkerrechtlichen 
Entgegenkommens etwas anderes gilt)I 

Aus Bunge, Tb., Ans dem baltischen Bechtsleben der Neuzeit 
(1894), 

mögen insbesondere die Ausführungen über den Eid im ZivilprozeS 
S. 82 f. hervorgehoben werden ; denn namentlich hier ist das russische 
Becht bedeutsam, welches den Parteieneid nur auf freiwillige Verein- 
barung beider Parteien zuläßt, S. 55. 

Lindheim, Das Schiedsgericht im modernen Zivilprozesse (Wien 
1901), 

geht trefiend von der Anschauung aus, daß das Schiedsgerichtswesen 
möglichst zu fördern ist. Auch ich bin dieser Ansicht, allerdings 
mit der Beschränkung, daß nicht durch die Schiedsgerichtsklausel 
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nnerlaabte Verträge oder Spielyertrftge auf mittelbarem Wege zur 
Geltung gebracht werden dürfen. 

Fennetti, Fallimento delle societä commercial! nei rapporti inter- 

nazionali, 
bespricht insbesondere auch das Problem des Üniversal-Eonkurses, 
ein Problem, das durch die eifrigen Bestrebungen der Italiener 
zu Gunsten der Gemeinwirkungen immer und immer wieder auf- 
gerührt wird. Die Gründe, die der Verfasser hierüber beibringt, 
sind weder neu, noch überzeugend. Es ist richtig, daß das Problem 
nach der Natur des Konkurses zu lösen ist: diese ist zwar keine 
reale, aber eine prozessuale, und der Prozeß beschitinkt sich in 
seinen Wirkungen auf das Land des Prozeßgerichts, wenn nicht 
eine völkerrechtliche Erstreckung angebahnt worden ist. 



Zürcher, Die neuen Horizonte im Strafrecht (Zürich 1892), 

bespricht die Bestrebungen Yon Lombroso, Garofalo u. a. als die 
Bringer neuer Horizonte; wobei er über die ganze Bichtung viel 
zu milde urteilt. Die ganze Bichtung ist unfruchtbar und nur 
negativ bedeutsam. 

Eine kurze Zusammenstellung der Lehre Lombrosos über 
den Verbrechertjpus bietet auch Kurella: Cesare Lombrose 
und die Naturgeschichte des Verbrechers. 

Napodano,. Prof, Gabriele, La Dottrina della pena (1891), 

sucht im Gegensatz zu jenen verkehrten Anschauungen die eigent« 
liehe Natur der Strafe als die efficienza coercitiva del diritto 
und ihr Ziel als die reintegrazione dell'ordine giuridieo 
darzutun. 

Ferriani, Minderjährige Verbrecher, Deutsch von Alfred Buhe* 
mann (1896), 

bringt Notizen über minderjährige Verbrecher, über die Ursache 
und über den Werdegang der Verbrecheranlage, sowie über die dem 
Verbrechertum zu Grunde liegenden moralischen Mängel; hierbei 
wird eine Beihe von lehrreichen Typen wiedergegeben und be- 
leuchtet. Ein ähnliches Werk (1897) handelt über entartete Mütter. 
Die Schriften sind kriminologisch nicht ohne Interesse^ 
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Lombroso, G. und Laschi, B., Der politische Verbrecher and 
die Kevolationen (1892). 

Eine Fülle von teilweise nngenauen Exzerpten, manchmal ein 
richtiger Gedanke, verbunden mit zwei unrichtigen, das Ganze ein 
nur mit größter Vorsicht zu benutzender Aufbau, oft scheinhaft 
blendend, meist aber irreführend — , das ist die Kennzeichnung aller 
Lombrososchen Schriffcen, die seinerzeit einiges Aufsehen erregten, 
heutzutage aber längst überholt und in ihrer Scheinhaftigkeit dar- 
getan sind. 

Bresler, Alkohol auch in geringen Mengen Gift (Halle 1902). 

Eine bemerkenswerte Antialkoholschriffc, die insbesondere auch 
der Meinung entgegentritt, als ob der Alkohol fur den Künstler 
nötig wäre, um sich zur Kunstschöpfung die nötige geistige Be- 
weglichkeit zu schaffen. 

Sighele, Psychologie des Auflaufs und der Massenyerbrechen 
(Dresden 1897). 

Die Massenyerbrechen haben eine besondere Psychologie, weil 
der einzelne in der Masse, durch einen gewissen Gesamtgeist er- 
faßt, oft wie traumhaft den Impulsen folgt und Taten begeht, die 
er sonst als einzelner von sich abweisen würde. Daher bedarf die 
Behandlung, namentlich des Landfriedensbruchs und des Aufruhrs 
ihre besonderen Gesetze. Wir sind vollständig damit einverstanden, 
daß alle diese Umstände berücksichtigt werden und können ins- 
besondere nicht gelten lassen, daß es nur die sog. moderne Straf- 
rechtsschule sei, welche hier zur sachgemäßen Behandlung führe. 

Birkmeyer, Dr. Karl, Grundriß zur Vorlesung über das deutsche 
Strafrecht (München 1905), 

ist in dem Aufbau bedeutsam und durch die Literaturangaben 
(Literatur der Jahre 1903—1904) schätzenswert. Zu wünschen wäre 
es, daß das Urheberrecht nicht mehr in der Kategorie der Indi- 
vidualrechte erschiene. 

Stenglein, Dr. M., Die strafrechtlichen Nebengesetze des deutschen 
Reichs (Berlin 1902). 

Das förderliche unternehmen, die Nebengesetze, deren Studium 
häufig hinter dem des Strafgesetzbuchs zurücktritt, einem ein- 
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gehenden Kommentar zu unterziehen, ist zur dritten Auflage gelangt. 
Das Werk ist so bekannt, daß ein Hinweis genügt. 

Stooß, Carl, Die Gmndzüge des schweizerischen Strafrechts 
(Basel und Genf 1892), 

in seiner enzyklopädischen Zusammenfassung des riesigen Materials 
ist allgemein anerkannt und bedarf keiner weiteren Einführung. 

Lacointa, Jules, Code penal d'Italie, 

bietet eine französische üebersetzung des italienischen Strafgesetz* 
buchs mit ausführlicher Einleitung, welche das im ganzen vorzüg- 
liche Gesetzbuch in tüchtigster Weise kennzeichnet. 

Aus Goltd ammers Archiv 52 darf ich vielleicht meinen 
neuen Aufsatz über das Straf recht zu Cervantes Zeiten er- 
wähnen. In seinem unsterblichen Werke bringt der große Novellist 
eine Beihe von Zügen aus dem damaligen Privat- und Strafrechts- 
leben, vor allem in jener Szene, in der Don Quichotte dem Zuge von 
Gefangenen begegnet. Darüber und über die Beziehungen zur Ley 
de las siete partidas ist dort gehandelt. 

Huther, Der Kausalzusammenhang als Voraussetzung des Straf- 
rechts (Wismar 1903), 

bietet eine Keihe von teilweise treffenden Ausführungen über den 
Kausalzusammenhang und handelt namentlich auf S. 37 f. über 
Wirken und Wirkungen, welchen Begriffen auch ich sehr große 
Bedeutung beilege. 

Eine andere Schrift über das Kausalitätssystem ist von Horn, 
Der Kausalitätsbegriff in der Philosophie und im Strafrechte (Leip- 
zig 1903), welche in der Unterscheidung zwischen Ursache und Be- 
dingung zu einem ähnlichen Ergebnisse wie ich gelangt. 
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2. StrafreohtliolLe Literatnr 

besprochen von Prof. E« Zttreher« 

Lucas, Dr.jnr. Hermann, wirkl. geh. Oberjustizrat und Ministerial- 
direktor, Anleitung zur strafrechtlichen Praxis. Ein 
Beitrag zur Ausbildung unserer jungen Juristen und ein Bat- 
geber für jüngere Praktiker. Berlin (0. Liebmann) 1902, 415 8. 
8 Mk., gebd 9 Mk. 

Wie Stölzels , Schulung für die zivilistische Praxis* seine Ent- 
stehung den Erfahrungen und Wahrnehmungen des Verfassers in 
seiner Stellung als Prüfnngskommiss&r verdankt, so auch dieses 
vorliegende Werk. Es will kein Lehrbuch des Strafprozesses sein 
und bietet daher weder systematische Vollständigkeit noch Nach- 
weise wissenschaftlicher Literatur. Dafür werden dem angebenden 
Praktiker lebendige Bilder aus allen Stadien des Strafyrozesses vor- 
geführt, es wird ihm gezeigt, wie er seine rechtswissenschaftlichen 
Kenntnisse anzuwenden, welche Formen er sich anzueignen habe 
und auch, ein Vorzug dieses Buches gegenüber älteren praktischen 
Darstellungen des Strafverfahrens, in welchem Geiste eine Unter- 
suchung durchzuführen , eine Sache vor Gericht zu vertreten sei. 
Das Gesetzesmaterial und die praktischen Hilfsmittel, Formularien- 
sammlungen u. dgl. sind, wie mir scheint, in ausreichender Voll- 
ständigkeit zitiert. — Ein vortreffliches Buch, nicht zum Nach- 
schlagen, sondern zum Durcharbeiten. 

Die preußischen Strafgesetze, erläutert von A. Grosc'huff, 
G. Eichhorn und Dr. H. Delius. Zweite gänzlich neu 
bearbeitete und vermehrte Auflage. Berlin (Otto Liebmann) 
1903/1904. 874 S. 23 Mk. 50 Pfg. 

Das Werk bildet den zweiten Band des „Kommentare zu den 
strafrechtlichen Nebengesetzen', dessen erster Band von derselben 
Veriagshandlung herausgegeben, die strafrechtlichen Nebengesetze 
des Deutschen Reichs, erläutert von Stenglein, Appellius und Klein- 
feiler enthält. Die Bearbeiter haben sich nicht auf die Wiedergabe 
der Straf bestimmungen der einschlägigen Gesetze beschränkt, es 
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sind auch die zivil" und verwaltangsrechtlichen Teile, soweit sie für 
die Strafrechtspraxis von besonderer Bedeutung sind, aufgenommen, 
aber auch so noch scheint es uns nicht unbedenklich, dem Richter 
ein unvollständiges Gesetz in die Hand zu geben. — Die Erläute- 
rungen sind reichhaltig und bringen insbesondere auch die Gerichts* 
praxis zur Darstellung. 

End res, Karl, Kriegsgerichtsrat bei der k. b. 4. Division, Mili- 
tärstrafgesetzbuch für das Deutsche Reich, nebst 
dem Ein ftihrungsge setze. Handausgabe, unter Berück* 
sichtigung der Rechtsprechung des Reichsgerichts und Reichs- 
militärgerichts, sowie der einschlägigen Gesetze, VerordQungen 
und Erlasse. — Würzburg (Stahelsche Verlagsanstalt), ohne 
Jahrzahl. (Vorwort vom Februar .1903), 15? S. steif broch. 
2 Mk. 5Ö Pfg. 

Ein Kommentar des Militärstrafgesetzbuchs mit knappen Wort- 
erklärungen » zahlreichen Verweisungen und gutem Register, ein 
gewiß sehr praktisches Büchlein. 

Stenglein, Dr. M., Reichsgerichtsrat a.D., Kommentar zur Mili- 
tärstrafgerichtsordnung , nebst dem Einführungsgesetz, den 
Nebengesetzen und den Ausführungsvorschrifben« Berlin (Otto 
Liebmann) 1901, 382 S., br. 9 Mk., geb. 10.25 Mk. 

Das bedeutsame und langersehnte Gesetzeswerk einer einheit« 
liehen deutschen Militärstrafgerichtsordnung hat schon einer Anzahl 
wissenschaftlicher Bearbeitungen gerufen. Die besondere Bedeutung 
des vorliegenden Kommentars, der kurz und bündig gehalten, ein 
reiches Auslegungsmaterial bietet, liegt in der steten Vergleichung 
mit der bürgerlichen Prozeßordnung, wodurch die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts auch für die Anwendung des vorliegenden Ge- 
setzes fruchtbar gemacht werden konnte. Der hervorragende An« 
teil, den der Verfasser an der früheren bayerischen Militärstrafgesetz* 
gebung genommen, bürgt allein schon dafür, daß bei dieser Be- 
nutzung des bürgerlichen Rechts nichts in die Erläuterung der 
Militärstrafgerichtsordnung hineingetragen wurde, was ihrer Anlage 
und ihrem Geiste fremd wäre. 
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Archiv für Kriminalanthropologie nnd Kriminalistik, 
herausgegeben von Dr. Hanns Groß. Leipzig» Vogel. 

Das Archiv erscheint in zwanglosen Heften, von denen vier einen 
Band zum Preise von 12 Mk. bilden. Im Jahre 1898 gegründet, hat 
es nnn schon den 10. Band erö£Ehet. Das Archiv will alle jene 
Tatsachen sammeln, die f&r die Kriminalistik, d.h. die Methodik 
der üntersnchnng im Strafprozesse von Bedentung sein können. 
So ist anch die Einbeziehung der Kriminalanthropologie zu ver- 
stehen; Groß steht nämlich im Gegensätze zur italienischen anthro- 
pologischen Schule. Auch so noch ist das Gebiet ein weites und 
wenig abgegrenztes. 

So bietet in dem uns vorliegenden 4. Heft des 9. Bandes 
V. Oefele unter dem Titel .Strafrechtliches aus dem Orient' eine 
interessante Studie aus den Papyrusfanden in Aegypten. Anknüpfend 
an einen Kriminalroman aus der Zeit des mittleren Beichs (2200 
bis 1800 V. Chr.) wird uns der Begriff des Unrechts in der orien- 
talischen Despotie und die rechtliche Stellung der Beamten zwischen 
König und Untertan in fesselnder Weise klargelegt. Die Behand- 
lung des politischen Verbrechens bei Palastrevolutionen, die Bestra- 
fung der Zauberei, wenn Mittel zu Unrecht und zur Verführung 
durch Frauen, ein Schuldspruch wegen angeblich falscher Denunziation, 
das sind die Ueberschriften einer Reihe weiterer lebensvoller Bilder. 



Blätter für Gefängniskunde. Organ des Vereins der deutr 
sehen Strafanstaltsbeamten. Redigiert von Dr. jur. v. Engel- 
berg. Kassel (G. Weiß) 1902. 

Diese im Jahre 1867 gegründete Zeitschrift fährt in bisheriger 
Weise fort, die Erfahrungswissenschafb und die Jurisprudenz des 
Strafvollzugs in den Strafanstalten durch vortreffliche Beiträge zu 
fördern. Das uns vorliegende Doppelheft (3. und 4. Heft des 
36. Bandes) enthält neben anderen eine eingehende Studie über die 
Stellung der Einzelhaft im heutigen deutschen Strafvollzug^ von 
Hermann Link, Beferendar in Lübeck und als Beilage ein Ver- 
zeichnis der Strafanstalten und Arbeitshäuser in 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn mit Angabe ihrer 
Größe, der Art des Strafvollzugs und des Arbeitssjstems. 
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Netter, Oskar, Das Prinsip der Vervollkommnuiig als 
Grandlage der Strafrechtsreform. Eine rechtsphiloso- 
phische üntersachnng. Berlin (Otto LiebmanD) 1900. 857 S. 

Auf einem fär Juristen besonders schweren Unterbau, der in- 
dessen yiele schöne Einzelheiten aufweist, konstruiert der Verfasser 
seine Theorie : Staat und Becht haben den Zweck, dena einzelnen es 
zu ermöglichen, sich nach seinem sittlich-freien Willen auszuleben, 
die sittliche Vervollkommnung also des Volkes und jedes einzelnen. 
Demselben Zwecke muß auch das Strafrecht dienen. Als Verbrechen 
ist daher anzusehen , diejenige Verhaltungsweise, die sich in zwie- 
facher Weise gegen das Prinzip der Vervollkommnung auflehnt, 
einmal soweit sie dem im Becht gewährleisteten Triebe der Ver- 
vollkommnung sich entgegensetzt und zweitens, indem sie inner- 
halb der eigenen Willenssphäre ein Abweichen von diesem Prinzip 
erkennen läßt*. Das ist gar nicht weit weg von der „radikal- 
reformatorischen" Deutung des Verbrechens als Symptom von Mangel 
altruistischer Gefühle und von ihrer Zwecksetzung für das Straf- 
recht: Moralische Evolution durch Selektion. In letzterer Formel 
ünden wir auch den Bezug auf die Art der Strafrechtsreform recht 
deutlich ausgedrückt. Der Verfasser lehnt es leider schon in der 
Einleitung ab, diese Beziehungen zu erörtern, obgleich uns der 
Titel diese Erörterung fast erwarten läßt. Erfreulich war für uns, 
also Uebereinstimmung zu finden darin, daß die Strafrechtstheorie 
nicht beim Bechtsgüterschutz und noch viel weniger beim Normen- 
schutz stehen bleiben darf. Der vergleichenden Bechtswissenschaft 
dient das Kapitel über den mosaischen, christlichen, griechischen, 
römischen und germanischen GesetzesbegrifP, mittelbar auch die 
geschichtliche Darstellung der ethischen Wandlungen. 

Baer, Dr. A. (Oberarzt am Strafgefllngnis Plötzensee bei Berlin), 
Ueber jugendliche Mörder und Totschläger. Kriminalanthro- 
pologische Beobachtungen. S.-A. aus dem Archiv für Kriminal- 
anthropologie , XI. Band. Leipzig (F. C. W. Vogel) 1903. 
68 S. 

Der Verfasser hat in seinem Hauptwerke: Der Verbrecher in 
anthropologischer Beziehung (Leipzig 1898) die von Lombroso auf- 
gestellte Theorie vom Verbrechertypus bekämpft. In der vorliegen- 
den Studie werden diese Untersuchungen fortgesetzt und der Ver- 
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fasser sieht die Bichtlgkeit seiner Ansicht best&tigL Wie immer 
man hierüber denke, so wird man mit höchstem Interesse und vielem 
Nutzen die Darstellung der 22 Fälle und Menschen lesen und den 
verdienstlichen Anregungen zur Umgestaltung des Strafvollzugs bei 
Jugendlichen nach pädagogisch-progressivem System beistimmen» 
insbesondere auch nach der Richtung, daß Leuten, die nach langem 
StrafvoUzung keine Aenderung und keine Umkehr zeigen, nicht 
nach ' formaler Verbüßung der ihnen gesetzlich auferlegten Straf- 
zeit diä Geföngnistüren zu öfhen und damit diese gefährlichen Leute 
auf die Gesellschaft loszulassen seien. 

Ferriani, Cav. Lino, Staatsanwalt in Como, Sohlaue und 
glückliche Verbrecher. Ein Beitrag zur gerichtlichen 
und gesellschaftlichen Psychologie. Deutsch von Alfred Ruhe* 
mann. Berlin (Siegfried Cronbach) 1899. 492 8. Mk. 8.— 
Schreibende Verbrecher. Ein Beitrag zur gerichtlichen 
Psychologie. Deutsch von Alfred Ruhemann. Berlin (S. Cron- 
bach) 1900. 192 S. Mk. 6.— 

Die neueren Richtungen im Strafrecht fordern das Studium 
der Menschen, welche Verbrechen begangen haben und der Ursachen, 
aus denen sie verbrochen haben, heraus. Es war ein glücklicher 
Gedanke von Ferriani, zu diesen Studien das reiche Erfahrungs- 
material zu benutzen, das ihm seine eigene langjährige Amtstätig- 
keit geliefert hatte. Die Bearbeitung befolgt die statistische Me- 
thode, aber die wenigen Zahlentabellen werden umrankt und über« 
wachsen von lebensvollen Einzelschilderungen und von allgemeinen 
Betrachtungen, die das kriminalistische Ergebnis der systematischen 
Beobachtung enthalten und von tiefem Mitleid mit all dem geistigen 
und materiellen Elend der Menschheit und von glühendem Zorne 
über ihre Ausbeuter getragen sind. In den «Schlanen und glück- 
lichen Verbrechern* betritt der Verfasser das interessante Gebiet, 
das. der Strafgesetzgeber noch nicht zu erfassen vermochte und auf 
welchem sich daher eine ausbeuterische, gewissenlose, aber schlaue 
Menge tummelt: die Verführer, die Spekulanten, die Wucherer 
feinerer Sorte u. s. w. Das andere Buch zeigt die Bedeutung der 
Briefe und anderer schriftlicher Ergüsse für die Feststellung des 
inneren und äußeren Tatbestandes und des Charakters des Ver- 
brechers. So reihen sich die obengenannten Werke den früheren 
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desselben Verfassers würdig an. Leider hat die Uebersetzungskonst 
des deutschen Uebersetzers noch garkeinerlei Fortschritte gemacht. 

Wachenfeld, Dr. F., Prof. in Rostock, Homosexualität 
und Strafgesetz, Ein Beitrag zur Untersuchung der Be- 
formbedürftigkeit des § 175 St.G.B. Leipzig (Dieterichscbe 
Verlagsbuchhandlung) 1901. 148 S. 

Eine rechtsgescbichtliche und i*echtsyergleichende Darlegung 
(„Das Verbrechen der widernatürlichen Unzucht in Vergangenheit 
und Gegenwart") vorausschickend, bespricht der Verfasser die An- 
griffe auf § 175 B.Str.G.B. und gelangt zu dem Vorschlage, ihn 
dahin zu fassen, daß die widernatürliche Unzucht zwischen Personen 
gleichen Geschlechts überhaupt, aber auch nur diese unter Strafe 
gestellt würde. Für die Behandlung der wirklich pathologischen 
Fälle genügen auch hier die allgemeinen Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuchs. Die Beweisführung ist klar und überzeugend. 

V. Alberti, Dr. 0., Das Notwehrrecht. Stuttgart (W. Kohl- 
hammer) 1901. 86 S. 1 Mk. 80 Pfg. 

Das Notwehrrecht ist nach dem Verfasser Eechtsausübung, 
Zubehörde des gefährdeten Rechtsg^tes, die Lehre von der Notwehr 
ist daher nicht im Strafrecht, sondern im Zivilrecht zu behandeln. 
Notwehr gegen Angriffe auf Dritte, deren Interessen wir nicht zu 
vertreten haben, ist somit unmöglich, sie fällt unter den Begriff 
der Nothilfe« Auch diese wird eingehend hier behandelt. Das 
Büchlein wird unter den Kriminalisten Widerspruch hervorrufen, 
in den verschiedensten Bichtungen ; darin liegt vielleicht sein Haupt- 
verdienst. Aber man muß sich mit den juristisch scharf gefaßten 
Erörterungen recht ernstlich auseinandersetzen. 

Eatz, Dr. Edwin, Die strafrechtlichen Bestimmungen des 
Handelsgesetzbuchs und des Seehandelsrechts. Mit 
Kommentar und Anmerkungen. Zweite völlig neu bearbeitete 
Auflage. BerUn (Guttentag) 1902. 122 S. 

Das Buch enthält eine Zusammenstellung der Straf bestimmungen 
des Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 1897, des Börsengesetzes vom 
22. Juni 1896, des Reicbsgesetzes betreffend das Flaggenrecht der 
Kauffahrteischiffe vom 22. Juni 1899 und der Seemannsordnung 
vom 2. Juni 1902 mit ausführlichen, praktischen Erläuterungen. 
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3. Weitere Bespreohimgen. 

Edmond deBrnyn, ,Le folklore da droit immobilier.* 
Bruxelles 1904. 70 8. 8 «. 

Diese, nur in kleiner Auflage erschienene Schrift zeigt von 
neuem, wie wertvolle Resultate sich for die Bechtsgeschichte bei 
Anwendung der folkloristischen Methode gewinnen lassen. 

Der Gedankengang der Abhandlung ist folgender: Es werden 
unterschieden , droit spontan^*' und , droit artificiel", d. h. das im 
Volke sich bildende und das von Gesetzgebern geschaffene Becht 
(S. 17). Auf das .droit spontan^' haben Einfluß Basse (S. 18 ff.)i 
das Milieu, z. B. die Bodenbeschaffenheit (S. 21 ff.) und die Zeit 
(S. 25 ff.). Wenn auch in den einzelnen Jahrhunderten das Becht 
eines und desselben Volkes sich ändert, so darf man doch die ge- 
schichtliche Kontinuität nicht übersehen (S. 25 f.). Dem .droit 
artificiel^ kann man den Vorwurf machen, .d'etre obligatoire et 
definitive en des mati^res oü Vesprit et les circonstances admettent 
la fantaisie ou pourraient apporter des modifications d'une annäe 
ä l'autre.^ (S. 31.) Und doch finden sich auch noch im Code 
Napoleon üeberbleibsel aus dem .droit spontan^*. (S. 37.) In 
vorliegender Arbeit sollen die im Grundstückrecht befindlichen be« 
trachtet werden. Es wird dann die Symbolik bei der Grundstück- 
Übereignung einer eingehenden Betrachtung unterzogen, unter viel- 
facher Heranziehung der folkloristischen Survivals zur Erklärung, 
so die Bedeutung der Uebergabe der Schlüssel (S. 43 ff.), üeber- 
eignung durch Auslöschen und Anzünden des Feuers (S. 46 ff.), 
Abschluß des Vertrages durch Handschlag (S. 56) — wie bei uns 
noch vielfach beim Viehkauf — oder durch ein Gelage (8. 57 ff.), 
wie auch bei uns noch heute weit verbreitet. 

In seinen Einzelheiten enthält das Buch eine Fülle von An- 
regungen und interessanten Bemerkungen. So erhalten wir z. B. 
Aufschluß, daß schon die Etrusker und Bömer ihre Toten an den 
Grenzen ihrer Ländereien begruben, eine Sitte, die sich auch im 
Südosten Frankreichs findet (S. 12 f.). Dies erklärt, weshalb die 
Grenzverrückung fur eine so schwere Sünde gehalten wurde und 
noch gehalten wird. Sehr interessant ist auch ein Zitat, das Verf. bei 
Besprechung der Sitte, daß der Verkäufer dem Käufer irgend ein 
Geschenk gibt, anführt: „En echange d'un objet qu'on vous offre, 
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vons devez faire an cadeau, fClt-il de la plus minime importance. 
Ainsi 11 est d'nsage de donner une ,pi^ce d'un centime^ on one 
,^pingle\ lorsqn'on va chercber da petit lait h la ferme* (Haroa 
»La folklore de Godarville [Hainaat]*) (S. 59). Hierdarch wird 
ein interessantes Schlaglicht geworfen anf die Hypothese von der 
Entwicklang des Kaafes and Taasches aas dem wechselseitigen 
Geschenk (hierüber vgl. Bücher, „Die Entstehang der Volkswirt- 
schaft'. 4. Aafl. Tübingen 1904, S. 72 ff.). Zweifelhaft dagegen 
kann es erscheinen, ob man mit dem Verf. die Uebereignang darch 
Löschen eines Feaers von Seiten des Verkäafers and Anzünden von 
Seiten des E&afers daraaf zarückführen darf, daß einst das Land 
darch Anlegen von Feaer im Urwald der Ealtar zagänglich ge- 
macht and dadurch Eigentam des Betreffenden warde, oder ob 
nicht vielmehr einfach der Verkäafer darch Loschen des Feaers 
kandgibt, daß er das Grandstück verläßt — das ja ohne Feaer 
unbewohnbar ist — und der Käufer durch Anzünden eines Feuers 
andeutet, daß er fortan auf dem Grund und Boden sein Essen be- 
reiten, überhaupt wohnen will. 

Dr. Albert Hellwig. 



P. Posener, Corpus-iuris-Exegese. Berlin, J. J. Heines Ver- 
lag, 1902. 78 S. 

-Das Büchlein enthält in seinem ersten Teil den Text von rund 
100 Stellen aus den ersten vier Büchern der Digesten, im zweiten 
Teil eine üebersetzung dieser Stellen mit kurzen Anmerkungen ; die 
letzteren enthalten neben sprachlich-grammatikalischen Erklärungen 
kurze Verweise auf die gebräuchlichen Lehr- und Handbücher, so- 
dann auf Parallelstellen aus dem Corpus iuris und dem B.G.B. 
Üebersetzung und Erklärung sind nicht immer einwandfrei, zeigen 
aber pädagogische Geschicklichkeit und das Bestreben nach Klar- 
heit und Anpassung an den Horizont des Anfängers. Dem letzteren 
wird nicht zu viel zugemutet , auch bezüglich der lateinischen Sprache 
nicht, denn die Anmerkungen geben auch darüber Aufschluß, welche 
termini des lateinischen Textes mit den einzelnen deutschen Bezeich- 
nungen wiedergegeben werden sollen. 

Da die Stellen alle aus den ersten vier Büchern in Legalfolge 
entnommen sind, erklärt sich, daß sie an umfang und Schwierig- 



